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72. Sitzung 

Bonn, den 16. Februar 1978 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 

Ich darf dem Hohen Hause zunächst mitteilen, 
daß unser Kollege Dr. Jaeger heute seinen 65. Ge-
burtstag feiert. 

(Beifall) 

Ich spreche Ihnen, Herr Kollege Jaeger, die herz-
lichen Glückwünsche des ganzen Hauses aus. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung — so 
darf ich weiter mitteilen — soll Punkt 4 der Tages-
ordnung — zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Personen-
beförderungsgesetzes - abgesetzt werden. Ist das 
Haus damit einverstanden? Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Eidesleistung 

des Bundesministers für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau 

des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie 

des Bundesministers für Bildung und Wissen-
schaft 

des Bundesministers für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit. 

Der Herr Bundespräsident hat mir mit Schreiben 
vom 16. Februar 1978 mitgeteilt, daß er auf Vor-
schlag des Herr Bundeskanzlers den Bundesminister 
der Verteidigung, Herrn Georg Leber, den Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau, Herrn Karl Ravens, den Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft, Herrn Helmut Rohde, 
und den Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, Frau Marie Schlei, aus dem Amt entlas-
sen hat. Gleichzeitig hat er Herrn Bundesminister 
Dr. Hans Apel zum Bundesminister der Verteidi-
gung, Herrn Bundesminister Hans Matthöfer zum 
Bundesminister der Finanzen, Herrn Dr. Dieter 
Haack zum Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau, Herrn Dr. Volker Hauff zum 
Bundesminister für Forschung und Technologie, 
Herrn Dr. Jürgen Schmude zum Bundesminister für 

Bildung und Wissenschaft und Herrn Rainer Offer-
geld zum Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit ernannt. 

Nach Art. 64 des Grundgesetzes leisten die Bun-
desminister bei der Amtsübernahme den in Art. 56 
des Grundgesetzes vorgeschriebenen Eid. 

Ich bitte die neu ernannten Herren Bundesmini-
ster Dr. Haack, Dr. Hauff, Dr. Schmude und Offer-
geld nacheinander zu mir zur Eidesleistung heranzu-
treten. Ich werde den Eid vorsprechen und bitte die 
Herren Bundesminister, ihn mit den Worten „Ich 
schwöre es, so wahr mir Gott helfe" oder „Ich 
schwöre es" zu bekräftigen. 

Der Eid lautet: 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle 
des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, das 
Grundgesetz und die Gesetze des Bundes 
wahren und verteidigen, meine Pflichten ge-
wissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen 
jedermann üben werde. So wahr mir Gott 
helfe. 

Ich rufe Herrn Bundesminister Dr. Haack auf und 
frage Sie, Herr Bundesminister Dr. Haack, Sind Sie 
bereit, den Eid zu leisten? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ja. 

Präsident Carstens: Dann leisten Sie bitte den 
Eid. 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich schwöre es, so wahr 
mir Gott helfe. 

Präsident Carstens: Ich danke Ihnen, beglückwün-
sche Sie und wünsche Ihnen alles Gute für Ihr Amt. 

Ich rufe Herrn Bundesminister Dr. Hauff auf. Ich 
frage .Sie, Herr Bundesminister Dr. Hauff: Sind Sie 
bereit, den Eid zu leisten? 

Dr. Hauff, Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie: Ja. 
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Präsident Carstens: Dann leisten Sie bitten den 
Eid. 

Dr. Hauff, Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie: Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe. 

Präsident Carstens: Ich beglückwünsche Sie und 
wünsche Ihnen alles Gute für ihre Aufgabe. 

Ich rufe Herrn Bundesminister Dr. Schmude auf. 
Ich frage Sie, Herr Bundesminister Dr. Schmude: 
Sind Sie bereit, den Eid zu leisten? 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ja. 

Präsident Carstens: Dann leisten Sie bitte den Eid. 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich schwöre es. 

Präsident Carstens: Ich beglückwünsche Sie und 
wünsche Ihnen alles Gute für Ihre Aufgabe. 

Ich rufe auf Herrn Bundesminister Offergeld. Ich 
frage Sie, Herr Bundesminister Offergeld: Sind Sie 
Bereit, den Eid zu leisten? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ja. 

Präsident Carstens: Dann leisten Sie bitte den Eid. 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ich schwöre es, so wahr mit Gott 
helfe. 

Präsident Carstens: Ich beglückwünsche Sie und 
wünsche Ihnen alles Gute für Ihre Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, daß die 
neuernannten Bundesminister den im Grundgesetz 
für die Übernahme ihres Amtes vorgeschriebenen 
Eid vor dem Deutschen Bundestag geleistet haben. 
Ich spreche ihnen die aufrichtigen Wünsche des 
ganzen Hauses für ihre Arbeit aus. 

Diesen Wünschen an die neuernannten Bundes-
minister füge ich den Dank des Hauses an die aus-
geschiedenen Bundesminister an. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, bevor ich Punkt 3 
unserer Tagesordnung aufrufe, möchte ich noch ein-
mal auf die letzte Sitzungswoche zurückkommen, in 
der wir den Haushalt beraten haben. Die Debatten 
dieser Woche zeichneten sich zeitweise durch sehr 
große Schärfe aus. Eine Durchsicht der Protokolle 
hat ergeben, daß auf beiden Seiten des Hauses 
zahlreiche unparlamentarische Äußerungen gefallen 
sind, die nicht alle gerügt wurden. Ich möchte da-
von absehen, die einzelnen Fälle nachträglich na-
mentlich zu nennen. 

Was die sitzungsleitende Funktion des Präsiden-
ten anlangt, so wie ich sie sehe, so kann ich nur das 
wiederholen, was ich schon bei früheren Gelegen-
heiten gesagt habe: Es kann nicht die Aufgabe des 
Präsidenten sein, zu dem Inhalt der hier gehaltenen 
Reden Stellung zu nehmen und zu prüfen, ob die 
Ausführungen des Redners richtig oder falsch sind. 
Das würde unvermeidlich zu einer subjektiven Be-
wertung durch den Präsidenten führen und die Frei-
heit der Rede im Bundestag beeinträchtigen. Der 
Präsident kann und soll mit sitzungsleitenden Maß-
nahmen eingreifen, wenn die Würde des Bundes-
tages beeinträchtigt oder die Ordnung im Hause — 
etwa durch formale Beleidigungen oder in anderer 
Weise — gestört wird. 

Ich möchte aber diese Gelegenheit benutzen, um 
das Haus eindringlich zu bitten, sich bei aller not-
wendigen Deutlichkeit und Härte der Auseinander-
setzung in der Sache größere Zurückhaltung in der 
Sprache aufzuerlegen. Die Schärfe der Sprache, 
auch wenn sie nicht ordnungswidrig ist, führt zu 
einer unnötigen Emotionalisierung. Sie verleiht 
dem, was der Redner sagen will, einen zusätzlichen 
und verletzenden Nachdruck. 

Eine übermäßige Heftigkeit der Debatten scha-
det dem Ansehen des Deutschen Bundestages bei 
den Bürgern im Lande und — das darf ich hinzu-
fügen — auch bei den Deutschen im anderen Teil 
Deutschlands, von denen wir wissen, daß viele un-
seren Debatten folgen. Der Deutsche Bundestag soll-
te sich bemühen, nach außen ein solches Bild zu bie-
ten, daß diejenigen, die seine Debatten mithören, 
ihm mit Achtung begegnen können. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung der Strafpro-
zeßordnung 

— aus Drucksachen 8/322, 8/976, 8/996 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache 8/1516 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Westphal 

bb) Erste Beschlußempfehlung und Erster 
Bericht des Rechtsausschusses (6. Aus-
schuß) 
— Drucksache 8/1482 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Weber (Köln) 
Abgeordneter Hartmann 
Abgeordneter Dr. Wittmann (München) 

(Erste Beratungen 25., 53. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des vom Bundesrat ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
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Änderung der Strafprozeßordnung und des 

Strafvollzugsgesetzes 
— Drucksache 8/1283 —

Beschlußempfehlung und ,Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1482 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Weber (Köln) 
Abgeordneter Hartmann 
Abgeordneter Dr. Wittmann (München) 
(Erste Beratung 61. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Eyrich. 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist heute nicht 
das erste Mal, daß der Deutsche Bundestag über die 
Bekämpfung des Terrorismus diskutiert. Er disku-
tiert aber heute zum erstenmal nach den schreck-
lichen Anschlägen auf den Generalbundesanwalt, auf 
Jürgen Ponto und auf Hanns Martin Schleyer sowie 
dessen Begleiter darüber, was wir nach langen Re-
den endlich in die Tat umzusetzen bereit sind. Jetzt 
ist, wenn ich es mit einem etwas abgeschmackten 
Schlagwort sagen darf, die Stunde der Wahrheit ge-
kommen. Hic Rhodos, hic salta, möchte man gerne 
sagen. Nichts anderes, als die Konsequenzen aus 
den schrecklichen Ereignissen zu ziehen, ist heute 
die Aufgabe dieses Parlaments. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir uns mit diesen Fragen beschäftigen, 
dürfen wir nicht vergessen, was in den vergangenen 
Debatten von uns allen als Bekenntnis abgelegt wor-
den ist. Uns allen ist noch die eindrucksvolle De-
batte vom 28. Oktober 1977 in Erinnerung, in der 
die Sprecher der Fraktionen zu den Ereignissen Stel-
lung genommen haben. Uns allen ist noch in Er-
innerung, Herr Justizminister Vogel, daß Sie damals 
gesagt haben, es handle sich hier um eine neue 
Situation, die es nicht erlaube, so fortzufahren, als 
sei nichts geschehen. Der Bundesjustizminister hat 
damals mit unserer Zustimmung ausgeführt, daß die 
Größe der Gefahr, das Potential des Terrors ohne 
Übertreibung, aber auch ohne Verharmlosung darzu-
stellen und zu analysieren seien. Er hat mit unserer 
Zustimmung festgestellt, daß wir es mit einem er-
heblichen kriminellen Potential zu tun hätten. Wir 
waren uns in der damaligen Debatte einig: der Ter-
rorismus ist nicht nur ein schreckliches Verbrechen 
gegen einzelne wehrlose Menschen, sondern er ist, 
wie damals unser Kollege Dregger ausgeführt hat, 
ein organisierter Angriff gegen unseren Staat. Es 
bestand und besteht, so hoffe ich, Übereinstimmung 
darüber: Die menschenverachtenden, die Würde des 
Menschen mit Füßen tretenden, unseren Staat mit 
allen zur Verfügung stehenden verbrecherischen 
Mitteln bekämpfenden Terroristen scheuen vor 
nichts, aber auch gar nichts zurück. Die Brutalität 
ihres Vorgehens führt uns nichts anders deutlicher 
vor Augen als das schreckliche Bild jener ermorde- 

ten Begleiter von Hanns Martin Schleyer. Niemand 
wird dieses Bild vergessen können. 

In den letzten Tagen ist in unser Bewußtsein ge-
drungen, daß der Terrorismus eine neue Variante 
bekommen hat. In Frankfurt ist die Wohnung eines 
Straßenbahnführers nicht verschont geblieben. In 
Frankfurt ist das Auto eines anderen Straßenbahn-
führers gesprengt worden. Dies geschah nur deshalb, 
weil beide bereit waren, Straßenbahnzüge zu fahren, 
um deren Tarife gestritten wird. Die Verantwortung 
übernehmen wie üblich revolutionäre Zellen, nicht 
ohne mit Sarkasmus darauf hinzuweisen, man rücke 
jetzt auch dem kleinen Mann, wie sie sich auszu-
drücken pflegen, etwas näher auf den Pelz. 

Angesichts dieser Erscheinungsformen des Terro-
rismus sollten wir aber auch nicht vergessen, was in 
jener Sitzung am 28. Oktober über Solidarität, 
Staatsverständnis, Opferbereitschaft und andere 
Werte gesagt worden ist. Ich nehme das auf, was 
der Justizminister damals in der Debatte gesagt hat, 
und bekenne mich heute noch dazu. Er sagte damals, 
in der Größe der Gefahr, in der Erfahrung gemein-
samer Bedrohung liege auch eine Chance. Er führte 
damals wörtlich aus:  

Wir spüren ein Zusammenrücken in unserem 
Volke, ein Schrumpfen von Gegensätzen, die 
zwar fortbestehen und auch fortbestehen müs-
sen, aber in ihrer Bedeutung realistischer gese-
hen werden. 

Wie hatten Sie damals gesagt, Herr Bundesminister: 

Die Zusammenarbeit aller politisch verantwort-
lichen Kräfte in der großen Runde hat insoweit 
nur nachvollzogen, was draußen in unserem 
Volke schon geschehen ist und was die Men-
schen unseres Volkes von uns erwarten, übri-
gens auch in Zukunft erwarten, ja geradezu ver-
langen. 

Meine Fraktion und ich bekennen uns zu diesen 
Forderungen. Wir bekennen uns auch zu den Folge-
rungen, die Sie, Herr Justizminister, damals gezogen 
haben. Dieser Staat muß Opfer verlangen und von 
der ihm anvertrauten Gewalt Gebrauch machen. 

Es sei mir in diesem Zusammenhang erspart, auf 
Bekundungen des Herrn Bundeskanzlers im einzel-
nen einzugehen. Aber eines müssen wir, Herr Bun-
deskanzler, ganz nüchtern feststellen: Wenn sich de 
Führungskraft und Überzeugungsfähigkeit des Bun-
deskanzlers in dem heute uns vorliegenden Ergeb-
nis Ihrer Beratungen in  der  Koalition spiegeln, dann, 
Herr Bundeskanzler, reicht das bei weitem nicht aus, 
dem Anspruch zu genügen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

den das hohe Amt an Sie als Bundeskanzler stellt. 

Welch ein Unterschied — ich möchte sagen: es 
sind fast zwei Welten — zwischen dem, was noch 
vor Wochen gelobt wurde, und dem, was wir heute 
präsentiert erhalten. Wenn es wahr ist, daß der 
Staat in den Zeiten der gemeinsamen Bewährung an 
Autorität und Zuneigung gewonnen hat, dann steht 
zu befürchten, daß er heute wieder verliert. 
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nisses besteht nicht darin, wie wenig es geeignet ist, 
wirksam den Terrorismus zu bekämpfen. Es wird 
vielmehr abzumessen sein an der Enttäuschung und 
Verbitterung unzähliger Menschen, die bei neuen 
Anschlägen wieder zusehen müssen, daß wir noch 
nicht einmal das notwendige gesetzliche Handwerks-
zeug geliefert haben, um die Menschen in unserem 
Staat so wirksam wie möglich zu schützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und nichts ist gefährlicher als die Resignation, das 
Gefühl der Ohnmacht, ja — sagen wir es ruhig — 
das Gefühl, daß der Staat, daß das Parlament nicht 
mehr in der Lage sind, wirksame Gesetze zu er-
lassen.  

Unterschätzen Sie von der Koalition den Bürger 
nicht, in dessen Namen wir hier Gesetze zu machen 
haben. Der Bürger hat sich das Gefühl dafür be-
wahrt, daß im Interesse der Sicherheit der Men-
schen in unserem Staat auch Opfer von ihm ver-
langt werden können, Opfer, die in keinem Verhält-
nis zu dem stehen, was die Angehörigen der Ermor-
deten auf sich nehmen mußten. Ich sage es noch 
einmal: Unterschätzen Sie die Opferbereitschaft der 
Bevölkerung nicht, die es geradezu empörend fin-
den muß, daß wir uns heute gerade darüber unter-
halten, ob mit einem Durchsuchungsbefehl ein Haus 
mit einem oder zwei Eingängen durchsucht werden 
darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist weder dem Anlaß angemessen, noch ist es 
die richtige Dimension. 

Lassen Sie mich aber — und ich glaube, hier soll-
ten wir ernsthaft miteinander in eine Diskussion 
eintreten — einen Gedanken vertiefen, der in letzter 
Zeit der Mittelpunkt unserer Auseinandersetzungen 
gewesen ist. Die zentrale Frage und der Ausgangs-
punkt der Diskussion, die wir heute führen, ist doch 
zweifellos die Frage nach der Möglichkeit und den 
Grenzen unseres Rechtsstaats. Es sollte unter uns 
kein Zweifel bestehen: Alle hier zur Debatte ste-
henden Vorschläge, von welcher Seite sie auch 
kommen mögen, sind mit dem demokratischen 
Rechtsstaat und seiner Verfassung zu vereinbaren. 
Es ist ein untauglicher und zugleich unredlicher 
Versuch, einzelnen Gesetzgebungsmaßnahmen ent-
gegenzuhalten, sie stimmten mit dem rechtsstaat-
lichen Prinzip nicht überein. 

Es ist ausgerechnet unserem Kollegen Hansen 
vorbehalten geblieben, gestern eine Pressemeldung 
herauszugeben, in der er meint, daß die CDU/CSU 
den Versuch unternehme, durch krasse Einschrän-
kung von Freiheitsrechten — wie er sich auszu-
drücken pflegt — den Staat in einen gepanzerten 
Belagerungszustand zu versetzen. Ja, Herr Kollege 
Hansen, darf ich Sie einmal fragen, wer eigent-
lich diesen Staat in einen Belagerungszustand ver-
setzt hat? 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU) 

Ist Ihnen denn entgangen, daß niemand anders als 
die Terroristen die Menschen in diesem Lande dazu 
zwingt, wie in einer Festung zu leben, daß Kinder 

von vielen Menschen in diesem Lande nicht mehr 
allein zur Schule gehen können, weil man Angst 
haben muß, daß sie am Abend nicht zurückkehren? 
Wer hat denn den Belagerungszustand in diesem 
Land ausgerufen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer greift denn in Freiheitsrechte ein? Ich weiß es ; 
 lassen Sie mich dort anschließen: Ich erinnere mich 

noch sehr genau daran, wie in vielen gemeinsamen 
Gesprächen im September, Oktober und November 
1977 unsere damals schon vorliegenden Gesetzent-
würfe von keinem der damaligen Gesprächspartner 
— das waren Sie, Herr Minister Vogel und Herr 
Minister Maihofer — als mit der Verfassung nicht 
übereinstimmend bezeichnet worden sind. Im Ge-
genteil: Erinnern Sie sich doch daran, wie Sie dem 
Kollegen Dr. Wittmann und auch mir versichert 
haben, fast alle unsere Vorschläge seien nicht nur 
bemerkenswert, sie seien auch wert, übernommen 
zu werden! Es bedarf nicht noch einmal der Erwäh-
nung, daß jeder unserer Vorschläge in anderen de-
mokratischen Staaten der westlichen Welt — sei es 
in Schweden, den Niederlanden, der Schweiz, Frank-
reich oder Italien — als etwas Selbstverständliches 
angesehen wird. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Warum verschweigen Sie das den Bürgern unseres 
Landes? Warum legen Sie nicht dar, welche Beweg-
gründe Sie davon abhalten, das dort Selbstver-
ständliche auch bei uns zu verwirklichen? 

Wir müssen hier und heute Farbe bekennen, wie 
wir unseren Rechtsstaat begreifen. Natürlich besteht 
bei den meisten von uns darin eine Grundüberein-
stimmung; aber wir müssen auch über die Band-
breite des Rechtsstaates einig werden, von der Sie, 
Herr Bundeskanzler, einmal gesagt haben, daß wir 
bis an den Rand der Möglichkeiten dieses Rechts-
staates gehen müßten. Der Rechtsstaat kann nicht 
nur als ein Staat angesehen werden, in dem die 
Bürger Rechte haben und an den sie Rechte haben. 
Ich möchte hier nicht zu viele Zeugen aufrufen. Oft 
ist John F. Kennedy von Ihnen zitiert worden. Las-
sen Sie mich ihn auch heute einmal zitieren. Von 
ihm stammt die Losung: Fragt nicht, was euer Land 
für euch tun kann, sondern was ihr für euer Land 
tun könnt! Der Rechtsstaat bedingt halt auch Pflich-
ten. Kaum einmal ist dies deutlicher geworden als 
in der Begründung, die der Bundesgerichtshof zur 
sogenannten Kontaktsperre gegeben hat. Hinter der 
ersten Pflicht des Rechtsstaates, Leben zu schützen, 
so der Bundesgerichtshof, hätten andere Erwägun-
gen zurückzutreten. Es sei das Recht eines Staates, 
den inhaftierten Beschuldigten ohne Kontakt mit 
der Außenwelt, auch ohne Kontakt mit seinem Ver-
teidiger zu lassen, wenn es der Schutz des Lebens 
seiner Bürger erfordere. 

Wir stellen fest: Ein Rechtsstaat ist nicht denk-
bar, wenn in ihm nicht eindeutig dargestellt ist, daß 
das höherwertige Rechtsgut dem anderen Rechtsgut 
vorgeht. Das ist nicht nur ein allgemein anerkannter 
Rechtssatz, sondern mehr: ein unverzichtbarer 
Grundsatz eines geordneten demokratischen Rechts- 
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Staates. Es ist der Grundsatz der Güterabwägung, 
der in sich den Gedanken der Zumutbarkeit ein-
schließt. Diesen Grundsatz haben Sie, meine Damen 
und Herren von der Bundesregierung, zu Recht, wie 
wir glauben, auch in unserem Namen für sich in An-
spruch genommen. Es ist in der Geschichte unseres 
Volkes ein einmaliges Erlebnis gewesen, als das 
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe in geradezu atemberaubenden Stunden 
abgewickelt wurde, als der Sohn von Hanns Martin 
Schleyer dafür kämpfte, das Leben seines Vaters 
durch das Eingehen auf die Forderungen der Terro-
risten zu retten, die inhaftierten Verbrecher freizu-
lassen. Die Bundesregierung, Herr Minister Vogel, 
hat damals durch Sie mit unserem Einverständnis 
gegen den Antrag des Sohnes, das Leben seines Va-
ters zu retten, Stellung genommen. 

Gestatten Sie, Herr Präsident, daß ich aus dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 16. Okto-
ber zitiere. Es heißt dort: 

Für die Bundesregierung hat der Bundesmini-
ster der Justiz Stellung genommen. Er hält den 
Antrag für nicht begründet. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes binde den Staat, das Leben 
eines Menschen auch gegen Angriffe Dritter 
zu schützen. Im vorliegenden Fall ständen die 
verantwortlichen staatlichen Organe jedoch 
vor folgender Abwägung: Einerseits gehe es 
darum, alles menschenmögliche zu tun, um das 
Leben des Antragstellers zu schützen. Auf der 
anderen Seite aber werde mit dem Eingehen auf 
die Forderung der Entführer das Leben weiterer 
Unbeteiligter in höchstem Maß gefährdet; denn 
die elf inhaftierten Terroristen seien besonders 
gefährlich. 

Sie, Herr Bundesjustizminister, haben vorgetragen: 

Nach ihrer Freilassung würden sie, wie die Er-
fahrungen nach dem Entführungsfall Lorenz  ge-
zeigt hätten, ihr verbrecherisches Tun fort-
setzen. Mit diesen Forderungen 

— so haben Sie damals vorgetragen — 

solle die Grundlage der Rechtsstaatlichkeit ge-
troffen werden. Ihre Erfüllung würde den Staat 
um ,die Fähigkeit bringen, Schutz zu gewähren. 
In dieser außerordentlichen Notsituation gebe 
es keine Entscheidung, die ... als die allein 
richtige bezeichnet werden könne. Vielmehr 
müssen den verantwortlichen staatlichen Or-
ganen ein Beurteilungs- und Entscheidungs-
spielraum verbleiben. 

Soweit das Zitat aus dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts. 

Meine Damen und Herren, was heißt das, über-
setzt in die Sprache des Nichtjuristen? Nichts an-
deres, als daß die Bundesregierung von den Ange-
hörigen von Hanns Martin Schleyer verlangte, daß 
sie das Opfer des Todes ihres Ehemannes und Vaters 
im Interesse des Rechtsstaates hinzunehmen habe. 
Noch nie und zu keiner Zeit hat man, .mit dem 
Rechtsstaat vereinbar,. ein größeres Opfer von je-
mandem verlangt. Man hat Unzumutbares im Inter-

esse des Rechtsstaates unseren Mitbürgern zuge-
mutet. Meine Damen und Herren, ich wende mich 
hier ganz besonders an die Kollegen Coppik, Han-
sen und andere, und ich wende mich nicht zuletzt 
an die Bundesregierung und an alle Kollegen der 
Koalition in diesem Hause. Vor diesem Hintergrund 
ist es nicht begreifbar, daß Sie dem Staat in der 
Verfolgung dieser Verbrechen so enge Grenzen 
setzen, wie Sie es mit Ihrem Vorschlag heute tun. 
Können Sie uns und den Bürgern dies begreiflich 
machen? Ist das die Antwort, die eine Koalition 
auf die größte Herausforderung unseres Rechtsstaa-
tes hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir kläglich mutet es eigentlich an, wenn Sie mit 
uns gar noch unter Berufung auf den Rechtsstaat 
über die Vereinbarkeit unserer Vorschläge mit der 
Verfassung rechten wollen! Soll der Staat angesichts 
eines solchen Vorgangs nicht das Recht haben, dem 
Verteidiger die Überwachung des Gesprächs zuzu-
muten? Die Bundesregierung hat zutreffend die Ge-
fährlichkeit der Terroristen in dem Verfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht gekennzeichnet. Die 
Sicherungsverwahrung verurteilter Terroristen zum 
Schutz des Lebens vieler Bürger aber scheint Ihnen 
zu weit zu gehen. Wer wollte nicht, daß der Bürger 
vor Eingriffen des Staates möglichst verschont 
bleibe? Wir alle wollen das. Aber wer das Opfer 
des Lebens als zumutbar erachtet, sollte auch die 
Durchsuchung von Wohnkomplexen als zumutbar 
erachten. Die Bürger des Staates sind zu diesen 
Opfern bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Gesetzgebungspaket, meine Damen und Her-
ren, das Sie uns vorlegen, ist unzureichend, unvoll-
kommen und in gar keiner Weise geeignet, auch nur 
im Ansatz zu einem Erfolg in der Verbrechensbe-
kämpfung zu kommen. Meine Kollegen Dr. Witt-
mann und Hartmann werden im einzelnen zu Ihren 
Vorstellungen noch Stellung nehmen. Lassen Sie es 
mich bei einigen grundsätzlichen Bemerkungen be-
wenden. 

Kein einziger Vorschlag, den Sie von der Koalition 
vorlegen, betrifft das materielle Strafrecht. Natür-
lich kennen wir den immer wieder von Ihnen ge-
äußerten Einwand, das Strafrecht sei nicht geeignet, 
mit dem Problem fertig zu werden. Dazu gehörten 
mehr, so sagen Sie, und auch andere Maßnahmen. 
Zugegeben: Wer mit strafrechtlichen Mitteln allein 
das Problem zu bewältigen versuchte, müßte schei-
tern. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Wer es aber ohne das Strafrecht schaffen will, wird 
nicht weniger scheitern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So sicher die Erhöhung eines Strafrahmens, für sich 
allein gesehen, unzulänglich ist, so gewiß ist, daß 
ein Staat nicht darauf verzichten kann, mit der Straf-
drohung auch sein Unwerturteil über eine Tat zu 
verbinden. Wir müssen doch deutlich machen, wel-
ches Maß an verbrecherischer Intensität terroristi-
sche Straftaten beinhalten. Es geht bei der Straf- 
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verschärfung um die sichtbare Achtung der Tat und 
um die Bedeutung des Rechtsguts, das wir schützen 
wollen. Wir haben von dieser Stelle aus oft ge-
hört — Sie haben es in Ihrer Rede damals selbst 
angeführt, Herr Justizminister —, daß es unvermeid-
lich sei, höhere und härtere Strafen gegen Rechts-
brecher etwa auf dem Gebiet des Wuchers, der Wirt-
schaftskriminalität und auf anderen Gebieten zu ver-
hängen. Warum sollte das denn nicht auch hier gel-
ten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kann mir einmal jemand erklären, warum man in 
unserer Systematik diesen Unterschied macht? Die 
Strafvorschriften haben eben neben anderen Zwek-
ken auch den Sinn, abschreckend zu wirken. Nicht 
der zum Mord entschlossene Terrorist wird abge-
schreckt werden; das wissen wir auch. Aber jeder, 
der zu diesen Banden stößt, soll die Schwellen er-
kennen, die zu überschreiten er sich anschickt. Mor-
dende Terroristen, so ist schon oft gesagt worden, 
fielen nicht vom Himmel; das ist schon zutreffend. 
Aber eine Erkenntnis aus der Tagung unserer Partei 
über die Ursachen des Terrorismus ist, daß der Weg 
in den Terrorismus oft lang ist, ein Weg, der bei 
Häuserbesetzungen und anderen Dingen beginnt. 
Dem und nichts anderem wollen wir Rechnung tra-
gen, wenn wir die Strafen verschärfen wollen. 

In Ihrem Entwurf findet sich nichts über die Not-
wendigkeit der Verhängung der Sicherungsverwah-
rung — trotz mehrmaliger Andeutungen des Bun-
deskanzlers. Eines aber muß vom Tisch, meine Da-
men und Herren: Lassen Sie endlich die Andeutun-
gen beiseite, mit denen Sie die Sicherungsverwah-
rung immer wieder in die Nähe der Maßnahmen 
des Nazismus zu rücken versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist — das sage ich an die Adresse eines jeden, 
der diesen Versuch unternimmt — schlicht und ein-
fach pure Infamie. Sind Sie denn von den tüchtigen 
Beamten des Justizministeriums so schlecht beraten, 
daß Sie nicht wüßten, daß die Sicherungsverwahrung 
schon lange geltendes Recht ist? Herr Justizminister 
Vogel, schaffen Sie hier doch endlich Klarheit! Sagen 
Sie den Bürgern doch, daß die Sicherungsverwah-
rung ein legitimes, verfassungskonformes Mittel ist, 
das nichts anderes will, als die Bürger vor gefähr-
lichen Rechtsbrechern zu schützen! Sagen Sie, daß 
die Sicherungsverwahrung uns davor schützt, daß 
einmal gefaßten Terroristen in Zukunft erneut Ge-
legenheit gegeben wird, Menschen zu töten, sie zu 
entführen, Angst und Schrecken zu verbreiten und 
unsere Demokratie zu zerstören! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sagen Sie den Zweiflern auch, und ich sage es Ihnen 
— ich habe mich gewundert, daß es in keinem Bei-
trag, den Sie geleistet haben, in diesem Zusammen-
hang zum Ausdruck gekommen ist —, daß die Not-
wendigkeit der Sicherungsverwahrung in Zeitab-
ständen überprüft und so erreicht wird, daß derje-
nige, der nach menschlichem Ermessen eine Gefahr 
nicht mehr darstellt, auch entlassen werden kann! 
Wer so wie Sie die Gefährlichkeit der Terroristen 

zutreffend gekennzeichnet hat, sollte daraus auch 
die Konsequenz ziehen. Nehmen Sie doch auch hier 
eine Güterabwägung vor, meine Damen und Her-
ren! Denken Sie an die Opfer und die zukünftig 
Gefährdeten mindestens in gleichem Maße wie an 
die Verurteilten! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch unvorstellbar, daß wir alle hier in die-
sem Hause eines Tages Rechenschaft darüber able-
gen müßten, warum wir so gefährliche Täter wieder 
in die Freiheit entlassen und ihnen die Möglichkeit 
gegeben haben, womöglich jemanden zu töten. 

Sie haben die Möglichkeit geschaffen — damit 
komme ich zu einem anderen Punkt —, eine Person, 
die einer strafbaren Handlung verdächtig ist, zur 
Feststellung ihrer Personalien festzuhalten. Nach 
Ablauf von zwölf Stunden — so ist es Ihr Wille — 
soll diese Person wieder freigelassen werden, auch 
dann, wenn die Identität nicht festgestellt werden 
konnte, auch dann, wenn nicht auszuschließen ist, 
daß es sich um einen gesuchten Straftäter handelt, 
eben halt auch, Herr Kollege Engelhard, um einen 
Terroristen. 

Schließlich ein Wort zu der von Ihnen gefundenen 
— ja, soll man so sagen? — „Lösung" der Razzien. 
Angesichts der Erscheinungsweise des terroristischen 
Verbrechens ist es geradezu lächerlich, was Sie hier 
an Lösungen anbieten. Wie immer Sie auch das 
„Gebäude" definieren wollen, ob es einen Zugang 
oder zwei Zugänge, ob es eine Klingel oder zwei 
Klingeln haben soll, ist in diesem Zusammenhang 
völlig unbedeutend. Was aber bedeutend ist und 
was mehr wiegt als alles andere, sind die Erfahrun-
gen, die wir aus dem letzten Entführungsfall haben. 
Ich kann mich noch sehr lebhaft daran erinnern, 
Herr Kollege Maihofer, in wie sehr anschaulicher 
Weise Sie damals im Innenausschuß von „Wohn-
halden" und „Gebäudekomplexen" gesprochen ha-
ben, die zu durchsuchen erforderlich gewesen sei. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Das 
hat er alles vergessen!) 

Ich kann mich noch genau daran erinnern, wie 
nachdrücklich Sie, Herr Kollege Maihofer, gefor-
dert haben, daß gerade solche Gebäudekomplexe, 
ganze Viertel sollen durchsucht werden können. 
Heute kommen Sie mit dem Vorschlag, daß mit 
einem Durchsuchungsbefehl nur ein einzelnes Ge-
bäude untersucht bzw. durchsucht werden darf. Ha-
ben Sie schon einmal daran gedacht, meine Kolle-
gen von der Koalition, daß eine Durchsuchung 
einer Wohnung niemandem verborgen bleibt, und 
wissen Sie denn nicht, daß dann gerade die Gefahr 
besteht, daß die im nächsten Häuserblock befind-
lichen Terroristen Zeit haben werden, sich abzu-
setzen? 

Das sind Fragen über Fragen, die Sie niemandem 
bisher beantwortet haben. Da hat mich doch ein 
bißchen die Feststellung des Vizekanzlers Genscher 
erschüttert — auf Ihre erneute Modifikation Ihrer 
einmal gebrachten Vorschläge —, man begrüße jede 
Art der weiteren Liberalisierung der Gesetze. Ja, 
was ist denn das für ein Verständnis von dem An- 
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spruch des Staates, das Leben der Bürger zu schüt-
zen?! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das hat nichts mehr mit der Liberalisierung zu tun, 
sondern das hat etwas damit zu tun, ob wir die uns 
übertragene Verantwortung ernst nehmen oder 
nicht. 

Einige Bemerkungen gestatten Sie mir bitte noch 
zur Verteidigerüberwachung. Von Anfang an bil-
dete sie einen zentralen Punkt unserer Auseinan-
dersetzungen. In keiner, aber auch in keiner an-
deren Frage — das muß ich Ihnen von der Regie-
rung und auch von der Koalition sagen — offenbart 
sich deutlicher die Konzeptlosigkeit. Sie über-
treffen sich hier in der Tat selbst. In keiner anderen 
Frage haben wir mehr zu spüren bekommen, daß 
— der Einsicht zum Trotz — Sie der Machterhaltung 
mehr Gewicht beimessen als dem Sie fordernden 
Handeln. 

Seit dem Jahre 1973, genau genommen seit De-
zember 1973 läuft dieser spannende Film, wenn ich 
es einmal so nennen darf; denn nichts anderes ist es. 
Zunächst wird die Ü berwachung des mündlichen 
Verteidigerverkehrs kategorisch abgelehnt mit der 
Behauptung, dies sei nicht rechtsstaatlich. Dann 
beginnt das inzwischen altbekannte Verfahren, daß 
nach Terroranschlägen alle Maßnahmen verspro-
chen werden. Daß hinterher dann alles wieder ver-
gessen wird, sei am Rande erwähnt. Nach der Er-
mordung des Kammergerichtspräsidenten von 
Drenkmann erfolgt eine Vorlage des Bundesmini-
sters der Justiz zur Überwachung des mündlichen 
und schriftlichen Verkehrs. Ihm folgt ein Kabinetts-
beschluß, mit dem die Überwachung des mündli-
chen Verteidigerverkehrs bestätigt wird. Ihr Kabi-
nett hat dies damals bestätigt. Dazu kommt, daß Sie, 
Herr Kollege Schäfer, als stellvertretender Vorsit-
zender dieser SPD-Fraktion die Beschlüsse des Bun-
deskabinetts bezüglich der Verteidigerüberwachung 
als ausgewogen und dem Rechtsstaat angemessen 
bezeichnet haben. Dann folgt die Absage der Koa-
litionsfraktionen an diese Regelung. 

Im März 1975 erfolgt der Anschlag auf die Deut-
sche Botschaft in Stockholm. Es ist bekannt, daß 
wesentliche Teile dieses Anschlags im Gefängnis 
geplant worden sind. Bundeskanzler Schmidt emp-
fiehlt unter dem Eindruck dieser Eskalation der 
Gewalt eine Überwachung des Verteidigerverkehrs. 
Er spricht sich wiederholt für die Überwachung des 
Gesprächs zwischen Verteidiger und Mandanten 
aus. Das gleiche tut der Vizekanzler. 

Auch die Justizministerkonferenz beschließt zum 
zweitenmal die Überwachung des mündlichen Ver-
kehrs zwischen Verteidiger und Angeklagtem. Aber 
auch diesmal wird die Rechnung ohne den berühm-
ten Wirt gemacht. Die Koalitionsfraktionen lehnen 
die von der Bundesregierung vorgeschlagene Re-
gelung ab. 

Es ist natürlich verständlich, daß der Bundes-
kanzler und Sie alle versuchen, jetzt eine andere 
Begründung zu geben. Plötzlich ist nicht mehr da-
von die Rede, die Verteidigerüberwachung sei nicht  

rechtsstaatlich; nunmehr behauptet man, sie sei 
nicht praktikabel, obwohl der Bundesjustizminister 
in diesem Hause in Übereinstimmung auch mit un-
serer Meinung dargestellt hat, daß sie zwar keinen 
hundertprozentigen Schutz biete, aber immerhin so 
viel Erfolg verspreche, daß es sich lohne, die ge-
setzliche Regelung in Kraft zu setzen. 

Schließlich verfallen Sie dann auf den Ausweg, 
eine Regelung zu treffen, die den Ausschluß der 
Verteidiger ermöglicht, und ringen sich zu dem Ent-
schluß durch, eine Trennscheibe als angemessene 
und ausreichende Maßnahme zu bezeichnen. 

Auch wir wissen, meine Damen und Herren, daß 
die Überwachung des mündlichen Verkehrs zwi-
schen Verteidiger und inhaftierten Mandanten kei-
nen hundertprozentigen Schutz darstellt. Das haben 
wir des öfteren gesagt. 

So sehr die Trennscheide ein wirksames Mittel 
sein kann, die Übergabe von Gegenständen zu ver-
hindern — da stimmen wir alle mit dem Herrn Ge-
neralbundesanwalt nahtlos überein —, so sicher ist 
allerdings auch, daß sie eines nicht kann: Sie kann 
die Konspiration zwischen Verteidiger und Man-
danten, wie wir sie vielfach erlebt haben und auch 
in Zukunft noch erleben werden, nicht verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sagen Sie uns bitte nicht, daß die von Ihnen vor-
geschlagene Regelung des Verteidigerausschlusses 
ein ausreichender Ersatz sei. Der ausgeschlossene 
Verteidiger kann — das wissen Sie so gut wie wir 
— am nächsten Tag durch einen anderen mühelos 
ersetzt werden. Mühelos wird er auch die gewon-
nene Erkenntnis des früheren Verteidigers auswer-
ten können. Auch hier genügt ein Hinweis auf die 
gemachten Erfahrungen. Die Kanzleien, die mit kon-
spirativen Anwälten besetzt sind, werden immer 
wieder jemanden finden, den sie an Stelle des aus-
geschlossenen Verteidigers zu dem einsitzenden 
Terroristen schicken können. 

Nein, meine Damen und Herren, das ist keine Lö-
sung, danz abgesehen davon, daß doch auch Sie 
selbst gesagt haben, die Trennscheibe bedürfe nicht 
einer gesetzlichen Grundlage, sie sei heute schon 
zulässig. Dann verkaufen Sie sie doch all diese Din-
ge nicht als Ihre Initiative! Dann verkaufen Sie sie 
doch nicht als das Neue, was Verbrechen verhin-
dern soll, wenn wir es schon längst tun könnten, nur 
niemand bisher den Mut gefunden hat, es zu tun! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber jetzt, nachdem auch das versagt, Herr Kol-
lege Engelhard, suchen Sie einen anderen Ausweg. 
Sie finden ihn immer wieder einmal. Aber dieser 
Versuch ist nun in der Tat untauglich. Sie versu-
chen, den Bürger draußen zu suggerieren, wir hät-
ten keine anderen Möglichkeiten als die der Ände-
rung des Strafrechts und des Strafprozeßrechts zur 
Bekämpfung des Terrorismus angeboten. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit 
aller Deutlichkeit sagen: Keine, andere Fraktion und 
bisher auch kein Ministerium hat ein auch nur an-
nähernd so wirksames Gesamtkonzept, wie wir es 
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seit Oktober 1977 dem Hohen Hause zugeleitet ha-
ben, jemals hier vorgelegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch in der Haushaltsdebatte haben Sie, Herr 
Kollege Maihofer, zu erklären versucht, daß im Be-
reich der präventiven Maßnahmen, der Gefahren-
abwehr, in Legislative und Exekutive der Schwer-
punkt der Politik der Koalition liege. Sie haben 
aber vergessen, zu sagen, daß von Ihnen diesem 
Hause noch nicht ein einziger nennenswerter Vor-
schlag zugeleitet worden ist. 

Auch hier nur einige Beispiele. Ende November 
hat die Innenministerkonferenz die abschließende 
Entscheidung zum einheitlichen Polizeirecht getrof-
fen. Spätestens seit diesem Zeitpunkt, Herr Innen-
minister, hätte die Bundesregierung doch ihren Ge-
setzentwurf einbringen können. Er ist weit und 
breit nicht in Sicht, und er ist u. a. deswegen nicht 
in Sicht, weil unterdessen der SPD-Parteitag statt-
gefunden hat, bei dem man klar und deutlich zum 
Ausdruck gebracht hat, man wolle das so nicht, wie 
Sie selbst doch noch bei den gemeinsamen Gesprä-
chen gesagt haben, daß wir es vorlegen müßten, 
weil es notwendig sei, wenn wir den Terrorismus 
auch nur annähernd wirksam bekämpfen wollten. 
Im Gegenteil, nach den Beschlüssen der Koalition 
zur Änderung der Strafprozeßordnung — mein Kol-
lege Hartmann wird darauf noch zurückkommen — 
ist doch dieser Entwurf, wenn ich so sagen darf, 
schon vorgeburtlich erheblich geschädigt. 

Wenn es nach Ihren Vorstellungen, meine Da-
men und Herren von der Koalition, geht, wird die 
Polizei künftig weniger Rechte haben, als sie heute 
hat. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Sie wird weiterhin gezwungen sein, auf peinliche 
Ausreden auszuweichen, nach Warndreiecken zu 
fragen, wenn nach terroristischer Ausrüstung ge-
sucht wird. Die Unehrlichkeit, der Sie huldigen, 
zwingen Sie auch noch der Polizei auf. Nach außen 
wird auf sogenannte rechtsstaatliche Bedenken ab-
gehoben, aber verdeckt muten Sie dem Beamten zu, 
auf eigenes Risiko zu tun, was .dringend nötig ist. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sehr sozial!) 

Wir haben Anfang Oktober das Polizeigesetz vor-
gelegt und haben dabei die Beschlüsse der Innen-
minister zum Teil vorweggenommen. Im übrigen 
warten wir bis heute auf die Vorschläge der Bun-
desregierung. Wenn es Ihnen um di e  Sache ginge — 
und nicht darum, auf jeden Fall die Priorität der 
Regierung zu sichern —, hätte dieses Polizeigesetz 
noch vor der Osterpause des Jahres 1978, noch in 
den nächsten vier bis sechs Wochen von diesem 
Hause verabschiedet werden können, und dann 
hätte man wenigstens in etwa davon sprechen kön-
nen, daß dieses Parlament nachweist, daß es gewillt 
ist, das zu tun, was ihm aufgegeben ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Innenminister, Sie haben dann hier in der 
Haushaltsdebatte groß zum besten gegeben, Sie 

hätten ein Melderecht vorgelegt. Dieses Melderecht 
liegt bis zum heutigen Tage niemandem vor! 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es liegt ein Entwurf vor; dieser Entwurf ging ins 
Bundeskabinett. Ich frage einmal den die Richtlinien 
bestimmenden Kanzler, wo er nun eigentlich ge-
blieben ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Bundeskabinett hat nicht die Kraft gehabt, ein 
Meldegesetz zu verabschieden, das dem einzelnen 
zumutet, sich irgendwo einzutragen. Ich meine im-
mer, das wäre doch bei Gott zumutbar! Und dann, 
Herr Kollege Maihofer, stellen Sie sich doch bitte 
nicht hierher und tun Sie nicht so, als ob das alles 
längst bereinigt wäre. Es ist eben leider nichts be-
reinigt. Nur muß man das draußen endlich wissen, 
damit nicht eines Tages jemand kommt und sagt: 
Ihr alle seid daran schuld. Wir können für uns in 
Anspruch nehmen, daß etwas geschehen wäre, wenn 
Sie uns gefolgt wären, auch wenn Sie Ihre Bedenken 
geltend gemacht hätten; Sie können glauben, daß 
wir in dem einen oder dem anderen Punkte doch in 
der Tat mit uns hätten reden lassen. Aber Sie kön-
nen uns nicht zumuten, daß wir schweigen, wenn Sie 
von dieser Stelle aus den Bürgern erklären wollen, 
wir hätten kein Konzept, obwohl es seit Oktober 
1977 vorliegt, und Sie hätten die Lösung des Pro-
blems, obwohl Sie noch nicht einmal den kleinsten 
Paragraphen im Meldegesetz zustande bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Maihofer, Sie berühmen sich ständig 
des Bundeskriminalamtes und seines Informations 
systems. Um jeden Verdacht auszuschließen: Daß 
das Bundeskriminalamt einen Zuwachs an Personal 
und einen Zuwachs an Mitteln bekommt, ist richtig; 
dazu stehen wir, und ich meine, das sei zwischen uns 
unstreitig. Aber haben Sie, Herr Kollege Maihofer, 
nicht auch ein bißchen den Eindruck, daß an die 
Stelle solider, kontinuierlicher Arbeit auf stabiler 
Grundlage doch eine, ich möchte fast sagen, syste-
matisch geförderte Unruhe, Hektik und auch Be-
triebsamkeit in ständig wechselnder Richtung ge-
treten ist? Haben nicht auch Sie den Eindruck, daß 
die Kompetenzerweiterungen im Jahre 1973 und die 
Absprachen mit den Ländern über die Aufgaben-
verteilung bei der Terroristenbekämpfung in den 
Jahren 1974 und 1975 Unruhe gebracht haben? Ha-
ben Sie nicht auch den Eindruck, daß schließlich im 
Ernstfall 1977, bei der Entführung von Hanns Martin 
Schleyer, ein Kabinettsbeschluß über eine soge-
nannte zentrale Einsatzleitung alles wieder ganz 
anders organisiert, die Ministerialinstanz ausge-
schaltet, Hierarchien auf den Kopf gestellt hat und 
schließlich auch noch die Länder irritieren mußte? 

Schließlich noch ein Wort zum vielgepriesenen 
Informationssystem. Herr Maihofer, Sie müssen ein-
mal mit dem Präsidenten des Bundeskriminalamts 
ein sehr ernstes Wort sprechen. Ich muß Ihnen den 
Vorwurf machen: Er und Sie sind die Konzeption für 
die Zukunft schuldig geblieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Da veranstaltet, wenn ich das jetzt einmal, zugege-
ben, ein bißchen flapsig, sagen darf, der Herr Herold 
alle paar Monate eine neue Aufführung seiner 
Computer-Festspiele vor Abgeordneten und Jour-
nalisten. Er hat uns aber noch keine Antwort darauf 
gegeben, wie das nun alles weitergehen soll. Vor 
einem Jahr haben es ihm seine Länderkollegen ab-
verlangt, die seine Hinhaltetaktik mit endlosen Dis-
kussionen auf unterster Ebene _durchschaut hatten. 
Vor einem halben Jahr, Herr Innenminister Maiho-
fer, haben die Länderminister von Ihnen ein klares 
Konzept gefordert. Sie haben die Frist angenommen, 
aber Sie haben sie längst überschritten. 

Ich muß noch einmal die Frage stellen: Haben Sie 
nun ein Konzept? Haben Sie die Zustimmung des 
Finanzministers? Wann legen Sie es vor? Wenn Sie 
ehrlich sind, müssen Sie alle Fragen mit Nein beant-
worten. Statt dessen bringen Sie immer wieder neue, 
immer wieder andere, immer wieder in eine andere 
Richtung gehende Entwürfe zur Änderung des Ge-
setzes über das Bundeskriminalamt. Lassen Sie sich 
sagen: Was wir brauchen, was Sie nicht bieten kön-
nen, das ist ein Konzept, das angetan ist, wieder 
Ruhe in die Reihen der Polizei zu bringen 

(Beifall bei der CDU CSU) 

das der Polizei die Gewißheit gibt, wo sie zuständig 
ist, wofür sie zuständig ist, welche Aufgaben sie hat 
und worauf sie sich verlassen kann, wenn sie An-
fragen an das zentrale Informationssystem stellt. Das 
sind doch die Fragen, die uns interessieren. Dann 
hört auch die Diskussion über die viel gerühmte 
Bundespolizei auf, wenn Sie ein Konzept vorlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann können Sie nach draußen glaubhaft machen, 
daß es nicht darum geht. 

Meine Damen und Herren, um zum Abschluß zu 
kommen: Die Bilanz auf diesem Gebiete der inneren 
Sicherheit und der Bekämpfung des Terrorismus ist 
bis zur Stunde eindeutig negativ. Es ist eine zu lange 
Zeit verstrichen, in der das Erforderliche hätte getan 
werden müssen. Und nicht nur das: Die Tagung un-
serer Partei über die geistigen Ursachen des Terro-
rismus hat deutlich gemacht, daß wir uns weiterhin 
der geistigen Auseinandersetzung stellen werden, 
weil wir überzeugt sind, daß der Terrorismus keine 
Chance hat, wenn wir sie ihm selbst nicht geben. 
Unser freiheitlicher Rechtsstaat wird Bestand haben, 
wenn die Bürger zu ihm stehen, ihn schätzen und 
an seiner Entwicklung mitwirken. Dieser freiheit-
liche Rechtsstaat verdient unseren Einsatz, verdient 
unser Vertrauen und unsere Wertschätzung, weil er 
wie kein anderer die Möglichkeit der Freiheit in 
menschlicher Würde bietet. Wir alle sind aufgerufen, 
diese Einsicht zu fördern. Meine Damen und Herren, 
Grundlage unseres Zusammenlebens sind Toleranz 
und Achtung der Würde des Nächsten. Tragen wir 
Sorge dafür, daß die junge Generation diese Grund-
werte unserer Verfassung vermittelt erhält, nicht 
Konfliktdenken und Gewalt, sondern Streben nach 
Frieden und Freiheit und sozialer Gerechtigkeit. Wer 
gelernt hat, Achtung vor dem Recht des Nächsten zu 
haben, wird den Weg in die Gewalt nicht gehen, 
und dem sollte unser ganzes Bemühen gelten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der vorliegende Ge-
setzentwurf ist in den vergangenen Wochen als 
„Antiterrorgesetz" bezeichnet worden, und die Aus-
führungen des Herrn Kollegen Eyrich haben nichts 
dazu beigetragen, diesen Eindruck zu korrigieren. 
Diese Bezeichnung „Antiterrorgesetz" ist aus zwei 
Gründen unpräzise. 

Dieses Gesetz richtet sich nicht nur gegen den 
Terrorismus. Es will für Aufgaben, die die Polizei 
im Rahmen der Strafverfolgung hat, eine Rechts-
grundlage schaffen, die im Strafverfahrensrecht 
selbst angesiedelt ist und auf die besonderen Be-
dingungen der Strafverfolgung abgestellt ist, die 
einerseits darin bestehen, daß eine umfassende Auf-
klärung von Straftaten und die Durchsetzung des 
staatlichen Strafanspruchs sichergestellt sein müssen, 
während andererseits dafür gesorgt sein muß, daß 
die Grundsätze und Prinzipien einer freiheitlichen 
und rechtsstaatlichen Grundordnung eingehalten 
werden. 

Die Bezeichnung „Antiterrorgesetz" ist auch des-
halb unpräzise, weil der Eindruck entstehen könnte, 
als ob mit diesem Gesetz alles das getan werden 
könnte, was zur Bekämpfung des Terrorismus er-
forderlich ist. Ein solcher Eindruck ist in mehrfacher 
Hinsicht falsch. 

Der Terrorismus kann durch gesetzgeberische 
Maßnahmen allein nicht erfolgreich bekämpft wer-
den, im Gegenteil, das Schwergewicht der Terroris-
musbekämpfung liegt auf exekutivem polizeilichem 
Gebiet und ebensosehr — wenn nicht mehr — in 
dem, was angesprochen ist, wenn von geistiger Aus-
einandersetzung und von Erforschung der Ursachen 
gesprochen wird. 

Soweit gesetzgeberische Akte notwendig sind, 
können sie nicht mit Schwerpunkt im Strafrecht 
oder im Strafverfahrensrecht erfolgen, sondern viel-
mehr im Polizeirecht und in der polizeilichen Orga-
nisation. Aber vor allem müssen sie im Bereich der 
gesamten Gesellschaftspolitik überhaupt erfolgen, 

(Beifall bei der SPD) 

z. B. in der Bildungspolitik, in der Jugendpolitik, in 
der Arbeitsmarktpolitik und in der Familienpolitik. 

Dieses Gesetz ist auch nicht das erste oder das be-
deutendste Gesetz, das der Terrorismusbekämpfung 
dient, im Gegenteil: Wichtige Gesetz sind bereits in 
der 7. Legislaturperiode verabschiedet worden, 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Vor 
allen Dingen für den Bildungssektor!) 

andere werden auf Grund der neuesten Entwicklun-
gen und Erfahrungen vom Bundesminister des Innern 
bald vorgelegt werden. 

Gestatten Sie mir, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, einige zusätzliche Bemerkungen zu diesen 
allgemeinen Aspekten der Terrorismusbekämpfung. 

Ich hoffe, wir alle sind uns einig im Ziel. Wir müs-
sen Terroranschläge verhindern, jedenfalls, soweit 
das geht, erschweren. Sofern es doch zu terroristi- 
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schen Anschlägen kommt, müssen die dafür straf-
rechtlich Verantwortlichen ermittelt, ergriffen und 
bestraft werden. 

Was ist zu tun, um dieses Ziel zu erreichen, ihm 
jedenfalls so nahe wie möglich zu kommen? Welche 
sind die Bedingungen, von denen die Aktionsfähig-
keit der Terroristen und terroristischer Organisatio-
nen in einer Industriegesellschaft wie der unseren 
abhängt? Die Terroristen benötigen, um handlungs-
fähig zu sein, Waffen, Munition und Sprengstoff. Sie 
benötigen vielerlei Stützpunkte, insbesondere Woh-
nungen in anonymen Wohngebieten. Um ihre unbe-
dingt erforderliche Mobilität herzustellen, benötigen 
sie Kraftfahrzeuge. Sie haben Identitätspapiere aller 
Art nötig, um ihre Identität zu verwischen oder zu 
verfälschen. Sie benötigen ein funktionierendes 
Kommunikationssystem, und sie müssen über große 
Finanzmittel verfügen können. Vor allem aber be-
nötigen die Terroristen ein Umfeld von Helfern, 
Helfershelfern und solchen Personen, die ihr Vor-
gehen billigen. 

Wir müssen diese objektiven Bedingungen für 
die Aktionsfähigkeit terroristischer Organisationen 
erschweren, müssen ihnen den Zugang zu diesen 
Hilfsmitteln so schwer machen, wie das möglich ist. 
Deshalb z. B. die Verschärfung des Waffenrechts 
1972, 1976 und in dem dem Bundestag zur Zeit vor-
liegenden Gesetzentwurf. 

Gestatten Sie mir hier einen Einschub. Die Tat-
sache, daß die Waffenbeschaffung auch im Ausland 
möglich ist, daß deutsche Terroristen ins Ausland 
ausweichen, um dort Ruhe- und Bereitstellungsräume 
zu beziehen, sowie die Entführung der Lufthansa 
„Landshut" durch ein internationales Terrorkom-
mando machen die internationale Dimension einer 
erfolgreichen Terroristenbekämpfung deutlich und 
zeigen, wie wichtig es war — und nach wie vor 
ist —, daß die Bundesregierung die internationale 
Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung mit 
Energie gefördert und die Kooperationsbereitschaft 
ausländischer Staaten mit uns sichergestellt hat. An 
die Übereinkunft zur Verbesserung der internatio-
nalen Luftsicherheit zum Schutz vor Flugzeugent-
führungen — Den Haag 1970, Montreal 1971 — sei 
erinnert, ebenso an die Diplomatenschutzkonvention 
von 1973, vor allem aber an das jüngst vom Bundes-
tag verabschiedete europäische Übereinkommen zur 
Bekämpfung des Terrorismus und an die deutsche 
Initiative für eine UNO-Konvention gegen Geisel-
nahme. Diese Bemühungen der Bundesregierung für 
eine bessere internationale Zusammenarbeit waren 
z. B. Voraussetzung dafür, daß die Sondereinheit des 
Bundesgrenzschutzes die Passagiere und die Besat-
zung der „Landshut" in Mogadischu befreien konnte. 

Zur Reduzierung der Aktionsfähigkeit der Terro-
risten sind die Bundesländer und die Gemeinden 
immer wieder angehalten worden, für die Einhal-
tung der gesetzlichen Bestimmungen im Melde-
wesen, bei Kraftfahrzeugzulassungen, bei der Auf-
bewahrung von Personalausweisen und Pässen zu 
sorgen. Hier hat sich gezeigt, was allgemein gilt, 
nämlich ein großer Gewinn an innerer Sicherheit 
beim Kampf gegen den Terrorismus ist zu erzielen, 
wenn die bestehenden Gesetze angewandt und voll 
ausgeschöpft werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Soweit es zu einem zusätzlichen Sicherheitsgewinn 
weiterer gesetzgeberischer Maßnahmen bedarf, ins-
besondere im Bereich des Meldewesens, der 
fälschungssicheren Kraftfahrzeugkennzeichen, der 
Identitätspapiere, der Bankensicherung, des Kraft-
fahrzeugverleihs, sind diese so weit gefördert, daß 
sie dem Bundestag in absehbarer Zeit zur Entschei-
dung vorliegen werden. 

Die Isolierung der Terroristen ist zu einem guten 
Teil gelungen. Von nichts sind die Terroristen wei-
ter entfernt als von ihrem kardinalen Ziel, eine Ba-
sis in der deutschen Bevölkerung zu finden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nicht geleugnet werden kann jedoch, daß nach den 
Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden noch immer 
ein Umfeld von vermutlich weit mehr als 1 000 Per-
sonen vorhanden ist, das den Terrorismus unter-
stützt. Das ist eine der Hauptursachen dafür, daß die 
Terroristen in der Lage waren, die verbrecherischen 
Anschläge des letzten Jahres durchzuführen. Dieses 
vorhandene Umfeld abzuschmelzen und zu verhin-
dern, das es Nachschub erhält, ist mittel- und lang-
fristig die wichtigste Aufgabe, die wir bei der Be-
kämpfung des Terrorismus zu bewältigen haben. 

Zur Lösung dieser Aufgabe gibt es keine Patent-
rezepte. Gestatten Sir mir deshalb nur einige allge-
meine Bemerkungen. Was die Rechtfertigungs-
theorien der Terroristen und für den Terrorismus 
in unserem Lande anlangt: Niemand kann leugnen, 
daß Staaten zum Unrechtsstaat entarten können und 
daß im Unrechtsstaat das Recht zum gewaltsamen 
Widerstand besteht. Niemand aber kann den leise-
sten Hinweis dafür liefern, daß unser Land, die Bun-
desrepublik Deutschland, als ein solcher Unrechts-
staat angesehen werden kann, gleichgültig, welche 
Kriterien man dabei für richtig hält. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es gibt in unserem Lande kein Recht zum gewalt-
samen Widerstand und zum bewaffneten Kampf 
oder Aufstand. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gibt vor allem nicht den geringsten Anlaß für den 
menschenverachtenden Zynismus und die menschen-
vernichtende Brutalität, mit der die Terroristen bei 
uns vorgegangen sind. Kein billig und gerecht Den-
kender wird das in Frage stellen können. 

Nur: Diese Einsicht genügt nicht. Das muß allen, 
die es angeht, auch deutlich gemacht werden — 
nicht nur von den Verfassungsorganen, nicht nur von 
den demokratischen Parteien und den großen gesell-
schaftlichen Organisationen, sondern auf breiter 
Front und vor allem dann, wenn dieser Tatbestand 
angezweifelt oder geleugnet wird. 

Eine weitere Bemerkung. Auch die Klage vom 
Abbau der Werte in unserer pluralistischen Gesell-
schaft, von der Wertneutralität unserer Ordnung 
und davon, daß der Jugend keine Ideale mehr ge-
geben würden, wird durch ihre ständige Wieder-
holung nicht richtiger. Richtig dagegen ist — und 
das darf durch den Blick auf eine Wirtschaftsord-
nung, die insbesondere von vielen jungen Men- 
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schen als materialistisch, als zu sehr am persön-
lichen Egoismus und als zu wenig am Gemeinwohl 
orientiert und damit ungerecht bewertet wird, nicht 
verschüttet werden —, daß die vom Grundgesetz 
vorgegebene Grundordnung unseres Staates und un-
serer Gesellschaft keineswegs wertfrei ist, sondern 
sie ist in einem Maße von Grundwerten für das Le-
ben des einzelnen Bürgers und für das gesellschaft-
liche Leben bestimmt, daß es sich lohnt, ja, daß 
jedermann sich aufgerufen fühlen muß, für die Ver-
wirklichung und den Ausbau dieser Grundordnung 
eifizutreten. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]) 

Ich bestreite nicht, daß die Wirklichkeit in un-
serem Lande in mancherlei Hinsicht den Ansprü-
chen und Postulaten unserer freiheitlichen, demo-
kratischen und sozialstaatlichen Grundordnung 
nicht entspricht. Freiheit und Menschenwürde sind 
auch bei uns nicht ungefährdet. Sie müssen im All-
tag immer wieder errungen werden. Allzu häufig 
wird dieses Ziel nicht voll, manchmal auch über-
haupt nicht erreicht. 

Ich denke dabei z. B. an die vielerorts geübte 
Praxis bei der Einstellung in den öffentlichen 
Dienst. Vor allem aber weise ich darauf hin, daß 
z. B. vielen Arbeitern auch heute noch die Forde-
rung nach einem humanen Arbeitsplatz als eine 
Fata Morgana erscheinen muß. 

Wer wollte leugnen, daß die sozialen Grundrech-
te des Menschen — das Recht auf Arbeit, das 
Recht auf Ausbildung, das Recht auf Bildung — in 
unserem Lande Not leiden? Wer sieht nicht, wie 
schwer es für den einzelnen in einer Massenge-
sellschaft ist, zu erleben, daß er nicht Objekt der 
politischen Entscheidungen anderer ist, sondern die 
Möglichkeit zur politischen Mitwirkung und Mitge-
staltung hat? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wer von uns Politikern, meine Damen und Her-
ren, will in Abrede stellen, daß auch bei uns selbst 
zu oft eine zu große Distanz zwischen unseren Wor-
ten und unseren Taten besteht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da sagen Sie 
etwas Wahres!) 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß sich insbe-
sondere bei unserer Jugend Enttäuschung über den 
Widerspruch zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
unserer Verfassung verbreitet. Das ist eine Gefahr, 
der wir ins Auge sehen müssen und der wir nicht 
mit schönen Worten begegnen können. Wir müs-
sen uns mehr als bisher anstrengen, um diese Lücke 
zwischen Sein und Sollen zu beseitigen, zumindest 
um deutlich zu machen, warum diese Lücke häufig 
so groß, zu groß ist und trotz aller Anstrengungen 
noch nicht geschlossen werden konnte. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Meinen Sie, daß das der Herr Coppik auch 

so sieht?) 

— Ich bin voll davon überzeugt; ich weiß es sogar. 

So berechtigt also die Kritik vieler, vor allem 
junger Menschen an uns und an manchem ist, was 

auch zum Bild unseres Landes gehört, richtig ist 
und bleibt: nur bei Bewahrung unserer freiheitlich

-

demokratischen und sozialen Grundordnung beste-
hen die Chance, die Situation in unserem Lande zu 
verbessern, und die Gewähr, daß ein Rückfall in 
Unfreiheit und Knechtschaft verhindert werden 
kann. 

Es sind nicht wenige, die glauben, den Terroristen 
und ihrem Umfeld müsse mit mehr Härte begegnet 
werden. Max Güde, der frühere Generalbundesan-
walt und frühere Vorsitzende des Strafrechtsson-
derausschusses des Deutschen Bundestages, hat un-
mittelbar nach der Ermordung des Generalbundes-
anwalts Buback, seines Fahrers und seines Beglei-
ters zu diesem Problem wie folgt Stellung genom-
men — ich zitiere —: 

Härte allein ohne menschliches Maß ist kein 
wirksames Heilmittel gegen Verbrechen. Im 
Übermaß ist sie schädliches Gift. Nicht die Här-
te allein verbürgt den Frieden im Staat, sondern 
die wohlüberlegte gleichmäßige Gerechtigkeit, 
die sich in ihrem Maß auf das Notwendige be-
schränkt, so daß sie in ihrer Vernunft auch dem 
Schuldigen glaubwürdig sein kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die politische Kriminalität 

— so fährt Güde fort — 

unserer Tage hat einen unverkennbaren Zug 
von geistiger Verwirrung und Besessenheit. Die 
Gefahr, daß dieses pathologische Element auf 
die Terroristenverfahren und diejenigen, die 
sie führen, übergreift, ist unverkennbar und in 
dem Schrei nach nur mehr Härte und steter Ver-
schärfung offenkundig. Dabei ist es eine uralte 
Weisheit, daß die größte Härte nicht etwa die 
wirksamste Gerechtigkeit verbürgt. Gerechtig-
keit hängt entscheidend vom rechten Maß ab. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich möchte, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, hinzufügen: Härte ohne Maß, Hysterie statt 
Nüchternheit und Besonnenheit, Rache statt Gerech-
tigkeit, das wäre genau das, was den Kampf gegen 
den Terrorismus aussichtslos machen, das Umfeld 
des Terrorismus stärken und nicht zu seiner weite-
ren Verringerung führen würde. 

Die Beseitigung, jedenfalls die Einengung des 
Handlungsspielraums der Terroristen in diesem von 
mir soeben dargestellten Sinn ist die eine Seite der 
Medaille. Die andere Seite ist diese: die Erhöhung 
der Aktionsfähigkeit der Sicherheitsorgane. Dazu 
gehört eine der Aufgabenstellung entsprechende 
personelle Stärke und sachliche Ausstattung sowie 
eine dieser Aufgabenstellung entsprechende Organi-
sation. Die Bundesregierung und die Koalition ha-
ben das von Anfang an erkannt und gemeinsam mit 
den Innenministern der Länder das Erforderliche 
möglich gemacht. Ich erinnere an das Programm zur 
inneren Sicherheit, das bereits 1970 konzipiert, seit-
dem mehrfach fortgeschrieben und Schritt für Schritt 
realisiert worden ist und wird. 

Ich erinnere auch an die Schaffung des polizeili-
chen Informationssystems Inpol schon im Jahre 1972. 
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Die Bemühungen um seine Verbesserung unter Be-
rücksichtigung der jüngsten Erkenntnisse, insbeson-
dere was den Informationsverbund, den Ausbau 
eines polizeieigenen Fernsprechfunks und den Auf-
bau eines Langwellenrundfunk-Sendenetzes anbe-
langt, werden von uns begrüßt und nachhaltig un-
terstützt. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch den Aus-
bau des Bundeskriminalamts zu einer der modern-
sten zentralen Polizeibehörden der Welt in Erinne-
rung rufen. Das ist vor allem durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Bundes-
kriminalamt bereits im Jahr 1973 geschehen, aber 
auch und nicht zuletzt durch den personellen und 
materiellen Ausbau, den das Bundeskriminalamt in 
den Jahren 1969 bis 1977 erfahren hat. Die Zahl der 
Stellen beim Bundeskriminalamt betrug im Jahr 1969 
933, im Jahr 1977 — man höre und staune — 2 545. 
Das Haushaltsvolumen des Bundeskriminalamts be-
trug im Jahr 1969 22,4 Millionen DM, im Jahr 1977 
sage und schreibe 172,4 Millionen DM. Zu erwäh-
nen ist schließlich auch die Schaffung der Abteilung 
Terrorismusbekämpfung im Jahr 1975. 

Ohne dieses moderne Bundeskriminalamt wären 
die bisherigen Erfolge bei der Terrorismusbekämp-
fung undenkbar. Allein in der Zeit vom 1. Oktober 
1974 bis zum 24. Oktober 1977 sind 239 des Terro-
rismus verdächtige Personen festgenommen worden. 
Von 1972 bis Oktober 1974 wurden 140 Terroristen 
rechtskräftig verurteilt. 74 weitere Urteile sind 
noch nicht rechtskräftig. Außerdem laufen 109 An-
klagen und 550 weitere Ermittlungsverfahren. Zu-
sätzlich sind 41 Personen ermittelt, die dringend ver-
dächtigt sind, die strafrechtliche Verantwortung ins-
besondere für die schweren Terroranschläge des 
letzten Jahres zu tragen. So schmerzlich und gefähr-
lich es ist, daß ihre Ergreifung noch nicht gelungen 
ist, so besteht doch kein Zweifel daran, daß sie ihrer 
Verhaftung und Bestrafung nicht entgehen werden. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Ha! 
„Kein Zweifel" !) 

Ähnlich positive Entwicklungen gibt es beim Bun-
desamt für Verfassungsschutz und beim Bundes-
grenzschutz. Dabei ist vor allem auf die Bildung 
der Spezialeinheit zur Bekämpfung von Gewalt-
kriminalität aufmerksam zu machen, ohne die die 
Befreiung der Besatzung und der Passagiere der 
„Landshut" nicht möglich gewesen wäre. Wir un-
terstützen den Bundesminister des Innern bei seinen 
weiteren Vorhaben zur Stärkung der inneren Sicher-
heit insbesondere durch Schaffung 5 000 weiterer 
Stellen im Bereich der inneren Sicherheit und durch 
eine Ausweitung der Kompetenzen des Bundeskri-
minalamts zur besseren Bekämpfung des Terro-
rismus. 

Was den Justizbereich angeht, so bestand und 
besteht die Aufgabe darin, das formelle und das 
materielle Strafrecht so auszugestalten, daß auch 
die Staatsanwaltschaften und die Gerichte das Ihre 
dazu beitragen können, damit die Herausforderung, 
die der Terrorismus ist, bestanden wird, d. h. kon-
kret: ergriffene Terroristen einer gerechten Strafe 
zugeführt werden und der freiheitliche Rechtsstaat 
gewahrt bleibt. 

Zu diesem Zweck sind bereits 1971 ein neuer 
Straftatbestand „Entführung von und Attentat auf 
Luftfahrzeuge" geschaffen und die Strafvorschriften 
gegen Entführung und Geiselnahme modernisiert 
worden. 1976 ist der § 129 a in das Strafgesetzbuch 
eingefügt worden, die zentrale Strafvorschrift für 
die Strafverfolgung der Terroristen und ihrer Hel-
fer. Ferner sind im gleichen Jahr neben anderem die 
verfassungsfeindliche Befürwortung schwerster Ge-
walttaten und die Anleitung zu Gewalttaten unter 
Strafe gestellt und die Anzeigepflicht, verbunden 
mit einer Strafsanktion, bei Kenntnis bevorstehender 
Straftaten terroristischer Vereinigungen eingeführt 
worden. 

Im Strafverfahrensrecht ist unter anderem das 
Haftrecht bei dringendem Verdacht terroristischer 
Straftaten  verschärft worden. Es ist dafür gesorgt 
worden, daß Beschuldigte sich dem Strafverfahren 
nicht durch schuldhafte Herbeiführung der Verhand-
lungsunfähigkeit entziehen können. Es ist dem Miß-
brauch der Erklärungsrechte im Strafverfahren ent-
gegengewirkt und die Möglichkeit zur Konzentration 
der Strafverfahren auf die gravierenden Straftaten 
verbessert worden. Ein weiterer Gesetzentwurf zur 
Beschleunigung der Strafverfahren wird zur Zeit im 
Rechtsausschuß behandelt. 

Ein besonderes Problem für die Bekämpfung des 
Terrorismus entstand daraus, daß es den Terroristen 
in unserem Lande gelang, in bis dahin nicht bekann-
ter Weise Verteidiger zu ihren Komplizen zu ma-
chen und Rechtsanwälte, die ohnehin Komplizen 
waren, zum Verteidiger zu bestellen. Das führte zu 
einer schwerwiegenden Erschwerung des Kampfes 
gegen den Terrorismus und damit zu einer unerträg-
lichen zusätzlichen Gefährdung der inneren Sicher-
heit. Das führte aber auch zu einer Beeinträchti-
gung der Durchführung der Strafverfahren sowie zu 
einer Minderung. der Effektivität der Verteidigung. 
Auch dieses konnte nicht verantwortet und hinge-
nommen werden. Deshalb war 1976 die Einführung 
der richterlichen Überwachung des schriftlichen Ver-
kehrs in Verfahren gegen inhaftierte Terroristen er-
forderlich, deshalb vor allem haben wir den Aus-
schluß von Verteidigern ermöglicht, wenn der drin-
gende Verdacht der Komplizenschaft besteht. 

Diese Bilanz der Aktivitäten der Bundesregierung 
und der Koalition sowohl im polizeilichen als auch 
im justiziellen Bereich widerlegt den Vorwurf der 
Opposition, es sei zur Bekämpfung des Terrorismus 
nichts geschehen oder nicht genug unternommen 
worden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Zwar ist es richtig, daß weitere Vorschläge von der 
Opposition vorgelegt sind; zum Teil hatten diese 
Vorschläge jedoch mit der Terrorismusbekämpfung 
überhaupt nichts zu tun. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr richtig!) 

Zum anderen Teil waren sie entweder ungeeignet 
oder — häufig sogar noch zusätzlich — ihrer An-
nahme standen verfassungsrechtliche bzw. unüber-
windliche rechtsstaatliche Bedenken entgegen. 
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(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Macht 
euch doch nicht lächerlich! Euer linker Hau-
fen will das verhindern! Ein bißchen kon-
kreter! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Meine Kollegen Dürr und Weber werden das bei 
der Würdigung der Anträge der Opposition, die wir 
heute ablehnen werden, belegen. 

Bei dem Ihnen heute zur Entscheidung vorliegen-
den Gesetzentwurf geht es zunächst einmal um eine 
Verbesserung der Vorschriften über den Verteidi-
gerausschluß und um eine Erweiterung der Durch-
suchungsmöglichkeiten bei der Verfolgung von Be-
schuldigten, die einer Straftat nach § 129 a des Straf-
gesetzbuches dringend verdächtigt sind. Es geht aber 
auch darum, festzulegen, wann, unter welchen Vor-
aussetzungen und mit welchen Konsequenzen für 
den Betroffenen zum Zwecke der Strafverfolgung 
Kontrollstellen eingerichtet und Identitätsprüfungen 
durchgeführt werden dürfen. 

Art. 5 des Gesetzentwurfs können Sie entnehmen, 
daß dabei das Grundrecht der Wohnung und das der 
Freiheit der Person eingeschränkt werden. Betroffen 
sind auch die freie Verteidigerwahl und die Freiheit 
der Berufsausübung bei Rechtsanwälten. Es handelt 
sich nicht nur um Eingriffe, die über den Charakter 
bloßer Belästigungen nicht hinausgehen. Die Durch-
suchung einer Vielzahl von Wohnungen, obwohl der 
Verdächtige nur in einer von ihnen sein kann, ist 
ein durchaus gravierender Sachverhalt. An einer 
Kontrollstelle können Hunderte, vielleicht Tausende, 
angehalten, durchsucht und auf ihre Identität über-
prüft werden, obwohl von vornherein feststeht, daß 
allenfalls ein Verdächtiger oder wenige Verdäch-
tige unter ihnen sein können. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Auf den 
kommt es an!) 

Die Identitätsprüfung kann dazu führen, daß der 
Betroffene bis zu 12 Stunden festgehalten wird, un-
ter besonderen Umständen auch dann, wenn er einer 
Straftat nicht einmal verdächtigt ist. 

Wer derartig die Rechte der Bürger in ernst zu 
nehmender Weise tangierende Maßnahmen be-
schließt, darf das nicht bedenkenlos tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer in Anspruch nimmt, verantwortungsbewußt zu 
handeln, muß Bedenken haben. Eine Fraktion, die 
diesem Bedenken Raum gibt, die mit diesem Beden-
ken ringt und die sich mit ihrem Bedenken quält, 
verdient keinen Tadel. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Für 
das Quälen nicht, nur für das, was heraus-

kommt!) 
Eine Fraktion dagegen, in der sich dieses Bedenken 
nicht artikuliert, muß sich fragen und muß gefragt 
werden, ob ihr nicht etwas Wichtiges verlorenge-
gangen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Eyrich [CDU/CSU] : Aber sie muß nicht mit 

jedem Bedenken gleich auf den Markt!) 
Ich bin froh darüber, einer Fraktion angehören zu 
dürfen, die sich ihre Bedenklichkeit vor solchen Ein-
griffen in Bürgerrechte bewahrt hat. 

 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD-Fraktion ist nach sorgfältiger Abwägung 
zu der Überzeugung gekommen, daß der Schutz un-
serer Bürger vor Kriminalität, vor allem vor terro-
ristischen Gewalttaten, daß die Bewahrung unserer 
freiheitlichen und demokratischen Grundordnung 
und die Erhaltung der Fähigkeit dieses unseres Staa-
tes, den inneren Frieden zu gewährleisten und das 
Gewaltverbot jedermann gegenüber durchzusetzen, 
dieses Gesetz notwendig machen, ja, daß es unerläß-
lich ist. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Wir haben, meine Damen und Herren, keine Ver-
anlassung zu verschweigen, daß einige unserer Kol-
legen eine andere Bewertung für richtig halten. Wir 
respektieren ihre Auffassung in der Sache, weil wir 
aus den gemeinsamen Beratungen wissen, daß sie 
es sich genauso schwer gemacht haben wie wir, 
die große Mehrheit der Fraktion, und weil bei 
niemandem von ihnen der leiseste Zweifel daran 
erlaubt ist, daß sie wie wir zu einer entschlossenen, 
energischen und wirksamen Bekämpfung des Ter-
rorismus bereit sind. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU]: Den Zweifel haben 
wir nach wie vor!) 

Den Bürgern in unserem Lande, denen, die eine 
wirksame Bekämpfung des Terrorismus wünschen, 
und denen, die sich um die Bewahrung der frei-
heitlichen, demokratischen, rechtsstaatlichen Ord

-

nung sorgen, ihnen, denen wir gleichermaßen ver-
pflichtet sind, sagen wir: Die Bundesregierung und 
die sozialliberale Koalition handeln so, daß dem 
Terrorismus erfolgreich begegnet wird und Freiheit, 
Demokratie und Rechtsstaat gleichwohl nicht be-
schädigt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Politik in der parlamentarischen De-
mokratie hat auch und wohl vor allem die Aufgabe, 
an der Sache orientierte Alternativen aufzuzeigen. 
Das Parlament sollte immer wissen, und die Offent-
lichkeit muß immer die Möglichkeit haben, sich zu 
informieren und zu orientieren, was denn im Kern 
eigentlich das Problem einer Sache ist und welche 
Lösungsmöglichkeiten sich anbieten. 

Insofern steht die heutige Debatte ganz sicher-
lich unter keinem guten Stern. Ich meine nicht den 
bisherigen Verlauf dieser Debatte heute vormittag, 
sondern ich meine das, was sich seit Wochen und 
Monaten an Begleitmusik abgespielt hat. Inner-
und außerhalb des Parlaments ist ja nichts, bei-
nahe gar nichts unversucht gelassen worden, die 
Wirklichkeit durch den Schein zu verschleiern und 
bloße Unterschiede in der Beurteilung und der Be-
wertung zwischen den politischen Gruppen zu tie-
fen Gräben zu machen, die unüberbrückbar zwi-
schen diesen Meinungsunterschieden liegen. Es ist 
immer wieder versucht worden, die Selbstbeweih- 
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räucherung als verhinderter und lediglich verkann-
ter Retter des Vaterlandes vor die Sache selbst zu 
stellen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Meinen Sie Herrn 
Coppik?) 

Die Opposition — hier meine ich nicht dies, Herr 
Kollege Dr. Eyrich, was Sie, Ihrem Naturell ent-
sprechend, heute hier sehr moderat gesagt haben — 
tut in dieser Auseinandersetzung generell so, als ob 
sie im Alleinbesitz der absoluten Wahrheit zur Be-
kämpfung des Terrorismus wäre. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Schwarz 
[CDU/CSU] : Das ist doch nicht wahr! Sie 
sind doch zu keinem Gespräch bereit! — 
Dr.  Eyrich [CDU/CSU] : Der relativ bes-

seren!) 
Wer ihr nicht folgt, der wird als böswillig oder als 
Schwächling bezeichnet. Für den nicht ganz sach-
kundigen Beobachter muß, wenn er sich die Diskus-
sionen so anhört, manchmal der gespenstische Ein-
druck entstehen, als herrschten in unserem Lande 
Anarchie auf der einen Seite und Hilflosigkeit bei 
den Reaktionsmöglichkeiten auf der anderen Seite. 
Ja, fast hat man manchmal den Eindruck, als solle 
dem Bürger draußen weisgemacht werden: Dort, wo 
die Opposition für ein schweres terroristisches Ver-
brechen Freiheitsstrafe bis zu 15 Jahren fordere, sei 
die Koalition gewillt, es mit einer gebührenpflichti-
gen Verwarnung abgehen zu lassen. So gespenstisch 
verläuft draußen zuweilen die Diskussion. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Offenbar 
bei Veranstaltungen der FDP! Aber die sind 

ja nicht so zahlreich!) 

Davor muß mit allem Nachdruck gewarnt werden. 

Andere in diesem Lande — es sind wenige, aber 
sie sind aktiv — zerren die Bundesrepublik Deutsch-
land vor internationale Scheintribunale, um sie der 
Menschenrechtsverletzung anzuklagen. Andere wol-
len den Eindruck erwecken, als habe dieser Staat 
seine Rechtsstaatsqualität bereits abgestreift. In der 
Diskussion macht sich — zumindest leichtfertig ver-
ursacht — der Trend bemerkbar, einem bestimmten 
Gesetzentwurf oder Vorhaben von vornherein einen 
häßlichen Namen anzuhängen, z. B. Razziengesetze, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Wer hat das 
denn getan?) 

um hier mit dem Einsatz der Sprache als Mittel vor-
gestanzter Stimmungsmache die Diskussion von 
vornherein in eine bestimmte Ecke zu drängen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD — Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wer 
hat das denn getan? — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU] : Wer war denn das? Wen spre-

chen Sie jetzt an?) 

Ich frage mich: Wie soll sich die Öffentlichkeit, wie 
soll sich der einzelne Bürger bei einer solchen Dis-
kussion ein wohlabgewogenes Urteil bilden können? 
Wie soll sich der Bürger draußen orientieren können, 
wenn wir nicht immer bereit sind, wahrhaftiger und 
viel nüchterner, aber auch redlicher miteinander 
umzugehen? 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Wir Liberale nehmen für uns nicht Unfehlbarkeit 
in Anspruch. 

(Schwarz [CDU/CSU] : Das ist auch gut so!  — 
Dr.  Eyrich [CDU/CSU] : Das ist beruhigend!) 

Wir sind auch nicht ohne Fehler; aber wir bemühen 
uns und werden uns weiter bemühen, die Ausein-
andersetzung zumindest so zu führen, daß unsere 
Ordnung und unser Staat dabei nicht Schaden neh-
men. Wir werden uns bemühen, dafür Sorge zu tra-
gen, daß das Verhältnis des Bürgers zu seinem Staat 
nicht geschwächt, sondern gestärkt wird, daß der 
Bürger zu diesem Staat Vertrauen haben kann. Wir 
Liberale sind immer besonders sensibel, wenn Fra-
gen der rechtsstaatlichen Ordnung diskutiert werden. 
Das ist ja für uns alle hier keine Fachfrage. Da ist 
jeder einzelne aufgerufen, sich zu engagieren. Das 
ist eine Frage des Herzens wie des Verstandes glei-
chermaßen. 

Nun hat ein Mitglied dieses Hauses vor wenigen 
Tagen in einem Rundfunkinterview die Meinung ge-
äußert, ihn habe die Zustimmung der FDP zu den 
Vorlagen der Bundesregierung etwas überrascht, 
weil er gerade von der liberalen FDP erwartet hätte, 
daß sie antiliberale Gesetze ablehne. Ich meine, der 
Autor dieses Satzes hat noch wenig von dem poli-
tischen Auftrag begriffen, der sich dem wahrhaft 
Liberalen stellt. 

(Niegel [CDU/CSU]: Dem wahrhaft Libe

-

ralen!) 

Der Bürger draußen weiß dies aus langjähriger Er-
fahrung besser. Er weiß, daß sich gerade Liberale 
an Liberalität und rechtsstaatlicher Gesinnung nicht 
übertreffen lassen. Der Bürger weiß aus Erfahrung 
aber auch, daß sich Liberale nicht in ihrer Bereit-
schaft werden übertreffen lassen, alles Erforderliche 
zu tun, um den Terrorismus zu bekämpfen und den 
Bürger mit den Mitteln unseres Rechts zu schützen. 
Der Rechtsstaat ist ja nicht nur ein Rechtsprinzip, 
irgendwo aufgehängt in einem Wolkenkuckucks-
heim. Rechtsstaat, das ist Lebenswirklichkeit aus 
Fleisch und Blut in einer Welt, die nicht so ist, wie 
sie sein sollte oder wie sie vielleicht sein könnte. 
Der Bürger fordert begreiflicherweise von seinem 
Staate Schutz. In der Auseinandersetzung mit dem 
Unrecht und mit dem Verbrechen ist auch der 
Rechtsstaat gefordert. Gerade er ist gefordert. Er 
ist doppelt gefordert, zum einen als Staat und zum 
anderen als höchste qualitativ überhaupt mögliche 
Rechtsordnung. In beiden Funktionen gleicherma-
ßen — so sehen wir Liberale es — muß sich der 
Rechtsstaat täglich neu in dieser Auseinanderset-
zung bewähren. 

Wir haben uns in der Fraktion der FDP unsere 
Entscheidung nicht leicht gemacht. Wir haben die 
Vorschläge sehr frühzeitig, wir haben sie mehrfach 
und wir haben sie sehr gewissenhaft diskutiert und 
beraten. Das Ergebnis war, daß die Vorschläge des 
Rechtsausschusses von allen Mitgliedern unserer 
Fraktion einstimmig getragen werden. Wir halten es 
für notwendig, für Kontrollstellen, für Identitätsfest-
stellungen eine eindeutige Rechtsgrundlage in der 
Strafprozeßordnung zu schaffen. Wir erwarten ja 
alle von der Polizei Erfolge bei der Fahndung. Aber 
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dann müssen wir auch dafür sorgen, daß der Polizei 
die Möglichkeit gegeben wird, rechtmäßig auf ein-
deutiger Rechtsgrundlage wahrhaftig zu handeln. 
Das sind wir unserer Polizei schuldig. Darüber hin-
aus sind wir es dem Rechtsstaat schuldig, daß nicht 
unter Vorwänden die Polizei genötigt ist, etwas zu 
tun, was in der Sache richtig ist und von allen Bür-
gern erwartet wird. 

Aus den Erfahrungen im Entführungsfall Dr. 
Schleyer wissen wir, daß es notwendig sein kann, 
die Wohnungen eines ganzen Gebäudes nach Tätern 
zu durchsuchen. Wir sollten nicht vergessen, daß wir 
selber mit Sündenfällen des Städtebaus in der Ver-
gangenheit Bauobjekte geschaffen haben, die heute 
Maßnahmen im Rahmen der Strafprozeßordnung 
notwendig machen, an die ehedem überhaupt nie-
mand hätte denken müssen. Aber die Situation ist 
gegeben. Was die Fahndung in Köln vorgefunden 
hat, macht es notwendig, als letztes Mittel — restrik-
tiv angewandt, wie ich betonen möchte — die 
Durchsuchung von Wohnungen eines ganzen Ge-
bäudes zu ermöglichen. 

Wir haben eine Klarstellung in Sachen Trenn-
scheibe vorgesehen. Auch dies ist ein notwendiger 
Schritt, nachdem die Bundesländer in der bisher 
geltenden Regelung diese Ermächtigung nicht ge-
sehen haben. 

Wir haben uns bei den Beratungen um einen ver-
besserten Verteidigerausschluß bemüht. Das Pro-
blem des Verteidigerausschlusses stellt sich vor al-
lem, ja, fast ausschließlich im terroristischen Bereich. 
Deswegen haben wir nur dort die Senkung der Ver-
dachtschwelle vorgenommen. Wir haben den Vor-
wurf der Begünstigung ausgeklammert. Ich glaube, 
dies ist genau die sachgerechte Entscheidung, die 
wir treffen mußten und die alle in diesem Hause 
tragen könnten. Denn das Problem ist nicht, daß 
Verteidiger im terroristischen Bereich die Taten 
ihrer Mandanten nachträglich beschönigen und mit 
unlauteren Mitteln zu rechtfertigen suchen, sondern 
das Problem ist — das haben wir nur im terroristi-
schen Bereich —, daß es einige Anwälte gibt, die 
sich dazu bereitgefunden haben, gemeinsam mit den 
Beschuldigten in die Zukunft hinein zu agieren und 
neue Straftaten vorzubereiten. Hier soll nun ver-
stärkt der Hebel angesetzt werden, mit einem ver-
besserten Verteidigerausschluß solche Anwälte, die 
sich nicht mehr als Organe der Rechtspflege ver-
stehen, aus dem Verfahren überhaupt herauszu-
nehmen. 

Nun sind in den letzten Tagen erneut Ä nderungen 
der Beschlüsse des Rechtsausschusses verlangt wor-
den. Lassen Sie mich sagen, daß es für unsere Zu-
stimmung dieser Änderungen nicht bedurft hätte. 
Aber wir tragen die jetzt vorgesehenen Änderungen 
voll mit. Der Grund dafür ist, daß es, inhaltlich ge-
sehen, nur eine wesentliche Änderung ist. Das an-
dere ist mehr Arabeske, die bejaht werden kann, 
die aber inhaltlich an den Beschlüssen des Rechts-
ausschusses nichts Wesentliches ändert. 

Entgegen den Verlautbarungen und Spekulationen 
in der Öffentlichkeit steht fest, daß auch nach der 
Änderung gravierende Zufallsfunde bei der Durch-
suchung einer Wohnung, sei es Rauschgift oder was 

immer, wenn sie gelegentlich einer Durchsuchung 
eines ganzen Gebäudes gemacht werden, von der 
Polizei beschlagnahmt und sichergestellt werden 
können. Daß dies gewährleistet ist, darauf haben 
wir allerdings den allergrößten Wert gelegt. 

Die einzige inhaltliche Änderung liegt darin, daß 
die herabgesetzte Verdachtsschwelle nun nur noch 
für den Bereich der terroristischen Vereinigung, 
nicht mehr für den der kriminellen Vereinigung Gel-
tung haben soll. Wir können auch dem zustimmen, 
müssen dazu lediglich folgendes anmerken: Wir wa-
ren immer der Meinung, daß das, was wir für die 
Terrorismusbekämpfung brauchen, auch gesetzgebe-
risch auf den terroristischen Bereich beschränkt wer-
den  sollte. Nur wurde uns manchmal entgegenge-
halten, hier könnte der böse Schein entstehen, man 
wolle Sonder- und Ausnahmegesetze für einen Be-
reich zuschneiden. Jetzt ist der Schritt erfolgt: Kon-
zentrierung auf die Terrorismusbekämpfung und nur 
auf diese. Dazu können wir ja sagen. 

Die Fraktion der Freien Demokraten wird heute 
geschlossen zu den Vorschlägen des Rechtsaus-
schusses einschließlich der eben angesprochenen 
Änderungen ja sagen. Alle Abgeordneten der Koali-
tion, auch diejenigen, die vielleicht auch in dieser 
Stunde noch mit ihren Zweifeln beschäftigt sind, 
sollten sich nochmals gewissenhaft überlegen, ob 
sie uns auf diesem Weg nicht folgen können. Dies 
ist nicht nur ein Problem der Partei- und Fraktions-
solidarität; es ist auch nicht allein die Frage, ob die 
Bundesregierung in diesem Einzelfall eine parla-
mentarische Mehrheit hat. Nein, es gibt einen wei-
teren, einen ganz anderen Grund, den jeder, der 
politisch zu denken versteht, sehen muß: Die Alter-
native zu den Vorschlägen der Bundesregierung 
sind von den politischen Möglichkeiten her nicht 
der Wunsch und die Vorstellung dieses oder jenes, 
der zweifeln mag; nein, die Alternative zu den 
Vorschlägen der Bundesregierung sind vom poli-
tisch Durchsetzbaren her allein die Vorschläge der 
Opposition. Und eben dazu sagen wir nicht ja, das 
wollen wir nicht. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Wir werden — Herr Kollege Kleinert wird dies 
nachher im einzelnen begründen — diese Vorschlä-
ge der Opposition 

(Schwarz [CDU/CSU] Die haben Sie doch 
vom Tisch gewischt) 

deswegen heute auch ablehnen. 

Ob es sich allerdings die Opposition deshalb 
gleichfalls leisten kann, zu den Vorschlägen der 
Bundesregierung ganz einfach nein zu sagen, 

(Schwarz [CDU/CSU] : Worauf Sie sich ver

-

lassen können!) 
 

muß ich doch mit einem großen Fragezeichen ver

-

sehen. Sie sagen ja nicht, daß die Vorschläge, die 
wir unterbreitet haben, in sich untauglich wären. 
Sie sagen nur, das sei zu wenig. Aber ich frage 
mich: wie kann es sich die Union leisten, wie kann 
sie draußen verständlich machen, 

(Schwarz [CDU/CSU] : Wir sind doch nicht 
Ihre Mehrheitsbeschaffer!) 
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daß sie das aus ihrer Sicht Wenige ablehnt, weil sie 
nicht die Mehrheit hat, das Mehr zu bekommen? 

Sie sagen immer — das haben auch Sie, Herr 
Kollege Dr. Eyrich gesagt —, die Koalition tue nicht 
alles, was nötig ist, ja, sie tue vielleicht nicht ein-
mal alles, was sie selbst als für die Terrorismusbe-
kämpfung nötig erkenne. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig! — 
Genauso ist es!) 

Ich bestreite dies; aber wenn ich Ihrem Gedanken-
gang einmal folge, will ich Sie fragen, ob Sie es 
sich leisten können, zu den Vorschlägen der Bun-
desregierung ganz einfach nein zu sagen und damit 
etwas abzulehnen, was auch Sie von Ihrem Stand-
punkt aus jedenfalls im Ansatz als richtig erkennen. 

Das muß man am Beispiel der Trennscheibe noch 
einmal etwas verdeutlichen. Wir waren ja immer 
der Meinung, daß die Trennscheibe bereits im bis-
her geltenden § 148 der Strafprozeßordnung ver-
ankert ist. Die Landesjustizverwaltungen haben da-
von keinen Gebrauch gemacht. Wie können Sie, 
Herr Dr. Eyrich, heute sagen: Warum sollen wir die 
Trennscheibe mit beschließen, da es sie bereits gibt? 
Sie wissen doch genau, daß gerade Stammheim das 
erschreckende Beispiel dafür ist, wie das Vollzugs-
defizit Platz gegriffen hat und alles, was wir an ge-
setzlichen Bestimmungen seit langem haben, eben 
nicht praktiziert wurde. 

(Beifall bei der FDP - Dr. Eyrich [CDU/ 
CSU] : Wissen 'Sie auch, Herr Kollege Engel-
hard, wer sie hat ausbauen lassen? Das war 

doch Herr Rebmann!) 

Deswegen haben wir hier eine Klarstellung vorge-
nommen,  

Vielleicht können Sie als Opposition sich auf Ihre 
Funktion zurückziehen. Aufgabe der Opposition ist 
es ja u. a., in geschickter Weise zu Vorschlägen der 
Regierung nein zu sagen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Können Sie mir ein-
mal sagen, wozu wir nein sagen, wenn an 

Vorschlägen nichts da ist?) 

— Ich räume Ihnen ein, Herr Dr. Kohl: So kann man 
dies sehen. Ob der Bürger das allerdings versteht 

(Schwarz [CDU/CSU] : Das lassen Sie mal 
unsere Sorge sein!) 

und ob Sie damit dem Anspruch, den Sie stets an 
sich selbst stellen, gerecht werden, kann ich Sie nur 
fragen. Die Antwort darauf, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, werden Sie sich selbst ge-
ben müssen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat nunmehr der 
Herr Bundesminister der Justiz. 

 
Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-

dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte als erstes meiner Genugtuung und meiner 
Erleichterung darüber Ausdruck geben, daß unsere 
heutigen Beratungen so sachlich und nüchtern und 
in einer Atmosphäre gegenseitigen Respekts begon-

nen haben. Ich hoffe, es gelingt, dies bis zu den Ab-
stimmungen durchzuhalten. Denn unsere Demokra-
tie lebt nicht vom Augenblickseffekt, sie lebt von 
ihrer Überzeugungskraft und dem Vertrauen, das 
sie gerade auch in kontroversen Diskussionen im-
mer aufs neue zu bilden vermag. Sie lebt von .der 
Gemeinsamkeit, die sich in der Art ,des Umgangs 
miteinander auch dann bewährt, wenn die Sachent-
scheidungen kontrovers bleiben. 

Sodann möchte ich einem Eindruck entgegentre-
ten, der im Vorfeld dieser Debatte entstanden ist, 
dem Eindruck nämlich, hier und heute falle die Ent-
scheidung darüber, ob der Terrorismus endgültig 
besiegt oder ob der Rechtsstaat endgültig zerstört 
werde. Meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, kein anderer als Professor Lübbe, der auf Ih

-

rem Kongreß ein bemerkenswertes Referat gehalten 
hat, hat völlig zu Recht gesagt: „Im Kampf gegen 
den Terrorismus können Polizei und Gerichte nur 
Nacharbeit leisten. An die Ursachen des Terroris-
mus kommt man mit Verfahren und Verurteilungen 
nicht heran." Kein Geringerer als Kardinal Ratzin-
ger hat vorgestern in einem bemerkenswerten Inter-
view den gleichen Standpunkt vertreten. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Die

-

sen teilen wir auch!) 

Ich meine, diese Männer haben recht. Wer den Ter-
rorismus überwinden will, muß seine Ursachen er-
forschen 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

und sich mit ihm auf vielen Feldern auseinanderset-
zen, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Erforschen Sie mal, 
z. B. an den Universitäten!) 

nicht nur auf dem der Gesetzgebung. Zur Überwin-
dung des Terrors trägt beispielsweise der bittere 
Streit darüber, ob der Ausschluß oder die Überwa-
chung konspirierender Verteidiger den Vorzug ver-
dient, nichts bei, im Gegenteil, dieser Streit schadet, 
weil er vom Wesentlichen ablenkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zum Wesentlichen führen Fragen wie diese: War-
um ist bei den Terroristen gegenüber den gesell-
schaftlichen und staatlichen Zuständen in der Bun-
desrepublik ein so vollständiger Realitätsverlust 
eingetreten? Inwieweit hat maßlose und überstei-
gerte Kritik an unserer staatlichen und gesellschaft-
lichen Wirklichkeit zu diesem Realitätsverlust bei-
getragen, eine maßlose übersteigerte Kritik, die 
durchaus nicht nur von einer Seite, sondern von 
beiden Rändern her geübt wird? Welche Umstände 
haben zum Abbau der Hemmschwelle gegenüber 
massiver Gewaltanwendung geführt? Welche Rolle 
hat dabei die zunehmende Brutalisierung der Spra-
che gespielt? Warum stoßen einzelne Ziele, ja sogar 
konkrete Anschläge der Terroristen da und dort auf 
Zustimmung? Welches sind die Hintergründe des 
sogenannten Mescalero-Effekts? 

Dann aber auch die Frage, die nur Selbstgerechte 
mit einem höhnischen Lächeln beantworten können: 
Was haben wir selbst falsch gemacht? Warum ha-
ben wir die gemeinsame Aufbauleistung von 30 Jah 
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ren nicht in ein positives Staatsgefühl, in eine ge-
fühlsmäßige Bindung gerade auch der jungen Gene-
ration an unsere Republik umsetzen können? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Woher stammen die Zweifel, ob dieser Staat wirk-
lich legitimiert ist, Dienst und Opfer zu fordern? Ha-
ben wir — und ich sage bewußt „wir" — nicht zu 
vieles, was zu klären, was auszutragen war, einfach 
mit materiellem Mehr zugedeckt, ja geradezu be-
täubt? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Haben wir dann nicht auch später vieles wider-
standslos oder doch schweigend geschehen lassen, 
wo Beharren auf dem Recht und seine Durchsetzung 
geboten gewesen wären? 

(Beifall — Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

— Lieber Herr Kollege Erhard, ich will Ihnen doch 
die Freude über das Gefühl hundertprozentiger 
Rechthaberei in keiner Weise schmälern. 

(Wehner [SPD] : Hundertzwanzigprozentiger!) 

Mir geht es um die ernste Darlegung von Fragen, 
auf die die Patentantwort in einem Satz zu geben, 
mir verdächtig vorkommt. 

(Beifall bei der SPD — Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]: Ich habe Ihnen 

doch bloß zugestimmt!) 

— Entschuldigung, dann sind wir d'accord. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Kön-
nen Sie das schon nicht mehr vertragen?) 

Das, meine Damen und Herren,, sind die zentralen 
Probleme. Das sind die Probleme, mit denen wir uns 
vielleicht auch deswegen nicht intensiv genug be-
schäftigen konnten, weil wir uns über Gebühr in 
Fragen der Gesetzgebung verbissen haben und weil 
andere zu beschuldigen allemal leichter und reizvol-
ler ist, als Selbstkritik zu üben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
 

In den Wochen nach der Entführung von Hanns 
Martin Schleyer und in den Tagen vor und nach 
Mogadischu ist hier manche Verkrustung aufgebro-
chen, manche vorgefaßte Meinung erschüttert, auch 
manche Brücke geschlagen worden. Es wäre tra-
gisch — und dies sage ich zum ganzen Haus —, 
wenn alle diese Ansätze wieder verschüttet würden, 
wenn wir auf eine geschichtliche Herausforderung 
letzten Endes nur mit Routine, Rechthaberei und 
Gezänk antworteten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gemessen an  den Problemen, die ich soeben be-
rührt habe, ist der Gegenstand, über den wir heute 
verhandeln, bei all seiner Bedeutung nicht von ab- 
solutem, sondern von relativem Rang. Vergessen wir 
doch nicht, meine Damen und Herren, was uns Carl 
Friedrich von Weizsäcker oder auch Manfred Rom-
mel — um einen parteilosen Gelehrten und einen 
Mann aus dem Lager der Opposition als Zeugen an-
zurufen — vor Augen geführt haben, daß nämlich 
die rechtsbrechenden Terroristen keineswegs die 
einzige Zielgruppe unserer Maßnahmen und Über- 

legungen sein können, daß vielmehr die Wirkung 
dessen, was wir tun oder unterlassen, auf an-
dere Zielgruppen für die Frage, ob der Terrorismus 
ausgetrocknet oder belebt wird, gleichen Rang be-
sitzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine dabei in Anlehnung an diese beiden Män-
ner vor allem die Wirkung auf uns selbst, die wir 
politische Verantwortung tragen, und unser Ver-
hältnis zueinander, die Wirkung auf das Bewußtsein 
und die Gefühle der breiten Schichten unseres Vol-
kes, die Wirkung auf andere Völker, deren Meinung 
und Haltung für die  Entwicklung des Terrorismus in 
der Bundesrepublik durchaus relevant sind, und 
schließlich die Wirkung auf diejenigen, die schwan-
ken, ob sie sich terroristischen Aktivitäten anschlie-
ßen oder ihnen doch Vorschub leisten sollen. 

Dies alles ist bei jedem Schritt zu bedenken; denn 
was hilft eine Maßnahme, die zwar zehn Verdächti-
ge ohne exakten Schuldnachweis früher oder länger 
hinter Schloß und Riegel bringt, dafür aber hundert 
andere motiviert, zu den Terroristen überzulaufen? 
Was hilft eine vermeintlich harte Gesetzgebung, 
die von der großen Mehrheit unseres Volkes — und 
das gebe ich ausdrücklich zu — sicherlich zunächst 
mit Erleichterung aufgenommen, dann aber eine um 
so größere Frustration und Staatsverdrossenheit 
auslösen würde, weil sie voraussehbar das nicht be-
wirken kann, was die Menschen erwarten, nämlich 
das Ende der Anschläge. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was hilft es aber auch, wenn wir um einer ver-
meintlichen Liberalität willen das unterlassen, was 
sinnvoll zur Verminderung der Gefahr getan werden 
kann, und unser Volk deshalb das Vertrauen zur 
Schutzfähigkeit und zum Behauptungswillen unse-
res Staates verliert? 

(Beifall bei der SPD) 

Aus all diesen Gründen verträgt aber die Gestal-
tung der Vorlage, über die heute zu entscheiden ist, 
auch nicht die Dramatisierung zur Schicksalsfrage 
unserer Rechtsstaatlichkeit. Es geht vielmehr um 
ein sehr nüchternes Geschäft, nämlich darum, ob 
und wie wir erkannten Mißbräuchen und Gefahren 
durch Änderung einiger gesetzlicher Bestimmungen 
begegnen können, ohne zugleich an anderer Stelle 
andere Gefahren und Schäden hervorzurufen. Die 
Auseinandersetzung darüber führen wir auf anderen 
Gebieten doch unentwegt. Niemand behauptet da-
bei, Rechtsänderungen seien ein Allheilmittel oder 
absolut unerlaubt. Vielmehr prüfen wir die konkre-
ten Vorschläge im Lichte unserer jeweiligen allge-
meinen Zielsetzung darauf, ob sie den rechtsstaatli-
chen Grundsätzen und den sonstigen Prinzipien un-
serer Verfassung entsprechen und ob sie effektiv 
sind, also den gewünschten Erfolg auch tatsächlich 
erwarten lassen. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen) 

Eben das ist während der Ausschußberatungen 
der letzten Wochen mit größer Sorgfalt geschehen. 
Dabei hat sich gezeigt, daß einzelne Vorschläge der 
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Opposition auch aus rechtsstaatlichen Gründen auf 
Bedenken gestoßen sind. Im übrigen, Herr Kollege 
Eyrich: Ich habe die sorgfältige Prüfung zugesagt; 
ich habe in keinem Stadium des Gesprächs erklärt, 
daß die Vorschläge der Union insgesamt übernom-
men werden könnten. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Sie 
haben ja nicht einen einzigen übernommen! 

Sie bauen hier einen Türken auf!) 

Wenn ich sage: auf rechtsstaatliche Bedenken, so 
gilt das insbesondere für den ursprünglichen Vor-
schlag, bei dringendem Verdacht einer Straftat nach 
§ 129 a des Strafgesetzbuches den Verdächtigen au-
tomatisch in Untersuchungshaft zu nehmen. In Ih-
rem heutigen Änderungsantrag haben Sie diesen 
Vorschlag ja vernünftigerweise auch fallenlassen; 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

ein Zeichen, daß das doch eine sachliche Auseinan-
dersetzung über einen wichtigen Punkt ist: ob es 
rechtsstaatliche Bedenken gibt oder nicht. Sie haben 
das ja selbst durch Ihr Verhalten in diesem Punkt 
bestätigt. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Wenn Sie sich auch nur so einsichtig zei-

gen könnten!) 

Das gilt auch für den Vorschlag zur Sicherungsver-
wahrung, die niemand als Institut in Frage stellen 
will. Es geht vielmehr darum, ob sie in einem so 
weitgehenden — durch Ihren Änderungsantrag von 
heute ja noch ausgedehnten — Umfang bereits für 
Ersttäter vorgesehen werden soll. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Das war schon 
Gegenstand im Rechtsausschuß, Herr Mini-

ster!) 

— Herr Kollege Eyrich, hier sind die Bedenken in 
einem früheren Stadium ja sogar bei einem Teil Ih-
rer eigenen Fraktion vorhanden gewesen. Ich erin-
nere an die „dpa"-Erklärung meines Namensvetters, 
des Kollegen Vogel, zu einer Äußerung des Kolle-
gen Wittmann zu Beginn der Debatte über die Si-
cherungsverwahrung. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wittmann [München] 
[CDU/CSU] :) 

Das ist doch auch völlig in Ordnung, und ich finde 
es gut, daß auch in Ihrem Bereich wie im ganzen 
Hause die Frage der Rechtsstaatlichkeit als ein Kri-
terium ernst genommen wird. 

Andere Vorschläge der Opposition erwiesen sich 
bei näherer Prüfung als nicht in dem notwendigen 
Maße effektiv oder praktikabel. Das gilt beispiels-
weise — und hier bin ich im Einklang mit dem, was 
die Justizministerkonferenz im März vergangenen 
Jahres festgestellt hat — für den Vorschlag, für be-
stimmte Delikte die Höchststrafe von 15 auf 20 Jah-
re zu erhöhen. Glauben Sie wirklich, daß das zu al-
lem entschlossene Terroristen abschreckt? Nach al-
lem, was wir wissen, schreckt diese Terroristen nur 
eines ab, nämlich die Gewißheit, daß sie ergriffen, 
daß sie zu lebenslanger Strafe verurteilt und daß sie 
unter keiner Drohung oder Erpressung aus der Haft 
entlassen werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So betrachtet waren die — übrigens gemeinsam ge-
troffenen — Entscheidungen 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Die 
Abschreckung ist nicht der einzige Straf- 

zweck, Herr Minister!) 

von Stockholm, im Entführungsfall Schleyer und 
von Mogadischu, den erpresserischen Forderungen 
auf Freilassung nicht nachzugeben, die effektivsten 
Abschreckungsmaßnahmen, die es in Richtung auf 
die Terroristen geben konnte. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Diskussion war weiter die Forderung nach 
Überwachung bestimmter Verteidigergespräche um-
stritten. Ursprünglich — ich stehe dazu — ist diese 
Forderung auch von mir unterstützt und von der 
Bundesregierung erhoben worden. Das ist heute völ-
lig zutreffend ausgeführt worden. Die Bundesregie-

. rung hat sich jedoch von den Argumenten beein-
drucken lassen, die während der Diskussion von der 
gesamten deutschen Anwaltschaft, von der deut-
schen Richterschaft, die ihren Standpunkt in der 
Frage ja auch von einem Richtertag zum nächsten 
geändert hat, vorgetragen wurden; sie hat sich auch 
durch die Argumente des Generalbundesanwalts be-
eindrucken lassen, die er gestern noch einmal im 
Rechtsausschuß vorgetragen hat. 

Danach muß — von allen anderen Erwägungen 
einmal abgesehen — davon ausgegangen werden, 
daß die Überwachung das, was von ihr erwartet 
wird, nur in unzureichendem Maße leisten kann. Bei 
der Beratung des Kontaktsperregesetzes — ich muß 
dies immer wieder sagen — ist es übrigens auch 
vom Sprecher der Opposition anerkannt worden. 
Herr Kollege Eyrich, Sie haben damals mit Recht 
wörtlich ausgeführt: 

Wissen Sie, ob dieser integre Anwalt überhaupt 
in der Lage ist, die Bedeutung dessen zu erken-
nen, was ihm gesagt wird und wovon er glau-
ben kann, daß es  zum Zwecke seiner Verteidi-
gung dient, zu erkennen, daß es tatsächlich die-
ses auch beinhaltet? Haben wir nicht den 
Ideenreichtum derer, die im Gefängnis sitzen, in 
den letzten Wochen, Monaten und Jahren ken-
nengelernt? 

Herr Kollege Eyrich, wir haben die Argumente 
schon wiederholt ausgetauscht. Wenn dies schon für 
den integren Anwalt gilt, um wieviel schwieriger ist 
die richterliche Überwachung, wenn es sich um je-
manden handelt, der bereits im Verdacht steht, daß 
er eben nicht zu dieser Kategorie gehört, der infol-
gedessen noch ganz andere Techniken einsetzt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
 
Die Bundesregierung hat deshalb nach anderen 

Wegen gesucht, die Gefahren zu mindern, die sich 
aus der Konspiration einzelner Verteidiger mit sol-
chen Häftlingen ergeben können, denen bandenmä-
ßig verübte terroristische Gewalttaten zur Last lie-
gen. Ich begrüße, daß der Rechtsausschuß den bei-
den darauf abzielenden Vorschlägen der Bundesre-
gierung, nämlich der wirksameren Gestaltung des 
Ausschlusses verdächtiger Verteidiger und der Nor-
mierung der in Teilbereichen schon heute für zuläs- 
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sig gehaltenen und angewendeten Trennscheiben, 
zugestimmt hat. Beide Maßnahmen sind rechtsstaat-
lich und effektiv. Sie sind auch notwendig. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Sind die bisher nicht notwendig gewesen?) 

Deshalb haben sich auch die Organisationen der 
Anwaltschaft, das Präsidium der Bundesrechtsan-
waltskammer und der Deutsche Anwaltverein, die-
sen Regelungen durch ausdrückliche Erklärungen 
nicht mehr widersetzt — eine Haltung übrigens der 
beiden Organisationen, die auf Verantwortungsbe-
wußtsein beruht und ausdrückliche Anerkennung 
auch von dieser Stelle aus verdient. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gleiches gilt für die weiteren vom Rechtsaus-
schuß beschlossenen Ergänzungen der Strafprozeß-
ordnung, die sämtlich aus dem Entwurf eines ein-
heitlichen Polizeirechts abgeleitet sind und die Er-
fahrungen vieler Jahre einschließlich des Jahres 
1977 berücksichtigen. Die Durchsetzung des staatli-
chen Strafanspruchs wird bei gravierenden Strafta-
ten sowohl durch die Einrichtung von Kontrollstel-
len als auch durch erweiterte Befugnisse zur Perso-
nenfeststellung in angemessener Weise erleichtert. 
Wer erkennt, daß die Freiheit des einzelnen auch 
Verpflichtungen gegenüber dem Nächsten und der 
Gemeinschaft zur Voraussetzung hat, wird auch die 
kurzfristige Festhaltung Unverdächtiger, so schwer 
dieser Eingriff auch ist, akzeptieren, wenn auf ande-
rem Wege die jedem Bürger obliegende Zeugen-
pflicht nicht verwirklicht und nicht durchgesetzt 
werden kann. 

Herr Kollege Eyrich hat noch die Frage nach der 
Definition „Gebäude", „Haus", „Gebäudeteile" an-
gesprochen. Herr Kollege Eyrich, ich glaube, wir 
sollten hier einfach auch auf Grund der Erfahrungen 
des Jahres 1977 erkennen: Wenn man sich jetzt auf 
den Begriff „Gebäude" verständigt hat, und es ist 
eine Tiefgarage vorhanden, und der Verdacht, der 
sich aus etwa dort aufgefundenen Gegenständen er-
gibt, bezieht sich auf zwei oder drei Häuser in die-
ser Umgebung — weil die räumlichen Verhältnisse 
so gestaltet sind -, und es liegen die übrigen Vor-
aussetzungen für diese zwei oder drei Häuser vor, 
dann besteht doch der gesamte Unterschied nur dar-
in, daß der Richter eben in diesem Fall zwei oder 
drei Durchsuchungsbefehle auszustellen hat, wäh-
rend er in dem anderen Fall mit einem Durchsu-
chungsbefehl durchkommt. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Aber, lieber Herr 
Kollege Vogel, hoffentlich nicht im Durch-
schreibeverfahren! — Zuruf des Abg. Er-

hard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Eyrich, wir kennen beide die rich-
terliche Praxis, und wir wissen, daß es zwischen 
Praxis und dem, was dem Gesetzgeber vorschwebt, 
immer eine gewisse Spannweite gibt. Nur: Ich beja-
he rechtsstaatlich, daß auf diesem Wege der Richter 
noch einmal daran erinnert wird, daß er für jedes 
einzelne Objekt die Voraussetzungen zu prüfen hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Darin sehe ich das Positive. 

Herr Kollege Eyrich, Sie können doch nicht im 
Ernst behaupten, daß die Tatsache, daß der Richter 
drei Befehle ausstellen muß, die Verfolgung von 
Terroristen ernsthaft behindert. Hier sehe ich über-
haupt keine Behinderung. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Nur 
eine Verzögerung! Das ist klar! — Dr. Ey

-

rich [CDU/CSU]: Da kommt es ja auf 
Stunden auch gar nicht an!) 

— Entschuldigung, Sie können mir doch nicht sa-
gen, es komme auf Stunden an, wenn — bei Gefahr 
im Verzuge — der Staatsanwalt diese Anordnung 
treffen kann. Er kann sie, wie Sie beide wissen, na-
türlich auch mündlich treffen. Ich möchte mich — 
obwohl ich hier jetzt nicht in juristische Details ge-
hen will — nur noch einmal ganz ausdrücklich da-
gegen wenden, daß Sie in Ihrem Änderungsantrag 
jetzt sogar den Ausdruck „Bezirk" einführen wol-
len. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Dieser Ausdruck „Bezirk" ist so unscharf 

(Zuruf von der SPD: „Regierungsbezirk" ! — 
Lachen bei der SPD) 

— so weit will ich gar nicht gehen —, daß Sie erle-
ben werden, daß die Richter von einer solchen Re-
gelung überhaupt keinen Gebrauch machen würden, 
weil ihnen dies viel zu unbestimmt und ungewiß 
wäre. Beim ersten Befehl eines Richters, etwa einen 
ganzen Stadtbezirk zu durchsuchen, würde sofort 
das Bundesverfassungsgerichts angerufen. Den Aus-
gang glaube ich Ihnen voraussagen zu können. 

Was diese Vorlage bringt, ist nicht überhastet er-
arbeitet worden. In der gegenwärtigen Fassung 
beinhaltet die Vorlage auch nichts, was den Rechts-
staat gefährdet. Jeder in diesem Hause — hier glaube 
ich die Opposition einschließen zu können — wird 
die Berufung auf rechtsstaatliche Sorgen und Zwei-
fel ernst nehmen. Wer es nicht täte, würde sich da-
mit zu dem Geist in Widerspruch setzen, aus dem 
die Väter unserer Verfassung das Grundgesetz 
schufen und aus dem unsere Rechtsordnung lebt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Berufung auf solche Zweifel und Sorgen allein 
genügt aber nicht. Die Zweifel müssen auch der 

. Prüfung standhalten, wenn ein Akt der Gesetzge-
bung an ihnen scheitern soll. Dies ist hier nicht der 
Fall. 

Für jede Regelung, die heute im Bundestag auf 
Vorschlag der Bundesregierung verabschiedet wer-
den soll, gibt es in anderen bewährten, unangefoch-
tenen rechtsstaatlichen Demokratien Entsprechun-
gen. Auch die Summe dessen, was seit dem Jahre 
1974 an der Strafprozeßordnung geändert wurde, 
hält sich durchaus in diesem Rahmen. Die Bundesre-
publik ist — sie wird dies auch nach Annahme die-
ser Vorlage sein — unverändert einer der liberal-
sten Staaten dieser Erde, einer der Staaten, die den 
Menschenrechten den höchsten Rang einräumen. 
Aber Menschenrechte — vor allem gilt dies für das 
Menschenrecht des einzelnen Bürgers auf Schutz 
seines Lebens und Schutz seiner Freiheit — erfor- 



5666 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 

Bundesminister Dr. Vogel 
dern auch, das Notwendige und Mögliche zu tun, 
um Mißbräuche und Gewalttaten zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb — ich möchte diesen Punkt ganz offen 
ansprechen — vermag ich die Argumente derer, 
die aus Sorge um die freiheitliche Qualität unseres 
Staates gegen die Vorlage stimmen wollen, zwar ,zu 
respektieren — dieser Respekt hat ja auch im Gang 
der Verhandlungen seinen Niederschlag und seinen 
Ausdruck gefunden —, aber ich kann sie nicht ak-
zeptieren. Ich will mit denen, die ich hier anspreche, 
nicht über die Folgen rechten, die ihre Entscheidung 
haben könnte. Ich will auch nicht darüber rechten, 
ob sie dann, wenn es ihnen gelänge, in — dies ist 
der technische Ausdruck — einer negativen Koali-
tion mit der Opposition aus entgegengesetzten Mo-
tiven die Vorlage zu Fall zu bringen, im Ergebnis 
nicht gerade das herbeiführen helfen, was sie doch 
verhindern wollen. Ich bitte sie vielmehr, noch ein-
mal in aller Ruhe und in allem Ernst die Argumente 
und Motive zu wägen, aus denen diese Vorlage ein-
gebracht und im Rechtsausschuß verabschiedet 
worden ist. Wir wollen, daß diese Vorlage Gesetz 
wird, weil sie in rechtsstaatlicher Weise konkrete 
Gefahren mindert und die Chancen erhöht, Men-
schen zu retten, die sonst vielleicht ihr Leben ver-
lieren würden, weil sie die Last derer erträglicher 
macht, die in künftigen Entführungsfällen wiederum 
über Tod oder Leben unschuldiger Geiseln entschei-
den müssen, und weil sie das Vertrauen unserer 
Mitbürgerinnen und Mitbürger in diesen unseren 
Staat zu bewahren hilft. 

An die Opposition kann ich eine solche Bitte 
nicht richten. Sie lehnt ja die Vorlage aus politi-
schen Gründen ab. Das ist legitim. Die Umstände 
bieten eine starke Verlockung, zu versuchen, ob 
man der Regierung eine Niederlage beibringen 
kann. Die Frage ist allerdings wohl erlaubt, ob es 
nicht ein Stück verantwortungsbewußter wäre, die-
ser für jeden Politiker verständlichen Versuchung 
zu widerstehen und für einen Entwurf zu stimmen, 
der vom Standpunkt der Opposition vielleicht ein 
minus, aber doch nicht ein aliud darstellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Carl Friedrich von Weizsäcker hat kürzlich in ei-
ner vielbeachteten Rede in München gesagt: 

Das einhaltbare Recht entlastet uns von den un-
erfüllbaren Forderungen des moralischen Rigo-
rismus an die Gesellschaft, Forderungen, die 

— und wir erleben es — 

immer wieder in Haß und Selbsthaß umschlagen. 
Deshalb 

— so fuhr er fort — 

ist es eine tiefe Perversion, von Gerichten zu 
verlangen, daß sie unserem wie auch immer 
verständlichen Haß gegen den Verbrecher Aus-
druck verleihen. Präzise Justiz entlastet uns 
vom Haß. 

Das gilt auch für das Recht und die Gesetze. Es 
wäre in der Tat tiefe Perversion, Gesetze zu schaf-
fen, die unserem wie auch immer und weiß Gott 

verständlichen Haß gegen die Terroristen Ausdruck 
verleihen. Nüchtern konzipierte und an den objekti-
ven Bedürfnissen orientierte Normen entlasten uns 
von diesem Haß und schützen unsere Freiheit und 
unseren Staat um so wirksamer. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb bitte ich im Namen der Bundesregierung 
um die Annahme der Vorlage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Viel 
von dem, was der Herr Bundesjustizminister soeben 
im grundsätzlichen Bereich gesagt hat, können wir 
nur unterstreichen. Aber, Herr Bundesjustizminister, 
jetzt geht es um die Bewältigung einer akuten ge-
setzgeberischen Situation, die wir Ende September, 
im Oktober und im November als solche quer durch 
die Parteien erkannt haben. Wir haben uns im Ok-
tober über die Grenzen von Regierung, Opposition, 
Koalition und Parteien hinweg mit Überlegungen 
befaßt, die der akuten Situation Rechnung tragen 
sollen. Wir haben einen Katalog der vordringlich 
zu regelnden Materien aufgestellt: die Frage der 
Sicherungsverwahrung, die Frage der Einstufung der 
Zugehörigkeit zu einer Terrorbande als Verbrechen, 
der Verteidigungsausschluß, die Verteidigerüber-
wachung, die Frage der Strafaussetzung zur Bewäh-
rung für Terroristen, die Kontrollstellen für die 
Polizei. 

Was die Opposition an Änderungs- und Ergän-
zungsvorschlägen zu der Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses jetzt erneut vorschlägt, ist sicher 
nicht das Absolute; aber es soll einer akuten Situa-
tion Rechnung tragen. Was heute mit der Mehrheit 
der Koalition beschlossen wird, ist nicht nur zu we-
nig, sondern bleibt hinter dem zurück, was der ge-
genwärtige Rechtszustand ist. Ich denke nur an die 
Problematik der Kontrollstellen, der Identitätsfest-
stellung und der Durchsuchung von Gebäuden im 
Vergleich mit den geltenden Polizeirechtsvorschrif-
ten unserer Länder. Hier wird sich bald ein Prozeß 
entwickeln, der allgemein zu dem Zuwenig oder 
Weniger hingeht, das wir jetzt geregelt haben. 

Ich möchte gleich auch einen Irrtum ausräumen, 
den Herr Kollege Emmerlich hier zu erzeugen ver-
sucht hat. Es geht bei unseren Vorschlägen und 
Anträgen jetzt um die Bekämpfung des Terrorismus. 
Sie werden keinen Antrag von uns finden, in dem 
nicht aktuell auf diese Problematik durch Hinweis 
auf die Bestimmungen über Terrorbanden Bezug ge-
nommen ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Erzeugen Sie hier bitte nicht den Irrtum, wir würden 
der Allgemeinheit Opfer zumuten, die weit über das 
geltende Recht hinausgingen! Wir zielen direkt ge-
gen den Terrorismus. Lesen Sie bitte unsere An-
träge! 
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Die jetzt vorgelegten Minimalvorschläge der Koali-

tion von SPD und FDP sprechen dem Hohn, was der 
Bundespräsident bei der Trauerfeier für Hanns Mar-
tin Schleyer gefordert hat. Er forderte damals am 
25. Oktober 1977 — ich zitiere —: 

Aber nun dürfen wir nicht einfach wieder zur 
Tagesordnung übergehen und so tun, als wäre 
nichts geschehen. 

In der Tat: Das, was jetzt als Ergebnis des Rechts-
ausschusses vorliegt, mutet an, als würde man zur-
Tagesordnung übergehen. Die Konsequenzen aus 
dem, was im Oktober in gemeinsamen Gesprächen 
als notwendig erachtet wurde, sind keineswegs ge-
zogen.  

Bis jetzt konnte niemand behaupten und hat nie-
mand behauptet, daß z. B. die Vorschläge der Oppo-
sition, wie sie heute dem Hause vorliegen, der 
Rechtsstaatlichkeit widersprächen. Sie sind nur — 
das ist unsere Auffassung — effektiver als das, was 
die Koalition vorschlägt, und gegen die Terroristen 
unmittelbar gerichtet, weil es jetzt gilt, diese zu 
bekämpfen und nicht theoretische Diskussionen dar-
über zu führen, was vielleicht vor einigen Jahren 
der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform zur 
Sicherungsverwahrung oder vielleicht zur Einstu-
fung der Zugehörigkeit zu einer Terrorbande als 
Verbrechen debattiert hat. 

Ich gewinne heute als Teilnehmer an den verschie-
denen Gesprächen im Herbst vergangenen Jahres 
über die dringend zu regelnden Fragen die Über-
zeugung, daß man damals versucht hat, die Bevölke-
rung zu täuschen und nur einen Aktivismus vorge-
gaukelt hat, der dann sehr schnell wieder der All-
täglichkeit gewichen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sehen auch, daß alles, was die Bundesregierung 
bringen wollte, nicht auf den Weg kommt. Ich er-
innere hier an die melderechtlichen Vorschriften. 
Ich könnte noch viele andere Dinge aufführen, die 
wir mit der Koalition, mit dem Bundesjustizminister, 
mit dem Bundesinnenminister besprochen haben. Vor 
allem der Bundesinnenminister hätte die Möglichkeit, 
die Vorschläge sofort dem Innen- und Rechtsaus-
schuß als Formulierungshilfe zu unterbreiten, damit 
sie unverzüglich mit den Vorschlägen der Opposition 
beraten werden. Statt dessen wird der weite Umweg 
über das Kabinett gegangen. Ich meine aber, meine 
Herren Bundesminister, es ist eher der Umweg über 
die Koalition, um festzustellen, ob in der jeweiligen 
Partei für diesen oder jenen Vorschlag überhaupt 
eine Mehrheit zu bekommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um einiger Linker willen hat die Koalition die 
Vorschläge, die man als dringend erachtet hat, auf 
ein Minimum reduziert, obwohl es bei diesen Vor-
schlägen zum Teil wirklich um die Bewährung des 
Rechtsstaates geht. Der FDP-Vorsitzende, Herr Bun-
desminister Genscher, den ich hier bei dieser De-
batte ebenso wenig wie den Bundeskanzler sehe, der 
anscheinend nur seine Aktentasche deponiert hat — 
noch sind wir nicht bei Wilhelm Tell, so daß wir vor 
seiner Aktentasche Respekt haben müßten —, hat er-
klärt, die Verabschiedung der Terroristengesetze sei 

eine Bewährung für die Koalition. Das ist etwas 
wenig. Die Verabschiedung dieser Gesetze und die 
Ablehnung oder Annahme der Gesetze und Anträge 
der Opposition ist meines Erachtens eine Frage der 
Bewährung des Staates, insbesondere des Rechts-
staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herrn Genscher und dem Bundeskanzler geht es of-
fenbar doch nur um die Machterhaltung um jeden 
Preis, auch um den Preis der inneren Sicherheit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich ist es 
so!) 

Meine Damen und Herren, was wollen denn Herr 
Genscher und Herr Schmidt tun, wenn Herr Thüsing 
seine Ankündigung wahr macht, die er vorgestern 
abend im Fernsehen auf die Frage verbreitet hat — 
ich zitiere, Herr Präsident —: 

Hätten Sie sich wohler gefühlt, wenn Sie hätten 
dagegen stimmen können? 

Antwort Thüsing — ich zitiere —: 

Ja, das muß ich offen sagen. Ich hätte mich sehr 
viel wohler gefühlt und meine und bin auch 
entschlossen, nächstens den Widerstand noch 
energischer zu organisieren. 

Meine Damen und Herren, hierauf hätte ich gerne 
eine Antwort des Herrn Bundeskanzlers und des 
Vizekanzlers. Mit dem Herrn Parteivorsitzenden 
der SPD wird man ja wohl nicht rechnen können, 
denn er steht vielleicht Herrn Thüsing etwas näher. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab

-

geordneter Wittmann, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Wehner? 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Nein, Herr 
Wehner, 

(Zurufe von der SPD) 

ich habe zuwenig Zeit. Die Zeit ist sehr begrenzt, 
ich gestatte keine. 

(Wehner [SPD]: Sehr bezeichnend! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Wehner, es gab auch Situationen, in denen 
Sie keine gestattet haben. 

(Wehner [SPD] : Ich wollte Sie nur fragen, 
ob Sie sich wohlfühlen, wenn Sie jetzt da

-

gegenstimmen, entgegen dem, was Sie ei

-

nem anderen vorwerfen!) 

— Herr Wehner, schönen Dank für diese Frage. 

(Wehner [SPD] : Sie stimmen doch dage

-

gen?!) 

— Wir stimmen gegen etwas — und ich habe es 
ausgeführt —, was die — — 

(Wehner [SPD] : Sie stimmen selbst dage-
gen und sind ein Pharisäer und wollen an-
dere, die auch dagegen stimmen, dafür an-
klagen! — Gegenrufe von der CDU/CSU) 

— Herr Wehner, Sie sind mir zu alt, als daß ich das 
Wort „Pharisäer" zurückgebe. Dazu habe ich viel 
zuviel Respekt vor Ihnen. Sie können über mich sa- 
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gen, was Sie wollen. Eines ist aber doch an der Sa-
che richtig: daß die Vorschläge, die Sie hier unter-
breiten, 

(Wehner [SPD]: ... von Ihnen abgelehnt 
werden!) 

weniger als ein Minimum dessen sind, was Sie selbst 
verantworten können, und deshalb versuchen Sie, 
den Spieß umzudrehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Die von Ihnen abgelehnt werden!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, auch wenn die Pharisäer be-
kanntlich viel bessere Menschen waren, als es nach 
unserem Sprachgebrauch angenommen werden 
könnte, so bedaure ich doch, Herr Abgeordneter 
Wehner, daß Sie diesen Begriff gebraucht haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was heißt das? 
- Rüge!) 

Ich rüge das. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent, mir steht es nicht zu, dazu Stellung zu neh-
men. Doch kommt es darauf an, wer derartige Aus-
drücke äußert. Bei Herrn Wehner bin ich persönlich 
das gewohnt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Der hat die 
Beleidigungen heute morgen eröffnet!) 

Meine Damen und Herren, uns geht es heute bei 
unseren Anträgen nicht um Härte, sondern um die 
Sicherheit für die Menschen in unserem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Unterschied zur herkömmlichen Kriminalität 
besteht im Felde des Terrorismus einfach darin, daß 
die Terroristen nach einem langfristig geplanten 
Ziel in Banden auftreten und ihre Zielsetzung so zu 
verwirklichen suchen. 

Unser Strafrecht kennt z. B. für die Bildung von 
Terrorbanden nur die Bestrafung als Vergehen. 
Noch immer ist es ein bloßes Vergehen, wenn je-
mand einer Verbrecherbande angehört, für sie wirbt 
oder sie unterstützt, obwohl diese Bande ihre Tätig-
keit auf Mord, Totschlag oder Völkermord gerichtet 
hat, also auf Verbrechen. Noch immer wird jemand 
wie ein harmloser Dieb bestraft, der einer Bande an-
gehört, die Menschen entführt und Geiseln nimmt. 
Das gleiche gilt für eine Bande, die Flugzeugentfüh-
rungen plant. Ebenso wird nur mit einer geringen 
Strafe bis zu fünf Jahren bedroht, wer einer Bande 
angehört, sie unterstützt und für sie wirbt, die 
Sprengstoffanschläge macht, die Brandstiftungen 
verursacht und die sogar Kernbrennstoff für ihre 
Anschläge verwenden könnte. Das ist die Gesetzes-
lage. Auch soll es ein bloßes Vergehen sein, wenn 
jemand Mitglied einer Bande ist, deren Tätigkeit 
z. B. darauf gerichtet ist, Lebensmittel zu vergiften. 
Das alles wird mit der „Harmlosigkeit" eines Dieb-
stahls gleichgesetzt. 

Meine Damen und Herren, die Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren genügt für die Zu-
gehörigkeit zu einer Bande nicht. Das ist weder der 

Tat angemessen, noch wird es dem Verständnis der 
rechtstreuen Bevölkerung gerecht. Andererseits hat 
der Gesetzgeber aus der Gefährlichkeit dieser Ter-
rorbanden seit langem die Konsequenz gezogen, als 
er z. B. die Voraussetzungen für die Untersuchungs-
haft bei Terroristen ebenso gestaltete wie bei Mord 
und Totschlag. Warum kommen wir nicht zur glei-
chen Konsequenz hinsichtlich der Bestrafung, näm-
lich dazu, die Terrorbandenzugehörigkeit als Ver-
brechen einzustufen? Einem solchen Vorschlag wird 
entgegengehalten, man bestrafe ja Rädelsführer und 
Hintermänner als Verbrecher. Nun, die Erfahrung 
hat, glaube ich, zur Genüge gezeigt, daß es im Ter-
roristenbereich Rädelsführer und Hintermänner im 
ursprünglichen Sinn nicht mehr gibt, sondern jeder 
Angehörige der Bande einen gleichwertigen Tatbei-
trag leistet. So ist doch die Lage heute. 

Man wirft uns vor, wir würden z. B. auch jeman-
den als Verbrecher bestrafen, der nur — „nur!" — 
eine konspirative Wohnung anmiete. Das lasse sich 
doch nicht damit vergleichen, daß jemand einen 
Bankraub oder einen Mord aus einer Terrorbande 
heraus begehe. Meine Damen und Herren, auch hier 
zeigt die Erfahrung, daß das Anmieten einer konspi-
rativen Wohnung ein Bestandteil des Plans und der 
Durchführung einer wesentlich schwereren Straftat 
ist. Wer eine solche konspirative Wohnung für Ter-
roristen anmietet, macht sich genauso schuldig wie 
die Terroristen, die den Mord begehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sehen durchaus, daß es Fälle geben kann, in 
denen jemand vielleicht nicht mit der ganzen 
Schwere des Gesetzes bestraft werden kann. Für 
diesen Fall sieht unser Vorschlag eine geringere 
Strafe als für den sogenannten minder schweren 
Fall vor. 

Die Einstufung der Zugehörigkeit zu einer Terror-
bande als Verbrechen hat auch höchst praktische 
Bedeutung für Verfolgungsmaßnahmen durch die 
Polizei. Wenn — wie bisher — die Bildung einer 
Terrorbande und die Zugehörigkeit zu ihr Verge-
hen bleiben, dann muß beispielsweise ein Polizeibe-
amter bei einem flüchtigen Terroristen, von dem 
man nur weiß, daß er einer solchen Bande angehört, 
erst prüfen, ob Anhaltspunkte dafür bestehen, daß 
dieser Terrorist von einer Schußwaffe Gebrauch ma-
chen wird. Im Ernstfall muß also erst festgestellt 
werden, ob er eine solche besitzt. Bis dahin, meine 
Damen und Herren, kann es für diesen Polizisten zu 
spät sein. Erst wenn diese Feststellung getroffen 
worden ist, kann dieser Polizist bei der geltenden 
Einstufung der Zugehörigkeit zu einer Terrorbande 
von der Schußwaffe Gebrauch machen. 

Man soll hier nicht entgegnen, daß bei Terroristen 
ohnehin die Vermutung der Bewaffnung bestehe. 
Das genügt eben für die Anwendung der Bestim-
mungen über den Schußwaffengebrauch nicht. Zu-
mindest wird, wenn es bei der gegenwärtigen 
Rechtslage bleibt, die Folge sein, daß jeder Polizei-
beamte nach Schußwaffengebrauch sehr eingehend 
wird rechtfertigen müssen, warum er so gehandelt 
hat, wenn festgestellt wird, daß der Terrorist, auf 
den er geschossen hat, zufälligerweise keine Waffe 
bei sich hatte. 
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Wenn es sich aber bei der Zugehörigkeit zu einer 

Terrorbande um ein Verbrechen handelt, so kann 
ein Polizeibeamter ohne Prüfung der Frage der Be-
waffnung notfalls — ich betone: notfalls; auch hier 
gilt die Verhältnismäßigkeit — von der Schußwaffe 
Gebrauch machen. Die toten und verletzten Polizi-
sten, die bei der Festnahme von Terroristen Leben 
und Gesundheit geopfert haben, sollten Mahnung 
sein, daß wir hier eine Regelung treffen, die geeig-
net ist, auch der Polizei bei ihrem schweren Dienst 
zu helfen. 

Meine Damen und Herren, die Debatten der letz-
ten Monate hier in diesem Plenum, die Beiträge, die 
von der Bundesregierung oder von der Koalition ge-
leistet wurden, ließen ursprünglich die Hoffnung 
aufkommen, man werde einer Regelung zustimmen, 
die es ermöglicht, auch terroristische Ersttäter in Si-
cherungsverwahrung zu nehmen. Leider sind wir in 
dieser Beziehung im Rechtsausschuß wieder ge-
täuscht worden, besser gesagt, enttäuscht worden. 
Wir haben einmal geprüft, wie ernst es mit den An-
kündigungen der Koalition ist. Zur Frage der Siche-
rungsverwahrung wurden von uns Anträge in vier 
Varianten gestellt. Auch die mildeste Form der Vor-
aussetzungen ist nicht akzeptiert worden. Ich gebe 
gern zu, daß der Antrag, der hier und heute von uns 
gestellt wird, der rigoroseste ist. Aber Sie haben ja 
im Rechtsausschuß auch den anderen Anträgen 
nicht zugestimmt, die weiter gefaßt waren. Das be-
weist mir, daß Sie es nicht haben wollen, daß auch 
für terroristische Ersttäter Sicherungsverwahrung 
angeordnet wird, wenn diese keine anderen Straf-
taten begangen haben. 

Die Koalition wendet ein, die soziale Prognose 
könne bei einem Ersttäter noch nicht dahin gehend 
gestellt werden, er werde weitere Straftaten bege-
hen. Andererseits sieht unser geltendes Recht 
durchaus vor, daß bei einem Ersttäter, wenn er drei 
Straftaten begangen hat und zu mindestens zu drei 
Jahren verurteilt worden ist, auch schon Siche-
rungsverwahrung angeordnet werden kann. Und bei 
terroristischen Ersttätern sollte sie nicht angewandt 
werden können, etwa wenn ein Terrorist erklärt, er 
wolle weitermachen? Bescheinigen die Terroristen 
durch diese Erklärungen nicht immer wieder ihre 
weitere Verbrechensabsicht? Ein dreifacher Einbre-
cher kann wegen Gefährdung der Allgemeinheit als 
Serientäter schon jetzt bei Erstverurteilung in Si-
cherungsverwahrung genommen werden, bei einem 
Terroristen muß man erst warten bis er mindestens 
drei vorsätzliche Taten begangen hat. Wir sollten 
uns darüber im klaren sein: Wir haben schon Fälle, 
in denen Terroristen nach einer Erstverurteilung zu 
drei, vier oder fünf Jahren entlassen worden sind 
und sofort wieder im Untergrund verschwunden 
sind, um sich dann bei Straftaten wieder zu beteili-
gen, wie die Fälle im letzten Jahr gezeigt haben. 

Durch die Debatten der letzten Monate zieht sich 
der Vorwurf von SPD und FDP gegen CDU und CSU 
wie ein roter Faden, die Unionsparteien wollten die 
Sicherungsverwahrung rückwirkend für verurteilte 
Täter einführen. Meine Damen und Herren, man 
sollte doch endlich dieses Ablenkungsmanöver, 
eine Ablenkung vom wahren Kern der Probleme,  

bleiben lassen. Oder hat die Koalition — die fehlen-
den Fahndungserfolge des Bundeskriminalamtes be-
weisen es fast — so wenig Hoffnung, daß sie noch 
frei herumlaufende Terroristen fängt und daß die ei-
nes Tages dann auch verurteilt werden? Wenn dem 
so ist, wäre es traurig. Dann würde es natürlich 
auch nicht mehr helfen, wenn man für die Zukunft 
die Sicherungsverwahrung für Terroristen ein-
führt. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen, daß unser 
Vorschlag zur Einführung der Sicherungsverwah-
rung nur gegen Terroristen gerichtet ist, um zu ver-
hindern, daß sich unmittelbar nach Strafverbüßung 
wieder frühzeitig Terrorbanden reorganisieren. Die 
Terroristen sollen eben von der Szene ferngehalten 
werden, damit sie nicht — wie sie immer wieder an-
kündigen — weitermachen können. 

Es ist einfach nicht wahr, daß die Sicherungsver-
wahrung für Ersttäter nicht in unser Rechtssystem 
passe. Ich habe dargelegt, daß wir sie bereits ha-
ben. 

Im Rechtsausschuß wurde von der Koalition im-
mer wieder gesagt, im Sonderausschuß für die Straf-
rechtsreform habe man andere Überlegungen ange-
stellt, habe man den Hangtäter anders definiert, als 
es vielleicht auf den Terroristen zutreffen könnte. 
Ich muß hier offen bekennen: Bei der gegenwärtigen 
Sicherheitslage interessiert mich die Diskussion im 
Sonderausschuß für die Strafrechtsreform wenig, 
weil zu jener Zeit eine solche gefährliche Sicher-
heitslage für unser Volk nicht gegeben war. Wir 
müssen auf das reagieren, was jetzt ist, und das 
schaffen, was jetzt nottut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Rechtsordnung wird von Terroristen mit allen 
ihnen zu Gebote stehenden Mitteln in Frage gestellt. 
Sie wird auf die Probe gestellt und in Frage zu stel-
len versucht durch Geiselnahmen, durch Erpressung 
des Staates. Man nimmt dabei nicht nur den Tod 
von Geiseln in Kauf, man ermordet sie. Um die 
Rechtsordnung zu bewahren und um den Staat nicht 
erpreßbar und künftige Versuche dazu als aus-
sichtslos erscheinen zu lassen, hat man — das sollte 
man offen ansprechen — Unschuldige geopfert. 
Durch diese tragische Form der Generalprävention 
kann und darf man moralisch eine Demonstration 
der Festigkeit des Staates nur einmal betreiben, 
wenn man nicht alles tut, um gegen die Straftäter 
vorzugehen, damit das Opfer nicht vergeblich war. 
Das gebrachte Opfer verpflichtet um so mehr, künf-
tig auf Wiederholungstäter oder potentielle Wieder-
holungstäter, die schon in Erscheinung getreten 
sind, einzuwirken. Diese Sicherungsfunktion sollen 
unsere Vorschläge insbesondere im Bereich der Si-
cherungsverwahrung haben. 

Der Bundespräsident hat bei der Trauerfeier für 
Hanns Martin Schleyer erklärt: „Wir dürfen nicht 
zulassen, daß das Opfer sinnlos war." Sinnlos ist es 
nur dann nicht, wenn wir — um mit dem nicht an-
wesenden Bundeskanzler zu sprechen — bis an die 
Grenze dessen gehen, was der Rechtsstaat gebietet 
und erlaubt. Der Rechtsstaat gebietet es, daß wir al-
les tun; auch auf dem Felde der Gesetzgebung, da- 
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mit der Staatsbürger frei von Angst leben kann. Frei 
von Angst zu leben ist eines jener Grundrechte und 
Menschenrechte, die in der Atlantikcharta verkün-
det worden sind. Auch der Justizminister hat ange-
deutet, daß die Wahrung des Rechtsstaats in der Ge-
stalt der Sicherheit für den Bürger ein Teil der Ver-
wirklichung der Menschenrechte ist. 

Meine Damen und Herren, während man bei uns 
hinter die gegenwärtige Rechtslage zurückgeht, ist 
man in unserem Nachbarland Frankreich sehr 
schnell fündig geworden. Wenige Tage nach dem 
dramatischen Entführungsfall Empain hat der fran-
zösische Justizminister nicht weniger als 15 Geset-
ze, 8 Verordnungen und 31 Erlasse auf den Weg ge-
bracht. In wenigen Wochen will die französische 
Regierung der Offentlichkeit darüber berichten, was 
daraus geworden ist, und beraten, wie sie diese Ge-
setze durchbringt und durchsetzt. Die französische 
Regierung weiß, was sie der Sicherheit ihrer Bürger 
schuldet. Daß die Mehrheit in diesem Hause und die 
Bundesregierung das wollen und vor allem können, 
was die französische Regierung macht, wage ich zu 
bezweifeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Diesen Vergleich sollten Sie mal 

unterlassen!) 

— Herr Wehner, Sie werden nicht bestreiten, daß 
Frankreich ein demokratischer Rechtsstaat ist; das 
brauche ich Ihrem Zuruf wohl nicht zu entneh-
men. 

Wir werden eines Tages auch im europäischen 
Verbund hinter den Notwendigkeiten zurückblei-
ben, wenn wir nicht darangehen, jetzt und heute die 
Gesetze zu ändern. Denn unsere Strafrechtsreform 
steht in diesem Punkt nicht mehr im Einklang mit 
der Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Wir fah-
ren in der Aussprache fort. Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dürr. 

Dürr (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der zerstörerischen geballten Irrationalität 
des Terrorismus können wir nur eines entgegenset-
zen: die gelassen abwägende Vernunft. Dies ist die 
zugegeben oft mühselige, schließlich aber am ehe-
sten erfolgversprechende Strategie unseres Gemein-
wesens. Die gelassen abwägende Vernunft verlangt 
von uns, daß wir alle rechtspolitischen Vorschläge 
zur Bekämpfung des Terrorismus daraufhin prüfen, 
was kriminalpolitisch notwendig und zugleich 
rechtsstaatlich vertretbar ist. Diese Versuche zur 
bestmöglichen Berücksichtigung von Effektivität 
und Rechtsstaatlichkeit kosten Zeit und Mühe, und 
es ist keine besondere Leistung, auf die Politiker 
und die Fraktionen zu schimpfen, die sich hier be-
sondere Mühe gemacht und damit auch Zeit ge-
braucht haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Nehmen wir dafür ein Beispiel: Wir sind doch in 
den Denkprozessen der letzten drei Jahre von Ver-
teidigerüberwachung zu Verteidigerausschluß und 

zu Trennscheibe gekommen, und manche — auch 
der Deutsche Richterbund — haben bei immer wie-
derholtem vertieften Nachdenken Ansichten geän-
dert. Das ist nicht zu beklagen, das ist zu begrüßen, 
denn nicht der ist der Klügste, der auf seinem 
Standpunkt von vor drei Jahren unverändert ste-
henbleibt, wie das die Opposition gerade beim 
Kapitel „Verteidigerüberwachung" tut. 

Wir müssen uns bei unseren Bemühungen immer 
die Frage stellen, wo die Grenzen gesetzgeberischer 
Wirksamkeit liegen. Denn übertriebene Erwartung 
in die Wirksamkeit von Gesetzen plagt uns nicht — 
bei der Opposition allerdings hat es leider den An-
schein —; im Gegenteil, wir warnen vor der Annah-
me, die Entscheidung im Kampf gegen den Terroris-
mus falle hauptsächlich oder auch nur zum überwie-
genden Teil auf gesetzgeberischem Terrain. Die Op-
position nährt leider eine Gesetzesgläubigkeit. Die-
se birgt die Gefahr in sich, daß sich in unserem Vol-
ke eine grundverkehrte Erwartungshaltung ausbrei-
ten könnte. Der Glaube daran, daß der Kampf gegen 
den Terrorismus in erster Linie mit gesetzgeberi-
schen Mitteln geführt werden könnte, lenkt die Bür-
ger unseres Gemeinwesens allenfalls von der Er-
kenntnis ab, daß ganz andere Mittel zur Bekämp-
fung und Beendigung des Terrorismus von höchster 
Wichtigkeit sind. 

Entscheidend ist z. B. die Intensivierung der Fahn-
dung nach terroristischen Tätern; denn nichts 
schreckt mehr ab als die energische Verfolgung der 
Täter und ihre schnelle Ergreifung sowie ihre Ver-
urteilung. Deshalb haben wir Sorge dafür getragen, 
daß alle Organe der inneren Sicherheit angemessen 
verstärkt worden sind. 

Die Bewährung des Rechtsstaates sehen wir in er-
ster Linie im Durchsetzen des Rechts. Daß unser 
Staat fähig ist, seinen Gesetzen Geltung zu ver-
schaffen, zeigt sich in der konsequenten Arbeit un-
serer Strafverfolgungsbehörden und unserer Justiz. 
Ein Mißtrauen gegenüber diesen Institutionen ist 
nicht gerechtfertigt; im Gegensatz zur Weimarer 
Zeit haben sie sich als Hüter des Rechtsstaates be-
währt. 

Wir sollten in der Diskussion über dieses Thema 
— mehr in der Diskussion draußen als hier in die-
sem Hause, wo man mehr Vorsicht walten läßt — 
gelegentlich auch unseren Sprachgebrauch hinter-
fragen. Da wird in der Offentlichkeit, aber auch von 
Mitgliedern dieses Hauses der Ruf nach „schärferen 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus" und 
nach „härterer Bestrafung" laut. Ich möchte einige 
dieser Vorschläge, die hier auch in Änderungsanträ-
gen nicht mehr auftauchen, noch einmal nennen: die 
Beseitigung der freien Verteidigerwahl, indem ter-
roristischen Gewalttätern nur noch bestellte Pflicht-
verteidiger beigegeben werden, der Vorschlag zur 
Einschränkung der Demonstrationsfreiheit für Aus-
länder, die generelle Erhöhung des Strafrahmens für 
zahlreiche Straftatbestände und der Höchststrafe 
von 15 auf 20 Jahre und schließlich von einzelnen 
sogar die Einführung der Todesstrafe. 

Herr Kollege Dr. Eyrich, Ihre Rede war in der Be-
mühung um die Sache und in der anerkennenswer-
ten Form eben nicht für alle Reden von Oppositi- 
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onspolitikern repräsentativ. Das spricht für Sie, aber 
gegen manche andere. 

Die Forderung nach mehr Härte, die Aufforderung 
etwa, der Staat müsse Flagge zeigen, kennzeichnet 
doch einen Rückfall in das Denken der Zeit, als man 
Kanonenboote ausschickte und Flagge zeigte, um 
seine Macht zu demonstrieren. Nach der Zeit sehnt 
sich in diesem Hause, so hoffe ich, niemand zurück. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das ist doch ab-
surd, was Sie da sagen!) 

Die Forderung offenbart aber auch die naive Geset-
zesgläubigkeit ihrer Urheber, wonach dem Terroris-
mus nur — und ich unterstreiche: „nur" — mit 
wirksameren Gesetzen und ihrer entschiedenen An-
wendung beizukommen sei. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aber das sagt doch 
niemand, Herr Kollege! Wie können Sie 

 hier so einen Unsinn reden?) 

— Das sagt in dem Fall der Herr Kollege Dr. Eyrich 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht wahr!) 

oder der, der es für ihn geschrieben hat, in der 
„Welt" vom 15. Februar 1978, und dort ist es nach-
zulesen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Dann 
haben Sie es nicht gelesen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Diese Haltung einer lediglich gesetzgeberisch be-
triebenen Terrorismusbekämpfung birgt auch die 
Gefahr des Übermaßes in sich. Übermaß ist vom 
Übel und wegen der verfassungsrechtlichen Bedeu-
tung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit oft 
sogar verfassungswidrig. Auch aus verständlichem 
aktuellen Anlaß heraus dürfen angemessene Straf-
vorschriften und gewachsene strafprozessuale Si-
cherungen um einer erhofften, für viele Vorschläge 
allerdings zweifelhaften Effektivität willen, nicht 
außer Kraft gesetzt werden. Die Maßnahmen des 
Gesetzgebers müssen der entstandenen Gefahrenla-
ge entsprechen und auf ein vernünftiges Maß be-
schränkt werden. Insofern stimmt es, daß sich der 
Gesetzgeber nicht zu Überreaktionen hinreißen las-
sen darf. 

Insbesondere bei der Frage der Erweiterung der 
Sicherungsverwahrung haben wir uns überlegt, ob 
nicht die geltenden Gesetze ausreichen, um das 
Recht durchzusetzen; denn wir frönen einer legali-
stischen Aktivität nicht um ihrer selbst willen, son-
dern wollen ein praktikables Recht, das einer effek-
tiven Abwehr von terroristischen Gewalttaten dient. 
Die Vorschläge der Opposition zur Ausweitung der 
Sicherungsverwahrung für terroristische Ersttäter 
sind keine effektive und rechtsstaatlich einwand-
freie Maßnahme zur wirksamen Bekämpfung des 
Terrors, sosehr das manchem auf den ersten flüchti-
gen Blick hin auch so erscheinen mag. Wir sind da-
gegen, daß die Sicherungsverwahrung schon bei 
Ersttätern mit einer Freiheitsstrafe von drei Jahren 
angeordnet werden kann. Auch halten wir daran 
fest, daß die erstmalige Anordnung der Sicherungs-
verwahrung höchstens für einen Zeitraum von zehn 
Jahren möglich sein soll. 

Hier muß ich auf Herrn Dr. Wittmann eingehen. 
Er hat die Begriffe „Ersttäter" und „Erstverurteilter" 
etwas durcheinandergewirbelt. Unter Ersttäter ver-
stehe ich einen, der wegen einer Tat zum erstenmal 
verurteilt wird. Herr Wittmann hat den Begriff für 
jemanden gebraucht, der zum erstenmal verurteilt 
wird, weil er drei oder noch mehr verschiedene Ta-
ten begangen hat. Das sind, wie jedermann einsieht, 
nicht ein, sondern zwei Paar Stiefel, und so wollen 
wir es auch halten. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir den 
Hinweis darauf, daß unser Strafrecht ein Schuld-
strafrecht und kein Sicherungsrecht ist. Diese in 
langen Beratungen zur Strafrechtsreform wohlüber-
legte Gewichtung kann nicht bei Gelegenheit 
schnell geändert werden. Der Gedanke der Siche-
rung als Strafzweck ist uns aus der Geschichte des 
Strafrechts bekannt, sein erschreckender Mißbrauch 
in der Zeit der NS-Diktatur leider auch. Das macht 
uns in dieser Frage — dafür bitten wir um Ver-
ständnis — besonders vorsichtig und gewissenhaft. 

Die von der Opposition vorgeschlagene Maßregel 
der Sicherungsverwahrung nach einmaliger Verur-
teilung wegen einer Tat käme im übrigen in ihren 
praktischen Auswirkungen einer Strafverbüßung 
gleich. Eine Tat kann aber nur bestraft werden, 
wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, be-
vor die Tat begangen wurde. Aus diesen Gründen 
besteht wegen des verfassungsrechtlichen Rückwir-
kungsverbots Erhebliches an verfassungsrechtlichen 
Zweifeln, ob eine solche Gesetzesänderung über-
haupt zurückwirken könnte. 

Wir sind Herrn Kollegen Wittmann dankbar, daß 
er hier klargelegt hat, daß dies auch von der Oppo-
sition nicht gewollt wird. Bloß bitte ich dann darum, 
auch auf den Dörfern in Kommunal- und Landtags-
wahlkämpfen die Tatsache, daß Sie mit Ihren Vor-
schlägen hier keine Rückwirkung beabsichtigen, mit 
aller Deutlichkeit klarzustellen, um nicht übertrie-
bene Erwartungen, die hier geweckt worden sind, 
weiterhin zu schüren. 

Meine Damen und Herren, ich erinnere daran, daß 
im übrigen auch gegen Brigitte Mohnhaupt selbst 
dann keine Sicherungsverwahrung hätte verhängt 
werden können, wenn der weitgehende Opposi-
tionsvorschlag schon seit einiger Zeit geltendes 
Recht gewesen wäre. Bei einer Abwägung zwischen 
den geringen praktischen Erfolgschancen derartiger 
Vorschläge und den demgegenüber tiefgreifenden 
Bedenken fiel uns die Ablehnung der oppositionel-
len Vorschläge nicht besonders schwer. 

Wir sind ferner gegen eine unbefristete Siche-
rungsverwahrung bei der ersten Verurteilung. Ein 
kriminalpolitisches Bedürfnis hat sich dafür nicht 
ergeben. Die bestehende gesetzlich vorgesehene 
Höchstdauer von zehn Jahren reicht aus. 

Aussichten auf Resozialisierung sind zwar bei 
Personen, die in eine terroristische Vereinigung 
verstrickt sind, gering, aber nicht gleich Null. Unter 
uns: Wer hätte denn erwartet, daß sich der Terrorist 
Hans-Joachim Klein je vom Terrorismus lossagen 
und der Anwendung von Gewalt eine Absage ertei-
len würde? 
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Weder gerecht noch klug sind Oppositionsanträ-

ge, die die Aussetzung einer Reststrafe zur Bewäh-
rung bei Personen, die wegen terroristischer Taten 
verurteilt wurden, nur unter allerstrengsten starren 
Kautelen gestatten. Ich sagte schon: Resozialisie-
rungsaussichten sind bei in terroristische Vereini-
gungen verstrickten Tätern geringer als bei anderen 
Straftätern. Das ist aber noch kein Grund, die Mög-
lichkeiten zur Einzelfallgerechtigkeit so einzu-
schränken. Wenn z. B. ein Täter wegen Zugehörig-
keit zu einer terroristischen Vereinigung plus Bei-
hilfe zur Brandstiftung, ein anderer Täter wegen 
Anstiftung oder Beihilfe zum Totschlag eine gleich 
hohe Freiheitsstrafe erhalten haben, wenn also bei 
beiden gleich hohe Schuld anzunehmen ist, und 
wenn die Aussicht auf Resozialisierung bei beiden 
für gleich groß angesehen wird: Meine Damen und 
Herren, weshalb dann für die Aussetzung der Rest-
strafe zur Bewährung bei beiden ganz verschiedene 
Bestimmungen? Das sehen wir nicht ein. 

Mir ist im übrigen kein einziges Beispiel bekannt, 
daß unsere Gerichte die Aussetzung einer Reststrafe 
zur Bewährung bei Personen, die in terroristische 
Vereinigungen verstrickt waren, zu großzügig ge-
währt hätten. Schwingt bei den Vorschlägen der 
Opposition zu diesem Punkt nicht ein gewisses Miß-
trauen gegen die Gerichte mit? Dieses Mißtrauen 
würden wir für völlig unbegründet halten. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Da fragen Sie mal 
den Bundeskanzler, was der zu diesem The-
ma für Ausführungen im Oktober gemacht 
hat! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Die strafrechtliche Unterscheidung in Ordnungs-
widrigkeiten, Vergehen und Verbrechen ist nicht im 
allgemeinen Bewußtsein der Bevölkerung, zumal 
nicht die Unterscheidung zwischen Vergehen und 
Verbrechen. Kein Wunder; denn wenn in der Zei-
tung steht, Herr X sei zu zwei Jahren Freiheitsstrafe 
verurteilt worden, so ist daraus nicht ersichtlich, ob 
er ein Verbrechen oder ein Vergehen begangen hat. 
Deshalb ist die Frage, ob § 129 a nach den Vorschlä-
gen der Opposition Verbrechen werden oder Verge-
hen bleiben soll, von höchst beschränkter Außen-
wirkung. 

Der Unterschied in der Mindeststrafe — bei Ver-
gehen sechs Monate, bei Verbrechen ein Jahr — ist 
von maßlos geringer praktischer Bedeutung. Auch 
bei Werbung für oder Förderung von terroristischen 
Vereinigungen sind in den letzten Jahren Strafen 
zwischen sechs und zwölf Monaten nur noch in den 
allerseltensten Fällen, die ausgesprochenen Ausnah-
mecharakter hatten, verhängt worden. Fast alle Ur-
teile lagen im Strafmaß doch wesentlich höher. Ver-
gessen wir auch nicht, daß in den meisten Fällen 
Strafen nicht allein wegen Zuwiderhandlung gegen 
§ 129 a, sondern auch wegen anderer Taten, etwa 
§ 129 a im Zusammenhang mit Waffendelikten oder 
mit Beihilfe zum Raub, ausgesprochen wurden. 

Das Beispiel, das Herr Kollege Dr. Wittmann zum 
Waffengebrauch anführte, enthielt, wie man wohl 
allseits bemerkt hat, Anklänge an Haarspalterei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja un-
glaublich!) 

Für uns sprechen die überwiegenden Gründe für die 
Beibehaltung des Vergehenstatbestandes. 

Herr Dr. Wittmann hat nun eine große Eloge auf 
die Schnelligkeit der Gesetzgebung in Frankreich 
losgelassen. 

(Abg. Sieglerschmidt [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage — Dr. Kohl [CDU/ 

CSU]: Er will Ihnen zu Hilfe kommen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, Sie gestatten die Zwischenfrage? — 
Bitte. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Kollege Dürr, ist 
Ihnen hinsichtlich der Frage des polizeilichen Schuß-
waffengebrauchs schon ein Fall bekanntgeworden, 
bei dem von seiten der Polizei geltend gemacht 
werden konnte, daß sie, weil es sich nur um ein 
Vergehen handelt, nicht die Möglichkeit hatte, 
die Schußwaffe anzuwenden? 

Dürr (SPD) : Mir ist kein Fall bekanntgeworden. 
Und gerade dieser Umstand führte dazu, daß ich 
sagte, was Herr Wittmann dazu ausgeführt habe, 
nähere sich der Haarspalterei. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : Herr 
Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Kollegen Wittmann? 

Dürr (SPD) : Bitte sehr. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Kolle-
ge Dürr, natürlich muß ich es Ihrer Beurteilung 
überlassen, wie Sie das bewerten. Aber betrachten 
Sie es als Haarspalterei, wenn z. B. in § 40 des Po-
lizeigesetzes des Landes Baden-Württemberg steht, 
daß von der Schußwaffe Gebrach gemacht werden 
kann, wenn eine Person erstens eines Verbrechens 
dringend verdächtig ist oder sie zweitens eines 
Vergehens dringend verdächtig ist und — ich be

-

tone: und — Anhaltspunkte befürchten lassen, daß 
sie von einer Schußwaffe oder einem Sprengstoff 
Gebrauch machen wird? Ist dieser Unterschied im 
Gesetzestext nach Ihrer Ansicht Haarspalterei? 

Dürr (SPD) : Erstens, Herr Kollege Wittmann, ha-
be ich das Gefühl, feurige Kohlen auf Ihrem Haupt 
gesammelt zu haben, weil ich Ihnen eine Zwischen-
frage gestattet habe, die Sie nicht einmal dem 
Herrn Kollegen Wehner vorher gestattet haben. 
Zweitens bedanke ich mich herzlich dafür, daß ein 
Bayer einen Baden-Württemberger durch Verle-
sung eines Paragraphen des baden-württembergi-
schen Polizeigesetzes zu belehren versucht. Drit-
tens sage ich Ihnen: Das, was Sie vorher erklärt 
haben und was sich so anhörte, als müsse der Po-
lizist dem flüchtigen Terroristen erst in die Tasche 
greifen und prüfen, ob er eine Waffe habe, bevor 
er schießen dürfe, war genau der Punkt, an dem 
ich die Grenze zur Haarspalterei — und jetzt stei- 
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fiere ich mich — nicht nur beinahe erreicht, son-
dern überschritten sah. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber nun, Herr Kollege Wittmann, zu Ihrem 
hohen Lob die Schnelligkeit der Gesetzgebung 
in Frankreich. Mir fehlt die Sachkenntnis, um das 
im Moment beurteilen zu können. Aber Schnellig-
keit der Gesetzgebung ist gelegentlich von Übel. 
Herr Kollege Wittmann, im Zusammenhang mit 
Ihrem Änderungsantrag — Art. 1 Nr. 4 Buchstabe d 
— bitte ich Sie, zwei Fehler zu korrigieren, damit 
wir statt der Drucksache 8/1511 die Drucksache 
8/1511 (neu) beraten. Um meine Redezeit nicht zu 
überschreiten, begründe ich diese Bitte nicht, son-
dern sage Ihnen das nachher in einem Einzelge-
spräch. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aber wir bedan-
ken uns für diesen bedeutenden Beitrag!) 

— Herr Kollege Kohl, in Ihrer Eigenschaft als 
Fraktionsvorsitzender im Bundestag, aber auch als 
Ministerpräsident haben Sie sicher Wert darauf 
gelegt, keine Fehler in wichtigen, aber auch keine 
in weniger wichtigen Sachen zu machen. Ich neh-
me Ihren Dank mit Ergebenheit entgegen. 

Es ist ein Erfolg der Koalition, daß wir heute 
einige alte Bekannte aus dem ursprünglichen Op-
positionsentwurf im Änderungsantrag nicht mehr 
wiederfinden. Das ist eine Folge der sachlichen 
und auch sachkundigen Diskussionsweise im Rechts-
ausschuß. Die Opposition hatte vorgeschlagen, die 
Möglichkeiten der Strafaussetzung zur Bewährung 
für die einzuschränken, die nicht genügend zur 
Schadenswiedergutmachung bereit sind. Wir ha-
ben Sie anscheinend davon überzeugt, daß dieser 
Gesichtspunkt auch nach geltendem Recht schon 
ausreichend berücksichtigt werden kann. 

Es ist ein besonderer Erfolg, daß die von der 
Opposition für wichtig und dringlich gehaltene Re-
form des Haftrechts im Änderungsantrag nicht mehr 
steht und erst, wie es scheint, in allerletzter Minute 
herausgenommen wurde. Auf Seite 4 des Ände-
rungsantrags ist es offensichtlich abgedeckt. Sie ge-
statten mir die Aussage, daß dieser unausgefüllte 
Zwischenraum — Herr Minister Vogel hat schon auf 
die Sachproblematik hingewiesen — nach meiner 
Meinung einer der besten Teile des Änderungsan-
trags ist. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Jetzt werden Sie 
auch noch witzig!) 

Hier haben wir uns mit sachlicher Diskussion im 
Rechtsausschuß zusammengerauft und die Opposi-
tion davon überzeugt, daß sie sich auf Grund von 
zwei Pannen — nämlich der Nichtinhaftnahme von 
Rechtsanwalt Haag und der Verschonung von der 
Untersuchungshaft gegen Sicherheitsleistung bei 
Rechtsanwalt Croissant — im Eifer ins verfassungs-
rechtlich Unzulässige vergaloppiert hat. Wir danken 
den Vertretern der Opposition im Rechtsausschuß, 
daß sie unseren Argumenten gefolgt sind und ihren 
Antrag jetzt nicht mehr vorlegen. Wir bitten, un-
seren Argumenten auch in Zukunft am besten in 
noch größerem Umfang ein geneigtes Ohr zu schen-
ken. 

Meine Damen und Herren, wir haben im Bundes-
tag Gesetze zu beschließen in dein Wissen, daß 
Gesetze allein nicht die Welt in Ordnung bringen. 
Wir tun das in der Unsicherheit, auch nach ausführ-
lichen Beratungen in den Fraktionen, in den Aus-
schüssen, bei der zweiten und dritten Lesung im-
mer noch nicht sicher zu wissen, ob wir bestimmt 
die ganz richtige Formulierung gefunden haben. Der 
Satz von Frau Kollegin Liselotte Funcke „Niemand 
geht aus diesem Raum ohne Schuld" gilt nicht nur 
für die Entscheidung um § 218, vor der dieser Satz 
gesprochen wurde. 

Ich schließe mit einer Mahnung, die der Bens

-

berger Kreis in seiner Erklärung zur Terrorismus-
diskussion ausgesprochen hat. Sie zeigt unsere Auf-
gaben auf; sie zeigt aber auch, zu einem wie klei-
nen Teil wir ihnen durch Akte der Gesetzgebung 
allein gerecht werden können. Ich zitiere: 

Die Explosion zerstörerischer Gewalt, die im 
modernen Terrorismus manifest wird, ist An-
laß, uns selbst und alle Mitbürger aufzufordern, 
täglich die Wirksamkeit der Gewalt in uns 
selbst und die Macht des Tötens und Zerstörens 
zu bekämpfen. Für den politisch-gesellschaft-
lichen Bereich heißt das nach wie vor: mehr 
Demokratie wagen, für Gerechtigkeit in den so-
zialen Beziehungen eintreten und Solidarität 
an die Stelle von Egoismus und Isolierung set-
zen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Hartmann. 

Hartmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der selbstverständlichen Erwar-
tung, der Herr Bundeskanzler werde bei dieser wich-
tigen Debatte — sie ist doch wohl politisch wichtig; 
heute findet hier doch wohl kein juristisches Semi-
nar statt — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

im Parlament präsent sein, 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU] : Er muß seine Truppen zusammenhal

-

ten!) 

habe ich mir vorgenommen, ihn zu Beginn meiner 
Rede persönlich anzusprechen. Das ist doch wohl 
noch erlaubt, selbst einem einfachen Abgeordneten. 
Daß sein Platz auf der Regierungsbank leer ist, wird 
sicher wichtige Gründe haben. Vielleicht muß er 
Gespräche mit Dissidenten führen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Wo ist 
denn Ihr Herr Strauß?) 

Dennoch: Herr Bundeskanzler — er kann es wenig-
stens im Protokoll nachlesen -, heute morgen wur-
den Ihre neuen Minister vereidigt, die Sie im 
Schnellverfahren, gewissermaßen als Volkssturm 
zwangsrekrutiert haben. Noch im Laufe dieses Ta-
ges wird sich zeigen, ob Sie und Ihre Regierung in 
diesem Hause noch eine Mehrheit haben. Wenn Sie 
noch eine Mehrheit haben sollten — es scheint ja so 
zu sein, daß man Ihnen nochmals eine abgezählte 
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Einstimmenmehrheit zuteilt —, werden wir, wird 
unser Volk wissen, welchen Preis Sie dafür gezahlt, 
wieviel Glaubwürdigkeit sie drangegeben haben. 
Dann werden wir in der Tat eine Regierung Schmidt/ 
Coppik oder Schmidt/Hansen haben; Namen sind 
Schall und Rauch und stehen nur für die Kräfte, die 
beim Thema „innere Sicherheit" in der SPD in Wahr-
heit das Sagen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, daß Sie so mit sich umspringen 
lassen müssen, offenbart einen für einen Regierungs-
chef unwürdigen und beschämenden Autoritärsver-
fall. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sic transit gloria mundi; der Lorbeer von Mogadi-
schu ist schnell verwelkt. 

Herr Minister Dr. Vogel, es gab einmal Zeiten, in 
denen Minister zurückgetreten sind, wenn sie sich 
mit ihren für richtig gehaltenen Vorstellungen schon 
in der eigenen Fraktion nicht durchsetzen konnten. 
Sie sind eher zurückgetreten, als daß sie ein Esau

-

Geschäft gemacht hätten. Sie müßten doch eigentlich 
ihr Haupt verhüllen und sich mit Grausen abwen-
den angesichts des kümmerlichen, jämmerlichen, er-
bärmlichen Restes, der von Ihren eigenen Vorschlä-
gen übriggeblieben ist. Ich habe aber Verständnis 
für Sie. Warum sollten Sie anderen Maßstäben fol-
gen als Ihr Kanzler? 

Am Sarg Siegfried Bubacks und seiner Begleiter 
wollte der Herr Bundeskanzler noch — ich zitiere 
mit der Genehmigung des Herrn Präsidenten — „die 
freiheitliche Ordnung des Grundgesetzes mit Zähnen 
und Klauen verteidigen". In seiner Regierungser-
klärung vom 20. April 1977 deklamierte er, daß die 
Bürger mit Recht von uns verlangen — ich zitiere 
wieder —, „unsere Instrumente immer wieder auf 
ihre Wirksamkeit zu prüfen und neuen Herausforde-
rungen gegebenenfalls mit neuen Mitteln zu begeg-
nen". 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja auch rich-
tig!) 

Der Herr Bundesjustizminister hat am 5. Mai des 
vergangenen Jahres von dieser Stelle aus bekräf-
tigt, was der Bundeskanzler in Karlsruhe beim 
Staatsakt gesagt hat. Gestern konnte man es in 
einer Magazinsendung des Zweiten Deutschen Fern-
sehens noch einmal im Originalton hören. Die Bun-
desregierung wolle, so hieß es damals, die Kontro-
verse über den richtigen Weg zur Bekämpfung des 
Terrors nicht zum erbitterten Streit zwischen den 
Parteien und nicht zu einer Zerreißprobe zwischen 
den Demokraten werden lassen. Ich zitiere wieder 
Herrn Dr. Vogel: 

Der wirkliche Graben verläuft zwischen den Ter-
roristen und ihren Sympathisanten auf der einen 
Seite und der ganz erdrückenden Mehrheit un-
seres Volkes auf der anderen Seite. 

Dies sagten Sie, Herr Minister Vogel, vor einem 
Dreivierteljahr. Wo verläuft der Graben heute? Er 
verläuft ja schon zwischen Ihnen und den Herren 
Coppik, Hansen und Genossen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Pfui!) 

Ich könnte jetzt weiter zitieren, was vor allem 
der Herr Bundeskanzler am Grabe Jürgen Pontos 
und während des Leidens und nach dem Tod Hanns 
Martin Schleyers und seiner Begleiter. an Gelöbnis-
sen, Opferbeschwörungen, Absichtserklärungen und 
Solidaritätsbekundungen von sich gegeben hat. Man 
kann es in dieser Broschüre zum Gedenken an die 
Opfer des Terrorismus nachlesen; vielleicht lassen 
Sie das im nächsten Wahlkampf verteilen. Wir ha-
ben sogar geglaubt, was da gesagt worden ist. Vor 
allem — und das ist noch schlimmer —: Auch die 
Bevölkerung hat es geglaubt und sieht sich jetzt zum 
wiederholten Male getäuscht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Auch die Angehörigen der Opfer haben es geglaubt. 
Lesen Sie den Artikel des Sohnes von Hanns Martin 
Schleyer, Dr. Eberhard Schleyer, in der heutigen 
Ausgabe einer großen deutschen Zeitung, wo er 
seine Enttäuschung über die sogenannten Antiterror-
gesetze der Koalition äußert. Dies haben Dr. Kohl, Dr. 
Strauß, Dr. Zimmermann in den letzten Parlaments-
wochen hier dem Bundeskanzler auf das eindring-
lichste vorgehalten, vor allem aus dem gemeinsamen 
Erleben im Krisenstab. 

Was hat sich im Rechtsausschuß abgespielt? Da 
wurde uns sorgfältigste Prüfung unserer Vorschläge 
zugesichert. Und die hat auch stattgefunden. Da ha-
ben wir fast ein Jahr vor uns hin beraten, haben 
uns als juristische Erbsenzähler betätigt und Kom-
mata in Paragraphen hin und her gesetzt. Eine Ent-
scheidung wurde freilich Mal um Mal hinausgezö-
gert, z. B. über den SPD-Parteitag hinaus. Der von 
uns aufgestellte Prioritätenkatalog mußte wohl oder 
übel akzeptiert werden. Und dann haben die Vertre-
ter der Koalition mit ihrer Einstimmenmehrheit un-
sere Vorschläge vom Tisch gefegt. Ihre eigenen „Mi-
nimalia", wie sie die „Frankfurter Allgemeine Zei-
tung" genannt hat, haben Sie im Rechtsausschuß nur 
beschließen können, weil Sie in einem — von mir als 
unwürdig empfundenen — Schauspiel jeweils vor 
den Abstimmungen Herrn Coppik aus dem Verkehr 
gezogen haben und einen linientreuen Ersatzmann 
für ihn haben abstimmen lassen. 

(Widerspruch bei der SPD — Dr. Stark [Nür

-

tingen] [CDU/CSU] : Coppik ist ordentliches 
Mitglied, kein Stellvertreter!) 

Und was ist dabei im verfahrensrechtlichen Be-
reich herausgekommen? Der Berg hat gekreißt — 
und eine Maus wurde geboren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Eyrich 
[CDU/CSU] : Und nicht einmal das, sondern 

nur ein Mäuslein!) 

Aus dieser im Rechtsausschuß geborenen Maus wur-
de zwischenzeitlich, nämlich im Verlauf der letzten 
Tage und Wochen, ein Mäuslein. Meine Damen und 
Herren von der Koalition, dafür kriegen Sie von uns 
keine Stimme! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir lehnen Ihre Gesetzesretuschen als zur Erhöhung 
der Sicherheit vor dem Terrorismus völlig ungeeig

-

net ab und setzen als Alternative unsere ebenso 
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wirksamen wie verfassungs- und rechtsstaatskonfor-
men Gesetzesvorschläge dagegen. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Im einzelnen: Die Durchsuchung von Wohnungen 
und anderen Räumen sollte nach Ihrem ursprüng-
lichen Beschluß nur zulässig sein, wenn diese sich in 
einem Gebäude befinden, von dem auf Grund der 
Tatsachen anzunehmen ist, daß sich der Beschuldigte 
in ihm aufhält. Dabei wissen Sie ganz genau, daß 
man es mit einer Stadtguerilla zu tun hat, die vor-
wiegend in weit verzweigten Gebäudekomplexen 
und zusammengeballten Wohnbezirken operiert. 
Noch nicht einmal diesen Beschluß durften Sie auf-
rechterhalten. Mit unserem Änderungsantrag fordern 
wir angesichts der Erfahrungen bei der Fahndung 
nach den Schleyer-Mördern die Erweiterung des 
Rechts zur Durchsuchung von Wohnungen in einem 
Gebäudekomplex oder in einem bestimmten Bezirk. 

Die Einrichtung von Kontrollstellen wollen Sie nur 
zulassen, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, daß eine terroristische Vereinigung am 
Werk war oder ein Raub unter Mitführung einer 
Schußwaffe begangen worden ist. Sie differenzieren 
also sogar zwischen den verschiedenen Arten des 
Raubes. Diese Beschränkung erscheint uns im Inter-
esse einer erfolgreichen Fahndung nach Schwerver-
brechern viel zu eng. Deshalb fordern wir die Zu-
lässigkeit der Einrichtung von Kontrollstellen auch 
für den Verdachtsfall, daß die in § 100 a der Straf-
prozeßordnung aufgezählten Straftaten — jeder 
kann nachlesen, was dort steht — begangen wor-
den sind. 

Auch kann sich die Koalition nur zu einer unzu-
reichenden Rechtsgrundlage für Identitätsfeststel-
lungen verstehen. Zunächst unverdächtige Personen 
sollen nicht gegen ihren Willen durchsucht und er-
kennungsdienstlich behandelt werden dürfen. Das 
halten wir für völlig unpraktikabel. Wir halten es 
auch für praktisch unzureichend, daß eine Freiheits-
entziehung zum Zwecke der Identitätsfeststellung 
die Dauer von insgesamt zwölf Stunden nicht soll 
überschreiten dürfen. Entsprechend den Beschlüssen 
der damit befaßten Bund-Länder-Arbeitsgruppe for-
dern wir, daß eine Person zum Zwecke der Identi-
tätsfeststellung bis zum Ende des Tages nach dem 
Ergreifen, also bis zu 48 Stunden, festgehalten wer-
den darf, wie es das Grundgesetz in Art. 104 der Po-
lizei ausdrücklich erlaubt. Sie bleiben sogar unter 
bisherigem Polizeirecht. 

(Conradi [SPD] : Das betrifft aber einen 
Unverdächtigen!) 

— Stellen Sie einmal die Identität eines unverdäch-
tigen Ausländers unbekannter Nationalität, der sich 
nicht ausweisen kann oder will und jegliche Anga-
ben zu seiner Person verweigert, innerhalb von 
zwölf Stunden fest! Fragen Sie einmal einen Polizei-
beamten, ob das geht! 

Ich komme zu den Kernpunkten. Da blüht die ter-
roristische Konspiration aus den Haftanstalten her-
aus, in die Haftanstalten hinein, zwischen den Haft-
anstalten und innerhalb derselben, da werden bun-
desweit Informations- und Kommunikationssysteme 
aufgebaut, in deren Zentren bestimmte Verteidiger 

wie Spinnen im Netz saßen und wahrscheinlich 
noch sitzen und die Fäden knüpfen. 

(Conradi [SPD] : Das müssen Sie Herrn 
Filbinger erzählen!) 

Da stellt das Bundeskriminalamt in einem Bericht 
vom 19. Juli 1977 fest, daß das Informationssystem 
der inhaftierten Terroristen über bestimmte Anwäl-
te besser denn je funktioniert. Sie, meine Damen 
und Herren von der Koalition, relativieren und ver-
harmlosen die vom Mißbrauch des Rechts auf unge-
hinderten Verteidigerverkehr ausgehenden immen-
sen Gefahren und reduzieren das Problem auf die 
Frage, ob unsere rechtsstaatliche Ordnung über 
eine minimale Erleichterung des Verteidigeraus-
schlusses oder über die Installation einer Trenn-
scheibe aus den Fugen geraten könnte. Sie glauben, 
der Verteidigerkonspiration dadurch begegnen zu 
können, daß Sie in Strafverfahren wegen Bildung 
terroristischer Vereinigungen die für einen Vertei-
digerausschluß ausreichende Verdachtsschwelle um 
eine Stufe herabsetzen. Die noch im Rechtsausschuß 
von Ihnen beschlossene Erstreckung auch auf krimi-
nelle Vereinigungen — § 129 des Strafgesetzbuchs 
— haben Sie vorgestern wieder gestrichen, obwohl 
Sie wissen, daß gegen Terroristen wegen Taten aus 
der Zeit vor dem Inkrafttreten des § 129 a auch noch 
Strafverfahren wegen Verletzung des § 129 anhän-
gig sind. 

Herr Kollege Emmerlich, Sie haben moniert, daß 
die vorliegenden Entwürfe als Antiterrorgesetze be-
zeichnet werden. Ich frage mich: Warum wollen Sie 
dann den Verteidigerausschluß auf Terroristenver-
fahren beschränken, also Sonderrecht schaffen? 
Auch der Deutsche Richterbund stellt diese Frage in 
seiner letzten, gestrigen Stellungnahme mit Recht. 
Im übrigen wollen Sie es bei der geltenden Rege-
lung belassen, die sich als untauglich erwiesen hat. 
Über die Herabsetzung der Verdachtsschwelle hin-
aus fordern wir, daß ein Verteidigerausschluß auch 
dann zulässig sein soll, wenn bestimmte Tatsachen 
den Verdacht begründen, daß ein Verteidiger den 
Verkehr mit seinem inhaftierten Mandanten dazu 
mißbraucht, schon in der Vorbereitungsphase, im 
Vorfeld, bei der Vorbereitung, der Förderung be-
stimmter Straftaten zu konspirieren oder die Ord-
nung in einer Vollzugsanstalt erheblich zu beein-
trächtigen und sie nicht nur konkret zu gefährden, 
oder wenn er es durch sein Verhalten leichtfertig 
ermöglicht, daß der Verteidigerverkehr in dieser 
Hinsicht vom inhaftierten Beschuldigten oder drit

-

ten Personen mißbraucht wird. Der Generalbundes-
anwalt hat erst gestern vor dem Rechtsausschuß 
von der Möglichkeit gesprochen, daß sich Verteidi-
ger gewissermaßen als Briefträger mißbrauchen las-
sen, nicht wissend oder nicht wissen wollend, was 
sie transportieren. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU]: Eher das zweite!) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, einen konspirierenden Verteidiger aus einem 
Verfahren wirklich so ausschließen wollen, daß die-
ser Ausschluß einen Sinn hat, so sollten Sie dafür 
eine Rechtsgrundlage schaffen, die wirklich 
greift. 
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Eine Überwachung der Verteidigerbesuche wird 

von Ihnen nach wie vor abgelehnt. Ich will jetzt 
nicht zum soundsovielten Male aufblättern, was der 
Bundeskanzler und sein Justizminister früher befür-
wortend zu diesem Thema geäußert haben. Es ist in 
diesem Hause auch bereits ausführlich dargelegt 
worden, in wie vielen Ländern mit liberaler Rechts-
tradition, vielleicht mit einer noch liberaleren 
Rechtstradition, als wir sie haben, eine Verteidiger-
überwachung zulässig ist. Auch die Tatsache, daß 
eine Besuchsüberwachung bis zum Jahre 1964 auch 
in der Bundesrepublik zulässig war, ohne daß darin 
eine Todesünde gegen den Rechtsstaat erblickt wor-
den wäre, ist hier mehrfach aktenkundig gemacht. 
worden. Wer die Besuchsüberwachung ablehnt, ver-
kennt vor allem zweierlei: 

Erstens. Keine andere Maßnahme ist besser geeig-
net, ein illegales Zusammenwirken zwischen einem 
Verteidiger und einem inhaftierten Beschuldigten 
schon zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen 
und im Keim zu ersticken, früher also, als ein Aus-
schluß indiziert ist. Selbst wenn man einen Verteidi-
ger nach Ihren Vorstellungen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt ausschließt, ist kein Kraut dagegen ge-
wachsen, daß der nächste sogenannte Vertrauensan-
wait als zunächst unbeschriebenes Blatt die Konspi-
ration fortspinnt. Bis zum Ausschluß auch des nach-
geschobenen Konspirateurs vergeht mit Sicherheit 
soviel Zeit, daß der nächste Terroranschlag aus der 
Zelle heraus bereits verabredet und ferngesteuert 
worden sein kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Auch das beliebte Gegenargument des angeblich 
überforderten Überwachungsrichters, der unver-
ständlichen Codesprache und des ausgesprochenen, 
nicht mehr rückholbaren Wortes sticht nicht. Ich 
habe hier bereits früher ausgeführt, daß kein Ge-
setz, und sei es noch so rigoros, eine inkriminierte 
Verhaltensweise auf die Quantität Null reduzieren 
kann. Auf alle Fälle aber würden Sanktionen hem-
mend und erschwerend wirken. 

An dieser Stelle muß ich etwas richtigstellen. 
Von Ihrer Seite ist dem Kollegen Dr. Eyrich in der 
letzten Zeit mehrfach das Wort im Munde herumge-
dreht worden. Es wird behauptet, er habe selber — 
in  der Debattte zum sogenannten Kontaktsperrege-
setz — darauf hingewiesen, daß ein Anwalt Nach-
richten weitergeben könne, deren Tragweite, Inhalt 
und Sinn er gar nicht erkennen könne. Das sei das 
beste Argument gegen unsere Verteidigerüberwa-
chungsregelung. Dies wurde uns sogar als der 
Grund genannt, der den Herrn Bundeskanzler bewo-
gen habe, von seiner früheren Befürchtung der Be-
suchsüberwachung wieder abzugehen. Meine Da-
men und Herren, ich darf ausweislich des Protokolls 
der damaligen Debatte darauf hinweisen und klar-
stellen, daß Herr Kollege Dr. Eyrich damals auf die 
Übermittlung eines ganz bestimmten Wortes im Zu-
sammenhang mit dem Fall Schleyer abgestellt hat. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : 
Kontaktsperregesetz!) 

Darum ging es im Bereich des Kontaktsperregeset

-

zes und um nichts anderes. Es ist deshalb eine intel

-

lektuell wenig redliche Methode, dieses Wort zuerst 

aus dem Zusammenhang herauszureißen und dann 
noch herumzudrehen. 

Zweitens. Es wurde von uns nie bestritten, daß 
die Besuchsüberwachung einen erheblichen Eingriff 
in die unbehinderte Verteidigung darstellen kann. 
Wenn jedoch höherwertige Rechtsgüter auf dem 
Spiele stehen, so muß ein solcher Eingriff auf Grund 
sorgfältiger Abwägung hingenommen werden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Die gesetzliche Regel bleibt ja weiterhin der un-
überwachte Verteidigerverkehr. Es wird doch im-
mer so getan, als wollten wir den unüberwachten 
Verteidigerverkehr, wie er in § 148 Abs. 1 StPO be-
schrieben steht, abschaffen. Der bleibt die Regel. 
Wenn Sie diese Regel noch so hochhängen: wenn 
Menschenleben, körperliche Unversehrtheit und 
Freiheit von Menschen auf dem Spiele stehen, ist ih-
nen Vorrang vor prozessualen Rechten, und seien 
diese noch so viel wert, einzuräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weil auch Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition, diesen Grundgedanken nicht so ohne wei-
teres vom Tisch kehren konnten, haben Sie die 
Trennscheibe aus Ihrem Zylinder gezaubert. Wir 
stellen dazu klar und eindeutig folgendes fest. 
Wenn wir Ihren diesbezüglichen Gesetzesvorschlag 
ablehnen, so bedeutet dies nicht, daß wir die Instal-
lation von Trennscheiben nicht wollten. Ganz im 
Gegenteil. Die Installation von Trennscheiben in 
den Besucherräumen der Vollzugsanstalten ist aber 
bereits nach geltendem Recht, bestätigt durch 
höchstrichterliche Entscheidungen, zulässig. So steht 
es auch in dem vorliegenden Bericht des Rechtsaus-
schusses. Die von Ihnen beantragte gesetzliche Re-
gelung ist daher überflüssig. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : So ist das!) 

Das ist auch — das wird Sie jetzt vielleicht überra-
schen und nicht sehr angenehm berühren — die 
Meinung des Deutschen Richterbundes, die er ge-
stern in einer Stellungnahme zum Ausdruck ge-
bracht hat. Die von Ihnen vorgesehene Gesetzesre-
gelung der Trennscheibe — überflüssig wie ein 
Kropf — soll nur als Alibi dafür dienen, daß Sie 
wirklich geeignete Maßnahmen, die nach geltendem 
Recht noch nicht zulässig sind, nicht ermöglichen 
wollen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Dieses Alibi werden wir Ihnen nicht verschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen reicht eine Trennscheibe — ob nach 
geltendem Recht oder auf Grund einer draufgesat-
telten neuen Vorschrift installiert — zur Unterbin-
dung der Konspiration zwischen Verteidiger und in-
haftiertem Beschuldigten keineswegs aus. Sie ist 
zwar geeignet, die Übergabe von Gegenständen zu 
verhindern — dazu brauchte ich nicht die gestrige 
Bestätigung durch den Generalbundesanwalt; das 
sagen mir die Gesetze der Physik und Mechanik, 
daß eine Übergabe nicht möglich ist, wenn eine 
Trennscheibe dazwischen ist —, doch ermöglicht 
die Trennscheibe auch weiterhin die mündliche 
Konspiration und das Zeigen von Schriftstücken, 
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Plänen und anderen Informationsträgern durch die 
Trennscheibe hindurch. Die Übergabe von Gegen-
ständen ist ja nur ein Aspekt der Konspiration, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

wie der Generalbundesanwalt im Rechtsausschuß 
gestern ausdrücklich eingeräumt hat. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Tun Sie doch nicht so, als ob der einzige Fall von 
Konspiration, der passiert ist oder passiert sein 
könnte, bei der Übermittlung von Pistolen, Spreng-
stoff und sonstigen Gegenständen in Stammheim 
stattgefunden hat! Die mündliche und sonstige Kon-
spiration hat doch — zumindest quantitativ — einen 
viel größeren Umfang als diese Vorgänge. 

Meine Damen und Herren, an der rechtsstaatlich 
abgewogenen Besuchsüberwachung führt deshalb 
kein Weg vorbei, wenn man sich nicht mitschuldig 
daran machen will, daß künftige Terrorakte auch 
weiterhin aus den Gefängniszellen heraus geplant 
und gesteuert werden. Daß sich die organisierte An-
waltschaft einer Besuchsüberwachung widersetzt, 
ist aus deren Sicht verständlich. Der Deutsche An-
waltverein und die Bundesrechtsanwaltskammer wä-
ren schlechte Standesvertretungen, wenn sie die 
spezifischen Interessen ihres Standes nicht in legiti-
mer Einseitigkeit, so möchte ich es einmal ausdrük-
ken, vertreten würden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Das tun andere Interessenvertretungen in unserem 
Staat, in unserem Lande bekanntlich auch. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Daß der Deutsche Richterbund, der sich neuerdings 
gegen die Besuchsüberwachung ausgesprochen hat, 
dieselbe früher befürwortet und seine Meinung 
dann eben geändert hat — aus welchen Gründen 
auch immer —, ist jedenfalls ein Indiz dafür, daß die 
Argumente, die für eine Besuchsüberwachung spre-
chen, so abwegig, wie Sie tun, auf alle Fälle nicht 
sein können. Und wenn Sie Strafrechtsprofessoren 
und hohe Richter als Zeugen gegen die Besuchs-
überwachung aufrufen, so könnte aus diesem Perso-
nenkreis sowohl qualitativ als auch quantitativ 
durchaus gegengehalten werden. 

Herr Kollege Dürr, Sie vermissen in unserem Än-
derungsantrag die sogenannte obligatorische Unter-
suchungshaft. 

(Dürr [SPD] : Ich vermisse es nicht, ich be-
grüße das!) 

— Ich habe das jetzt nicht wertend gemeint. Sie 
stellten fest, daß sie in dem Änderungsantrag nicht 
mehr enthalten ist. Ich darf Ihnen dazu sogleich in 
voller Offenheit — wer sind wir denn, wir brauchen 
doch nichts zu verbergen! — Aufklärung zuteil wer-
den lassen. Wir halten zwar das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 23. August 1965, auf wel-
ches Sie sich zur Untermauerung Ihrer Ablehnung 
berufen haben, nicht für einschlägig. Es lassen sich 
aus ihm aber immerhin Ansatzpunkte für eine Dis-
kussion über die Verfassungsmäßigkeit einer obli-
gatorischen Untersuchungshaft entnehmen. Weil 
wir Wert darauf legen, keine Forderung zu erheben, 

deren Verfassungsmäßigkeit auch nur andeutungs-
weise fraglich sein kann, über die man unter dem 
Gesichtspunkt der Verfassungsmäßigkeit auch nur 
ernsthaft diskutieren kann, verehrter Herr Kollege 
Dürr, verfolgen wir unseren Vorschlag nicht weiter. 
Angesichts der verfassungsmäßigen Wasserdicht-
heit unserer übrigen Vorschläge fällt uns dieser 
Verzicht nicht schwer. 

(Dr. Weber [Köln] [SPD] : Vorher war es 
aber ein wesentlicher Bestandteil Ihrer 

Vorschläge!) 

— Wenn wir in Beratungen hineingehen, dann kann 
es durchaus sein, daß am Ende dieser Beratungen 
etwas anderes herauskommt. Dazu sind Beratungen 
nämlich da. Wir gehen nicht mit fertigen Ergebnis-
sen in die Beratungen hinein, 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU] : Darin unterscheiden wir uns von 
der Koalition, die uns dann nur noch nie-

derstimmen kann!) 

sondern wir machen Vorschläge, beraten Sie, und 
hinterher 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sagen Sie nein!) 

legen wir dann fest, was wir in zweiter und dritter 
Lesung in diesem Hause endgültig zur Abstimmung 
stellen werden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Warum wir nein sagen werden, habe ich Ihnen aus-
führlich erklärt. 

Verehrter Herr Kollege Emmerlich, die wesent-
liche Aussage Ihrer Rede ist die Feststellung, daß es 
kein Patentrezept gegen den Terrorismus gibt. Das 
stimmt. Für die Lösung der meisten Probleme gerade 
in der Politik gibt es keine Patentrezepte. Das darf 
uns aber doch nicht daran hindern, das Mögliche zu 
tun. 

Dann reden Sie von „Überreaktion", und Sie tun 
so, als ob wir mit unseren Vorschlägen mit Kanonen 
auf Spatzen schießen und dabei die Freiräume der 
rechtstreuen Bürger geradezu verwüsten würden. 
Herr Kollege Emmerlich und meine sehr verehrten 
Damen und Herren von der Koalition, ich sage Ih-
nen: kein vernünftiger Mensch — gehen Sie mal 
hinaus und fragen Sie die Leute draußen im Land —, 
kein vernünftiger Mensch, dem nicht durch Ideologie 
die Sinne vernebelt sind und der Blick getrübt ist, 
empfindet es als „Überreaktion" und „Hysterie", 
wenn wir Jahre und Monate nach den Anschlägen 
nach sorgfältigen Beratungen die Lücken im Gesetz 
schließen wollen, von denen wir wissen, daß die 
Terroristen gezielt hindurchschlüpfen und auch noch 
künftig hindurchschlüpfen werden, wenn wir sie 
nicht schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei liegt uns die Einhaltung der rechtsstaatlichen 
Grenzen nicht weniger am Herzen als Ihnen auch; 
dies vermerke ich wirklich nur am Rande, weil wir 
keinerlei Anlaß haben, uns in diesem Punkte in die 
Defensive zu begeben. 

Herr Kollege Engelhard, niemand von uns behaup-
tet, im Besitz der absoluten Wahrheit zu sein. Das 
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überlassen wir den selbsternannten Halbgöttern und 
Tempelwächtern an anderer Stelle. Wir behaupten 
allerdings, daß wir mit mehr Realitätssinn, mit mehr 
Rücksicht auf die Sicherheit der rechtstreuen Bürger 
und mit mehr Gedanken an die Opfer und ihre An-
gehörigen an die Dinge herangehen, und das ist un-
ser Auftrag, dem wir zu folgen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Erfolg der Terrorismusbekämpfung hängt nicht 
allein von Gesetzgebungsmaßnahmen ab. Das wissen 
auch wir. Gewiß haben Rechtsprechung und Exeku-
tive da und dort noch Spielraum, die bestehenden 
Gesetze noch konsequenter auszuschöpfen und zu 
vollziehen. Ganz gewiß hat auch die Auseinander-
setzung auf dem geistig-politischen Feld stattzufin-
den. Auch hier sind wir ja vorangegangen: mit der 
Tagung der CDU über die Ursachen der Gewalt. 
Aber angesichts der spezifischen Erscheinungsformen 
des Terrorismus sind Lücken unserer liberalen 
Rechtsordnung offenkundig geworden — ohne die 
diese Rechtsordnung keinen Deut weniger liberal 
wäre —, die terroristische Gewalttäter und ihre 
Helfershelfer zielsicher ausnutzen. Daraus müssen 
wir halt nun einmal Konsequenzen ziehen, wenn wir 
die Schutzfunktion unseres Staates nicht in Frage 
stellen wollen. Unsere Gesetzesvorschläge sind ge-
eignet, diese Lücke zu schließen, ohne daß auch nur 
ein Deut Liberalität in diesem Land  verlorengeht. 
Das kosmetische „Paragraphen-face-lifting" der Koa-
lition ist dazu nicht imstande. 

Ich fasse zusammen: Es gilt, die Vorbereitung und 
Begehung terroristischer Gewalttaten so weit wie 
möglich zu verhindern und zu erschweren. Dem sol-
len unsere Vorschläge zum Verteidigerausschluß und 
zur Überwachung von Verteidigerbesuchen bei in-
haftierten Beschuldigten dienen. Es gilt ferner, wenn 
nicht zu verhindernde Terrorakte, Gott sei es ge-
klagt, begangen worden sind, die Täter ohne Um-
schweife zu verfolgen und frühestmöglich dingfest 
zu machen. Dazu machen wir den praktischen Bedürf-
nissen der Strafverfolgung Rechnung tragende Vor-
schläge zur Errichtung von Kontrollstellen, Durchsu-
chung von Gebäudekomplexen und zur Identitäts-
feststellung. 

Jeder Bürger, der sich das Gespür dafür bewahrt 
hat, daß unsere Verfassung und unsere freiheitliche 
Ordnung am ehesten durch schrankenlose Freiheits-
ausnützung kaputtzumachen sind, wird es akzeptie-
ren, daß er irgendwann irgendwo einmal durch die 
Schleuse einer Sicherheitsmaßnahme hindurchgehen 
muß, wie wir es alle auf den Flughäfen oder bei 
Grenzüberschreitungen tun müssen. 

Wir bewegen uns mit unseren Vorschlägen inner-
halb des breiten Handlungsspielraums, den auch der 
Herr Bundeskanzler in einer seiner letzten Reden — 
ich glaube, es war in seiner Regierungserklärung vor 
wenigen Wochen — gesehen und anerkannt hat, in 
dem breiten Handlungsspielraum zwischen echter 
Freiheitsbeschränkung und untätigem, permissivem 
Gewährenlassen. Diesen Spielraum muß der freiheit-
liche Rechtsstaat nutzen, wenn er sich nicht selber 
aufgeben will. 

In der lebensfernen, aber ideologiedurchdrunge-
nen, synthetischen Vorstellungswelt derer, die die  

natürliche Relation zwischen Freiheit und Sicherheit 
nicht mehr wahrnehmen, geht die Gefahr für die 
rechtsstaatliche Ordnung mehr von denjenigen aus, 
die in Verteidigung dieser Ordnung gesetzliche Lük-
ken in verfassungsmäßiger und rechtsstaatlicher 
Weise schließen wollen, und weniger von denen, die 
unter rigoroser Ausnützung solcher Lücken jegliche 
Ordnung mit Mord und Terror zerstören wollen. 

Ich meine aber: noch verantwortungsloser als die, 
welche einer solch verblendeten Betrachtungsweise 
verfallen sind, handeln diejenigen, die sich solchen 
verbogenen Maßstäben aus Machtkalkül und Partei-
politik wider bessere Einsicht beugen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Roman Herzog, Verfassungsrechtler von Rang, 
sagte über das Staatsverständnis — ich darf mit Ge-
nehmigung des Herrn Präsidenten zitieren —: 

Wer es schafft, die harten Pflichten der Freiheit 
im Bewußtsein des Menschen wieder in ihr 
Recht einzusetzen, der hat die geistige Führung 
in seinem Land. 

Diesem Anspruch, meine Damen und Herren, sollten 
sich Regierung und die überwältigende Mehrheit 
des Parlaments verpflichtet fühlen. Wir, die CDU/ 
CSU-Opposition dieses Hauses, sehen dies jeden-
falls als eine vorrangige staatspolitische Aufgabe 
an. Wir bieten Ihnen, Herr nicht präsenter Bundes-
kanzler, zum wiederholten Male unsere Stimmen zur 
Durchsetzung sachgerechter Maßnahmen, zur Wah-
rung der friedensstiftenden und friedenserhaltenden 
Kraft unseres Staatswesens an. Zu bloßer Augenwi-
scherei allerdings können und werden wir unsere 
Hand nicht reichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordneter Dr. Weber (Köln). 

Dr. Weber (Köln) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens der Sozialdemokrati-
schen Fraktion weise ich den Vorwurf, der hier von 
allen drei Oppositionsrednern ausgesprochen wor-
den ist, die SPD-Fraktion lege mit diesem Entwurf 
ein unbrauchbares Gesetz vor, ein Restgesetz, das 
nur ein Täuschungsmanöver sei, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 
zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben in den letzten Tagen und Wochen doch 
nichts anderes zu tun gehabt, als sich an diesen 
Äußerungen aufzugeilen. Da kommt die Erklä-
rung - — 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Herr Präsident, 
das geht doch nicht! Das ist keine parla

-

mentarische Ausdrucksweise! — Unruhe bei 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, die deutsche Sprache ist so reich, daß Sie 
sicher einen besseren Ausdruck finden. 

(Wehner [SPD] : Sie haben Ihren Amtseid 
verletzt, Herr Kollege!) 
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Dr. Weber (Köln) (SPD) : Herr Präsident, ich neh-
me diesen Ausdruck zurück, wobei ich allerdings 
feststelle, daß es der Opposition offenbar biologisch 
nicht mehr möglich ist, so zu verfahren, wie ich es 
eben beschrieben habe. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie haben am 14. Fe-
bruar 1978 über Ihren Pressedienst in der CSU ver-
breiten lassen, hier werde ein großes Täuschungs-
manöver durchgeführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird es 
auch!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Einen 
Augenblick, bitte! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, soweit Sie nicht unmittelbar den Saal ver-
lassen möchten, bitte ich Sie doch, Platz zu nehmen, 
damit der Redner im Saal voll verständlich wird. — 
Bitte.  

Dr. Weber (Köln) (SPD) : Der Abgeordnete Spran-
ger hat an keiner Beratung des Rechtsausschusses 
teilgenommen; er ist gar nicht legitimiert, eine sol-
che Aussage zu machen. Hätten Sie die Erklärun-
gen, die der Herr Generalbundesanwalt gestern vor-
mittag vor dem Rechtsausschuß zu diesen Komple-
xen abgegeben hat, auch nur einmal gewürdigt, so 
würden Sie feststellen, daß Ihre mündlichen und 
schriftlichen Erklärungen uns letztlich nicht weiter-
helfen, sondern nur der Brunnenvergiftung dienen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

daß sie dem Bürger draußen nicht den Anhalt ge-
ben, den er zu Recht von uns erwartet. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Nun kommen Sie 
langsam einmal zur Sache! Sagen Sie etwas 

zum Inhalt!) 

Alle Mitglieder der Fraktion der SPD treten ent-
schieden für den Kampf gegen den Terrorismus ein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So, so!) 

Es geht nur darum, die geeigneten Maßnahmen zur 
intensiven Bekämpfung von Terroristen und Terro-
rismus, zur. Überwindung dieser Gefahr, in die un-
sere demokratische Ordnung von Terroristen ge-
stellt worden ist, zu finden. Sie von der Opposition 
brauchen uns darüber nicht zu belehren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Offenbar doch!) 

Schon zu der Zeit, als die scheußlichen Morde an 
Ponto, Buback und Schleyer noch nicht geschehen 
waren, nämlich am 13. März 1975, haben die Koali-
tionsfraktionen hier eine gemeinsame Entschließung 
verabschiedet, und ich darf aus ihr folgendes vor-
lesen: 

Der Terrorismus ist zu einer neuen Herausfor-
derung in der ganzen Welt geworden.. Auch die 
Bundesrepublik Deutschland ist davon betrof-
fen. Der Terrorismus ist ein Angriff auf unseren 
freiheitlichen, sozialen und demokratischen 
Rechtsstaat. Diesen Angriff wehren wir mit allen 
rechtsstaatlichen Mitteln ab. 
(Zuruf von der CDU/CSU: Und das hat denn 

die Morde verhindert?) 

Und das tun wir mit diesem vorliegenden Gesetz 
auf diesem Rechtsgebiet. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Völlig unzuläng

-

lich! — Pfeffermann [CDU/CSU]: Ziehen Sie 
einmal Konsequenzen aus dieser Entschlie

-

ßung!) 

Ihre Vorwürfe sind doch ein Verbalterrorismus, der 
uns nicht weiterhilft! Sie, meine Damen und Herren, 
tragen Mitverantwortung und wollen gleichwohl die 
vorliegenden Gesetzentwürfe ablehnen, nicht weil 
Sie diese Gesetze nicht für ausreichend hielten, son-
dern weil Sie auf dem in Sonthofen vorgeschriebenen 
Weg des totalen Nein bleiben wollen, 

(Zustimmung bei der SPD — Pfeffermann 
[CDU/CSU] : Mensch, was hat der für olle 
Kamellen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

weil Sie letztlich darauf spekulieren, daß diese Ge-
setze keine Mehrheit finden würden. Aber Sie ver-
spekulieren sich auch in diesem Falle — wie so 
viele andere Glücksspieler auch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir lehnen ab, 
weil nichts mehr drinsteht! — Dr. Eyrich 
[CDU/CSU] : Die Überschrift" ist das Beein

-

druckendste!) 

Wir haben mit Ihnen in den Beratungen des 
Rechtsausschusses um die rechtsstaatlich richtige 
Meinung gerungen. Wir haben Ihnen z. B. vorgehal-
ten, daß — und Sie haben das ja, wenn auch sehr 
spät, heute akzeptiert — Ihre Vorstellungen zur 
obligatorischen Untersuchungshaft mit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts nicht übereinstim-
men. Wir haben Sie gleichwohl nicht zu Verfas-
sungsfeinden gestempelt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: O doch! — Dr. 
Eyrich [CDU/CSU] : Sie nicht, aber die an- 

deren!) 

obwohl Sie dieses Urteil nicht berücksichtigt haben. 
Wir haben Ihnen vorgehalten, daß Ihre Vorstellun-
gen über die obligatorische Verhängung der Unter-
suchungshaft und über die Sicherungsverwahrung 
nicht vom Strafgesetz getragen werden, wenn wir 
diesen Rechtsstaat nicht in einen Unrechtsstaat urn-
kehren wollen. Wir haben Ihnen. dazu z. B. wörtlich 
die Äußerungen Ihres früheren Kollegen und frü-
heren Generalbundesanwalts Güde vorgehalten, die 
er im Strafrechtssonderausschuß gemacht hat. Sie 
haben sich darüber hinweggesetzt, ohne daß wir Sie 
als Rechtsstaatsbrecher bezeichnet haben. Wir ha-
ben das deshalb nicht getan, weil wir auf der Basis 
unseres Grundgesetzes miteinander umzugehen ver-
pflichtet sind, weil wir Lösungen suchen müssen, 
politische Richtungen, und weil wir um diese Rich-
tungen ringen müssen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Mein Gott, stellt 
doch mal den Nebelwerfer davorn ab! — 
Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Heinrich Böll hat in 
einem Interview am 1. Oktober 1977 gesagt: 

Wenn es der Wunsch der Terroristen war, Kon

-

frontation und Provokation zu schaffen, dann 
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Dr. Weber (Köln) 
sind sie auf dem besten Wege, dieses Ziel zu 
erreichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie, ja!) 

— Ich weiß, dieses Zitat paßt Ihnen nicht, genauso 
wie es Ihnen nicht gepaßt, hat, daß der Vorsitzende 
Ihrer Sozialausschüsse, Herr Blüm, Herrn Böll zu 
seinem 60. Geburatstag gratuliert hat. Er mußte sich 
dann von den Landesverbänden der Jungen Union 
vorhalten lassen, daß er seine Stellung in seinem 
Hausblatt mißbrauche. Ein Landesverband der Jun-
gen Union, der in Schleswig-Holstein, hat sogar das, 
was ein in der Welt anerkannter Nobelpreisträger 
gesagt hat, als „linke Brühe" tituliert. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Wissen Sie zu-
fällig, daß er den Nobelpreis für Literatur 
bekommen hat, nicht für Rechtswissen-

schaft?) 

Meine Damen und Herren, wenn wir so miteinander 
umgehen wollen, dann ist das schlimm. 

Die Gewerkschaft der Polizei — und wer wäre 
besser dazu berufen, eine solche Erklärung abzu-
geben — hat auf ihrer Tagung im Dezember 1977 
gesagt — ich darf zitieren, Herr Präsident —: 

Die Beseitigung der Ursachen ist Aufgabe der 
gesamten Gesellschaft und nicht etwa der Poli-
zei allein. 
(Zurufe von der CDU/CSU: Nicht von Cop-

pik allein! — Juso-Kongreß!) 

Dies ist eine Aufgabe für Generationen, an der 
sich alle Bürger selbstverständlich und selbst-
verantwortlich beteiligen müssen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Zitieren kann er, 
handeln nicht! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Lassen Sie mich ein weiteres Zitat der gleichen 
Tagung anführen. Es heißt dort: 

Die Gewerkschaft der Polizei ist der Überzeu-
gung, daß die geltende Rechtsordnung grund-
sätzlich ein ausreichendes Instrumentarium bie-
tet, um auch die terroristische Gewaltkriminali-
tät auf rechtsstaatliche Art und Weise in den 
Griff zu bekommen. Die bestehenden Gesetze 
müssen nur angewandt und ausgeschöpft wer-
den. 

Meine Damen und Herren, deshalb weise ich den 
Vorwurf zurück, daß diese Regierung schlapp und 
unfähig sei. Diesen Eindruck werden Sie nach drau-
ßen nicht erwecken können, 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Den 
brauchen wir nicht mehr zu erwecken! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

selbst wenn Sie versuchen, Massenempörung und 
Massenängste auf Ihre politische Mühle zu leiten. 

Wir wissen, daß Sie den erleichterten Ausschluß 
illoyaler Verteidiger ebenfalls wollen, daß Sie die 
Einführung der Trennscheibe in Strafanstalten eben-
falls wollen. Aber dann sagen Sie es doch! Sie haben 
gestern in der Beratung des Rechtsausschusses bei 
der Anhörung des Herrn Generalbundesanwalts 
noch den Eindruck erweckt, als ob die Anbringung 

von Trennscheiben ein verfassungswidriges Han

-

deln sei. Sie haben ausdrücklich auf die Entschei-
dung des Landgerichts Stuttgart und das Gutachten 
der Rechtsanwaltskammer Stuttgart verwiesen. Stim-
men Sie doch dann dieser Regelung zu. Aber Sie 
hoffen, daß Sie die Bundesregierung in Abstim-
mungsschwierigkeiten bringen können. Auch das 
wird Ihnen nicht gelingen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Das ist ein Kron

-

jurist! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Meine Damen und Herren, darf ich einen Satz zu 
meinen Kollegen sagen, die bis zum Schluß um 
ihre Zustimmung zu diesem Gesetz gerungen haben 
und vielleicht auch jetzt noch darum ringen. Sie tun 
dies ja nicht, weil sie den Terrorismus nicht be-
kämpfen wollen oder weil sie mit den mit Terro-
risten konspirierenden Anwälten gemeinsame Sache 
machen wollen, sondern sie tun dies in der Sorge, 
daß nicht revisible Eingriffe in dieses liberale Straf-
recht, auf das wir mit Recht stolz sind, erfolgen. 
Diese Abgeordneten handeln in Abwägung der bei-
den zu schützenden Rechtsgüter. Sie sehen die Macht 
des Staates und die Gefahr des Eingriffs in freiheit-
liche Grundrechte durch diesen Staat. Ich teile diese 
Sorgen meiner Kollegen nicht. Aber ich nehme jeden 
vor dem Vorwurf in Schutz, er wolle den Rechts-
staat nicht verteidigen, wenn er nach dieser Güter-
abwägung nicht anders handelt, als er glaubt, han-
deln zu dürfen. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozeß-
ordnung sieht erstens die erleichterte Ausschließung 
von Verteidigern vor. Ein Verteidiger soll in den 
Fällen des § 129 a Strafgesetzbuch auch dann aus-
geschlossen werden, wenn nur bestimmte Tatsachen 
den Verdacht begründen, daß er an der Tat des In-
haftierten beteiligt ist oder die Kontakte mit dem 
Inhaftierten dazu mißbraucht, um Straftaten zu be-
gehen oder die Anstaltssicherheit erheblich zu ge-
fährden. Damit ist klargestellt, daß nur solche be-
stimmten Tatsachen zum Verteidigerausschluß her-
angezogen werden können, die außerhalb eines 
rechtmäßigen Verteidigerverhaltens liegen. Der Ver-
teidigerausschluß ist nach der im Gesetzentwurf be-
stimmten Zeit in aller Regel aufzuheben. 

Dieser durch bestimmte Tatsachen begründete 
Verdacht ist kein Anfangsverdacht. Er verlangt 
schlüssiges Tatsachenmaterial, das eindeutig . auf 
illegales Verhalten hinweist. 

Sie haben diesen Vorschlag abgelehnt. Sie mei-
nen, da müßte erst einmal eine Erweiterung statt-
finden. Dann müßte auch § 129 des Strafgesetz-
buches mit einbezogen werden. Darf ich einmal 
— weil wir heute aus dieser Vorlage den § 129 StGB 
herausgenommen haben — auf eine Erklärung des 
Herrn Kollegen Dregger in der Sitzung vom 28. Ok-
tober 1977 hinweisen, der hier gesagt hat — ich darf 
zitieren: 

Wir müssen uns davor hüten, liberale Errun-
genschaften für alle aufzuheben, weil wenige 
eine besondere Gefahr für alle darstellen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 
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Dr. Weber (Köln) 
Die SPD-Fraktion will nicht den Verteidiger, gegen 
den bestimmte Tatsachen sprechen, überwachen las-
sen, sondern sie will diesen Verteidiger aus dem 
Verfahren ausgeschlossen wissen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie ist sich darin einig mit dem Deutschen Anwalt-
verein, mit der Bundesrechtsanwaltskammer und mit 
dem Herrn Generalbundesanwalt. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Die Koalition hat 
sich um ganz andere Dinge nicht geküm-

mert!) 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, Sie 
haben darauf gedrängt, daß der Herr Generalbun-
desanwalt noch vor dieser Sitzung heute im Rechts-
ausschuß gehört werden solle. Sie hatten gestern die 
Freude. Nur ist das anders ausgegangen, als Sie sich 
das erhofften. Ich darf aus dem wörtlichen Protokoll 
des Rechtsausschusses eine Erklärung des Herrn 
Generalbundesanwalt zitieren: 

Es ist immerhin denkbar, daß auch bei einer 
Überwachung des mündlichen Verteidigerver-
kehrs ein Zwischenfall inszeniert wird, der einen 
solchen Austausch ermöglicht. Für möglich halte 
ich auf jeden Fall die Übergabe von Zetteln 
bei der Begrüßung oder auch die Übergabe von 
in kleinen Päckchen verpacktem Sprengstoff. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Dann machen wir 
doch das eine mit dem anderen zusammen!) 

Ich kann es nicht ausschließen, daß auch bei 
der Überwachung des Verkehrs durch einen 
Dritten eine Übergabe von verbotenen Gegen-
ständen möglich gewesen wäre. 

Auf die Frage des Herrn Kollegen Hartmann hin-
sichtlich der Trennscheibe, erklärte der Herr Ge-
neralbundesanwalt wörtlich: 

Nein, dann ist jeder Austausch von Gegen-
ständen unmöglich, weil diese Trennscheibe 
keinen Schlitz zum Durchreichen irgendwel-
cher Gegenstände hat. Aber die Trennscheibe 
ist ganz bestimmt — das ist meine Überzeu-
gung — das einzige Mittel, das jeglichen Aus-
tausch unzulässiger Gegenstände ausschließt. 

(Hartmann [CDU/CSU] : Und nur die Gegen-
stände! Das ist der Punkt! — Dr. Eyrich 
[CDU/CSU] : Sie müssen dann das ganze 
Protokoll zitieren! — Abg. Dr. Wittmann 
[München] [CDU/CSU] und Abg. Dr. Lenz 
[Bergstraße] [CDU/CSU] melden sich zu 

Zwischenfragen) 

— Herr Präsident, ich kann keine Zwischenfrage 
gestatten, weil die Uhr weiterläuft. — Auf eine 
weitere Frage hat der Herr Generalbundesanwalt 
dann noch geantwortet: 

Auch z. B. ein vom Verteidiger oder dem Be-
schuldigten gegebener Befehl ist gegeben. Das 
gesprochene Wort kann auch bei der Über-
wachung nicht rückgängig gemacht werden. 

Deswegen lehnen wir — erstens — die Verteidiger-
überwachung ab, sind wir — zweitens — für den 

verschärften Ausschluß des Strafverteidigers und 
— drittens — für die gesetzliche Einführung der 
Trennscheiben in den Strafanstalten, weil bisher 
rechtliche Zweifel an deren Zulässigkeit bestan-
den. 

Lassen Sie mich dazu eine Feststellung treffen. 
Herr Strauß hat in der Haushaltsdebatte im Zu-
sammenhang mit der Terrorismusbekämpfung 
wörtlich ausgeführt: 

Wogegen wir uns aber wenden, Herr Bundes-
kanzler, ist der Bruch des Amtseides. 

Das ist eine ungeheuerliche Verleumdung und eine 
Verunglimpfung. Ich habe Sie aufzufordern: Neh-
men Sie doch nach diesen Feststellungen, die die 
Bundesrechtsanwaltskammer, die der Anwaltver-
ein, die der Herr Generalbundesanwalt, und die der 
Deutsche Richterbund getroffen haben, 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Sie alle müssen 
nachher nicht verantworten, wenn etwas 
passiert! Aber wir müssen es verantwor

-

ten!) 

diese Erklärung zurück. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Pfef-
fermann [CDU/CSU]: Eine starke Passage!) 

Wir haben mit Ihnen darum gestritten, welches 
die rechtsstaatlich beste und praktikabelste Lösung 
ist. Wir haben die Lösung gemeinsam mit allen sach-
kundigen Personen und Institutionen gesucht. Wir 
haben sie in der Form der §§ 138 a und 148 StPO ge-
funden. 

Unser Gesetzentwurf sieht — viertens — die er-
weiterte Durchsuchungsmöglichkeit nach § 103 StPO 
vor. In diesem Zusammenhang haben Sie sich heute 
morgen gegen den zu eng gefaßten Begriff des Ge-
bäudes gewandt. Aus der Entstehungsgeschichte 
dieses Gesetzentwurfs wird und darf die Rechtspre-
chung nur die eine Definition ableiten, daß als Ge-
bäude im Sinne dieser Bestimmung lediglich räum-
lich abgegrenzte, selbständige bauliche Einheiten zu 
verstehen sind und nicht etwa Gebäudemehrheiten, 
mögen sie auch teilweise baulich verbunden sein 
oder gemeinsame Anlagen haben. Wir stellen das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
gleichrangig neben das Recht, den Terrorismus zu 
bekämpfen, und wägen rechtsstaatlich ab — — 

(Dr.  Eyrich [CDU/CSU] : Neben das Recht 
auf Leben! Das ist doch keine Alternative! 
— Dr. Kohl [CDU/CSU] : Es ist nahezu uner

-

träglich, was Sie daherreden!) 

— Herr Kohl, ich muß mir von Ihnen so viel Uner-
trägliches anhören und Sie sich auch von Herrn 
Strauß, daß Sie jetzt auch die Geduld haben soll-
ten, sich das anzuhören, was ich sage. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/CSU] : 
Nach den letzten Monaten ist es ein Skan-
dal, daß man sich das anhören muß! — Pfef-
fermann [CDU/CSU] : Diese Rede ist der 
ganze Jammer der SPD-Fraktion! — Dr. Em-
merlich [SPD] : Der ganze Jammer der CDU/ 
CSU! — Dr. Kohl [CDU/CSU] : Erbärmlich!) 
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Dr. Weber (Köln) 
Weil wir das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung achten, entscheiden .wir uns für diese an 
den Bedürfnissen der Praxis orientierte Lösung. 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Schlimmstenfalls 
müssen andere dann halt sterben!) 

Wir wollen viertens die Einrichtung einer Kon-
trollstelle nach § 111 der Strafprozeßordnung. Alles 
das, was Sie gegen die Kontrollstellen gesagt ha-
ben, betrifft präventives Polizeirecht, ist aber kein 
Strafverfahrensrecht. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Sehr wahr!) 

Sie verwechseln in primitiver Weise Rechtskennt-
nisse und Rechtstatsachen, die, ich möchte sagen, ins 
erste Semester eines Jurastudiums hineingehören. 
Wir wollen dagegen jedem Richter draußen prakti-
kables Recht geben. 

(Sehr richtig! bei der SPD — Dr. Eyrich 
[CDU/CSU] : Was soll denn dieses dumme 
Gefasel? — Hartmann [CDU/CSU] : Das ist 

doch ein Schmarren!) 

Genauso ist es — fünftens — bei der Identitäts-
feststellung. Sie wehren sich gegen die zeitliche Be-
grenzung auf maximal zwölf Stunden, zitieren das 
Grundgesetz und verwechseln dabei allerdings, daß 
das Grundgesetz von der Festnahme des Verdächti-
gen ausgeht, während es bei der Identitätsfeststel-
lung nach § 163 b und § 163 c StPO u. a. auch um die 
Festnahme eines nicht Verdächtigen geht. 

Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion hat 
mit diesem Gesetz den ersten Dringlichkeitskatalog 
— hinsichtlich der Dringlichkeit sogar übereinstim-
mend mit Ihnen — vorgelegt. Deshalb ist der Vor-
wurf, die SPD sei nur halbherzig bereit, den Terro-
rismus zu bekämpfen, falsch. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Nicht mal halb-
herzig!) 

Die Opposition weiß daß die heute anstehenden 
rechtspolitischen Erweiterungen der gesetzlichen 
Vorschriften zur wirksamen Bekämpfung des Ter-
rorismus nur einen kleinen Teil des Gesamtkon-
zepts der Bundesregierung ausmachen. Deshalb sa-
gen wir ja zu diesem Gesetzentwurf, weil wir wis-
sen, daß er rechtsstaatlich den Boden unserer Po-
litik nicht verläßt und praktisch den Anforderungen, 
die Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht stellen, 
gerecht wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu-
ruf des Abg. Dr. Freiherr Spies von Bülles-

heim [CDU/CSU] ) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir unterbrechen die Beratun-
gen des Deutschen Bundestages und treten in die 
Mittagspause ein. Die Sitzung wird um 14 Uhr mit 
der Fragestunde fortgesetzt. 

(Unterbrechung von 13.07 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/1497 — 

Wir kommen zunächst zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Herrn Bundesministers des Aus-
wärtigen. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr 
Staatsminister Dr. von Dohnanyi zur Verfügung. 

Die Frage 2 soll auf Wunsch des Fragestellers, des 
Herrn Abgeordneten Hansen, schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 35 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Welche Maßnahmen wird die Bundesrepublik Deutschland 
treffen, nachdem in den zwei ersten im Aussiedlungsprotokoll 
vorgesehenen Jahren der Abwicklung (1976 und 1977) mit Aus-
reisedokumenten der Volksrepublik Polen viel weniger als 62 500 
Deutsche (die Hälfte von 125 000 in vier Jahren) ausreisen durf-
ten, und wird die Bundesregierung gegebenenfalls unter Bezug-
nahme auf den „Schnur-Brief" sowie die Erklärung gegenüber 
dem Bundesrat, daß nach dem Ausreiseergebnis von zwei Jahren 
Folgerungen gezogen werden, die Zahlung der letzten Rate aus 
der Rentenpauschale an Polen so lange aufschieben, bis die 
sich zum betreffenden Zeitpunkt ergebenden Teilzahlen von Aus-
reiseberechtigten aus dem Ausreiseprotokoll erfüllt sind? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärti-
gen Amt: In den ersten zwanzig Monaten seit In-
krafttreten der deutsch-polnischen Vereinbarungen, 
d. h. von Mai 1976 bis Dezember 1977, sind 48 044 
Aussiedler aus Polen mit endgültiger polnischer 
Ausreisegenehmigung in die Bundesrepublik 
Deutschland eingereist. Selbst wenn man eine Ver-
pflichtung der polnischen Seite zu streng anteils-
mäßigen Monatszahlen annähme, hätten in diesem 
Zeitraum 50 000 bis 52 000 Genehmigungen erteilt 
werden müssen. Gemessen an dieser Zahl ist das 
bisher erreichte Zwischenergebnis nicht unbeacht-
lich. 

Das deutsch-polnische Ausreiseprotokoll sieht in-
dessen keine derartigen festen Monatsquoten vor, 
sondern nur, daß — ich zitiere — die Ausreise-
genehmigungen „in dem vorgenannten Zeitraum" — 
d. h. in- einem Zeitraum von vier Jahren — „mög-
lichst gleichmäßig erteilt werden" . Die Bundesregie-
rung sieht daher keine Veranlassung, besondere 
Schritte zu erwägen, um die polnische Seite zur 
rascheren Erteilung weiterer Ausreisegenehmigun-
gen zu drängen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, nach-
dem die Bundesregierung festgestellt hat, daß sie 
nach zwei Jahren die Folgen des Ausreiseprotokolls 
überprüfen wird, frage ich Sie, ob im Sinne des in 
der Verfassung verankerten Schutzauftrages und im 
Sinne des „Schnur-Briefs" zum Ausreiseprotokoll die 
Volksrepublik Polen seitens der Bundesregierung 
in geeigneter Weise darauf hingewiesen werden 
wird, daß eine weitere Unterschreitung der Rechts-
verpflichtung — die Unterschreitung beläuft sich 
nach den von Ihnen genannten Zahlen im Moment 
auf etwa 10 % — zu Folgen für die deutschen finan- 
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Dr. Czaja 
ziellen Leistungen führen würde, wie es dem Bun-
desrat gegenüber ja angedeutet worden ist. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, Sie haben eben unterstellt, daß es sich um 
eine rechtlich nicht zulässige Unterschreitung der 
Zahlen handle. Meine Antwort hat klargemacht, 
daß die Bundesregierung dies nicht so sieht. Es 
gibt keine auf Monate aufgeteilten Quoten. Nach un-
serer Auffassung hat sich die Volksrepublik Polen 
durchaus an die Vereinbarung gehalten. Wir sehen 
uns daher nicht veranlaßt, erneut auf die Vereinba-
rung hinzuweisen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, nach-
dem die Bundesregierung dem Bundesrat ausdrück-
lich und in einer schriftlichen Stellungnahme, die 
auch im Bulletin veröffentlicht wurde, mitgeteilt 
hat, daß Einhaltung und Folgen des Ausreiseproto-
kolls nach zwei Jahren überprüft würden, frage ich 
Sie zusätzlich: Was wird die Bundesregierung tun, 
um angesichts der Nichterfüllung der Ausreisequote 
durch Polen wenigstens zu erreichen, daß die hier 
verbliebenen deutschen Besucher von Polen nicht als 
illegale Ausreisende betrachtet und daß sie durch 
polnische Maßnahmen nicht — im Gegensatz zum 
Menschenrechtspakt — von ihren Familien getrennt 
werden? 

Dr. von Dohnanyi Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, Ihre Frage basiert erneut auf der Hypo-
these, daß die Ausreisequote nicht erreicht worden 
sei. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Dies ist unrichtig. Daher kann ich Ihre Frage nicht 
beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 103 des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf: 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Erklä-
rung der amerikanischen Mission in Berlin, wonach ihre eigenen 
Untersuchungen ergeben hätten, daß DDR-Grenzsoldaten in der 
vergangenen Woche bei Rudow illegal in den amerikanischen 
Sektor von Berlin eingedrungen seien, und wie fügt sich dieser 
Vorgang nach Auffassung der Bundesregierung in den Gesamt-
zusammenhang der Berlin-Politik der DDR-Regierung ein? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Der Vorfall 
bei Rudow fällt in die Zuständigkeit der Drei 
Mächte für Berlin. Es ist daher allein Sache der 
alliierten Stellen, die notwendigen Schritte in dieser 
Angelehenheit zu unternehmen. Die Bundesregie-
rung ist von den drei Mächten über die Ange-
legenheit in vollem Umfang unterrichtet worden. 
Die Bundesregierung stellt mit Befriedigung fest, 
daß die alliierten Stellen die notwendigen Schritte 
in dieser Angelegenheit unternommen haben. 

Die Bundesregierung hat keine Anhalte dafür, daß 
dieser Vorfall eine spezifische Bedeutung im Rah-
men der Berlin-Politik der DDR hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Kann ich aus 
Ihrer Antwort schließen, daß die Bundesregierung 
nicht meine Vermutung teilt, daß dieser Zwischen-
fall im Rahmen der Bemühungen der DDR zu sehen 
ist, das innerdeutsche Verhältnisse entscheidend neu 
zu belasten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe zu dieser Frage eben bereits Stellung ge-
nommen, indem ich gesagt habe: Die Bundesregie-
rung hat keine Anhalte dafür, daß dieser Vorfall 
eine spezifische Bedeutung im Rahmen der Berlin-
Politik der DDR hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Können Sie mir 
sagen, Herr Staatsminister, in welcher Weise dieser 
Zwischenfall abgelaufen ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich bin davon ausgegangen und ich gehe weiter 
davon aus, daß Ihnen die Einzelheiten des Zwi-
schenfalls soweit bekannt sind, wie darüber berich-
tet wurde. Ich unterstreiche noch einmal, daß die 
Alliierten für die Feststellung des Sachverhalts im 
einzelnen zuständig sind und daß die Bundesregie-
rung mit Befriedigung feststellt, daß die alliierten 
Stellen die notwendigen Schritte unternehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Die Fragen 130 und 131 des Herrn Abgeordneten 
Luster wurden vom Fragesteller zurückgezogen. 

Ich rufe die Frage 132 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Becker (Frankfurt) auf: 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die Stelle des Sozial-
referenten bei der deutschen Botschaft in Delhi (Indien) zu be-
setzen, die seit Frühjahr 1977 vakant ist, was bereits ein Jahr 
zuvor vorauszusehen war? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Aufgaben 
des Sozialreferenten an der deutschen Botschaft in 
Neu-Delhi werden zur Zeit stellvertretend von 
Herrn Dr. Dieter Bricke wahrgenommen, der vor 
seiner Versetzung nach Indien als Sozialreferent in 
Belgrad tätig war. Das Einstellungsverfahren für 
den vom Deutschen Gewerkschaftsbund als Sozial-
referent an der Deutschen Botschaft in Neu-Delhi 
vorgeschlagenen Kandidaten wird voraussichtlich 
im März 1978 abgeschlossen sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 
Herr Abgeordneter, bitte. 



5684 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, teilen Sie meine Auffassung, daß die An-
gelegenheit „Sozialreferent" anscheinend etwas mit 
lässiger Hand betrieben wird, zumal da ich weiß, 
daß in Moskau die Stelle des Sozialreferenten schon 
seit zwei Jahren und die in Tokio noch länger nicht 
besetzt ist?  

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich kann nicht bestätigen, daß dies mit lässiger 
Hand betrieben wird. Ich habe mich z. B. selbst be-
reits wenige Wochen, nachdem ich im Januar 1977 
in das Auswärtige Amt gekommen war, um diese 
Frage bemüht. Aber ich gebe zu, daß es bei der 
Besetzung dieser Stellen gelegentlich zu Verzöge-
rungen kommt, dies jedoch aus Sachzusammenhän-
gen, die weniger vom Auswärtigen Amt zu vertre-
ten als im gesamten Entscheidungsprozeß veran-
kert sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Ist die Bun-
desregierung bereit, in dieser Richtung noch stär-
kere Aktivitäten zu entwickeln, damit diese Misere, 
die in Tokio schon über drei Jahre anhält, in Bälde 
beseitigt wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wir haben uns im Amt darum bemüht. Ich kann 
Ihnen versichern, daß wir uns in Zukunft weiter 
darum bemühen werden, die Zeiträume für diese 
Ernennungen zu verkürzen. Ich sage Ihnen offen: 
Auch ich finde diesen Zustand nicht befriedigend. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist 
die Annahme richtig, daß es doch ein wenig unge-
wöhnlich ist, wenn im Fall Neu Delhi die Stelle ein 
Jahr und, wie wir gerade von dem Kollegen Dr. 
Becker gehört haben, die Stelle in Tokio sogar drei 
Jahre vakant sind? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich hatte eben schon gesagt, daß bei der Besetzung 
der Sozialreferenten-Stellen wegen der Abstimmun-
gen im Entscheidungsprozeß die Zeitabläufe häu-
fig länger sind, als es vielleicht wünschenswert 
erscheint. Aber ich habe auch gesagt, daß wir uns 
darum bemühen, diese Fristen zu verkürzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 133 
des Herrn Abgeordneten Daweke auf: 

Liegen der Bundesregierung Hinweise auf den Wahrheitsge-
halt von Agenturmeldungen vom 31. Januar 1978 vor, wonach 
die somalische Regierung die in Mogadischu anläßlich der Stür-
mung der Lufthansamaschine Landshut verletzte Terroristin frei-
gelassen hat, und wenn ja, welche Möglichkeiten hat die Bun-
desregierung genutzt, um diese Maßnahme der somalischen Re-
giering zu verhindern? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung hat sichere Hinweise dafür, daß die Agen-
turmeldungen über eine Freilassung der in Moga-
dischu verletzten Terroristin nicht den Tatsachen 
entsprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 
Herr Abgeordneter, bitte. 

Daweke (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wes-
halb hat die Bundesregierung diesen Vorgang, der 
ja erhebliche Unruhe ausgelöst hat, in der Öffent-
lichkeit nicht so dargestellt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
dies ist in erster Linie eine Sache der Regierung in 
Mogadischu. Auf Ihre Frage geben wir Ihnen hier 
eine klare Antwort. Aber die Frage betrifft in erster 
Linie die Regierung in Somalia. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz-
frage, bitte. 

Daweke (CDU/CSU) : Darf ich dann fragen, ob 
die Bundesregierung beabsichtigt, hier ein Ausliefe-
rungsbegehren zu stellen. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Dies ist nicht 
erfolgt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist der Bun-
desregierung der gegenwärtige Aufenthaltsort der 
verletzten Terroristin bekannt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Bis vor kurzer 
Zeit - ich kann das bis auf die letzten Stunden jetzt 
nicht beantworten — war uns dieser Aufenthaltsort 
bekannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 134 
des Herrn Abgeordneten Wohlrabe auf. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich das kommunistische 
Kürzel „BRD" in Osterreich in den Massenmedien und auch ins-
besondere im Sportgeschehen zunehmend verbreitet, und welche 
Bemühungen hat der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland 
in Wien bisher unternommen, um das kommunistische Kürzel 
„BRD" im Sprachgebrauch Osterreichs abzuwenden? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung vertritt die Auffassung, daß die Abkürzung 
„BRD" keine korrekte Wiedergabe des Staatsnamens 
der Bundesrepublik Deutschland darstellt. Das Aus-
wärtige Amt und die deutschen Auslandsvertretun-
gen setzen sich für eine richtige Bezeichnungspraxis 
im Ausland ein; dies gilt natürlich auch für Oster-
reich. Allerdings gibt es eine internationale Tendenz, 
zunehmend Abkürzungen für die Bezeichnung von 
Staaten heranzuziehen; dies gilt nicht nur für die 
Bundesrepublik Deutschland. Deswegen, Herr Kol-
lege, ist der Ausdruck „BRD" nicht einfach als kom-
munistisches Kürzel zu qualifizieren. 
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Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Abgesehen davon, daß es 
für mich trotzdem ein kommunistisches Kürzel bleibt, 
weil es das „Neue Deutschland" erfunden hat und 
damit auch ein ganz konkreter Zweck verfolgt wird, 
stelle ich die Frage, Herr Staatsminister: Wie sehen 
konkret die Bemühungen des Botschafters der Bun-
desrepublik Deutschland, Herrn Grabert, in Wien 
aus, um im gleichen Sprachraum — das ist das Ent-
scheidende; wir sprechen die gleiche Sprache, und 
damit ist es besonders leicht, aber auf der anderen 
Seite auch besonders schwer — dazu beizutragen, 
daß dieses kommunistische Kürzel nicht mehr be-
nutzt wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich kann Ihnen aus meinen Unterlagen berichten, daß 
uns bekannt ist, daß die Botschaft in Wien bei ge-
gebenen Anlässen in vielfältiger Weise, angepaßt an 
die besonderen Umstände des jeweiligen Einzel-
falls, schriftlich, telefonisch oder auch mündlich die 
von mir hier dargestellte Auffassung der Bundes-
regierung energisch vertreten hat und daß diese Be-
mühungen auch nicht ohne Erfolg geblieben sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Können Sie den Erfolg 
näher darstellen, und können Sie zusichern, daß sich 
der Erfolg noch vermehrt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Näher darstel-
len könnte man nur den Einzelfall, Herr Kollege. 
Daß sich der Erfolg vermehrt, wenn man sich be-
müht, ist nicht immer zu garantieren, aber stets zu 
hoffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
ist der Bundesregierung bekannt, daß dieses Kür-
zel vornehmlich im österreichischen Fernsehen in 
einem Ausmaß und in einer Intensität benutzt 
wird, die die Bemühungen der Bundesregierung in 
einem etwas fragwürdigen Licht erscheinen las-
sen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Nach den mir 
vorliegenden Unterlagen, Herr Kollege — ich kann 
nur das sagen, was mir auf diese Weise bekannt 
wird —, ist dies in Osterreich kein besonderer Vor-
gang, der sich von Entwicklungen hervorhebt, die 
auch sonst hinsichtlich der Benutzung der Ab-
kürzung von Staatsnamen stattfinden. Wir haben 
ausdrücklich versucht, zu überprüfen, ob dies in 
Osterreich der Fall ist, und festgestellt, daß Ihre 
Besorgnisse hinsichtlich Osterreichs unbegründet 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, werden 
Sie darauf hinweisen, daß bei allen Bundesstellen 
die Bezeichnung „Bundesrepublik Deutschland" und 
nicht die Bezeichnung „BRD" soweit wie möglich 
verwandt wird, damit an diesem guten Beispiel zu-
mindest im Ausland gemessen werden kann, wie wir 
selber die Bezeichnungen in unserem Sinne ge-
brauchen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Dies ist so, Herr 
Kollege Josten. Die Bundesregierung braucht hier 
ihre Position nicht zu verändern. Ich habe die 
Position der Bundesregierung dargestellt, und ich 
könnte Ihnen dies an vielen Beispielen illustrieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
da Sie ausführen, daß es manchmal unumgänglich 
ist, bestimmte Kürzel zu verwenden, frage ich, ob 
sich die Bundesregierung über ein anderes Kürzel 
Gedanken gemacht hat und welches Kürzel sie 
empfehlen könnte. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung nennt die Bundesrepublik Deutschland 
„Bundesrepublik Deutschland" und denkt nicht 
über Kürzel nach. Ich habe soeben bereits darauf 
hingewiesen, daß das Kürzel, das sich für die Bun-
desrepublik Deutschland zum Teil im Ausland ein-
gebürgert hat, im Zusammenhang mit der allgemei-
nen Entwicklung zu sehen ist, Kürzel für die Be-
zeichnung von Staaten zu verwenden. Ich nenne 
nur einmal „UK" für das Vereinigte Königreich, 
was ganz üblich geworden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatsminister, 
liegen Ihnen Erkenntnisse darüber vor, daß Hun-
derttausende, wenn nicht Millionen deutscher Ur-
lauber im Ausland dieses Kürzel verwenden, ohne 
daß sie das jemals mit irgendeiner Ideologie be-
haftet haben? 

Dr. von Dohnanyi Staatsminister: Herr Kollege 
Becker, solche Erkenntnisse liegen vor. Ich hatte 
vorhin schon darauf hingewiesen, daß der Versuch, 
die Bezeichnung „BRD" als kommunistisches Kürzel 
zu bezeichnen, eine unzulässige Darstellung ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sieht 
die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Wiener 
Regierung darüber in Kenntnis zu setzen, daß das 
Kürzel „BRD" keine korrekte Bezeichnung der 
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Dr. Hupka 
Bundesrepublik Deutschland ist, damit dann erwar-
tet werden kann, daß die Regierung der Republik 
Osterreich vielleicht das Fernsehen in Osterreich 
entsprechend informiert? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, ich hatte Ihnen gesagt, daß die Bundesre-
gierung durch die deutsche Vertretung, durch Bot-
schafter Grabert, in Wien auf die korrekte Be-
zeichnung der Bundesrepublik Deutschland hinge-
wiesen hat. Ich hatte auch gesagt, daß dies seine 
Wirkung gehabt hat, und ich glaube nicht, daß ein 
zusätzlicher, erneuter Hinweis erforderlich sein 
wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 135 
des Herrn Abgeordneten Straßmeir auf: 

Sieht die Bundesregierung in der rapide anwachsenden Zahl 
von sogenannten Verdachtskontrollen gemäß Artikel 16 des Tran-
sitabkommens auf den Transitstrecken nach Berlin seit Oktober 
1977 — insbesondere bei Reisenden in Pkws — eine Verletzung 
des Viermächteabkommens vom 3. September 1971 wie des Tran-
sitabkommens vom 12. Dezember 1971? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundes-
regierung hat in der 70. Sitzung des Deutschen Bun-
destages vom 27. Januar 1978 auf die Anfragen der 
Kollegen Sauer und Wohlrabe zu Fragen des Tran-
sitverkehrs ausführlich Stellung genommen. Auf 
diese Stellungnahme möchte ich zunächst verweisen, 
Herr Kollege, und mich gern bereit erklären, Ihnen 
einen Auszug oder eine Kopie dieser Stellung-
nahme zu überreichen. 

Die Bundesregierung steht wegen aller Vorfälle 
im Transitverkehr in engem Kontakt mit den drei 
Mächten, denen allein die Auslegung und die Fest-
stellung von Verletzungen des Viermächteabkom-
mens zusteht. Nach Art. 16 des Transitabkommens 
sind Durchsuchungen nur bei hinreichendem Ver-
dacht auf Mißbrauch der Transitwege für die in 
Art. 16 Abs. 1 genannten Zwecke zulässig. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß die ver-
tragswidrigen Verdachtskontrollen in den zurück-
liegenden Monaten rechtlich wie politisch von an-
derer Qualität sind als die Kontrollmaßnahmen bis 
zum September 1977, oder ist, wie Minister Franke 
sagt, die Zahl der Zwischenfälle aus der steigenden 
Gesamtzahl der Transitreisenden erklärbar? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich möchte von dem Grundsatz, mit dem ich einge-
leitet habe, nicht abgehen und feststellen, daß die 
Auslegung und die Feststellung von Verletzungen 
nach dem Viermächteabkommen den drei Mächten 
zusteht. Ich möchte deswegen hier nicht den Ver-
such machen, diese im einzelnen zu qualifizieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Straßmeir. 

 
Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, trifft 

es zu, daß die Zahl der Verdachtskontrollen, die zu 
Maßnahmen der DDR-Organe führten, sich in den 
letzten Jahren nicht erhöht hat, und wird damit 
nicht überdeutlich, daß die Praxis der Verdachtskon-
trollen der letzten Monate eindeutig vertragswidrig 
ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn Sie die Entwicklung der letzten Monate und 
letzten Wochen betrachten, so ist ein Ansteigen der 
Zahl — wovon Sie ausgehen — in den letzten Wo-
chen nicht zu beobachten, sondern im Gegenteil 
eine erhebliche Rückläufigkeit. Das heißt, man muß 
die Dinge wohl über einen längeren Zeitraum hin 
beobachten. Aber Sie wissen — ich möchte das noch 
einmal unterstreichen —, daß die Bundesregierung 
über die Entwicklung beunruhigt ist und mit den 
drei Mächten über diese Fragen spricht. Nur ist die 
Qualifikation der einzelnen Vorgänge eine Ange-
legenheit des Viermächteabkommens und liegt da-
mit in der Zuständigkeit der drei Mächte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
teilen Sie meine Auffassung, daß die große Zahl von 
Verdachtskontrollen, die in den letzten Monaten 
des Jahres 1977 und im Januar 1978 erfolgt sind, der 
DDR überhaupt nur dadurch möglich war, daß sie 
sich weigerte, die vorliegenden Verdachtsgründe zu 
nennen, und daß diese Weigerung der DDR in 
klarem Widerspruch zum Sinn und wohl auch zum 
Wortlaut des Art. 16 des Transitabkommens steht, 
das ja die Verdachtsgründe ausdrücklich definiert? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
Sie können davon ausgehen, daß über diese Zu-
sammenhänge von seiten der zuständigen Stellen 
mit der DDR gesprochen worden ist. Aber ich möchte 
noch einmal unterstreichen, daß es nicht möglich ist, 
an dieser Stelle den Einzelfall zu qualifizieren. Dies 
ist in der Tat eine Angelegenheit, die im Zusam-
menhang mit der Auslegung des Viermächteabkom-
mens zu sehen ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 136 
des Herrn Abgeordneten Straßmeir auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen z. B. gemäß Ar-
tikel 19 Abs. 5 des Transitabkommens oder entsprechend dem 
Memorandum des Bundesaußenministers zum Transitabkommen 
vom 15. Dezember 1971 einzuleiten, nachdem die DDR in der 
Sitzung der Transitkommission vom 18. Januar 1978 keine Be-
gründung für ihre ungerechtfertigten Kontrollen abgegeben hat 
und andererseits ihre Verdachtskontrollen in gesteigertem Um-
fang fortsetzt? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die DDR ist 
auf der Sitzung der Transitkommission am 18. Ja-
nuar auf die Durchsuchungsfälle der letzten Zeit nach-
drücklich angesprochen worden. Die Zahl der Durch-
suchungsfälle ist im ersten Drittel des Monats Fe-
bruar zurückgegangen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, trifft 
es zu, daß die DDR unsere Proteste in der Sitzung 
der Transitkommission vom 18. Januar 1978 nicht 
nur im Einzelfall, sondern generaliter als unbegrün-
det zurückgewiesen hat und daß die Sitzung ohne 
Einigung der Beteiligten zu Ende gegangen ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die DDR hat 
in der Transitkommission ihre Rechtsauffassung 
und ihre Interpretation vertreten. Aber ich unter-
streiche noch einmal, was ich zu dieser Frage im 
Zusammenhang mit der vorangegangenen Frage ge-
sagt habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sieht 
die Bundesregierung nicht die Verpflichtung, im 
Sinne des Art. 19 Abs. 5 des Transitabkommens ge-
genüber der DDR-Regierung tätig zu werden, nach-
dem in der Transitkommission die Nichteinigung erst-
mals förmlich festgestellt wurde und das Gespräch 
von Herrn Minister Wischnewski in Ost-Berlin von 
seiten der Verhandlungspartner drüben ausdrücklich 
als Gespräch in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der 
SED qualifiziert worden ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hält es angesichts der gegen-
wärtigen Entwicklung nicht für angezeigt, über das 
hinauszugehen, was sie in dieser Sache getan hat, 
und auch nicht über das hinauszugehen, was ich jetzt 
hier für die Bundesregierung an dieser Stelle gesagt 
habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
welche Gründe veranlassen die Bundesregierung, 
sich hinter die alleinige alliierte Auslegungsbefug-
nis zum Viermächteabkommen zu verschanzen, wo 
doch der Sitz der Materie in dieser Frage das inner-
deutsche Abkommen über den Transitverkehr ist, 
das, wenn Sie so wollen, ein deutsch-deutscher Ver-
trag ist, der demgemäß auch der Auslegungsbefug-
nis beider Vertragspartner unterliegt, also auch der 
der Bundesregierung? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ob Verletzungen des zugrunde liegenden Vier-
mächteabkommens vorliegen, kann nur durch eine 
Auslegung festgestellt werden. Diese Auslegung im 
Rahmen des Viermächteabkommens ist Sache der 
Alliierten. Dies ist die Grundlage, auf der die Bun-
desregierung ihren Verpflichtungen im Rahmen des 
Transitabkommens nachkommt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist die Bun-
desregierung bereit, im Laufe der Zeit vor dem zu-
ständigen Ausschuß über die Fälle unterschiedlicher 
Auslegung des Transitabkommens zu berichten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung ist immer bereit, dem zustän-
digen Ausschuß über Sachverhalte zu berichten, die 
dieser für wesentlich hält. Das gilt ganz sicherlich 
auch in diesem Fall. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 137 des Herrn Abgeordneten 
Biehle auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. — Ich danke Ihnen, 
Herr Staatsminister. 

Ich komme nun zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Herr Staatssekretär 
Wolters zur Verfügung. 

Die Fragen 30 und 31 des Herrn Abgeordneten 
Immer (Altenkirchen) werden auf Wunsch des Fra-
gestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 59 des Herrn Abge-
ordneten Wehner auf: 

Hält die Bundesregierung die Indizierung von NS-Propaganda-
material durch die Bundesprüfstelle für jugendgefährdendes 
Schrifttum für ein geeignetes Mittel, um die offenbar im An-
steigen begriffene Flut solchen Materials in der Bundesrepublik 
Deutschland einzudämmen, und was gedenkt sie zu tun, um der 
Bundesprüfstelle auf diesem Gebiet zu einer größeren Wirksam-
keit zu verhelfen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Präsiden-
tin! Herr Abgeordneter Wehner! Die Indizierung 
durch die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Schriften ist nur ein bedingt geeignetes Mittel, weil 
sie nach dem Gesetz über die Verbreitung jugend-
gefährdender Schriften kein generelles Verbreitungs-
verbot des indizierten Objekts zur Folge hat. Gene-
relle Verbote der Verbreitung von Propagandamit-
teln unter Verwendung von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisationen -werden durch das 
Strafgesetzbuch geregelt. 

Gleichwohl kann nach Meinung der Bundesregie-
rung das von einer Indizierung ausgehende Verbot 
des Vertriebs und der Weitergabe an Kinder und 
Jugendliche als ein Mittel der Eindämmung von NS-
Propagandamaterial u. a. durchaus in Betracht kom-
men. Dokumente aus der NS-Zeit können — jeden-
falls unter bestimmten Voraussetzungen — den Tat-
bestand der Jugendgefährdung und damit die Vor-
aussetzungen nach dem Gesetz über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften erfüllen. So hat z. B. 
das Bundesverwaltungsgericht in Bestätigung ent-
sprechender Entscheidungen der Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Schriften ausgeführt, daß das 
Tatbestandsmerkmal „den Krieg verherrlichende 
Schriften" in § 1 weit auszulegen ist, da das Gesetz 
„Friedensgesinnung erstrebt".  



5688 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 

Staatssekretär Dr. Wolters 
Da die Bundesregierung keine umfassende Markt-

übersicht hat, ist ihr der genaue Umfang der Ver-
breitung dieses NS-Propagandamaterials nicht be-
kannt. Um nähere Informationen zu erhalten, hat das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund-
heit die obersten Jugendbehörden der Länder gebe-
ten, die dortigen Erfahrungen über die öffentliche 
Verbreitung von Schallplatten mit Tondokumenten 
aus der NS-Zeit und von NS-Zitaten mitzuteilen. 
Gleichzeitig sind die Länder, die ja die Berechtigung 
zur Antragsstellung bei der Bundesprüfstelle besit-
zen, gebeten worden, diesen Schriften besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen und zu berichten, welche 
Initiativen unter Jugendschutzaspekten getroffen 
wurden oder beabsichtigt sind. Auch das Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
wird den von Ihnen angesprochenen Tatbestand un-
ter dem Aspekt einer eventuellen Antragstellung 
bei der Bundesprüfstelle sorgfältig prüfen. 

Im übrigen möchte ich in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß die Beobachtung jugendge-
fährdenden Materials künftig erleichtert werden 
soll, und zwar durch eine Erweiterung des Kreises 
der bei der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Schriften antragsberechtigten Stellen auf die Jugend-
ämter und Landesjugendämter. Eine entsprechende 
Verordnung des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit wird in der nächsten Woche 
dem Bundesrat zugeleitet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wehner. 

Wehner (SPD) : Entspricht es den Tatsachen, daß 
Ihr Ministerium seit dem Jahre 1972 überhaupt kei-
nen Indizierungsantrag gestellt hat? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Dies entspricht den 
Tatsachen. Die Gründe dafür liegen in dem Um-
stand, daß die Bundesprüfstelle eine dem Ministe-
rium nachgeordnete Behörde ist und es deswegen 
für zweckmäßig gehalten wurde — um auch nur den 
Anschein irgendeiner Befangenheit zu vermeiden —, 
die Antragstellung den obersten Landesjugendbe-
hörden — und nach Passieren des eben von mir er-
wähnten Verordnungsentwurfs den Landesjugend-
ämtern und Jugendämtern — zu überlassen, die 
darüber hinaus auch geeignetere Instrumente der 
Marktbeobachtung haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wehner. 

Wehner (SPD) : Bedarf es eigentlich einer beson-
deren Marktforschung, wenn in aufdringlicher Weise 
nazistische Propagandaschallplatten in großer Menge 
angeboten, verbreitet, verkauft werden — dazu auch 
noch besondere Firmen existieren —, Materialien, 
die in keiner Weise etwa jenen seltsamen Anzeigen 
entsprechen, daß man sich unterrichten müsse, daß 
es eine Art Schulungsmaterial sei; sondern es 
ist bloße nazistisch-faschistische Propaganda und 
Kriegspropaganda? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Das Gesetz über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften, Herr Ab-
geordneter Wehner, greift einerseits nur durch den 
Bezug auf den Kreis von Jugendlichen und Kindern, 
und es nennt eine Reihe von Kriterien, die Vor-
aussetzungen für eine Indizierung sind. Es muß also 
im Einzelfall geprüft werden, ob diese Kriterien für 
eine Indizierung hinreichend sind. Ich stimme aber 
völlig mit Ihnen darin überein, daß es bei solchen 
offensichtlich auf dem Markt befindlichen Dingen, 
für die außerdem in Anzeigen geworben wird, keiner 
systematischen Marktbeobachtung bedarf, sondern 
daß dies eigentlich für die antragsberechtigten Stel-
len Anlaß genug sein muß, über die Notwendigkeit 
eines Antrages nachzudenken. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, wäre die Bundesregierung — vor dem Hin-
tergrund, daß wir uns doch wohl alle zur streitbaren 
Demokratie bekennen und in dieser Frage mit libe-
ralistischem Schlendrian nichts zu tun haben wol-
len — bereit, in die Prüfung dieser Vorgänge auch 
eine Zeitschrift mit aufzunehmen, die den Namen 
„National-Zeitung" trägt? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
selbst ist, wie ich eben ausgeführt habe, soweit es 
dieses Gesetz betrifft, nur unter dem Gesichtspunkt 
angesprochen, eine Antragstellung in Betracht zu 
ziehen. Ich bin Ihrer Meinung, daß man bei dieser 
Überlegung das Periodikum, das Sie gerade genannt 
haben, selbstverständlich auch mit einbeziehen muß, 
weise aber noch einmal darauf hin, daß in den ver-
gangenen Jahren aus guten Gründen so verfahren 
wurde, die Antragstellung zunächst einmal den ober-
sten Landesjugendbehörden — in Zukunft also auch 
den Landesjugendämtern und Jugendämtern — zu 
überlassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wieviel Indizierungsanträge zu jugendgefährdenden 
Schriften anderer verfassungsfeindlicher Organisa-
tionen und Parteien sind denn von der Bundes-
regierung seit 1972 gestellt worden? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Ich hatte vorhin auf 
die Frage des Abgeordneten Wehner schon gesagt, 
daß seit dem Jahre 1972 zu keinem der im Gesetz 
angesprochenen Bereiche ein Indizierungsantrag von 
der Bundesregierung gestellt worden ist. Mehrere 
hundert Anträge sind in den vergangenen Jahren 
von den obersten Landesjugendbehörden gestellt 
worden, bei denen sich allerdings nur ein relativ 
kleiner Prozentsatz auf den hier angesprochenen 
Problemkreis bezog. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jahn. 
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Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung angesichts der eindeutigen 
Wirkung der Aufnahme in die Liste jugendgefähr-
dender Schriften nach § 4 des Gesetzes, daß näm-
lich derartige Schriften und ähnliche Dinge nicht 
im Einzelhandel, in Kiosken, im Versandhandel oder 
in gewerblichen Leihbüchereien oder Lesezirkeln 
vertrieben, verbreitet, verliehen oder zu diesem 
Zweck vorrätig gehalten werden dürfen, bereit, 
nunmehr unverzüglich in allen von ihr feststellbaren 
Fällen Anträge zu stellen, um der Bundesprüfstelle 
die Möglichkeit zum Handeln zu geben? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Jahn, ich habe mich bei der Beantwortung eingangs 
vielleicht nicht präzise genug ausgedrückt. Ich habe 
auszuführen versucht, daß die Bundesregierung be-
reit ist, bei diesen von Ihnen genannten Schriften 
zu prüfen, ob die Tatbestandsmerkmale des Gesetzes 
erfüllt sind, um dann gegebenenfalls einen Antrag 
zu stellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist sich die Bundesregierung bewußt, wie groß der 
Schaden der hier in Rede stehenden NS-Propa-
ganda im Ausland ist, und ist das nicht Veranlas-
sung zu entsprechenden weitergehenden Überlegun-
gen der Bundesregierung? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Selbstverständlich, 
Herr Abgeordneter Becker, sieht die Bundesregie-
rung den Schaden, der damit im Ausland ange-
richtet wird. Die weitergehenden Überlegungen be-
ziehen sich nach meiner Auffassung aber nicht nur 
auf die Anwendung des Gesetzes über die Verbrei-
tung jugendgefährdender Schriften, sondern in er-
ster Linie auf die Ausschöpfung der §§ 86, 86 a des 
Strafgesetzbuches. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung unter den gleichen Gesichtspunk-
ten, die Herr Wehner für die NS-Propaganda ange-
sprochen hat, bereit, auch kommunistisches Propa-
gandamaterial zu indizieren, das geeignet ist, unsere 
heranwachsende Jugend gegen unseren Staat und 
gegen unsere Gesellschaft aufzuhetzen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
auch in diesem Falle ist sorgfältig zu prüfen, ob die 
Kriterien greifen, die das Gesetz nennt, nämlich An-
reiz zum Verbrechen, Anreiz zum Rassenhaß, Ge-
waltverherrlichung und Kriegsverherrlichung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Fiebig. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, erwägt die 
Bundesregierung, den entsprechenden Paragraphen 

im Strafgesetzbuch zu ändern, der insofern eine 
Schwachstelle enthält, als er der NS-Propaganda 
den Deckmantel ermöglicht, staatsbürgerliche Auf-
klärung oder Abwehr verfassungswidriger Bestre-
bungen zu betreiben oder ähnliche Zwecke zu ver-
folgen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Fiebig, ich möchte davon ausgehen, daß eine sol-
che Frage nur dann zu beantworten ist, wenn man 
die Erfahrungen der Strafverfolgungsbehörden mit 
der Ausschöpfung der genannten Paragraphen des 
Strafgesetzbuches kennt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
ich Sie recht verstanden habe, haben Sie vorhin ge-
sagt, daß die Bundesregierung bzw. ihr Haus keine 
genaue Übersicht über all das habe, was auf dem 
Markt angeboten werde. Besteht da nicht die Mög-
lichkeit, beim Bundesinnenministerium nachzufragen, 
wo man schon wegen des jährlichen Berichtes wis-
sen muß, was an radikalistischen Schriften und an-
deren „einschlägigen Produkten" auf dem Markt ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Hupka, die Erkenntnisse des Bundesinnenministeri-
ums werden natürlich den anderen Häusern zugäng-
lich gemacht, erst recht auf Anfrage zugänglich ge-
macht; aber sie sind nicht vergleichbar mit der syste-
matischen Marktbeobachtung, die ich angesprochen 
habe, wobei ich außerdem ergänzend ausgeführt 
habe, daß die systematische Marktbeobachtung keine 
zwingende Voraussetzung dafür ist, daß solchen Ein-
zelfällen, wie sie vorhin genannt wurden, nachge-
gangen werden kann und muß. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hüsch. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
man davon ausgehen, daß die Bundesregierung nach 
dem Verlauf dieser Fragestunde in dieser Sache zur 
Kenntnis nimmt, daß das Parlament mit der Behand-
lung dieser Sachfrage durch die Bundesregierung 
eindeutig nicht zufrieden ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe in dieser Fragestunde an mehreren Stellen 
gesagt, daß die Bundesregierung die notwendigen 
Prüfungen vornehmen und, wenn die Voraussetzun-
gen des Gesetzes erfüllt sind, dem Gesetz entspre-
chend tätig werden wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Die letzte Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter Daweke. 

Daweke (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich noch einmal präzisierend fragen: Haben Sie des-
halb keine Anträge gestellt, weil Sie es nicht für 
opportun hielten, oder deshalb, weil Sie nicht ge-
prüft haben, oder deshalb, weil Sie nicht wußten, 
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Daweke 
welches Schrifttum von Links- oder Rechtsextremen 
auf dem Markt ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Ich habe als Grund 
dafür, daß in den letzten Jahren das Bundesministe-
rium selbst nicht antragstellend tätig geworden ist, 
die sehr prinzipielle Überlegung genannt, daß es sich 
bei der Bundesprüfstelle um eine dem Ministerium 
nachgeordnete Behörde handelt und es für nicht 
zweckmäßig gehalten wurde, gegenüber einer nach-
geordneten Behörde antragstellend tätig zu werden. 
Ich habe zusätzlich den Grund genannt, daß es an 
sich genügend antragsberechtigte und marktbeob-
achtende Stellen in Form der obersten Landesjugend-
behörden gibt, so daß dadurch, daß das Bundesmi-
nisterium nicht als Antragsteller tätig wird, keine 
Lücke entstehen muß.  

Ich habe dann — ich wiederhole es, damit wir nicht 
auf einen falschen Ausgangspunkt zurückfallen — 
hinzugefügt — und zwar schon bei meiner ursprüng-
lichen Beantwortung —, daß der hier angesprochene 
Sachverhalt unter politischen Gesichtspunkten, -auch 
unter dem Gesichtspunkt des politischen Schadens 
im Ausland, von der Bundesregierung für so rele-
vant gehalten wird, daß sie sich unbeschadet dieser 
Grundsatzbedenken nach entsprechender Prüfung, 
auf die Einzelfälle bezogen, auf eine Antragstellung 
einstellt. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 60 und 61 
des Abgeordneten Stahl (Kempen) sowie die Fra-
gen 62 und 63 des Abgeordneten Kuhlwein wer-
den auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe Frage 64 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hammans auf: 

Trifft es nach dem Erkenntnisstand der Bundesregierung zu, 
daß — wie aus Pressemitteilungen ersichtlich — in lebens-
wichtigen Nahrungsmitteln pflanzlicher und tierischer Herkunft 
Blei- Und Cadmiumgehalte festgestellt wurden, die über den in 
der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Höchstwerten lie-
gen und für die angeblich industriell hergestellte Düngemittel 
und Abgase verantwortlich sein sollen, und wenn ja, welche 
Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Frau Präsidentin, die-
. se  Frage betrifft denselben Sachverhalt wie die 
Fragen 65 und 66 des Abgeordneten Marschall. 
Ich möchte fragen, ob ich alle drei Fragen gemein-
sam beantworten kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist, glaube ich, 
machbar, da das Recht, Zusatzfragen zu stellen, 
dadurch nicht berührt wird. Ich rufe also zusätz-
lich die Fragen 65 und 66 des Abgeordneten Mar-
schall auf: 

Trifft es nach dem Wissensstand der Bundesregierung zu, daß 
in der Bundesrepublik Deutschland die Blei- und Cadmiumgehalte 
von Nahrungsmitteln die von der Weltgesundheitsbehörde 
(WHO) als noch tolerierbar festgesetzten täglichen Pro-Kopf-
Grenzwerte z. T. erheblich übersteigen und daß namhafte 
Wissenschaftler trotz der Erfolge des Benzinbleigesetzes mit einer 
zunehmenden Massenvergiftung durch Schwermetalle rechnen, 
und wenn ja, welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob mittels der Orientie-
rungsdaten über Schwermetallgehalte in Lebensmitteln, die das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit den 

zuständigen Landesbehörden bekanntgegeben hat, örtlich auftre-
tende Gefahren festgestellt bzw. welche Maßnahmen in den Län-
dern daraufhin ergriffen wurden? 

Bitte. 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Zum Thema der Rück-
stände von Schwermetallen in Lebensmitteln hat 
sich die Bundesregierung am 19. Januar 1977 im 
Rahmen einer Bundestagsanfrage eingehend ge-
äußert. Zu den von Ihnen angeführten in der Pres-
se veröffentlichten Untersuchungsergebnissen hat 

 die für die Sammlung und Auswertung der in 
der Bundesrepublik Deutschland insgesamt anfal-
lenden Daten über Umweltchemikalien in Lebens-
mitteln zuständige zentrale Erfassungs- und Be-
wertungsstelle im Bundesgesundheitsamt mitge-
teilt, daß in ihrer Datenbank Angaben über den 
Gehalt an Blei, Kadmium und Quecksilber in einer 
Reihe von Lebensmitteln, die etwa 50 % des Wa-
renkorbes ausmachen, vorhanden sind. Die auf 
diesen Daten beruhenden Berechnungen des Bun-
desgesundheitsamtes haben ergeben, daß die Be-
lastung des Verbrauchers durch die erfaßten Le-
bensmittel deutlich unter den Werten der Welt-
gesundheitsorganisation bleibt. 

Die Erhebungen der zentralen Erfassungs- und 
Bewertungsstelle im Bundesgesundheitsamt wer-
den fortgesetzt. Mit ihrem Abschluß wird im Ver-
lauf dieses Jahres gerechnet. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, sodann Höchstmengen im Rahmen 
einer Rechtsverordnung festzusetzen. 

Unabhängig von weiteren gesetzgeberischen 
Maßnahmen auf Bundesebene haben die zustän-
digen Behörden der Länder aber schon jetzt die 
Möglichkeit, gegen örtlich auftretende Gefahren 
für Mensch und Tier, die insbesondere infolge von 
Emissionen in der Nähe von bestimmten Industrie-
betrieben auftreten können, einzugreifen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
kann man davon ausgehen, daß die jetzigen Mel-
dungen, die ja gehäuft in sehr vielen Presseorga-
nen aufgetaucht sind, übertrieben sind und sich 
eigentlich nur auf bestimmte Bereiche der Bundes-
republik beziehen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Ich habe versucht, 
Herr Abgeordneter Hammans, in meiner Antwort 
zum Ausdruck zu bringen, daß es nur regional be-
grenzt bedenkliche Größenordnungen gegeben hat 
und daß nach den zitierten Untersuchungen von 
einer generellen Gefährdung nicht die Rede sein 
kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Hammans. 

Dr. Hammans- (CDU/CSU) : Gerade im Hinblick 
darauf, Herr Staatssekretär, daß ich auch in frühe-
ren Reden hier vor dem Plenum zu diesen Proble-
men der Schwermetalle Stellung genommen habe, 
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Dr. Hammans 
möchte ich Sie fragen, ob die Bundesregierung be-
reit ist, noch einmal mit aller Deutlichkeit zu unter-
streichen, wie giftig diese Schwermetalle für den 
menschlichen Organismus sind. 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung ist dazu nicht nur bereit, sondern tut das z. B. 
in Zusammenhang mit  der  Aufklärung zum Lebens-
mittelrecht und mit der Ernährungsberatung ohne-
hin. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Marschall. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
eine kritische Überprüfung dieses Sachverhalts für 
angebracht, wenn wir einerseits davon ausgehen, 
daß die von Ihnen genannte zentrale Erfassungs- 
und Bewertungsstelle für Umweltchemikalien sagt, 
daß die tolerierten Pro-Kopf-Grenzwerte noch nicht 
erreicht wurden, andererseits aber bekanntgewor-
den ist, daß dem Umweltbundesamt Werte für Blei 
bis zu 0,80 Milligramm pro Kopf und Tag vorlie-
gen, die ganz erheblich über den zulässigen WHO-
Werten liegen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Marschall, in der Regel werden zwischen den bei-
den Ämtern Erkenntnisse ausgetauscht, soweit es 
für die Arbeit der Ämter oder der entsprechenden 
Ministerien notwendig ist. Es gibt eine ganze 
Reihe von Falschberechnungen über die vorhande-
nen Pro-Kopf-Werte, falsche Berechnungen, die 
auch in der Presse ihren Niederschlag gefunden ha-
ben. Sie sind teilweise darauf zurückzuführen, daß 
falsche Durchschnittsgewichte zugrunde gelegt 
werden, woraus dann logischerweise überhöhte 
Werte resultieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Marschall? 

(Marschall [SPD] : Nein!) 

Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Becker 
(Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Ist der Bun-
desregierung bekannt, ob und wo in einzelnen 
Ländern in den letzten Jahren die Toleranzgrenze 
für Blei herabgesetzt wurde, und ist der Bundesre-
gierung bekannt, ob die WHO-Richtlinien bzw. 
-Toleranzgrenzen auf Grund neuerer Erkenntnisse 
gesenkt werden sollen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Die Weltgesundheits-
organisation überprüft wie eine ganze Reihe von 
Industriestaaten und, wie ich vorhin ausgeführt 
habe, selbstverständlich auch die Bundesregierung 
die Höchstwerte und ihre Zulässigkeit bzw. auch 
das tatsächliche Pro-Kopf-Vorkommen laufend. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey, bitte. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß die per-
sonelle Ausstattung, aber auch die technische Aus-
stattung der Überwachungsstellen gegenwärtig völ-
lig unzureichend ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
mit den Überwachungsstellen sprechen Sie die Lan-
desbehörden und die Landesuntersuchungsämter an. 
Ich kann eine Bestätigung in der globalen Weise, 
wie Sie gefragt haben, nicht geben, weiß aber, daß 
in einer ganzen Reihe von Untersuchungsanstalten 
der Länder zumindest ein zusätzlicher Personalbe-
darf und auch Ausstattungsbedarf angemeldet wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Es handelt sich um 
zwei Fragen, und deshalb haben Sie auch zwei Zu-
satzfragen. Bitte, Herr Kollege Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, intensiver als bisher auf die 
Länder einzuwirken, um sie zu ermuntern, die ih-
nen im Rahmen des Pflanzenschutzgesetzes gegebe-
nen Gestaltungsmöglichkeiten wahrzunehmen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es finden regelmäßige Bund-Länder-Besprechungen 
auch der für die Lebensmittelüberwachung zustän-
digen Beamten statt. Dies ist bei diesen Besprechun-
gen ein regelmäßig auftauchendes Thema. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Ist der Bun-
desregierung bekannt, ob bzw. daß in der Sowjet-
union die Toleranzgrenze für Blei in den letzten 
Jahren herabgesetzt worden ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Ich müßte das über-
prüfen und gebe Ihnen die Auskunft gerne schrift-
lich. 

Vizepräsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wann können wir damit rechnen, daß die Landes-
behörden mit besseren Geräten ausgestattet sind? 
Das erscheint mir so wichtig wie die personelle 
Ausstattung. 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich kann Ihnen naturgemäß diese ausschließlich in 
die Länderkompetenz fallende Frage nicht beant-
worten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 70 des 
Herrn Abgeordneten Jaunich 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Patienten bei 
einem Wechsel des behandelnden Arztes das Recht auf Heraus-
gabe der Aufzeichnungen über den wesentlichen Behandlungs-
verlauf haben sollten, und was gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls zu tun, um dieses Recht abzusichern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 



5692 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Die Frage kann nicht 
generell beantwortet werden, Herr Abgeordneter 
Jaunich. Grundsätzlich sollte sichergestellt sein, daß 
Ärzte bei Wechsel des behandelnden Arztes die 
Aufzeichnungen über den Patienten an den weiter-
behandelnden Arzt weiterleiten unter Wahrung der 
Schweigepflicht. Ob der Patient selbst auch die Un-
terlagen erhalten sollte, wird von den Umständen 
des Einzelfalles abhängen. Nach den Berufsordnun-
gen der Landesärztekammern ist die Herausgabe 
von Aufzeichnungen über den Patienten an weiter-
behandelnde Ärzte oder an den Patienten nicht aus-
geschlossen. 

Die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes in diesem 
Bereich ist beschränkt, da eine eigenständige Rege-
lungskompetenz für Fragen, die die ärztliche Berufs-
ausübung betreffen, für den Bund nicht besteht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jaunich. 

Jaunich (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung ein entsprechendes Urteil des Ober-
landesgerichts Celle bekannt, welches sich negativ 
zu dem von mir angesprochenen Sachverhalt aus-
spricht? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Es gibt eine Reihe von 
zum Teil einander widersprechenden Urteilen zu 
der Frage der Herausgabe von Unterlagen an den 
Patienten. In der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
dazu wird allerdings ein Eigentum des behandeln-
den Arztes an den ursprünglichen Unterlagen be-
jaht. Dies schließt nicht aus, daß Kopien an den 
Patienten herausgegeben werden, sofern das mög-
lich und geboten ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jaunich. 

Jaunich (SPD) : Ist die Bundesregierung bereit, die-
sen Sachverhalt noch einmal zu überdenken, ausge-
hend von dem Prinzip der freien Arztwahl und einer 
solchen Praxis, die dann auf das Kostenniveau Aus-
wirkungen haben muß? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, 
einen solchen Sachverhalt zu überdenken. Ich darf 
aber noch einmal darauf hinweisen, daß der Bund 
dafür keine Gesetzgebungsbefugnis hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Ist die Bun-
desregierung bereit, anzuerkennen, daß die Auf-
zeichnungen generell Eigentum der betreffenden 
Ärzte sind und daß die Ärzte im allgemeinen auf 
Anforderung durch andere Ärzte diese Befunde 
diesen mitteilen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Ich habe darauf hin-
gewiesen, Herr Abgeordneter Becker, daß nach der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung diese Unter-
lagen Eigentum des Arztes sind, daß aber selbstver-
ständlich die Weitergabe an einen weiterbehandeln-
den Arzt — soweit das Einverständnis des Patien-
ten vorliegt — notwendig ist. 

Vizepräsident Frau Renger: -Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Fiebig. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn die Bun-
desregierung keine gesetzliche Kompetenz in dieser 
Frage hat: Wäre es dann nicht möglich, daß das 
Ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
durch eine entsprechende Informationspolitik und 
Gespräche mit den Ärzteverbänden darauf hin-
wirkte, daß Ärzte von sich aus die Information über 
den Patienten weitergeben, damit auch die vielfach 
beklagten Doppel- und Mehrfachuntersuchungen 
unterblieben? Das Ganze wäre dann auch ein Bei-
trag zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Fiebig, die Bundesregierung hat das wiederholt 
auch im Zusammenhang mit Diskussionen über die 
Kostendämpfung getan und gesagt, daß es notwen-
dig ist, solche Unterlagen an weiterbehandelnde 
Ärzte zu übergeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Will-Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Herausgabe aller Informationen an den Patienten 
nicht ganz unproblematisch ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
teilt die Auffassung, daß in bestimmten Fällen — 
dies  sind sehr wenige — die Herausgabe aller Infor-
mationen an Patienten problematisch sein kann, so-
gar eine Gesundheitsgefährdung darstellen kann. 
Deswegen habe ich vorhin bei meinem Hinweis 
darauf auch eingeschränkt, indem ich gesagt habe: 
„da, wo es geboten ist". 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfragen 
liegen nicht vor. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Haar zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten 
Mahne auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Motorcaravane bzw. 
Wohnmobile mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 2,8 t 
auf Grund des systematischen Verzeichnisses der Fahrzeug- und 
Aufbauarten des Kraftfahrtbundesamts weder unter Personen-
kraftwagen noch unter Kraftomnibusse fallen und diese Fahr-
zeuge sich dadurch an das Überholverbot nach Zeichen 277 StVO 
zu halten haben, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie 
daraus? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 
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Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Frau Präsident, 
ich würde die beiden Fragen wegen des Sachzusam-
menhangs gerne gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Einverstanden. Dann 
rufe ich auch die Frage 72 des Herrn Abgeordneten 
Mahne auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Motorcaravane 
bzw. Wohnmobile entsprechend den Vorschriften für Personen-
kraftwagen und Kraftomnibusse behandelt werden sollten, und 
ist sie gegebenenfalls bereit, diese Fahrzeuge von dem Überhol-
verbot nach Zeichen 277 StVO für Kraftfahrzeuge mit einem 
zulässigen Gesamtgewicht über 2,8 t auszunehmen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das Überholverbot 
nach Zeichen 277 der Straßenverkehrsordnung gilt 
für Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamt-
gewicht von über 2,8 Tonnen und für Zugmaschi-
nen, ausgenommen Personenkraftwagen und Kraft-
omnibusse. Da die Motorcaravane bzw. Wohnmobile 
nach dem systematischen Verzeichnis der Fahrzeuge 
und Aufbauarten des Kraftfahrtbundesamtes weder 
unter „Personenkraftwagen" noch unter „Kraft-
omnibusse" fallen, gilt das Überholverbot nach Zei-
chen 277 für diese Fahrzeuge, wenn das zulässige 
Gesamtgewicht über 2,8 Tonnen beträgt. 

Die Bundesregierung ist bereit, im Einvernehmen 
mit den Ländern zu prüfen, ob die Wohnmobile auf 
Grund ihrer technischen Konstruktion als Personen-
kraftwagen im Sinne dieses Zeichens behandelt wer-
den können und das systematische Verzeichnis der 
Fahrzeuge und Aufbauarten entsprechend geändert 
werden kann, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneten Mahne. 

Mahne (SPD) : Herr Staatssekretär, wann glaubt 
die Bundesregierung, daß diese erfreulicherweise zu-
gesagte Überprüfung abgeschlossen und das Ein-
vernehmen mit den Ländern hergestellt sein kann? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, 
daß noch vor der Sommerpause die Besprechungen 
mit den Ländern abgeschlossen werden können und 
insoweit vielleicht schon zum Ferienbeginn in die-
sem Jahr das sogenannte systematische Verzeichnis 
ergänzt wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 73 des Herrn Abgeord-
neten Josten auf: 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn ihre Ausbaupläne 
auf der Strecke Köln—Groß-Gerau im Bereich des Rheingrabens 
in letzter Zeit aufgegeben hat? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Auch im vorliegenden 
Falle, Frau Präsident, bitte ich, die Fragen ge-
meinsam beantworten zu können. 

Vizepräsident Frau Renger: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 74 des 
Herrn Abgeordneten Josten auf: 

Ist die Bundesregierung informiert, daß die bisher bekannt-
gewordenen Pläne zum Ausbau der Bundesbahnstrecke im Rhein-
graben zwischen Koblenz und Bonn in mehreren Orten bei der 
Bevölkerung zur berechtigten Unruhe geführt hat, z. B. in Bad 
Breisig oder Brohl/Rhein, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Auf Grund der Ziel-
vorgaben des Bundesministers für Verkehr an 
den Vorstand der Deutschen Bundesbahn vom De-
zember 1974 entwickelt die Deutsche Bundesbahn zur 
Zeit einen anderen Lösungsvorschlag zur Verbesse-
rung der Verbindung von Köln und Frankfurt. Die 
Bauörtlichkeit und die Wahl der zweckmäßigsten 
Trasse hängen vom Ergebnis der von der Deutschen 
Bundesbahn noch nicht abgeschlossenen Untersu-
chung ab. Dabei werden sowohl die gesamtwirt-
schaftlichen Auswirkungen als auch Gesichtspunkte 
des Umweltschutzes berücksichtigt. Das gilt auch für 
die Untersuchung einer Trassenführung im Raum 
Bad Breisig und Brohl am Rhein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bis wann 
kann mit dem Ergebnis der Untersuchung, von der 
Sie sprachen, gerechnet werden? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Pläne sind noch 
in Bearbeitung, Herr Kollege. Als Grundlage dienen 
ja auch Gespräche mit der Bezirksregierung Ko-
blenz unter Beteiligung der Verbandsgemeinden, die 
in Fortsetzung des Gesprächs durchgeführt werden, 
das am 17. Dezember vorletzten Jahres stattgefun-
den hat. Ich kann im Augenblick bezüglich der Pro-
blematik der Ortslagen und der daraus resultieren-
den Schwierigkeiten natürlich keine verbindliche 
Auskunft geben, bis wann diese Besprechungen ab-
geschlossen und in Verfahren umgesetzt werden 
können. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß z. B. die Problematik für Bad Breisig 
und Brohl-Lützingen darin liegt, daß die bisher be-
kanntgewordenen Planüberlegungen der Bundes-
bahn alle anderen in den Ortsbereichen laufenden 
Planungen beeinträchtigen und deshalb alle Beteilig-
ten unsicher geworden sind, weil sie nicht wissen, 
was die Zukunft bringt? Daher wäre Eile geboten. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nach 
den mir vorliegenden Unterlagen ist folgendes festzu-
halten. Da auch die Landesregierung Rheinland-Pfalz 
und die Bezirksregierung Koblenz eine Koordinie-
rung der Planungen der Bundesbahn und des Stra-
ßenbauamtes Vallendar für sinnvoll und notwendig 
erachten, um die Eingriffe in die Ortsbebauung so 
gering wie möglich zu halten, ist das Linienbestim-
mungsverfahren zunächst ausgesetzt worden. Ein 
Ausweichen aus den Ortslagen von Bad Breisig und 
Brohl ist unter Umständen kleinräumlich auch kaum 
möglich. Aber die von der Bundesbahn untersuchte 
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großräumige Variante bedingt unverhältnismäßig 
hohe Mehrkosten. In den weiteren Gesprächen muß 
daher ein Kompromiß gefunden werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann da-
mit gerechnet werden, daß auf Grund der vielen 
erneut vorgebrachten Bedenken der betroffenen 
Städte und Gemeinden der vorgesehene Ausbau der 
Bundesbahn, den Sie erwähnten, bzw. der B 9 mit 
den zuständigen Stellen an Ort und Stelle noch ein-
mal besprochen wird? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Dagegen ist nichts 
einzuwenden, wenn die zuständigen planerischen 
Stellen eine solche Besprechung durchführen. 

(Josten [CDU/CSU]: Danke!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn die Trassenführung noch nicht festliegt, ver-
mutlich aber durch die Bäderzone führt, frage ich I 
Sie: Ist die Bundesregierung bereit, den Eigentü-
mern Schadenersatz zu leisten? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kann ohne Vor-
lage der Abschlußbesprechung über die Planung 
selbst eine solche Aussage nicht in verbindlicher 
Weise machen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage 75 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Wulff auf: 

Hat die Bundesregierung auf dem Autobahnabschnitt Hohen

-

limburg—Iserlohn bereits Lärmmessungen vornehmen lassen, die 
sie nach Pressemeldungen vorzunehmen versprochen hat? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich wäre dankbar, 
wenn ich im vorliegenden Fall die Fragen des Abge-
ordneten Dr. Wulff ebenfalls gemeinsam beantwor-
ten könnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 76 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Wulff auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen zum Schutz  der 
Betroffenen zu ergreifen, wenn die Messungen einen für die An-
lieger nicht zumutbaren Lärm ergeben sollten? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Frage des Lärm-
schutzes an der A 46 zwischen Hohenlimburg und 
Iserlohn ist bereits vor einiger Zeit von Herrn Par-
lamentarischen Statssekretär Wrede dem Herrn Kol-
legen Scheffler gegenüber beantwortet worden. In-
zwischen wurde die Straßenbauverwaltung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen gebeten, Lärmschutzunter-
suchungen auf der bestehenden Rechtsgrundlage 
durchzuführen. Das Ergebnis der Untersuchung aber 
liegt noch nicht vor. Lärmschutzmaßnahmen können 
durchgeführt werden, wenn die rechtlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Wulff (CDU/CSU) : Hat die Bundesregierung 
schon erkannt, ob diese Voraussetzungen vorliegen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kann, soweit es 
Kontakte auch mit der nachgeordneten Landesstra-
ßenbaubehörde betrifft, nur folgendes in der Sache 
feststellen, Herr Kollege. Die A 46 zwischen Auto-
bahnkreuz Hagen und Iserlohn ist abschnittsweise 
1968, 1974 und 1976 fertiggestellt worden. Im Bereich 
Iserlohn — die Verkehrsfreigabe erfolgte im Jahre 
1976 — sind bereits rund 530 Meter Lärmschutzwän-
de und ein 900 Meter langer Lärmschutzwall gebaut 
worden. Für den im Bereich Hohenlimburg im Jahre 
1968 fertiggestellten Abschnitt könnten Lärmschutz-
maßnahmen auf der Grundlage der im Straßenbau-
plan 1978 erstmals angegebenen Immissionsgrenz-
werte, die Ihnen bekannt sind, in Frage kommen. 
Wir müssen hier das Ergebnis der jetzt laufenden 
Untersuchungen der zuständigen Landesstraßenbau-
verwaltungen abwarten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Wulff. 

Dr. Wulff (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung be-
reit, die Untersuchungen, d. h. die Lärmmessungen, 
zu forcieren, damit die Bevölkerung möglichst bald 
weiß, was die Bundesregierung, falls solche starken 
Lärmschädigungen vorliegen, zu unternehmen ge-
denkt? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das Land Nordrhein-
Westfalen ist bereits mit dieser Prüfung beschäftigt. 
Ich gehe davon aus, daß wir in Kürze über das Er-
gebnis Näheres erfahren. Dann werde ich Sie gern 
darüber informieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Wulff. 

Dr. Wulff (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, für den 
Fall, daß die Lärmmessungen eine Belästigung der 
Anlieger zeigen sollten: Hat die Bundesregierung die 
notwendigen Mittel, um hier Abhilfe zu schaffen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Im Rahmen der vor-
gesehenen gesetzlichen Regelungen: ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage 77 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hüsch auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der Sendung „Hier 
und heute" des Westdeutschen Fernsehens vom 8. Dezember 1977 
mitgeteilten Ergebnisse einer Untersuchung, denenzufolge erheb-
liche Bedenken hinsichtlich der Zusammensetzung angebotener 
Speisen sowie der allgemeinen Hygiene in Autobahnraststätten 
erhoben wurden? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
verfügt über keine eigenen Untersuchungen, geht 
aber davon aus, daß die in der Sendung erhobenen 
Bedenken zutreffen. Obwohl ,die Überwachung der-
artiger Betriebe den örtlich zuständigen Behörden, 
nämlich den Gewerbeaufsichtsämterri, obliegt, hat 
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die Bundesregierung die Verpächterin der Auto-
bahnnebenbetriebe, nämlich die Gesellschaft für Ne-
benbetriebe der Bundesautobahnen, sofort aufgefor-
dert, Maßnahmen zu treffen, die derartige Män-
gel soweit wie möglich ausschließen. 

Die Gesellschaft für Nebenbetriebe hat, wie mir 
mitgeteilt worden ist, auch ihrerseits eigene Kon-
trolleure eingesetzt. Vielleicht darf ich auch noch 
ergänzend erwähnen: In keinem Fall ist festgestellt 
worden, daß unzulässige Speisen angeboten worden 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hüsch.  

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn 
tatsächlich solche Feststellungen getroffen worden 
sind, daß keine Beanstandungen berechtigt waren: 
Was hat die Bundesregierung veranlaßt, eine Rich-
tigstellung in der Presse und im Funk zu unterlas-
sen? 

Haar, Pari. Staatssekretär: Wir haben keine Ver-
anlassung, das, was letztlich kritisch allgemein auf-
gegriffen wird, durch eine zusätzliche Stellungnah-
me von uns aus zu entkräften, sondern wir haben 
Veranlassung gesehen, der Gesellschaft für Ne-
benbetriebe die Auflage zu machen, sich auch künf-
tig der  erforderlichen Kontrollen zu bedienen, um 
dort, wo es erforderlich ist,  auch für eine Ver-
besserung im Service zu sorgen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Nach welchen Aus-
wahlkriterien, Herr Staatssekretär, werden die 
Pachtverträge abgeschlossen, und wie wird gesi-
chert, daß die Bewerber über die notwendigen 
Kenntnisse verfügen, solche Geschäfte zu führen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Da die Bundesregie-
rung und das Bundesverkehrsministerium derartige 
Verträge nicht abschließen, sondern die Gesell-
schaft für Nebenbetriebe, bin ich gern bereit, Ihnen 
die erforderlichen Auskünfte schriftlich zuzuleiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
nete Frau Hoffmann. 

Frau Hoffmann (Hoya) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Fachabteilung „Autobahnraststätten" bereits vor 
dem Vorfall in Nordrhein-Westfalen ihren Mitglie-
dern eine freiwillige Kontrolle staatlich vereidig-
ter Lebensmittelchemiker empfohlen hat, von der 
sehr viele Raststättenpächter schon Gebrauch ge-
macht haben, und die dergestalt abläuft, daß die 
Lebensmittelchemiker unangemeldet kontrollieren 
und den Betrieb in hygienischer und lebensmittel-
rechtlicher Hinsicht überprüfen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das ist mir bekannt. 
Ich darf mich für diese Hinweise bedanken. Ich 

kann ergänzend zu den Fragen, die sich auf Grund 
der Sendung ergeben, hoch eine zusätzliche Infor-
mation geben: Nur in einem einzigen Fall wurde 
eine rechtlich unzulässige Deklaration der Spei-
sen beanstandet. Bei der Zahl der bewirtschafteten 
Stellen ist das, glaube ich, kein Grund zur Beunru-
higung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Will-Feld. 

 
Frau Will-Feld (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 

Sie sprachen von unzulässigen Speisen. Ist diese 
Begriffsbestimmung definiert? Können Sie eine 
Definition geben? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich habe gesagt: eine 
unzulässige Deklaration der Speisen. Das heißt, in 
der Ankündigung wurde den gesetzlichen Bestim-
mungen nicht voll entsprochen. Das ist beanstan-
det worden. Das haben wir inzwischen auch ab-
stellen lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß der Ruf der 
Autobahngaststätten im Volk im allgemeinen ver-
hältnismäßig gut ist, und wäre die Bundesregierung 
bereit, zur Kontrolle dieser Tatsache auch eine Um-
frageaktion bei den Gästen in Autobahnraststätten 
vornehmen zu lassen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich möchte zunächst 
feststellen, daß die kritischen Bemerkungen, die dem 
Bundesverkehrsministerium zugehen, im Grunde 
der Zahl nach sehr gering sind. Jeder einzelnen Be-
schwerde solcher Art wird aber über die Gesellschaft 
der Nebenbetriebe selbst sofort nachgegangen. Im 
Einzelfall verlangen wir auch Berichte darüber. 
Wenn Sie anregen, eine derartige Umfrage durchzu-
führen, so will ich eine solche Anregung gern an die 
zuständige Gesellschaft für Nebenbetriebe weiterge-
ben. Diese Anregung wird sicher mit Interesse aufge-
griffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hüsch auf: 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung hinsichtlich der 
Zusammensetzung angebotener Speisen und der allgemeinen 
Hygiene in Autobahnraststätten ziehen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat, wie bereits in Beantwortung Ihrer vorangegan-
genen Frage ausgeführt, die Gesellschaft für Neben-
betriebe der Bundesautobahnen zu verstärkter Kon-
trolle der Sauberkeit in den Autobahnraststätten 
aufgefordert und sie veranlaßt, ihrerseits vermehrt 
öffentlich-rechtliche Kontrollen bei den zuständigen 
örtlichen Behörden anzuregen. 
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Abgeordneten Frau Hoffmann. 

Frau Hoffmann (Hoya) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
allen öffentlichen Toilettenanlagen, die — ähnlich 
wie im Falle der Autobahnraststätten — stark fre-
quentiert werden, eine zu 100 % einwandfreie Hy-
giene gar nicht erreichbar ist, ja, daß selbst in 
Krankenhäusern eine 100 %ige Hygiene unerreich-
bar ist? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Davon gehe ich aus, 
Frau Kollegin. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, spielt bei diesen mangelhaften Hygienever-
hältnissen, auf die ab und zu hingewiesen wird, auch 
eine Rolle, daß die Entgeltentnahme bzw. die Be-
zahlung bei diesen Autobahnraststätten nicht so ge-
handhabt werden kann wie in anderen öffentlichen 
Bereichen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Unter diesem Gesichts-
punkt hat die Bundesregierung die Überprüfung ei-
nes derartigen Sachverhalts noch nicht vorgenom-
men. Ich bin gerne bereit, auch diese Anregung an 
die zuständige Gesellschaft für Nebenbetriebe wei-
terzugeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Frage 79 soll auf Wunsch des Fragestellers, 
des Herrn Abgeordneten Dr. Geßner, schriftlich be-
antwortet werden. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 80 des Herrn Abgeordneten 
Kirschner auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Finanzvorstands 
der Deutschen Bundesbahn, Reschke, der laut dpa vom 28./29. Ja-
nuar 1978 erklärt hat, „unsere Eisenbahner werden viel zu hoth 
bezahlt", und wenn ja, um welche Besoldungsgruppen handelt es 
sich hier? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Beurteilung und 
die Regelung der Beziehungen zwischen dem Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn sowie den Ge-
werkschaften und Personalräten im Bereich der 
Deutschen Bundesbahn gehören nicht in den Ver-
antwortungsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr. Zu dem Streit über die angebliche Äußerung 
eines Vorstandsmitgliedes hat es mehrere Bespre-
chungen zwischen dem Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn mit dem zuständigen Hauptpersonalrat 
und den Vertretern der Gewerkschaften gegeben. 
Diese hatten das Ziel, Meinungsverschiedenheiten 
über die richtige Wiedergabe der Äußerung zu be-
seitigen. Eine Erklärung über diese Bemühungen hat 
der Vorstand auch vor dem Verwaltungsrat der 

Deutschen Bundesbahn inzwischen abgegeben. Der 
Personalausschuß des Verwaltungsrates der Deut-
schen Bundesbahn wird sich abschließend am 19. 
April 1978 mit dieser Angelegenheit befassen. Die 
positive Haltung der Bundesregierung, bezogen auf 
die Leistungsfähigkeit und Leistungskraft der Eisen-
bahner, ist in verschiedenen Diskussionen und auch 
in Erklärungen des Bundesverkehrsministers deut-
lich geworden. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 81 des Herrn Abgeordneten 
Kirschner auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Feststellung, daß das 
Grundproblem der defizitären Bundesbahn sei, daß auf einem 
viel zu teuren Apparat viel zu wenig Geschäft gemacht werde, 
die Bahn habe einen bilanztechnischen Buchwert von 45 Milliar-
den DM, damit werde im Jahr 15 Milliarden DM Geschäft ge-
macht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Da die Deutsche Bun-
desbahn ihren Fahrweg selbst unterhält, ist eine 
einfache Schlußfolgerung aus der Umschlaghäufig-
keit des Kapitals nicht zu ziehen, Herr Kollege. Die 
Bundesregierung geht weiter von dem Grundsatz 
aus, daß die Deutsche Bundesbahn sich schwer-
punktmäßig auf den eisenbahnspezifischen Verkehr 

I konzentriert. Aus dem Bundeshaushalt müssen ihr 
die notwendigen Mittel zur Investition in das Schie-
nennetz für die Zukunft zur Verfügung gestellt wer-
den. Es bleibt auch bei dem im Leistungsauftrag 
der Deutschen Bundsbahn vom April 1977 enthal-
tenen Maßnahmen mit dem Ziel, die Differenz zwi-
schen Kosten und Erträgen sowohl durch Rationa-
lisierung als auch durch eine bessere Auslastung 
des Produktionsapparates zu beseitigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
konkreten verkehrspolitischen Konzepte wurden bis-
her vom Finanzvorstand der Deutschen Bundesbahn 
vorgelegt, um diesen angesprochenen bilanztechni-
schen Buchwert zu verbessern? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Hier gibt es im Grunde 
Erfahrungen, die unterschiedlich beurteilt werden. 
Aber es gab bislang keine Vorschläge in dieser 
Richtung. Hier handelt es sich um eine Äußerung 
eines Vorstandsmitglieds, die inzwischen schon zu 
einem Erfahrungsaustausch zwischen unserem Haus 
und dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn ge-
führt hat. 

(Kirschner [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 82 des Herrn Abgeordneten 
Hoffie auf. 

Ist der Bundesregierung bekannt und welche Konsequenzen 
zieht sie daraus, daß über 19 000 Kinder im Alter von 6 bis 
15 Jahren jährlich mit dem Fahrrad verunglücken, 86 v. H. dieser 
Kinder laut Polizeistatistik „selbst schuld" sind und nahezu 
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7 000 Kinder bei ihrem Unfall schwere Verletzungen oder den 

Tod erleiden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Darf ich die Fragen 
82 und 83 zusammen beantworten, Frau Präsident? 

(Hoffie [FDP]: Bitte!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ja; das ist der Fall. 
Ich rufe daher auch die Frage 83 des Herrn Abge-
ordneten Hoffie auf: 

Welche Möglichkeiten hinsichtlich eines wirksamen Beitrags zur 
Verminderung dieser Unfallentwicklung sieht die Bundesregie-
rung angesichts der übereinstimmenden Auffassung sowohl der 
Rechtsprechung als auch namhafter Verkehrspsychologen, daß 
Kinder bis zu 12 Jahren mit dem Rad im Straßenverkehr über-
fordert sind? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die besondere Ge-
fährdung der Radfahrer im Alter von 6 bis 15 Jah-
ren ist der Bundesregierung bekannt. Wenngleich 
im Jahr 1976 6,5 °/o weniger Fahrradfahrer dieser 
Altersgruppe durch Verkehrsunfälle starben als im 
Jahr zuvor, stieg im gleichen Zeitraum die Zahl der 
Verunglückten auf 19 612. Nach den Feststellungen 
des Statistischen Bundesamts sind 62 °/o der Rad-
fahrer unter 18 Jahren, die in Unfällen mit Perso-
nenschaden verwickelt sind, als Hauptverursacher 
anzusehen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann die 
Unfallhäufigkeit in diesem Bereich am wirksamsten 
durch eine nachhaltige Schulverkehrserziehung ver-
mindert werden. Die Bundesländer haben sich 1972 
eine Rahmenvereinbarung gegeben, nach der die 
Schüler auf die Teilnahme am Straßenverkehr theo-
retsich und praktisch vorzubereiten sind. 

Die Bundesregierung unterstützt und ergänzt diese 
Aktion. Z. B. trägt sie dazu bei, daß in Zusammen-
arbeit der Deutschen Verkehrwacht mit den ört-
lichen Polizeibehörden und dem ADAC jährlich etwa 
750 000 Fahrradprüfungen an Grundschulen vorbe-
reitet und abgenommen werden. Die Bundesregie-
rung fördert die Unterhaltung von vier Lehrersemi-
naren für Schulverkehrserziehung und die Ausstat-
tung von Schulen mit geeigneten Lernmitteln eben-
so wie die Veranstaltung von Fahrradturnieren. Auf 
die besondere Gefährdung der sechs- bis fünfzehn-
jährigen Radfahrer werden im Rahmen der breiten 
Verkehrsaufklärung der Bundesregierung und der 
durch sie unterstützten Organisationen nicht nur die 
unmittelbar Betroffenen angesprochen, sondern ins-
besondere auch die Eltern dieser Kinder und die 
Kraftfahrer. 

Die Einführung einer staatlichen Fahrerlaubnis für 
Radfahrer beabsichtigt die Bundesregierung nicht, 
Herr Kollege. Die Entscheidung über die Verkehrs-
teilnahme der Kinder als Radfahrer im Einzelfall 
soll nach Auffassung der  Bundesregierung im Ver-
antwortungsbereich der elterlichen Gewalt bleiben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP) : Herr Staatssekretär, ist die Bundes-
regierung, da verkehrserzieherische Maßnahmen  

allein bekanntlich nicht ausreichend greifen, darüber 
hinaus bereit, z. B. klar und eindeutig regeln zu 
lassen, ob und unter welchen Voraussetzungen das 
Radfahren für Kinder in dieser Altersgruppe auch 
auf Bürgersteigen erlaubt ist? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, im Auf-
trag der Bundesregierung hat die Bundesanstalt für 
Straßenwesen auf der Grundlage von Forschungs-
arbeiten ein Merkblatt zur Gestaltung und Siche-
rung etwa von Schulwegen erstellt, in dem auch 
Empfehlungen zur Verbesserung der Sicherheit für 
Radfahrer gegeben werden. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, alsbald in engem Einvernehmen mit 
den verantwortlichen staatlichen und nichtstaat-
lichen Stellen die Umsetzung dieser Empfehlungen 
in praktische Maßnahmen zu unterstützen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP) : Herr Staatssekretär, ist unter die-
sen empfohlenen Maßnahmen auch die enthalten, 
von der ich soeben sprach? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich habe die gesamten 
Unterlagen bezüglich der Empfehlungen jetzt nicht 
zur Hand, will das aber gern prüfen und Ihnen eine 
entsprechende Mitteilung zukommen lassen. 

(Hoffie [FDP]: Danke!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung bereit, angesichts dieser Dar-
stellungen auch den Radwegausbau zu forcieren und 
in Planungen für die Zukunft vorzusehen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Bund und Länder sind 
gehalten, im Rahmen ihrer Zuständigkeit gerade die-
se Entwicklungen besonders zu berücksichtigen. Ich 
darf das für das Bundesverkehrsministerium bei den 
abzustimmenden Planungen im Bundesfernstraßen

-

bau ausdrücklich bestätigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
im Anschluß an die Frage des Kollegen Hoffacker 
interessiert mich: Welches sind denn die Kriterien, 
von denen ausgehend das Bundesministerium für 
Verkehr bei der Planung von Bundesstraßen die An-
lage von Fahrradwegen vorsieht? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Wenn es sich etwa um 
Anlagen in Großstädten handelt, bei denen auf 
Grund der ermittelten Verkehrsdichte auch Radfahr-
wege gebaut werden sollen, wird mit der Empfeh-
lung der Länder selbstverständlich eine solche Über-
legung mit in die Gesamtplanungen aufgenommen. 
Im übrigen wird sich die Bundesregierung, soweit es 
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Parl. Staatssekretär Haar 
sich um Baulasten der Gemeinden — das ist über-
wiegend der Fall — oder der Länder handelt, nicht 
selbst einschalten, aber jederzeit begrüßen, wenn 
zur Entflechtung des Verkehrs und damit zur größe-
ren Verkehrssicherheit derartige zusätzliche Finan-
zierungen erfolgen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wie viele der genannten 19 000 Kinder ver-
unglückten auf dem Weg zur Schule? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das ist aus den sta-
tistischen Erhebungen, die mir im Augenblick vor-
liegen, nicht erkennbar. Ich werde das gern nachfra-
gen lassen und Ihnen das Ergebnis mitteilen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 84 
des Herrn Abgeordneten Kolb auf: 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse darüber, bis 
wann die zur Zeit in Bau befindliche Autobahn in Vorarlberg und 
der Ostschweiz — die Strecke Bregenz—Innsbruck bzw. St. Mar-
grethen—Chur—San Bernhardino — ausgebaut sein werden, und, 
wenn ja, welche Erkenntnisse hat sie? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Nach den dem Bundes-
verkehrsministerium vorliegenden Informationen 
über die angesprochene österreichische Autobahn in 
Vorarlberg sollen die noch in Bau befindlichen Ab-
schnitte in den Bereichen Bregenz bis Pfändertunnel 
und Feldkirch bis Bludenz bis 1980 fertig werden. 
Vom Arlbergtunnel soll bereits im nächsten Jahr 
eine Fahrbahn für den Verkehr eröffnet werden kön-
nen. Mit dem Baubeginn der Verbindung mit dem 
schweizerischen Nationalstraßennetz zwischen Lau-
terach und St. Margarethen ist erst nach 1980 zu 
rechnen. Bezüglich der schweizerischen Nationalstra-
ße N 13 ist das Bundesverkehrsministerium davon 
unterrichtet, daß die gesamte Strecke, soweit nicht 
zum Teil bereits auch einbahnig ausgebaut, in Ab-
schnitten in Bau ist und bis 1982 fertiggestellt wer-
den soll. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir darin zustimmen, daß diese Verbindung die 
schnellste wäre, die wir von der Bundesrepublik 
zum Industriegebiet Mailand und nach Norditalien 
haben? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Davon ist auszugehen, 
Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 85 des Herrn Abgeordneten 
Kolb auf: 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus dem Aus-
bau in Vorarlberg und der Ostschweiz und dem vorzeitig vor-
gesehenen Ausbau der A 7 bis 1983 in bezug auf den Ausbau 
der Strecke Memmingen—Lindau? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Autobahn A 96 
Memmingen—Lindau ist im Bedarfsplan für die 
Bundesfernstraßen, im wesentlichen allerdings zu-
nächst einbahnig, Dringlichkeit 1 a, also in vorder-
ster Dringlichkeit, enthalten. Damit sind grundsätz-
lich die Voraussetzungen für den vorrangigen Bau 
dieser Autobahn gegeben. Ihre durchgehende Fer-
tigstellung wird laut Bauprogramm bis 1983 ange-
strebt. Der Fertigstellungstermin stimmt somit mit 
dem für die Autobahn A 7 Würzburg—Ulm ange-
strebten Bauziel überein. Im grenznahen Raum ist 
der abschnittsweise Bau zunächst mit Anschluß an 
die Bundesstraßen 12, 18 und 308 bei Lindau mit 
den österreichischen Planungen für den Pfändertun-
nel zeitlich abgestimmt. Die Autobahn Memmin-
gen—Lindau befindet sich durchgehend in der Pla-
nung und abschnittsweise auch bereits im Bau. Die 
Finanzierung ist gesichert. Der Baufortschritt hängt 
somit vom jeweiligen Abschluß der Bauvorbreitun-
gen der einzelnen Abschnitte ab. Die Arbeiten wer-
den nach anfänglichen Schwierigkeiten vor allem 
unter wasserversorgerischen Aspekten bei der 
Linienfestlegung nunmehr forciert vorangetrieben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, weshalb 
wird trotz der internationalen Strecke, wie Sie es 
mir vorher bestätigt haben, hier ein Flaschenhals 
konstruiert, indem vorläufig nur ein einbahniger 
Ausbau stattfindet, obwohl sicher mit einem sehr 
starken Verkehr auf dieser Strecke zu rechnen ist? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
über diese etwas kritische Frage insoweit über-
rascht, als Sie wissen, daß der Deutsche Bundestag 
den Bundesfernstraßenplan im Jahre 1976 in allen 
Fraktionen einmütig gebilligt hat. Es heißt: Ände-
rungen dieses Gesetzes und seiner Anlage sind in 
den jetzt begonnenen Fortschreibungsmaßnahmen, 
aber unter Einhaltung des gesamten Finanzierungs-
rahmens möglich. Dazu ist die Bundesregierung be-
reit. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, wie hoch die zusätzlichen Kosten für 
diese A 96 wären, die vor allem durch das Wasser-
einzugsgebiet des Leutkircher Ried geht, wie Sie 
selbst gesagt haben, was besondere Schwierigkeiten 
beim Bau bringt, wenn man hier zweibahnig statt 
einbahnig baute? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich will diese unter-
schiedlichen Kosten gerne durch die Landesstra-
ßenbauverwaltung, die mit den Bauvorbereitungen 
befaßt ist, feststellen lassen und Ihnen das mittei-
len. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wird die Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß nach Angaben des Verkehrsministeriums von 
Baden-Württemberg die Differenz zwischen einem 
einbahnigen und einem zweibahnigen Ausbau rela-
tiv bescheiden ist, prüfen, ob nicht bei der Fort-
schreibung des Bedarfsplans für die Bundesfernstra-
ßen im Jahre 1980 eine Umstellung oder eine Ruf-
stufung der anderen Fahrbahnen ebenfalls in die 
Dringlichkeitsstufe I a vorgesehen werden kann? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kenne derartige 
Festlegungen der Landesregierung in Baden-Würt-
temberg im Augenblick nicht. Ich halte solche Er-
klärungen in der Vergangenheit für möglich. Nach 
dem Vorziehen des Autobahnabschnittes Würz-
burg—Ulm sind aber sämtliche zur Verfügung ste-
henden Restmittel, wenn man davon ausgehen 
kann, als vordringlicher Bedarf für diese Autobahn-
strecke vorgesehen. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß sich hier noch Veränderungsmöglichkeiten zu-
sätzlicher Art ergeben, es sei denn, im Rahmen der 
jetzt begonnenen Fortschreibungsgespräche. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 86 
des Herrn Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim auf. — Ich sehe ihn nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 87 des Herrn Abgeordneten 
Grobecker auf: 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten — ähnlich wie das 
hei der US-Küstenwache der Fall ist —, Schiffe unter Billig-
flaggen, die die deutschen Hoheitsgewässer passieren, auf ihre 
Schiffssicherheit, Funktionsfähigkeit der Navigationsinstrumente 
sowie Gültigkeit der Patente der Schiffsführung hin zu kontrol-
lieren? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Auf dem Gebiet der 
Schiffssicherheit werden ausländische Schiffe, die 
deutsche Häfen anlaufen, gemäß § 17 der Schiffs-
sicherheitsverordnung und § 2 der Freibordverord-
nung daraufhin überprüft, ob sie die vorgeschrie-
benen Schiffssicherheitszeugnisse an Bord haben, 
wesentliche Mängel in ihrem Bauzustand, ihrer Ein-
richtung und Ausrüstung und die Freibordeinheiten 
aufweisen. Das in der IMCO — das ist eine Ent-
schließung 321 vom 16. Dezember 1975 — vorge-
sehene Kontrollverfahren ist bereits verbindlich 
eingeführt worden, Herr Kollege. Die Gültigkeit 
der Patente ausländischer Schiffsführungen wird 
gegenwärtig nicht kontrolliert, da hierfür keine ge-
setzliche Grundlage besteht. Diese wird im Rahmen 
des Ratifizierungsgesetzes zum ILO-Übereinkommen 
Nr. 147 über Mindestnormen auf Handelsschiffen 
vorbereitet. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Grobecker. 

Grobecker (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
angesichts dieser Antwort fragen, ob der Bundesre-
gierung bekannt ist, daß inzwischen nach Aus-
künften des Instituts für Seeverkehrswirtschaft 

mehr als 30 % der  gesamten Welttonnage unter Bil-
ligflaggen laufen und daß dies nicht nur aus steuer-
lichen oder aus Sicherheitsgründen so ist, sondern 
auch deswegen, weil dort mit nicht nachprüfbaren 
Patenten gefahren wird, die eine besondere Gefahr 
darstellen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Im Detail kann ich das 
im Augenblick nicht bestätigen. Ich will das aber 
gerne über die zuständige Fachabteilung meines 
Hauses überprüfen lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Grobecker. 

Grobecker (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie dann . auch bitten, Ihrerseits feststellen zu lassen, 
welche Art von Prüfungen nach den Tankerunglük-
ken in amerikanischen Hoheitsgewässern die US 
Coastguard jetzt vornimmt, sowie Ihrerseits zu prü-
fen, ob das ein Muster für die deutsche Gesetzge-
bung sein kann. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich will das gern über-
prüfen lassen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 88 
des Herrn Abgeordneten Ey auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Sicherung der Notversor-
gung bei außergewöhnlichen Witterungsverhältnissen (Glatteis, 
Schneeglätte) einem begrenzten Personenkreis (Ärzte, Feuer-
wehr, Krankentransporte, Taxifahrer) besonders in ländlichen 
Gebieten die vorübergehende Benutzung von Spikesreifen zu ge-
nehmigen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist nach wie vor der Auffassung, daß das Spikes - 

verbot ohne jede Ausnahme notwendig ist. Ich ver-
weise in diesem Zusammenhang auf eine Anfrage 
in gleicher Angelegenheit, die die Bundesregie-
rung in der Drucksache 8/836 unter Nr. 73 und 74 
beantwortet hat, und darf noch einmal darauf hin-
weisen, daß wir in der Beurteilung dieser Sach-
lage mit allen Ländern übereinstimmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß sich be-
sonders in dünn besiedelten Gebieten aus dem 
Verbot der Spikesbenutzung eine Gefahr für Leib 
und Leben von Menschen ergeben kann? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kann das im Ein-
zelfall natürlich nicht beurteilen. Sie reden hier 
pauschal mit der Formulierung „in dünner besie-
delten Gebieten". Ich kann nur sagen, mit den 
heute möglichen Bereifungen sind im Winter auch 
ohne Spikes vergleichbare Sicherheitsaspekte ge-
geben. Das  wird auch durch die uns vorliegenden 
Berichte bestätigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, bitte. 
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Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß ,man Recht 
zur Benutzung von Spikesreifen mit in den Maß-
nahmenkatalog zur örtlichen Katastrophenabwehr 
aufnehmen sollte? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auch 
die Länderregierungen sind der Auffassung, daß 
das Spikesverbot ohne jede bundesweite Ausnahme 
notwendig ist. Die Erteilung von Einzelausnahmen 
durch oberste Landesbehörden ist rechtlich möglich, 
wird jedoch äußerst restriktiv gehandhabt. 

Was Ihre konkrete Frage hier anlangt: Da Kran-
kenkraftwagen, Rettungswagen und Feuerwehrfahr-
zeuge z. B. über der Grenze von 2,8 t liegen, er-
übrigt sich hier eine Diskussion. Denn hier war 
schon zu früheren Zeiten eine Ausrüstung mit 
Spikesreifen nicht erforderlich und nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
mir zustimmen, daß die Benutzung von Spikesreifen 
bei einer Geschwindigkeit von 60 km/h kaum nen-
nenwerte Schäden verursacht und daß im übrigen 
die Osterreicher seit Jahren diese Erfahrung machen 
und Spikes deswegen noch zulassen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen hier 
auf diese Frage nur ganz allgemein antworten, daß 
alle Verkehrspolitiker der drei Bundestagsfraktionen 
nach den Erfahrungen der zurückliegenden Jahre 
zu der gemeinsamen Auffassung gekommen sind, 
Ausnahmen auch künftig nicht zuzulassen, sondern 
zu versuchen, mit den Möglichkeiten, die sich heute 
bei vorsichtiger Fahrweise — völlig unabhängig von 
Kilometerbegrenzungen — ergeben, auch unter Ver-
wendung von Schneeketten und dergleichen, Un-
fälle zu verhindern. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
halten Sie selbst eine Ausnahmeregelung für Kran-
kentransporter, soweit es sich um umgebaute Pkws 
handelt, bezüglich des Umfangs für ausgeschlossen, 
wie er von Herrn Ey dargelegt worden ist? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich darf noch einmal 
darauf hinweisen, daß die Länder in Einzelfällen 
eine solche Möglichkeit der Ausnahmegenehmigung 
haben, daß es aber bundesweit nicht erforderlich 
ist, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 89 des Herrn Abgeordneten 
Gobrecht auf. - Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 90 des Herrn Abgeordneten Dr. Böhme 
(Freiburg) wird auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 91 des Herrn Abge-
ordneten Hartmann auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es um des 
Heimatgefühls der Bürger willen wünschenswert ist, daß die 
Deutsche Bundespost die Weiterverwendung des Namens früherer 
selbständiger Gemeinden, welche im Zuge kommunaler Neuglie-
derungsmaßnahmen als Gemeindeteile in anderen oder neuen 
Gemeinden aufgegangen sind, in der amtlichen Anschrift und 
zur Kennzeichnung der Zustellpostämter zuläßt, und wie gedenkt 
die Bundesregierung gegebenenfalls dies sicherzustellen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Deutsche Bundes-
post hat ihre Organisation des Sendungseingangs 
und des Zustelldienstes auf die Gemeindegrenzen 
abgestellt. Sie übernimmt dementsprechend den der 
jeweiligen Gemeinde vom zuständigen Landesge-
setzgeber verliehenen Gemeindenamen als postamt-
lichen Namen, der in Verbindung mit der dazuge-
hörigen Postleitzahl dazu dient, die Sendungen 
rasch, sicher und so kostengünstig wie möglich zum 
jeweiligen Zustellamt zu befördern. Da der Zustell-
dienst nach Möglichkeit innerhalb einer Gemeinde 
bei einem Zustellpostamt zusammengefaßt wird, ist 
dieses Amt in der Postanschrift durch die Postleit-
zahl und den postamtlichen Namen eindeutig ge-
kennzeichnet. Sofern im Ausnahmefall mehrere Zu-
stellpostämter zur Versorgung einer Gemeinde er-
forderlich sind, muß der postamtliche Name durch 
arabische Ziffern gekennzeichnet oder ergänzt wer-
den. 

Frühere Gemeindenamen sind zur Unterscheidung 
von Zustellpostämtern nicht geeignet, weil die Zu-
stellamtsbereiche meist nicht in den Ortsteilen lie-
gen und damit auch nicht übereinstimmen. Die 
Deutsche Bundespost kommt dem Wunsch der Bür-
ger nach Erhaltung historischer Ortsnamen — auch 
in der Anschrift und in der Absenderangabe — aber 
dadurch entgegen, daß sie Ortsteil- und Stadtteil-
namen in der Zeile oberhalb der Straßenangabe zu-
gelassen hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hartmann. 

Hartmann (CDU/CSU) : Würden Sie mir erläutern, 
was Sie unter historischen Ortsnamen verstehen? 
Ist das eine besondere Kategorie, oder fällt darunter 
jeder Ortsname eines zwischenzeitlich eingemein-
deten Gemeindeteils? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich habe diese Bemer-
kung deshalb gemacht, Herr Kollege, weil in vielen 
Fällen unter Bezugnahme auf das historische Wach-
sen einer Gemeinde und auch eines Namens auch 
heute noch, nach den beschlossenen Veränderungen 
in einer Region, gefordert wird, aus solchen histori-
schen Erwägungen heraus die alte Bezeichnung zu 
belassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
 Herr Abgeordneter Hartmann. 
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Hartmann (CDU/CSU) : Ich gehe dann richtig da-
von aus, daß jeder Ortsname, der nach der Ge-
meindegebietsreform kein Gemeindename mehr ist, 
weil dieser Ortsteil eingemeindet worden ist, als 
postamtlicher Zusatz dienen kann? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ein Zusatz kann erfol-
gen, wenn er nicht auf der gleichen Linie wie der 
vorgesehene Ortsname steht. Ich habe das, glaube 
ich, in meiner Antwort auf Ihre Frage deutlich ge-
macht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir erklären, warum die Bezeichnung 
eines Teilorts in der Zustellanschrift mit dem Teil-
ortsnamen weniger klar und deutlich sein soll als 
mit einer Nummer, wo es sich doch bei der jewei-
ligen Gemeinde nur um eine begrenzte Zahl von 
Teilorten handelt, die von ein und demselben Zu-
stellpostamt aus bedient werden? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich darf das vielleicht 
an einem praktischen Beispiel deutlich machen. In 
Bonn gibt es zwei Postämter, von denen aus Briefe 
zugestellt werden, nämlich Bonn 1 und Bonn 2. Alle 
Sendungen, die z. B. aus Hamburg für Bonn be-
stimmt sind, müssen also schon in Hamburg auf 
diese zwei Postämter verteilt werden. Wenn jetzt 
die Absender schreiben „Bonn-Ippendorf" — als 
Beispiel — oder „Bonn-Duisdorf" oder „Bonn-Bad 
Godesberg-Mehlem", dann können die Hamburger 
Mitarbeiter der Post diese Briefe zunächst nicht 
unterbringen, weil sie in ihren Verteilspinden nur 
die Fächer für Bonn 1 und Bonn 2 haben. Sie können 
solche Sendungen nur nach einem der Ämter, näm-
lich Bonn 1, weitergeben, da ihnen nicht für Bonn 
und alle anderen Städte bekannt sein kann, zu 
welchen Zustellämtern die einzelnen Ortsteile ge-
hören. Wenn Sie davon ausgehen, daß die Verteil-
kräfte in der Stunde etwa 1500 Briefe verteilen und 
jeder Brief durch etwa 12 Hände geht, dann wird 
klar, daß die Verteilung durch solche Briefe insge-
samt verlangsamt wird, wenn einfach der alte Orts-
teil eingetragen ist. Ganz sicher kommt es aber zu 
Verzögerungen solcher Sendungen, die erst nach 
Bonn 1 befördert, in Bonn 1 aber als Sendung für 
Bonn 2 erkannt, aussortiert und nach dort zugeführt 
werden. Das ist der Grund, warum wir bitten, auch 
auf diese etwas schematische, aber doch notwendige 
Veränderung Rücksicht nehmen zu wollen, auch im 
Interesse eines raschen und zuverlässigen Zustell-
dienstes. 

Vizepräsident Frau Renger: Frage 92 — des Abge-
ordneten Dr. Freiherr Spies von Büllesheim — wird 
schriftlich beantwortet, da der Fragesteller nicht im 
Raume ist. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. 

Herr Bundesminister Dr. Haack steht zur Beantwor-
tung zur Verfügung. 

Frage 93 des Herrn Abgeordneten von der Heydt 
Freiherr von Massenbach: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Aufstellung von 
Flächennutzungsplänen in Großstädten, wie z. B. derzeit in Köln, 
nach dem neuen Bundesbaugesetz -und der Baunutzungsverord-
nung in gewachsenen Gemengeanlagen überwiegend dazu führt, 
daß in solchen Lagen befindliche Industrie- und Gewerbebe-
triebe in ihrem Bestand mittelfristig gefährdet werden und damit 
Arbeitsplätze verlorengehen, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung daraus? 

Herr Bundesminister, bitte. 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau: Flächennutzungspläne ent-
halten keine verbindliche Regelung für die Boden-
nutzung. Sie ändern das geltende örtliche Boden-
recht nicht ab. Darstellungen der Art der Bodennut-
zung im Flächennutzungsplan werden nur insoweit 
erheblich, als sie ihren Niederschlag im Bebauungs-
plan finden. 

Im Flächennutzungsplan vorgesehene Umstruktu-
rierungen, von denen Industrie- und Gewerbegebiete 
in gewachsenen Gemengelagen betroffen werden, 
können erst realisiert werden, wenn sie im Be-
bauungsplan festgesetzt sind. Wegen der Ungewiß-
heit des Zeitpunktes ihrer Realisierung können sich 
allerdings in gewissem Umfang Unsicherheiten er-
geben. 

Die Absicht, Umstrukturierungen vorzunehmen, 
ist eine planerische Entscheidung der Gemeinde. Im 
Rahmen dieser planerischen Entscheidung hat die 
Gemeinde nicht nur die Belange des Immissions-
schutzes, sondern auch die Belange der Wirtschaft zu 
berücksichtigen. Es ist Aufgabe der Länder und Ge-
meinden, sachgerechte Lösungen für derartige Nut-
zungskonflikte zu finden. Zur Lösung dieser mit 
einer Umstrukturierung verbundenen Probleme kann 
insbesondere das Städtebauförderungsgesetz beitra-
gen. 

Der Bundesregierung ist diese Problematik, die 
von Ihnen, Herr Abgeordneter, auch in der Frage 
angesprochen wird, bekannt. Der Bundesbauminister 
hat diese Fragen bereits an die Arbeitsgemeinschaft 
der für das Bau- und Wohnungswesen zuständigen 
Minister und Senatoren der Länder — ARGEBAU — 
herangetragen. Sie werden gegenwärtig von der 
Fachkommission „Städtebau" der ARGEBAU bera-
ten. 

Im übrigen ist noch darauf hinzuweisen, daß Ge-
werbe- und Industriebetriebe in einem gewissen Um

-

fang den verfassungsrechtlich gewährleisteten Be-
standsschutz genießen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfragen, Herr 
Abgeordneter? - Keine Zusatzfrage. 

Dann rufe ich Frage 94 des Herrn Abgeordneten 
von der Heydt Freiherr von Massenbach auf: 

Hält die Bundesregierung es angesichts der Arbeitsmarktlage 
für sinnvoll, in der Baunutzungsverordnung eine Kennzeichnung 
für besondere Mischgebiete aufzunehmen, in denen Wohnen, 
Handwerk, Gewerbe und Industrie unter Hinnahme definierter 
Immissionsvorbelastungen zulässig sind, und dies in der Weise, 
daß der Besitzstand der Betriebe mit Hilfe von Erneuerungs- und 
begrenzten Erweiterungsinvestitionen sichergestellt werden kann? 

Bitte, Herr Bundesminister. 
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Dr. Haack, Bundesminister: Herr Kollege, Die Bau-
nutzungsverordnung bietet den Grundsätzen der 
Bauleitplanung und den städtebaulichen Bedürfnis-
sen entsprechend eine Reihe von Gebietskategorien 
an, die in den Bauleitplänen festgelegt werden kön-
nen, darunter auch Mischgebiete, die sowohl dem 
Wohnen als auch der gewerblichen Nutzung dienen, 
die das Wohnen nicht wesentlich stört. Mit dieser 
Gebietskategorie trägt die Baunutzungsverordnung 
bereits dem Umstand Rechnung, daß es zahlreiche 
innerstädtische Gebiete gibt, die eine in anderen Bau-
gebieten nicht zulässige Mischung von Nutzungen 
aufweisen. Der Schutz der Wohnnutzung gegen Stö-
rungen und sonstige Beeinträchtigungen durch Ge-
werbenutzungen ist zwar im Hinblick auf die Eigen-
art dieser Gebiete geringer als in anderen ausschließ-
lich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Ge-
bieten. Die Wohnnutzung darf aber nicht wesentlich 
gestört werden. Ob eine wesentliche Störung vor-
liegt, ist vor allem aus dem Schutzgut des gesunden 
Wohnens zu ermitteln. 

Damit ist die äußerste Grenze dessen erreicht, was 
aus städtebaulichen Gründen unter dem Gesichts-
punkt der allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse noch vertretbar ist. 

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind auch als Be-
lang bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu be-
rücksichtigen. Die planerischen Konsequenzen dieser 
Anforderungen schlagen sich u. a. in der Bildung ge-
schlossener Gewerbe- und Industriegebiete und in 
dem Grundsatz angemessener räumlicher Trennung 
nieder. Inwieweit Störungen im einzelnen hinzu-
nehmen sind, ist eine Frage des Immissionsschutz-
rechts. Immissionsrichtwerte für Gebiete — aller-
dings nicht in Anlehnung an die Baugebiete der Bau-
nutzungsverordnung — als Mindestanforderungen 
für gesunde Wohnverhältnisse enthalten die einzel-
nen Technischen Anleitungen wie die TA Luft und 
die TA Lärm. 

Im übrigen wird auch dieser Problemkreis im Rah-
men der ARGEBAU beraten, ähnlich wie die anderen 
Probleme, von denen ich bei Ihrer anderen Frage ge-
sprochen habe. 

Die Schaffung eines weiteren Baugebiets, etwa ei-
nes besonderen Mischgebiets, ist aus den oben ge-
nannten Gründen städtebaulich nicht erforderlich und 
auch sachlich nach unserer Auffassung nicht gerecht-
fertigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter? — Keine Zusatzfrage. Damit sind wir 
am Ende der Fragestunde angelangt. Ich danke Ih-
nen, Herr Bundesminister. 

Die Fragen 100, 101, 106 bis 109, 115, 116 und 124 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Die Fragen 18, 19, 122 und 123 sind von den Frage-
stellern zurückgezogen worden. 

Alle übrigen nicht mündlich beantworteten Fragen 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Meine Damen und Herrn, auf der Diplomatentri-
büne hat Seine Exzellenz der Postminister der Re-
publik Afghanistan, Herr Diplom-Ingenieur Abdul 
Karim Attaie, Platz genommen. Wir begrüßen ihn 
sehr herzlich im Deutschen Bundestag und wünschen 
ihm einen guten Aufenthalt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, wir fahren in der Be-
ratung des Tagesordnungspunktes 3 — Änderung 
der Strafprozeßordnung — fort. 

Das Wort in der Aussprache hat der Herr Abge-
ordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Weit davon entfernt, 
abergläubisch zu sein, möchte ich Sie dennoch dar-
auf hinweisen, daß wir heute zum dreizehnten Male 
in dieser Legislaturperiode über die Frage der Ter-
rorismusbekämpfung sprechen. Vielleicht ist das 
einer der Gründe dafür, daß die Opposition sehr viel 
moderater, als das bei früheren Gelegenheiten ge-
schah, zu dem Thema Stellung genommen hat. 

Wir haben grundsätzliche Meinungsverschieden-
heiten, die Herr Wittmann, glaube ich, am besten 
darstellte, als er sagte, die Koalitionsfraktionen leg-
ten hier eine Minimallösung vor, es sei das Mini-
mum dessen, was gesetzlich zu tun sei. Dazu muß 
ich Ihnen, insbesondere für die Fraktion der Freien 
Demokraten, sagen, wir sehen es als unsere selbst-
verständliche politische Verpflichtung an, bei der 
Einschränkung von Rechten der Staatsbürger, ins-
besondere durch Strafgesetz, beim Minimum auf-
zuhören, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

in jedem Falle das Wenigste, was erforderlich ist, 
um dem Zweck zu dienen, zu tun; das ist die andere 
Marge. 

Wir müssen selbstverständlich darauf achten, daß 
neuen Verbrechensformen auch neue Mittel der 
Verbrechensbekämpfung entgegengestellt werden, 
soweit dies der Gesetzgeber leisten kann. Ich meine, 
wie haben es uns wahrlich sehr schwer gemacht. 
Alles, was hier heute über die Verantwortung 
gegenüber den Opfern und gegenüber den Hinter-
bliebenen gesagt worden ist, nehmen wir selbst-
verständlich genauso für uns in Anspruch, wie es 
die Redner der Opposition hier heute getan haben. 
Insofern ist es vielleicht doch etwas unpassend, 
daß dies so sehr betont worden ist, als ob irgend 
jemand hier im Hause an dieser Tragik der betrof-
fenen Familien vorbeiginge. Das hat aber mit unse-
ren rechtspolitischen Folgerungen nur sehr am Rande 
etwas zu tun und wird uns eben nicht zur Über-
reaktion verleiten; das wird eben nicht der Grund 
dafür sein, daß wir unsere rechtspolitischen und 
rechtsdogmatischen Erwägungen hintanstellen, son-
dern das verpflichtet uns um so mehr im Sinne der 
langfristigen, richtigen Bekämpfung des Terroris-
mus ganz sorgfältig zu Werke zu gehen, und das 
haben wir getan. 

Die dreizehnmalige Diskussion in dieser Legisla-
turperiode, die ich eben erwähnt habe, hat ja ihre 
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Kleinert 

) Vorläufer gehabt. Etwa seit 1972 unterhalten wir 
uns über diese Fragen. Eine der Kernfragen, die heute 
wieder einmal zur Abstimmung steht, ist die Frage 
der Verteidigerüberwachung; wir haben sie hier 
erstmals im Jahre 1974 und seitdem immer wieder 
behandelt. Nur hat die Diskussion ergeben — Herr 
Kollege Weber hat das vorhin schon dargelegt —, 
daß im Laufe dieser Jahre immer mehr sehr Sach-
kundige — auch Vereinigungen von sehr sach-
kundigen Leuten — unserer Auffassung zugestimmt 
haben. Ich gehe gar nicht auf den Deutschen An-
waltverein und auf die Bundesrechtsanwaltskammer 
ein; viel wichtiger ist mir das, was der Deutsche 
Richterbund dazu sagt, und das müßte doch eigent-
lich die Damen und Herren von der Opposition be-
eindrucken. Der Deutsche Richterbund sagt, wir kön-
nen das, was die Opposition des Bundestages uns 
hier andient, in der Praxis nicht leisten, und wir 
werden auch keine Erfolge damit haben. — Es ist 
ein Ergebnis der mehrjährigen Diskussion dieser 
Frage, daß sich die maßgebende Vereinigung der 
deutschen Richterschaft diese unsere Ansicht zu 
eigen gemacht hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Lenz? 

Kleinert (FDP) : Bitte schön, Herr Lenz. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Kleinert, würden Sie mir in der Feststellung bei-
pflichten. daß in  dieser Frage alle möglichen Insti-
tutionen im Laufe der Zeit ihre Meinung geändert 
haben und daß es  nur zwei Institutionen gibt, die 
ihre Meinung nicht geändert haben? Die eine ist der 
Deutsche Anwaltverein, und die andere ist die CDU/ 
CSU. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Kleinert (FDP) : Herr Lenz, was soll ich daraus 
schließen, daß Sie Ihre Meinung nicht geändert ha-
ben? Das ist ein ungewöhnlich ambivalenter Vor-
trag. 

(Heiterkeit — Beifall bei der FDP und der 
SPD — Dr. Weber [Köln] [SPD] : Das ist Un-

einsichtigkeit!) 

Da könnte man an so viele Dinge anknüpfen! Ge-
rade weil ich Sie so sehr schätze, Herr Dr. Lenz, 
will ich die Fülle von Möglichkeiten, die Sie mit 
dieser Frage eröffnet haben, nicht ausschöpfen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der SPD) 

Wir jedenfalls haben es uns in dieser und in eini-
gen anderen Fragen, die hier heute wieder zur Ent-
scheidung anstehen, nicht leicht gemacht. Die Dis-
kussion hat sich dann so entwickelt, wie es bereits 
dargestellt worden ist: daß diejenigen, die es prak-
tisch wissen müssen, nach und nach unsere Ansicht 
unterstützt haben. Wir wären bei Vorliegen anderer 
Fakten übrigens ebenfalls bereit gewesen, unsere 
Ansicht zu ändern. 

Einige neuere Fakten werden . von Ihnen mit 
Fleiß nicht in die Diskussion eingeführt. Zum 

Beispiel haben wir mit Interesse festgestellt, daß im 
Falle des verhafteten früheren Rechtsanwalts Ne-
werla erstmals ganz eindeutig nachgewiesen ist, daß 
Rasierklingen auf dem Wege über die Bewacher — 
wenn ich mich richtig erinnere, auf dem Wege über 
die Kantine — im Untersuchungsgefängnis Mann-
heim an diesen Inhaftierten gelangt sind; ein 
Beispiel dafür, daß wir recht hatten, als wir ge-
sagt haben: Nicht die Verteidiger sind diejenigen, 
die in erster Linie die Undurchdringlichkeit der 
Mauern unterlaufen haben, sondern hier sind wie 
seit alters andere am Werke. In anderen Fällen ist 
es offen geblieben, in einigen Fällen ist auch bewie-
sen worden, daß die Verteidiger beteiligt waren. 
Aber hier ist jedenfalls einmal bewiesen worden, 
daß es nicht die Verteidiger waren und daß Sie also 
mit diesem extremen Eingriff in die Rechte des An-
geklagten zu keinem praktischen Ergebnis kommen 
würden. Und wenn das feststeht, müssen wir uns 
allerdings gegen einen solchen Eingriff in eines der 
vornehmsten rechtsstaatlichen Rechte weiterhin 
wehren und Ihren diesbezüglichen Antrag ableh-
nen. 

Mit Ihren Anträgen ist das ohnehin so eine Sache. 
In dem von Ihnen vorgelegten Konvolut von Anträ-
gen findet sich z. B. unter Art. 2 Nr. 3 ein Antrag, 
der wortgleich ist — soweit ich mich erinnere, ist 
das ein Novum in der Geschichte des Hauses — mit 
dem Beschluß des Rechtsausschusses. Das ist ein 
ganz dolles Ding. Wenn Ihnen nun gar nichts mehr 
einfällt, um der Offentlichkeit zu demonstrieren, 
daß Sie diejenigen sind, die den Terrorismus be-
kämpfen, während die Koalitionsfraktionen dazu 
nicht taugen, dann schreiben Sie wortgleich das 
Ergebnis der Beratungen des Rechtsausschusses, so 
abgestimmt von der Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionen im Rechtsausschuß, ab und verkaufen das 
als Änderungsantrag. Das ist eine ganz merkwür-
dige Geschichte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des  Herrn Abgeordneten 
Hartmann? 

Hartmann (CDU/CSU) : Verehrter Herr Kollege 
Kleinert, haben Sie vergessen, möglicherweise we-
gen dazwischenliegender bedeutender Ereignisse, 
daß ich Ihnen heute früh auf Ihre eigene Frage er-
klärt habe, daß wir dem § 127, weil er unserem 
eigenen Antrag entspricht, zustimmen werden und 
daß der nur darin steht, weil wir aus Gründen der 
Systematik in unserem Antrag das gesamte Ände-
rungsgesetz zusammengefaßt haben? Haben Sie das 
vergessen, daß ich Ihnen das auf Ihre Frage aus-
drücklich erklärt habe? Jetzt machen Sie daraus 

I  eine Polemik. . 

Kleinert (FDP) : Herr Kollege Hartmann, wie kön-
nen Sie glauben, daß ich binnen weniger Stunden 
etwas vergessen würde, was Sie mir gesagt haben? 
Das ist doch abwegig. 

(Heiterkeit) 



5704 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 

Kleinert 
1 Ich habe Sie heute morgen gefragt, weil ich meinen 

Augen nicht getraut habe und weil ich ganz sicher 
sein wollte — das ist unsere sorgfältige Art, mit 
solchen Fakten umzugehen —, bevor ich hier von 
diesem Platz aus dazu Stellung nehme, daß ich mich 
nicht doch an irgendeiner Stelle verlesen habe. Nach-
dem Sie mir das erklärt haben mit der Systematik, 
muß ich Ihnen sagen: Die Systematik ist normaler-
weise etwas, was man herholt, wenn man etwas 
nicht mehr einleuchtend begründen kann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Zuruf des Abg. Dr. Wittmann [Mün-

chen] [CDU/CSU]) 

Es ist nun einmal nicht möglich, ein Ding Änderungs-
antrag zu nennen, wenn das, was geändert werden 
soll, wörtlich diesem Änderungsantrag entspricht. 
Ich "sage es hier, weil es mir symptomatisch für die 
Bemühungen der Opposition 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Sehr wahr!) 

in dieser für unser Land so wichtigen Frage zu sein 
scheint, sich immer wieder auf jede nur mögliche 
und, wie man hier sehen kann, unmögliche Weise 
so darzustellen, als meinten Sie es ernster mit der 
Bekämpfung des Terrorismus als wir. Dabei erfinden 
Sie notfalls großzügig einige zusätzliche, aber auch 
überflüssige Bestimmungen, obwohl dadurch genau 
das geschieht, was die Terroristen gerne möchten, 
daß sich nämlich dieser Rechtsstaat ins Unrecht setzt, 
sich die Sympathisantenszene vergrößert und im 
übrigen praktisch nichts geleistet wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das gibt es auch an anderen Stellen in Ihrem Ent-
wurf. Der Streit um das Strafmaß gegenüber Leu-
ten, die allesamt entschlossen sind zu morden, zu 
töten, gehört doch in diese Kategorie, daß Sie sich 
als Leute darstellen wollen, die weitergehen als die 
Koalitionsfraktionen. 

Ich sage Ihnen noch einmal: Wir werden nur so 
weit gehen, wie es ganz unbedingt erforderlich ist, 
weil wir sonst das Geschäft der Terroristen besorg-
ten, wenn wir auch nur in peripheren Bereichen an 
unsere Rechtsordnung herangingen und sie diesen 
Leuten zuliebe einschränkten. Wir schlagen Ihnen nur 
das vor, was wirklich praktisch wirksam ist, das al-
lerdings auch mit großer Entschiedenheit. Es ist 
schon so oft gesagt worden, und ich sage es Ihnen 
jetzt noch einmal: Wir haben mit dem Ausschluß der 
Verteidiger die mit Abstand härtere Maßnahme 
gleich zu Beginn der Diskussion im Jahre 1974 vor-
geschlagen. Daß dieser Ausschluß nicht richtig funk-
tioniert hat, hat mehrere Gründe. Erstens haben wir 
es vielleicht nicht scharf genug formuliert. Zweitens 
haben wir hier das neuerdings mit einem Schlagwort 
so genannte Vollzugsdefizit bei der Durchsetzung 
unserer gesetzgeberischen Absichten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Jäger? 

Kleinert (FDP) : Ja. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Klei-
nert, wenn Sie sagen, daß alles, was über die Mini-
lösung der Koalition hinausgehe, in Wahrheit die 
Geschäfte der Terroristen betreibe, sind Sie dann 
auch der Auffassung, daß die Bundesregierung, als 
sie im Jahre 1975 selber einen Antrag und einen 
Gesetzentwurf zur Überwachung der Verteidigerge-
spräche einbrachte, ebenfalls die Geschäfte der Ter-
roristen betrieben hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Kleinert (FDP) : Sie sind ja noch nicht so sehr 
lange hier. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Da war ich 
längst da und habe das genau mitbekom

-

men, Herr Kollege!) 

— Aber fest steht doch, daß wir dieses Thema hier 
nicht nur die eben erwähnten dreizehnmal, sondern 
viel öfter abgehandelt haben. 

Die Bundesregierung hat einen Vorschlag ge-
macht, von dem sie überzeugt war, daß er der Be-
kämpfung des Terrorismus dienen könne. Sie hat 
sich in den Beratungen — und das hat der Bundes-
minister der Justiz hier seinerzeit sehr nachhaltig 
und sehr eindrucksvoll dargelegt — davon über-
zeugen lassen, daß dieser Vorschlag eben nicht so 
sinnvoll war, wie sie gemeint hat. Dann hat sie 
ihre Ansicht geändert und sich dem angeschlossen, 
was wir nach wie vor hier vertreten. 

Im übrigen sage ich nicht, daß Sie Geschäfte der 
Terroristen betreiben. Sie haben das eben so locker 
ausgedrückt und damit meine Worte verschoben. 
Ich werfe niemandem in der CDU vor — ich wie-
derhole das, was auch einige andere Redner der 
Koalition schon gesagt haben —, daß Sie sich nicht 
genauso wie wir um das Problem Sorgen machen 
würden. Ich sage nur: Wir sind sachlich anderer 
Ansicht. Sie gehen etwas zu weit, und wenn Sie zu 
weit gehen, dann werden Sie, ohne das zu wollen 
— das ist der wichtige Punkt —, die Geschäfte der 
Terroristen besorgen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Kleinert (FDP) : Ja. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Kollege Kleinert, 
könnte es sein, daß Herr Jäger Schwierigkeiten hat, 
zu erkennen, daß die verschiedenen Gesetzesvorla-
gen der Bundesregierung und der Opposition von 
grundsätzlich verschiedenen Ansätzen ausgehen? 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das ist in der Tat 
eine interessante Bemerkung! Herr Klei

-

nert, dazu sollten Sie etwas sagen, ob das 
wirklich Ihre Meinung und die Meinung 
der FDP ist, was Ihr Partner hier deutlich 
gemacht hat, daß wir im Grundsatz andere 
Ansätze haben! - Wehner [SPD] : Reden 

aus dem Sitz!) 
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Kleinert (FDP) : Ich halte das für möglich und habe 
das von dieser Stelle aus mehrfach gesagt. Es 
herrscht nun einmal bei der konservativen Partei 
in diesem Hause mehr, weit mehr als bei uns, der 
Glaube, daß man durch Strafandrohungen, auch 
wenn sie keinen praktischen Erfolg bei ihrem Voll-
zug versprechen, bewußtseinsverändernd wirken 
könne. Das haben wir bei einer Reihe von Geset-
zes hier zu diskutieren gehabt. Von da aus haben 
wir tatsächlich unterschiedliche Ansatzpunkte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir sind der Meinung: Das Gesetz ist nur für den 
bewiesenen Notfall und nur für den Fall, in dem 
man damit praktisch etwas bewirken kann, ge-
schaffen. Nur in dem Sinne dürfen wir es auch ver-
ändern. Sie sind der Meinung: Ich kann durch das 
Gesetz das Bewußtsein verändern, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das ist gar nicht 
wahr!) 

und ich soll das auch tun, trotz all der nachteiligen 
Wirkungen, die sich daraus ergeben. 

Ich muß, nachdem wir die Argumente nicht ver-
mehren, sondern nur zyklisch austauschen kön-
nen, hier zum Ende kommen. Ich möchte noch auf 
eine Frage technischer Art eingehen. 

Die in unserem Entwurf verlangten Vorrichtun-
gen zur Verhinderung der Übergabe von Gegen-
ständen, sprich: Trennscheibe — das ist allerdings 
technisch auch auf verschiedene andere Art denk-
bar —, sind natürlich nicht so überflüssig, wie das 
von Ihnen hier heute dargestellt worden ist. Wir 
haben einen Beschluß eines Richters in Stuttgart 
— wo anders? —, der die dort eingebaute Trenn-
scheibe auf Beschwerde der Verteidiger untersagt 
hat, und wir haben einen weiteren Beschluß des 
Landgerichts Osnabrück, in dem ebenfalls der Ein-
bau einer Trennscheibe untersagt worden ist. Des-
halb muß hier etwas geschehen. 

Die Trennscheibe und die geradezu drakonische, 
uns sehr belastende und von uns nur mit sehr 
schwerem Herzen getroffene Entscheidung für die 
Erleichterung des Verteidigerausschlusses sind der 
Beweis dafür, daß das, was wirklich greifen kann, 
von uns entschieden getan wird — nicht nur im Be-
reich der Gesetzgebung, sondern auch im Bereiche 
der inneren Sicherheit im allgemeinen, der Polizei, 
des Vollzuges —, daß wir es aber andererseits 
nach wie vor ablehnen, rechtsstaatliche Einrich-
tungen auch nur zu gefährden, wenn nicht gleich-
zeitig bewiesen werden kann, daß das dem von 
Ihnen angegebenen Zwecke nützt. Ihre sämtlichen 
Vorschläge tun das nicht, unsere sehr wohl. So 
werden wir uns als Freie Demokraten in der Ab-
stimmung verhalten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: In der allgemeinen 
Aussprache der zweiten Beratung liegen keine 
Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und 
Abstimmung. Zunächst kommen wir zu Art. 1 des 
Antrages der CDU/CSU auf Drucksache 8/1511, der 

seinem Inhalt nach vor Art. 1 der Ausschußvor-
lage gehört. Wird eine Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Das Wort zur Aussprache hat Herr Abgeord-
neter Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bei der Materie, die in Art. 1 
Nrn. 2 und 3 des Antrages der CDU/CSU geregelt 
werden soll, nämlich Änderungen zur Sicherungs-
verwahrung, handelt es sich um Fragen von be-
sonderer grundsätzlicher Bedeutung für den Rechts-
staat. Man könnte auch — sehr vorsichtig ausge-
drückt — sagen, daß mit diesen Vorschlägen an 
die Grenzen des Rechtsstaates vorgestoßen wird. 
Angesichts dieser Situation beantragt meine Frak-
tion zu den Nrn. 2 und 3 des Art. 1 Antrages der 
CDU/CSU namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen 
über Art. 1 des Änderungsantrages der CDU/CSU-
Fraktion auf Drucksache 8/1511 ab, und zwar ge-
trennt nach Nummern. Ich rufe Art. 1 Nr. 1 zur 
Abstimmung auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Nun kommen wir zu Art. 1 Nr. 2 und 3, über die 
wir gemeinsam abstimmen. Es ist namentliche Ab-
stimmung beantragt. Ich eröffne die Abstimmung. — 

Haben alle Kolleginnen und Kollegen, die abzu-
stimmen wünschen, ihre Stimmkarten abgegeben? 
— Ich schließe die Stimmabgabe und bitte, mit der 
Auszählung zu beginnen. 

Es sind mehrere namentliche Abstimmungen an-
gekündigt. Ich möchte das mitteilen und Sie bitten, 
sich darauf einzurichten, weil wir sonst immer sehr 
lang warten müssen, bis die Stimmabgabe beendet 
werden kann. Es ist im Interesse aller Kolleginnen 
und Kollegen, daß wir schnell weiterkommen. Des-
halb bitte ich, in der Nähe zu bleiben. 

Meine Damen und Herren, das Abstimmungs-
ergebnis liegt vor. Insgesamt haben 487 uneinge-
schränkt stimmberechtigte Abgeordnete und 22 Ber-
liner Abgeordnete ihre Stimme abgegeben. Mit Ja 
haben 237 uneingeschränkt stimmberechtigte Abge-
ordnete, mit Nein 250 uneingeschränkt stimmberech-
tigte Abgeordnete gestimmt; der Stimme enthalten 
hat sich kein Abgeordneter. Von den Berliner Ab-
geordneten haben 11 mit Ja und 11 mit Nein ge-
stimmt. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 487 und 22 Berliner Abgeordnete; 

davon 

ja: 237 und 11 Berliner Abgeordnete, 

nein: 250 und 11 Berliner Abgeordnete 



5706 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 

Vizepräsident Frau Funcke 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. van Aerssen 
Dr. Aigner 
Alber 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger (Herne) 
Berger (Lahnstein) 
Biechele 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
Blumenfeld 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Braun 
Breidbach 
Broll 
Bühler (Bruchsal) 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Carstens (Fehmarn) 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Damm 
Daweke 
Dr. Dollinger 
Dr. Dregger 
Dreyer 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Eymer (Lübeck) 
Dr. Eyrich 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Glos 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Handlos 
Hanz 
Hartmann 
Hasinger 
von Hassel 
Hauser (Bonn- 

Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 

von Massenbach 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Hoya) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Josten 
Frau Karwatzki 
Katzer 
Kiechle 
Dr. Klein  (Göttingen) 
Klein (München) 
Dr. Klepsch 
Klinker 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Kolb 
Krampe 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Landré 
Dr. Langguth 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Lintner 
Löher 
Dr. Luda 
Lücker 
Dr. Marx 
Dr. Mende 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Reimers 
Frau Dr. Riede 

(Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Dr. Ritz 
Röhner 
Dr. Rose 
Rühe 
Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn- 

Wittgenstein-Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schedl 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 

Gmünd) 
Schwarz 
Dr; Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Sick 
Dr. Freiherr Spies von 

Büllesheim 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Starke (Franken) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Strauß 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Frau Dr. Walz 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Dr. von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer (Mönchengladbach) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissebach 
Wissmann 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zeitel 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 
Luster 
Müller (Berlin) 
Dr. Pfennig 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Nein 

SPD 

Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Dr. Apel 
Arendt 
Augstein 
Baack 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Biermann 
Bindig 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfo rt  
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Glombig 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Heyenn 
Höhmann 
Hoffmann (Saarbrücken) 
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Horn 
Frau Huber 
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Jahn (Marburg) 
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Junghans 
Jungmann 
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Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lange 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Leber 
Lemp 
Lenders 
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Meininghaus 
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Möhring 
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Neumann 
Dr. Nöbel 
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Oostergetelo 
Paterna 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 

Rosenthal 
Roth 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber 
Schulte (Unna)  
Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Sieler 
Frau Simonis 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Staudt 
Dr. Steger 
Frau Steinhauer 
Stockleben 
Stöckl 
Sybertz 
Thüsing 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Topmann 
Frau Traupe 
Ueberhorst 
Urbaniak 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Weißkirchen (Wiesloch) 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Dr. Bangemann 
Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 

Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Peters (Poppenbüll) 
Schäfer (Mainz) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Danach ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Nr. 4 
in Artikel 1 des Änderungsantrags der CDU/CSU 
auf Drucksache 8/1511. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Wir müssen noch einmal abstimmen. — Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um .das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der An-
trag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu Art. 1 Nr. 1 der Aus-
schußvorlage. Dazu liegt ein Änderungsantrag der 
CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 8/1511 vor, und 
zwar unter Art. 2 Nr. 1. 

Dazu hat das Wort Herr Abgeordneter Erhard 
(Bad Schwalbach). 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! § 103 befaßt 
sich mit der sogenannten Razzia. Hier gibt es zwei 
verschiedene Probleme und ein drittes durch den 
Änderungsantrag der SPD-Fraktion und der FDP-
Fraktion. 

Das erste Problem ist die Frage, wer überhaupt 
eine solche Durchsuchung von Wohnungen anord-
nen darf. Nach dem geltenden § 103 der Strafprozeß-
ordnung kann bei Gefahr im Verzug auch die Woh-
nung eines Nichtbeschuldigten, also jeder anderen 
Person, durchsucht werden, wenn anzunehmen ist, 
daß eine Person, eine Spur oder irgendein Gegen-
stand, die auf die Überführung eines Täters hinwei-
sen könnten, in der Wohnung sind. Jetzt wird dieses 
Institut, daß bei Gefahr im Verzug der Staatsanwalt 
oder auch die zuständigen Polizeibeamten eine sol-
che Durchsuchung vornehmen können, für das Ge-
bäude dahin gehend eingeschränkt, daß es nur noch 
der Staatsanwalt oder der Richter tun darf, auch bei 
Gefahr in Verzug, und zusätzlich wird der Begriff 
„Gebäudekomplex", wie die Regierung ihn an sich 
vorgeschlagen hatte, durch den Begriff „Gebäude" 
ersetzt. Dieser Begriff wird durch eine Erklärung 
noch weiter eingeengt. Gestern ist von der SPD-
Fraktion im Rechtsausschuß mitgeteilt worden, was 
man unter „Gebäude" in Abweichung von den Be- 
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Erhard (Bad Schwalbach) 
ratungen des Rechtsausschusses nunmehr einengend 
verstehen will. 

In dem Änderungsantrag der Koalitions-Fraktio-
nen zu § 108 wird wiederum auf die Änderung des 
§ 103 Bezug genommen. Was besagt sie? Wenn bei 
einer solchen vom Richter oder Staatsanwalt ange-
ordneten Durchsuchung beispielsweise Rauschgift 
gefunden wird, dann soll dieses nicht vorläufig be-
schlagnahmt werden dürfen. Überhaupt keine sol-
chen Gegenstände sollen beschlagnahmt werden 
dürfen, wenn diese Durchsuchung stattgefunden hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Unglaublich!) 

Wir halten das für eine unerträgliche Einengung, 
geradezu für eine Anordnung zur Verhinderung der 
Aufklärung von Straftaten. Wir lehnen dies ab und 
verlangen auch hier namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort dazu hat 
Frau Abgeordnete Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) : Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Der Änderungsan-
trag der Opposition lag bereits im Rechtsausschuß 
vor. Wir haben dort sämtliche Gründe, die Sie da-
mals für ihn vorgetragen haben, ausführlich erör-
tert, der Rechtsausschuß hat Ihren Änderungsantrag 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich darf hier in einem Punkt zusammenfassen, 
warum das der Fall war. Ihr Änderungsantrag will 
die Durchsuchung von Wohnungen, die keinen un-
mittelbaren Kontakt zu Straftaten in irgendeiner 
Form haben, unter noch leichteren und unter noch 
weiteren Voraussetzungen zulassen, als die vom 
Rechtsausschuß vorgeschlagene Fassung. Wir sind 
der Meinung, daß Ihre Fassung schlechter dem ho-
hen Wert Rechnung trägt, den der Freiraum Woh-
nung für jeden Bürger haben muß, weniger auch 
dem Grundgesetz und seiner Einschätzung dieses 
Freiraumes. Wir sind weiterhin der Meinung, daß 
Ihre weitere Fassung zur Terrorismusbekämpfung 
nicht erforderlich ist, und lehnen sie daher ab. 

Lassen Sie mich noch eines anfügen. Ihr Vor-
schlag „abgegrenzter Bezirk" ist so weit, daß die 
Vorschrift nicht mehr akzeptabel wäre. Ich brauche 
hier, glaube ich, kaum eine scherzhaft gemeinte 
Äußerung anzuschließen, daß es in Berlin beispiels-
weise ganze Städte als „Bezirke" gibt, etwa Zehlen-
dorf; die könnten dann durchsucht werden, wenn 
wir Ihrer Formulierung folgten. Wie gesagt, wir 
halten Ihren Alternativantrag überhaupt nicht für 
sachgerecht. 

Lassen Sie mich noch einen Satz hinzufügen: 
Wenn Sie sagen, Herr Erhard, die Ausschließung 
des § 108 StPO, also der Regelung über die Zufalls-
beschlagnahme in den Fällen des jetzigen § 103 
Abs. 1 Satz 2 würde zu so grotesken Ergebnissen 
führen wie die, die Sie anführen, so ist das schlicht 
und einfach falsch. Sie wissen genau, worum es 
geht. Es geht darum, daß wir Bagatellfälle — Zu-

fallsfunde: Plakate, Bücher — und Schnüffeleien 
bei der Durchsuchung im Zusammenhang mit der 
Suche nach Terroristen ausschließen. Das wollen wir. 
Auch das verstehen wir unter „Verhältnismäßig-
keitsprinzip". Wir lehnen deshalb Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort wird nicht 
mehr gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über diesen Ände-
rungsantrag der CDU/CSU. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über Art. 1 
Nr. 1 in der Ausschußfassung. Es ist namentliche 
Abstimmung beantragt. Ich eröffne die namentliche 
Abstimmung. - 

Sind noch Abgeordnete im Saal, die ihre Stimme 
nicht abgegeben haben? — Wenn das nicht der 
Fall ist, schließe ich die Abstimmung und bitte, mit 
der Auszählung zu beginnen. Ich gebe das Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung bekannt. An der Ab-
stimmung haben sich 487 uneingeschränkt stimmbe-
rechtigte Mitglieder des Hauses und 22 Berliner 
Abgeordnete beteiligt. Mit Ja haben 245 uneinge-
schränkt stimmberechtigte Abgeordnete, mit Nein 
242 uneingeschränkt stimmberechtigte Abgeordnete 
gestimmt. Von den Berliner Abgeordneten haben 11 
mit Ja und 11 mit Nein gestimmt. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 487 und 22 Berliner Abgeordnete; 

davon 

ja: 245 und 11 Berliner Abgeordnete, 

nein: 242 und 11 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Dr. Apel 
Arendt 
Augstein 
Baack 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
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Biermann 
Bindig 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 

Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Glombig 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Gscheidle 
Dr. Haack 
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Haar 
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Dr. Steger 
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Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
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Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Dr. Bangemann 

Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Peters (Poppenbüll) 
Schäfer (Mainz) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. van  Aerssen 
Dr. Aigner 
Alber 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Bayha 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger (Herne) 
Berger (Lahnstein) 
Biechele 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
Blumenfeld 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Braun 
Breidbach 
Broil 
Bühler (Bruchsal) 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Carstens (Fehmarn) 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Damm 
Daweke 
Dr. Dollinger 

Dr. Dregger 
Dreyer 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Eymer (Lübeck) 
Dr. Eyrich 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Glos 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Handlos 
Hanz 
Hartmann 
Hasinger 
von Hassel 
Hauser (Bonn- 

Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 

von Massenbach 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Hoya) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Josten 
Frau Karwatzki 
Katzer 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Dr. Klepsch 
Klinker 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Kolb 
Krampe 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Landré 
Dr. Langguth 
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Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Lintner 
Löher 
Dr. Luda 
Lücker 
Dr. Marx 
Dr. Mende 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Reimers 
Frau Dr. Riede 

(Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Dr. Ritz 
Röhner 
Dr. Rose 
Rühe 
Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn- 

Wittgenstein-Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schedl 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 

Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Sick 

Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Starke (Franken) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Strauß 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Frau Dr. Walz 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Dr. von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer (Mönchengladbach) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski -
Wissebach 
Wissmann 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zeitel 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 
Luster 
Müller (Berlin) 
Dr. Pfennig 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

SPD 

Coppik 
Hansen 
Lattmann 
Meinike (Oberhausen) 

Damit ist der Antrag angenommen. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß möglicherweise 
mit weiteren namentlichen Abstimmungen zu rech-
nen ist. Darüber hinaus kann gegebenenfalls auch 

eine Auszählung erforderlich werden. Ich bitte, 
sich darauf einzurichten. 

Wir setzen die Einzelberatung und -abstimmung 
fort. Ich rufe Art. 1 Nr. 2 in der Fassung der Aus-
schußvorlage auf. Wer dieser Nummer zustimmt, 
gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! 

Bitte noch einmal! Wer zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! 

Meine Damen und Herren, der Sitzungsvorstand 
ist sich nicht einig. Ich wäre wirklich dankbar, 
wenn zunächst einmal alle Kollegen Platz nähmen, 
damit die Übersicht etwas besser ist. Sonst müssen 
wir auszählen, und die Sache dauert noch länger. 

Wer Art. 1 Nr. 2 zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Die sitzen auf 
der Regierungsbank! Wir haben die Mehr

- heit! Da sitzt ja die Regierung! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Sitzungsvorstand 
ist sich nicht einig. Wir müssen auszählen. Ich 
bitte, den Saal zu verlassen. 

Können wir davon ausgehen, daß alle Kollegin-
nen und Kollegen, die abstimmen wollen, wieder 
hereingekommen sind? 

Ich schließe die Abstimmung und bitte die 
Schriftführer hierher. 

Ich bitte Platz zu nehmen und möchte noch einmal 
darauf hinweisen, daß es uns allen die Sache er-
leichtert, wenn die Kollegen jetzt hierbleiben und 
wir die Mehrheiten feststellen können. 

Es haben insgesamt 511 Abgeordnete abgestimmt, 
von denen 261 mit Ja und 250 mit Nein gestimmt 
haben. Enthaltungen gab es nicht. Damit ist die Aus-
schußfassung angenommen. 

Wir kommen nun zum Änderungsantrag der Frak-
tionen der SPD und der FDP auf Drucksache 8/1509, 
eine Nr. 2 a einzufügen. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist angenommen. 

Ich rufe nunmehr Art. 1 Nr. 3 auf. Dazu liegt ein 
Änderungsantrag der CDU/CSU-Fraktion auf Druck-
sache 8/1511 unter Art. 2 Ziffer 2 vor. Wird dazu das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer diesem Ände-
rungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über Art. 1 
Nr. 3 der Ausschußvorlage. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Ausschußfassung 
ist angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu Art. 1 Nr. 4. Hierzu liegt 
ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 8/1511 unter Art. 2 Ziffer 3 vor. 

Wer diesem Änderungsantrag zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 
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Wir kommen zur Abstimmung über Art. 1 Nr. 4 

in der Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Die Nummer ist angenommen. 

Zur Nr. 5 liegen zwei Änderungsanträge vor, zu-
nächst der Änderungsantrag der CDU/CSU auf 
Drucksache 8/1511, dort Art. 2 Nr. 4. Wer dem Än-
derungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zu dem Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD und FDP auf Drucksache 8/1509 
unter I Ziffer 2. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Änderungsantrag ist ange-
nommen. 

Wer Art. 1 Nr. 5 in der so geänderten Fassung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. Gegenprobe! — Angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu Nr. 6. Hierzu liegt ein 
Änderungsantrag der CDU/CSU auf Umdruck 8/1511, 
dort Art. 2 Nr. 5 vor. Wer diesem Änderungsantrag 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über Nr. 6 in 
der Fassung der Ausschußvorlage. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Auschußfassung 
ist angenommen. 

Wir kommen nun zu Nr. 7. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Nr. 7 ist angenom-
men. 

Zu Nr. 8 liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 8/1511, dort Art. 2 
Nr. 6 und Nr. 7, vor. Wer diesem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die gesamte 
Nr. 8 nach der Ausschußvorlage. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Ausschußfassung 
ist angenommen. 

Zu Nr. 9 haben wir den Änderungsantrag der CDU 
CSU auf Umdruck 8/1511, dort Art. 2 Nr. 8. Wer die-
ser Fassung zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Nun geht es um den Änderungsantrag der CDU/ 
CSU-Fraktion auf der Drucksache 8/1509. Wer dieser 
Änderung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen.—

(Dr. Schäfer [Tübingen]: Auf Drucksache 
8/1509 sind die SPD-Anträge!) 

— Ich bitte um Entschuldigung, es geht um den An-
trag der Fraktionen der SPD und der FDP auf Druck-
sache 8/1509. 

(Heiterkeit und Unruhe) 

— Ich nehme an, daß die Abstimmung wiederholt 
werden soll. Es geht um den Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD und FDP auf Drucksache 8/1509 
betreffend Nr. 9. Wer dieser Änderung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist ange-
nommen. 

Wir stimmen nun über die Nr. 9 in der geänderten 
Fassung ab. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei drei Enthaltungen angenommen. 

Jetzt müssen wir noch über eine von der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 8/1511 zu Art. 1 
gewünschte Einfügung abstimmen, dort ausgedruckt 
unter Art. 3. Wer diesem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr Art. 2 in der Fassung der Aus-
schußvorlage auf. Hierzu liegt ein Änderungsantrag 
der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 8/1511 vor, 
dort ausgedruckt unter Art. 4. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Zum gleichen Punkt rufe ich den Änderungsantrag 
der SPD/FDP-Fraktion auf Drucksache 8/1509 auf. 
Wer dieser Änderung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist bei zwei Enthaltun-
gen angenommen. 

Wer Art. 2 in der abgeänderten Fassung nunmehr 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei drei 
Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe Art. 3 auf. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 8/1511 
vor, ausgedruckt unter Art. 6. Wer dem zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag 
ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zu Art. 3 in der Ausschußfas-
sung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei drei Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe nun Art. 4 auf. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 
8/1511 vor, ausgedruckt unter Art. 5. Wer diesem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
Art. 4 in der Ausschußfassung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei vier Enthaltun-
gen angenommen. 

Ich rufe Art. 5 auf. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 8/1511 
vor, ausgedruckt unter Art. 7. Wer diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich urn 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Antrag ist bei einer Enthaltung abgelehnt. 
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Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 

Ar. 5 in der Ausschußfassung sowie Einleitung und 
Überschrift. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei vier Enthaltungen angenommen. 

Damit haben wir die zweite Beratung beendet. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort hat der Abgeordnete Lattmann. 

Lattmann (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages sind Vertreter des ganzen Volkes, an Auf-
träge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen. Unter Berufung auf diesen 
Wortlaut im Art. 38 des Grundgesetzes begründe 
ich eine von der Mehrheit der eigenen Fraktion 
unterschiedene Überzeugung. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält einschließ-
lich der Empfehlungen des Rechtsausschusses eine 
Reihe von Maßnahmen zur Bekämpfung des Terro-
rismus, die im Laufe der Beratungen unbestritten 
waren oder es durch eingrenzende Bestimmungen 
geworden sind. Über die Einführung der Kontroll-
stelle etwa oder der Trennscheibe wird es zwar 
nach wie vor verschiedene Ansichten, aber schwer-
lich Auseinandersetzungen innerhalb der Koalition 
bis zur Schlußabstimmung hier im Plenum geben. 
Ich verkenne auch nicht, daß die große Mehrheit der 
Koalitionsfraktionen mit eindrucksvoller demokra-
tischer Toleranz, wie sie auch heute morgen hier 
in mehreren Reden deutlich wurde — darunter de-
nen des Bundesjustizministers und der Fraktions-
kollegen Dürr und Emmerlich —, einer kleinen Min-
derheit durch engere Vorschriften als in den ur-
sprünglichen Entwürfen bei der Identitätsfeststel-
lung und fast allen übrigen Punkten weit entgegen-
gekommen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dennoch bleiben, meine ich, im Blick auf die Pra-
xis bei der Herabsetzung der Verdachtsschwelle für 
den Verteidigerausschluß und bei der Durchsuchung 
von Gebäuden erhebliche Bedenken bestehen. Denn 
jeder Eingriff in die freie Wahl und Ausübung der 
Verteidigung beeinträchtigt ein hohes Rechtsgut. 
Außerdem muß man sich sorgen, daß bei Fahndun-
gen der Art. 13 des Grundgesetzes, der die Unver-
letzlichkeit der Wohnung garantiert, unverhältnis-
mäßig eingeschränkt wird und unter Umständen 
Hunderte von Wohnungen mit Tausenden von un-
verdächtigen Mitbürgern davon betroffen werden 
können. 

Ich vermag nicht zu sehen, auf welche Weise diese 
neuen Regelungen tatsächlich eine wirksamere Be-
kämpfung des Terrorismus gewährleisten. Ich teile 
die Befürchtung des Bundesverfassungsrichters Hel-
mut Simon, der beim Jahresempfang der Evangeli-
schen Akademie in Tutzing erklärt hat, je perfek-
ter der Staatsschutz werde, desto mehr wachse die 
Gefahr, daß das Schutzobjekt selbst verändert, un-
ansehnlich oder gar erstickt werde. „Gerade eine 

Generation", sagte Simon, „die für Irrtümer ihrer 
eigenen Jugend so sehr auf Nachsicht angewiesen 
ist und die ihren Staat mit zahllosen alten Nazis 
aufgebaut hat, sollte ihren eigenen Kindern die 
Chance lassen, Irrtümer durch den Lernprozeß prak-
tischer Bewährung zu überwinden." 

In diesem Sinn geht es bei der Gesetzgebung, die 
der Terrorismus hervorruft, nicht mehr nur um ein 
unterschiedliches Verständnis einzelner Regelungen 
und der möglichen Auslegung. Es geht um eine im 
Kern andere Beurteilung der Folgen des Terroris-
mus für unser Rechtswesen und die Qualität unserer 
Demokratie. „Wer analysiert, darf die Terroristen 
nicht mythologisieren", hat der Züricher Sozialpsy-
chologe Gerhard Schmidtchen festgestellt. Der So-
ziologe Roland Eckert aus Trier warnte: „So ge-
fährlich der Terrorismus ist, gefährlicher aber noch 
könnten dann freiheitsfeindliche Reaktionen auf ihn 
für den freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat und 
für die Bewältigung der Zukunft sein; wenn wir 
uns nämlich in der Verteidigung der Freiheit dem 
Gegner anverwandeln." Das wurde auf dem Terro-
rismus-Kongreß der CDU gesagt. 

Es wäre gut, solche Maßstäbe ließen sich nicht nur 
in der Theorie eines wissenschaftlichen Forums er-
kennen, sondern auch in der konkreten Politik der 
CDU/CSU. Statt dessen hagelt es Diffamierungen 
wie die des CSU-Abgeordneten Spranger, der un-
terstellt, daß es auf dem linken Flügel der SPD 
Leute gebe, die sich gegen eine entschiedene Be-
kämpfung des Terrorismus stemmten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Überhaupt betätigt sich dieser Abgeordnete seit 
Jahr und Tag nach dem Vorbild von Weimarer 
Scharfmachern als ein personifizierter Pranger. 

(Beifall bei Teilen der SPD und der FDP) 

Wo bleibt die liberal-konservative Alternative der 
Opposition? Warum halten sich Überzeugungen, 
wie sie den Stuttgarter Oberbürgermeister Man-
fred Rommel international angesehen machten, hier 
im Bundestag in Ihren Reihen nur im Verborgenen 
auf? Es ist kaum denkbar, daß es eine solche Gesin-
nung nicht auch in der Oppositionsfraktion gibt; 
aber sie taucht nicht auf. Statt dessen wird zum 
Schaden des Gemeinwohls in unserem Land auch 
noch der Terrorismus auf der Jagd nach so kurz-
fristigen wie trügerischen Vorteilen von zahlreichen 
Oppositionssprechern zu manischer Polarisierung 
zwischen den Parteien mißbraucht. 

(Beifall bei Teilen der SPD und der FDP) 

Dabei stellt sich in Wahrheit uns allen die Frage, ob 
wir uns nach dem Plan der Terroristen durch deren 
mörderische Aktionen dazu hinreißen lassen wollen, 
Grundrechte einzuschränken und den Staat immer 
mehr in Waffen gehen zu lassen, ober ob wir die 
freiheitlichen Grundrechte gerade angesichts des 
Terrorismus um so entschiedener verteidigen wol-
len. Von Freiheit reden ja alle. Keine Beschwö-
rungsformel perlt Ordnungspolitikern der Rechten 
geläufiger von den Lippen als die von der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung. Man höre auf, 
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Lattmann 
prahlerisch von der Freiheit zu tönen; man prakti-
ziere sie! 

(Beifall bei Teilen der SPD und der FDP — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Dazu gehört auch, daß man unerschrocken dar-
stellt, was in einem Augenblick wie diesem im Par-
lament geschieht. Wer wollte leugnen, daß es in 
der Politik mächtige Einwirkungen gibt, die sich 
dem Rationalen entziehen. Dabei wird eine Dyna-
mik freigesetzt, der es nicht mehr um die zu ver-
handelnde Sache, sondern um ganz andere Ziele, 
Voraussetzungen und Wirkungen geht. Die Kraft 
der Emotion verdrängt die Nüchternheit. Zwischen 
Parteien und Medien steigt der Entscheidungspegel 
in schwindelnde Höhen. Plötzlich geht es scheinbar 
nicht mehr um ein Gesetz, dessen Sinn und Nutzen 
sachlich zu prüfen sind, sondern um das Ritual der 
Macht. 

Deswegen sei hier mit Entschiedenheit klarge-
stellt: Wer ein Nein in dieser Sachfrage mit einem 
Nein zur sozialliberalen Bundesregierung verwech-
selt, betreibt öffentliche Irreführung. 

(Beifall bei Teilen der SPD und der FDP) 

Keiner von den Sozialdemokraten, die dem Gesetz 
nicht zustimmen, will, daß die Bundesrepublik von 
rechts regiert wird. Ebenso ist kein Berichterstat-
ter gezwungen, dem Zweckgerücht aufzusitzen, der 
Regierung fehlten entscheidende Stimmen, wenn 
es tatsächlich einmal um die Regierung geht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das auseinanderzuhalten sollte gelingen; denn Hun-
dertprozentigkeit ist nicht das wesentliche Merk-
mal der Demokratie. Im Gegenteil, es gibt in der 
Bundesrepublik überall an der Basis der Parteien 
— auch Ihrer Partei —, der Gewerkschaften und vie-
ler Bürgerinitiativen, vor allem in der jungen Ge-
neration, ein wachsendes Verlangen nach der de-
mokratischen Funktion von Widerspruch in der 
Sache bei gleichzeitiger Loyalität gegenüber die-
ser Bundesregierung. Dieses Verlangen zählt nach 
Hunderttausenden; es braucht auch eine Antwort 
im Parlament. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Kein Vernünftiger wird die Gefährlichkeit der 
terroristischen Verbrechen unterschätzen; denn es 
geht von ihnen eine mächtige massenpsychologi-
sche Wirkung aus. Fest steht deswegen gerade: Der 
Terrorismus ist nur dann erfolgreich, wenn wir uns 
terrorisieren lassen. 

(Zurufe und Lachen bei der CDU/CSU) 

In einigen Bereichen haben wir ihm schon zuviel 
Macht über uns eingeräumt. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Tatsache, daß es jeden treffen kann, macht es 
noch nicht sinnvoll, alle zu bewachen. Gebraucht 
wird zur wirkungsvollen Bekämpfung dieser Kri-
minalität neben der Verbesserung der Fahndung und 
internationalen Abkommen — wie geschehen — in 
erster Linie die rückhaltlose und allgemein begreif-
liche Aufklärung über seine Methoden und wahren 

Absichten. Der Terrorismus will tatsächlich die Bun-
desrepublik verändern, nämlich in einen autoritären 
Ordnungsstaat. Er ist das militante Gegenteil einer 
linken Reformbewegung. Seine Gewalttaten richten 
sich gegen die Demokratie als Lebensform. 

Es spielt sich zu wiederholten Malen folgender 
öffentlicher Mechanismus ab: Nach jedem Terror-
akt geht der Ruf nach schärferen Gesetzen durchs 
Land, obwohl deren Wirkung äußerst bezweifel-
bar ist. Die nur zu verständliche Empörung der 
Bevölkerung mäßigt sich um so weniger, je län-
ger umfassende Fahndungserfolge ausbleiben. Der 
Eindruck von Wehrlosigkeit des Staates, den die 
Terroristen bis zur Geiselbefreiung von Mogadischu 
mit Perfektion zu erwecken wußten, schlägt an den 
Stammtischen der Republik in Aggressionen um. 
Wenn man der Täter nicht hinreichend habhaft 
werden kann, sucht man Ersatzschuldige und for-
dert Ersatzgesetze. 

Schon einige solcher Gesetze haben wir unter 
dem Eindruck der öffentlichen wie der veröffent-
lichten Meinung hier in zurückliegender Zeit be-
schlossen, ohne daß sie ihr Ziel erreicht hätten. Als 
augenfällige Beispiele erscheinen mir der neue § 88 a 
im Strafgesetzbuch oder das Kontaktsperregesetz. 
So hat die Strafandrohung gegen die Befürwortung 
von Gewalt in Schriften für die Terrorismusbekämp-
fung keine überzeugenden Ergebnisse gebracht, 
wohl aber unter Schriftstellern, Medienmitarbeitern, 
Künstlern, Wissenschaftlern und Buchhändlern Ein-
schüchterung hervorgerufen und dadurch tatsäch-
lich demokratische Freiräume eingeengt. 

Man fragt sich, welcher Beweise es insgesamt noch 
bedarf, um offenkundig zu machen, daß der Terroris-
mus nach seinem Vorsatz und geschichtlichen Mu-
ster — wie so häufig Attentate und in Mord umge-
schlagene Anarchie — als Auslösungsfaktor für re-
aktionäres Handeln und als Vorwand für Repression 
dient. Sozialdemokratie und Arbeiterbewegung ha-
ben das seit den Sozialistengesetzen erfahren, und 
diese Erfahrung hört nicht auf. 

(Vereinzelt Zustimmung bei der SPD) 

Die Zukunft gehört, so scheint es im Augenblick, 
der Angst und nicht der Hoffnung auf mehr Demo-
kratie. Das hat Max Frisch auf dem Hamburger Bun

-

desparteitag der SPD gesagt. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Der muß das wissen!) 

Dieser Formel tätig zu widersprechen und an frei-
heitlichen Grundrechten unerschütterlich festzuhal-
ten ist die Aufgabe aller Demokraten. Gebraucht 
wird dazu nicht immer nur die Tapferkeit des Ge-
horsams, die in Deutschland ohne Mühe nachwächst, 
sondern auch einmal die Zivilcourage des Ungehor-
sams, die sich über keinen anders Entschiedenen 
moralisch zu erheben trachtet, sondern die demo-
kratisch errungene Mehrheit respektiert, auch wenn 
sie ihr im Einzelfall nicht immer folgen kann. Das 
gilt meiner Fraktion, in der viele trotz schwerwie-
gender Bedenken zustimmen, weil sie die Güterab-
wägung anders beurteilen. Der einzelne, der sich 
diesem Prozeß verweigert, muß sich der Gefahr der 
Selbsterhöhung bewußt sein, um ihr zu entgehen 
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und sachlich zurückzufinden in seinen politischen 
Zusammenhang. 

In diesem Sinne stimme ich wie meine Fraktions-
kollegen Manfred Coppik, Karl-Heinz Hansen und 
Erich Meinike gegen das Gesetz. Unsere Nähe zur 
CDU/CSU im Protokoll wird nur eine typographische 
Nähe sein. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU 
— Zurufe von der CDU/CSU: Gott sei 
Dank! — Gott sei's gelobt! — Haase [Kas

-

sel] [CDU/CSU] : Wir wollen Sie gar nicht 
in unserer Nähe! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Ich stimme so, indem ich den  Herrn Bundeskanzler 
aus seiner Rede vor dem Deutschen Bundestag am 
24. Januar 1978 zitiere: 

Wenn im Ernst einer von uns dem anderen des

-
sen sittliche Grundpositionen bestreiten wollte, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das tun Sie doch!) 

wäre das ein schlimmer Sieg der Terroristen im 
Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Kohl [CDU/CSU] : Sie hetzen doch!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Conradi. 

Conradi (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Oppositionsführer, Herr Dr. Kohl, 
hat am 19. Januar hier behauptet, daß „das Diktat 
der Linken in der SPD den Bundestag daran hin-
dere," diese Gesetze zu verabschieden, und er hat 
gesagt, daß „eine Handvoll linker Abgeordneter 
dem Parlament, dem ganzen Land ihre ideologi-
schen Vorstellungen scheinbarer Liberalität oktroy-
ieren" wolle. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin einer von denen, Herr Dr. Kohl, die Sie da 
wohl gemeint haben. Deswegen will ich Ihnen in 
dieser Debatte antworten, nicht im Auftrag, nicht 
im Namen meiner Fraktion, aber doch für eine 
ganze Reihe von Freunden in dieser Fraktion, die 
meine Meinung, meine Befürchtungen in dieser 
Sache teilen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Mögen täten 
wir schon wollen, aber dürfen haben wir 

uns nicht getraut"!) 

Wenn Sie in diesem Zusammenhang von Diktat 
gesprochen haben, von Erpressung, dann haben Sie 
eine falsche Vorstellung von der Diskussion in der 
SPD. Ich meine, es sei keine Schande, in einer De-
mokratie eine abweichende Meinung zu vertreten. 
Das Wort „Abweichler" ist nur in totalitären Staa-
ten ein Schimpfwort, bei uns kann es das nicht 
sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich verstehe, Herr Dr. Kohl, daß die Art und Weise, 
wie eine Minderheit in Ihrer Fraktion mit Ihnen 
umgeht — Sie mußten sogar Verträge schließen, 
die dieser Minderheit ein Vetorecht garantieren —, 
Sie den schwierigen und mühsamen Meinungs- und 

Mehrheitsbildungsprozeß in unserer Fraktion schwer 
verstehen läßt. 

Sie haben die Richtlinienkompetenz des Herrn 
Bundeskanzlers bemüht. Das zeigt ein seltsames 
Verständnis der Richtlinienkompetenz, denn Art. 65 
des Grundgesetzes statuiert die Richtlinienkompe-
tenz gegenüber dem Kabinett. Der Bundeskanzler 
als ein leidenschaftlicher Parlamentarier würde die 
Vorstellung, die Koalitionsabgeordneten seien 
seine Befehlsempfänger, sicher entschieden ableh-
nen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Herr Conradi, mir 
scheint, der Bundeskanzler hat Sie richtig 

als Selbstdarsteller charakterisiert!) 

Die Art, wie Sie diese Debatte führen, die Vo-
kabeln, die Sie da verwenden — Diktat, Erpres-
sung —, kennzeichnet ein illiberales, ein obrigkeits-
staatliches Denken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich einige Beispiele für die Beden-
ken, die wir zu diesem Gesetz diskutiert haben, auf-
führen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Für wen 
sprechen Sie denn?) 

— Ich habe gesagt, Herr Stark, ich spreche nicht im 
Namen und im Auftrag der SPD-Fraktion, sondern 
für eine Reihe von Freunden, die meine Bedenken 
teilen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Nennen Sie Na

-

men!) 

Ich sehe z. B., daß die erweiterte Möglichkeit der 
Durchsuchung von Wohnungen unstrittig ist bei 
Mord, Geiselnahme und Entführungen. Da kann es 
eigentlich keinen Zweifel geben. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Für wen spre

-

chen Sie?) 

Daß die erweiterte Möglichkeit der Durchsuchung 
von Wohnungen aber schon allein beim Verdacht 
der Werbung für eine terroristische Vereinigung ge-
geben sein soll, macht mich besorgt und legt mir 
die Befürchtung nahe, es könne da Mißbrauch ge-
trieben werden, es könne etwa schon das kindische 
Flugblatt irgendeiner Spontigruppe massenhafte 
Durchsuchungen von Studentenheimen und Studen-
tenwohngemeinschaften ermöglichen. 

Es ist nicht strittig, daß Massenkontrollen bei 
schwersten Straftaten, nach einer Entführung, einer 
Geiselnahme oder einem Mord möglich sein müs-
sen. Nach diesem Gesetz sind sie aber schon allein 
beim Verdacht auf Unterstützung einer terroristi-
schen Vereinigung und zur Sicherstellung von Be-
weismitteln möglich. Nehmen Sie es mir nicht 
übel, ich habe da Bedenken. Hier ist der Mißbrauch 
möglich, daß etwa eine Landesregierung eine ihr 
unerwünschte Demonstration durch solche Kontroll-
stellen unmöglich macht. 

Es ist doch nicht strittig, daß sich verdächtige Bür-
ger identifizieren lassen müssen. Bei Unverdäch-
tigen frage ich mich hingegen: Was hat das über-
haupt mit Terrorismus zu tun, was hier beschlossen 
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wird? Es gilt ja nicht für schwerste Straftaten — da-
gegen hätte ich nichts —, sondern es gilt für a 11 e 
Straftaten. Bei jedem Verdacht auf eine Straftat 
muß sich ein unverdächtiger Bürger zur Aufklärung 
identifizieren und möglichenfalls 12 Stunden fest-
halten lassen. Ich sehe auch dort Mißbrauchsmöglich-
keiten. Ich habe wirklich Sorge, daß wir bei der 
Tendenz, die ich bei einigen von Ihnen sehe und 
höre, den Streik zu kriminalisieren, damit rech-
nen können, daß einmal bei einem Gerangel am 
Streiktor, bei den Streikposten unverdächtige 
Streikende zur Feststellung ihrer Personalien fest-
gesetzt werden. Ich will nicht, daß dies geschieht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Schließlich meine ich, daß die erweiterte Aus-
schlußmöglichkeit von Strafverteidigern ohne über-
zeugende Begründung eine Mißbrauchsmöglichkeit 
eröffnet, mißliebige Strafverteidiger unter Aus-
schlußdrohungen zu stellen. Tatsachen für einen 
Verdacht, der Verteidiger mißbrauche sein Amt, 
sind schnell zu finden. Es könnte sein, daß diese 
Vorschrift die Verteidigung eines terroristischen 
Täters auch für einen ehrenhaften, auch für einen 
korrekten Anwalt zu einem kaum mehr tragbaren 
beruflichen Risiko macht. 

Ich habe Ihnen einige Bedenken, über die wir 
diskutiert haben, hier dargestellt. In vielen Punk-
ten haben wir Modifikationen erreichen können. Ich 
sehe aber auch die Bedenkenlosigkeit, mit der ei-
nige von Ihnen hier rechtsstaatlichen Positionen zu 
Leibe rücken wollten. Nehmen wir etwa die Forde-
rung von Herrn Strauß, rückwirkend die Siche-
rungsverwahrung einzuführen. Er hat am 24. Januar 
wörtlich gesagt: „Für diese Fälle ... allein die im 
Jahre 1977 entlassenen 20 Terroristen ...". Wenn 
ich diese Bedenkenlosigkeit sehe, dann weiß ich, 
was wir an Abbau rechtsstaatlicher Positionen zu 
befürchten hätten — und bis 1984 sind es weniger 
als sechs Jahre —, hätten Sie hier die Mehrheit. 

Hier — und nur hier — liegt der Grund meiner 
Zustimmung zu diesem Gesetz. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Ankündigung, ein Scheitern dieses Gesetzes 
würde die Regierungsfähigkeit dieser Koalition ge-
fährden, nehme ich sehr ernst. Für mich wie für 
einige andere wird damit die Abstimmung über die-
ses Gesetz, ein Gesetz, das wir nicht gewollt haben,  

(Zuruf des Abg. Hartmann  [CDU/CSU]) 

tatsächlich zur Abstimmung über diese Koalition, 
die wir wollen, nicht zuletzt um der Erhaltung des 
Rechtsstaates willen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich! — 
Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das sagen die 
Wanzen-Leute! — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU]: Ein Selbstdarsteller sind Sie! 
— Dr. Marx [CDU/CSU] : Patentdemo

-

krat! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Die Zustimmung zu diesem Gesetz wird mir leich-
ter, wenn die Bundesregierung sorgfältig darauf 
achtet, daß nicht der Eindruck entsteht, es würden 

etwa bei der Fahndung nach Terroristen Grund-
rechte verletzt. 

(Seiters [CDU/CSU] : Alibi-Rede!) 

Ich weiß und will hier deutlich machen, daß die 
übergroße Mehrheit der Polizeibeamten, der Kri-
minalbeamten, der Grenzschutzbeamten gesetz-
lich korrekt handelt. Selbst wenn da bei einer 
Fahndung während der akuten Phase der Schleyer-
Entführung ein Fehlgriff vorgekommen ist, ist dies 
verständlich und auch entschuldbar. 

Aber mich bedrückt der Verdacht auf Rechtsver-
letzungen, etwa, wenn das Bundeskriminalamt ver

-

sucht, in der Vormundschaftssache eines Kindes 
eines Terroristen in Stuttgart Einfluß zu nehmen. 
Der Vater sitzt wegen Verdachts einer terroristi-
schen Straftat ein, die Mutter ist flüchtig. Das Bun-
deskriminalamt versucht, auf die Vormundschafts-
sache einzuwirken. Ich meine, dies sind so schwer-
wiegende Dinge, daß sie nicht wochenlang unwi-
dersprochen stehenbleiben dürften. Die Bundesre-
gierung muß jedem Verdacht einer Rechtsverlet-
zung rasch und unnachsichtig nachgehen — nicht 
so, wie im Fall Traube, wo der Journalist, der diese 
Verfassungsverletzung aufgedeckt hat, von der Bun-
desanwaltschaft der „verfassungsfeindlichen Sabo-
tage" beschuldigt und deshalb festgenommen 
wurde. Dies kann nicht der richtige Weg sein. 
Vielmehr muß jedem Bürger, jedem Beamten klar 
sein: Die Bundesregierung nimmt das Grundgesetz, 
die Grundrechte jedes einzelnen Bürgers auch bei 
der Fahndung nach den Terroristen, bei der Be-
kämpfung der Terroristen bitter ernst. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Seit wann?) 

Ich möchte zum Schluß die Bundesregierung er-
mutigen, die Fragen der inneren Sicherheit nicht 
allein der Justiz und Polizei zu überlassen. Das 
Gesetz, dessen Beschluß hier ansteht, greift immer 
erst nach Straftaten. Fahndung, Kontrolle, Durch-
suchung, Trennscheiben, Anwaltsausschluß sind im-
mer Maßnahmen nach einer Straftat, die allen-
falls die Wiederholung einer Straftat verhindern 
können. Wir sollten uns alle und auch die Offent-
lichkeit nicht darüber täuschen, daß dies nicht sehr 
viel mehr an innerer Sicherheit bringt, sondern daß 
andere Maßnahmen dazugehören, die den Terro-
risten v o r der Tat das Handwerk erschweren, z. B. 
im Bereich Kraftfahrzeugkennzeichen, Ausweise, 
Bankensicherung. 

Der entscheidende Punkt liegt doch in dem Bereich, 
der hier so oft angesprochen worden ist, der gei-
stigen Auseinandersetzung. Sie haben doch eine 
gute Fachkonferenz über dieses Thema, über die Ur-
sachen des Terrorismus gehabt. Sie haben — das ist 
mein Eindruck — aus der Fachkonferenz leider nicht 
sehr viel gelernt. Einige von Ihnen führen die Aus-
einandersetzung so, als sei der Kampf gegen den 
Terrorismus ein Kampf gegen die Koalition, als 
könne der Terrorismus nur besiegt werden, wenn 
die Koalition besiegt wird. Insofern ist die Auf-
schrift, Ihre Gesetzentwürfe sollten dem inneren 
Frieden dienen, nicht kongruent mit dem, was Sie 
draußen im Lande zu diesem Thema sagen. 
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Nein, ich meine mit der Frage nach der geistigen 

Auseinandersetzung das Problem, daß doch nicht 
einige Dutzend Terroristen die Demokratie gefähr-
den, sondern daß die viel schlimmere Gefahr für 
die Demokratie, für diesen Staat darin liegt, daß 
viele, zu viele kritische junge Menschen in Resigna-
tion verfallen, Ohnmachtsgefühle, Mißtrauen, Di-
stanz gegenüber diesem Staat haben. Darauf geben 
wir die Antwort ganz sicher nicht mit der Polizei 
und der Justiz. Im Gegenteil: Dieses Gesetz — und 
erst recht jeder Mißbrauch dieses Gesetzes — kann 
mehr Distanz, kann weniger Vertrauen bewirken. 

Ich weiß nicht, ob auch andere hier im Saal 
gestern abend die Diskussion mit zwei ehemaligen 
Terroristen gesehen haben, diese sehr ernsthafte 
Auseinandersetzung von Mahler und Bäcker mit 
ihrer Vergangenheit. Ich meine, was die beiden dort 
gezeigt haben, kann viele junge Menschen, die ein-
mal auf diesem Weg waren oder vielleicht noch 
sind, davon abbringen, diesen Weg weiterzugehen. 
Unsere Antwort auf die Gefährdung der Demokra-
tie durch die Resignation junger Menschen kann 
nur in einer breit angelegten Politik liegen, von der 
Schulpolitik bis zur Berufsbildung, von der Jugend-
hilfe bis zur Arbeitsmarktpolitik, um, wie Max Frisch 
gesagt hat, „Politik wieder herzustellen als Entwurf 
eines Zusammenlebens der Menschen". 

Viele junge Menschen in diesem Lande fühlen 
sich einem „kalten Krieg" ausgesetzt. Wir sollten 
eine „Entspannungspolitik nach innen" machen, in 
der wir Offenheit, Gelassenheit, Ehrlichkeit zeigen. 
Weil ich die Hoffnung habe, daß diese Bundesregie-
rung zu einer solchen Politik fähig ist, stimme ich 
diesem Gesetz trotz schwerer Bedenken zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schwencke. 

(Zuruf der CDU/CSU: Noch einer!) 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ich habe das Wort 
für eine kurze persönliche Erklärung erbeten. 

Ich werde dem heute behandelten „Gesetz zur Än-
derung der Strafprozeßordnung", dem sogenannten 
Antiterrorgesetzpaket, zustimmen — gegen mein 
Gewissen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Nicht meine Fraktion, nicht der SPD-Vorsitzende, 
der Bundeskanzler oder Fraktionsvorsitzende haben 
mich zu dieser Entscheidung gedrängt. 

(Erneutes Lachen und Zurufe bei der CDU/ 
CSU) 

Das war auch nicht möglich. Weitere Einschränkun-
gen von Grundrechten vorzunehmen kann, wenn 
überhaupt, nur der einzelne Abgeordnete verantwor-
ten. Kein Kollektivum kann ihm diese Verantwor-
tung abnehmen. 

Einziger Grund für meine Zustimmung sind Sie, 
meine Damen und Herren in der CDU/CSU-Fraktion. 

(Seiters [CDU/CSU] : Macht geht vor Gewis-
sen!) 

Ich werde, der Einsicht ins politisch Notwendige fol-
gend, nämlich um Schlimmeres zu verhindern, zu-
stimmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo haben Sie Ihr 
Gewissen abgegeben?) 

Auf dieses Schlimmere haben Sie mit Ihren Geset-
zesinitiativen einen fatalen Vorgeschmack gegeben. 
Ich will den Rechtsstaat, den sozialen Rechtsstaat 
und nicht den Polizeistaat. Aber die Gefahr ist nicht 
auszuschließen, daß der Polizeistaat vor der Tür 
steht, wenn auch nur ein Bruchteil der Gesetzent-
würfe, die Sie uns vorgelegt haben, geltendes Recht 
werden würde. Um diesen Schaden, der unserer Re-
publik droht, abzuwenden, werde ich diesem Geset-
zespaket zustimmen. 

Vieles, allzu vieles, ist in diesen Tagen über das 
Gewissen gesagt worden. Die Gewissensfrage zu 
stellen, ist für mich der Versuch, christliche Verant-
wortung wahrzunehmen. Das stellt sich mir als das 
Dilemma dar: dem eigenen Gewissensentscheid eine 
„höhere" Einsicht für politisch aktuell Notwendiges 
überordnen zu müssen. Ob dem eine neue Gewis-
senqualität zukommt, wage ich auch theologisch 
nicht zu entscheiden; politisch wird es so sein. 

Solches Abwägen mag das Geschäft des Politikers 
sein — ein alltägliches ist es nicht und darf es nicht 
werden. Meinem Wunsche, daß der Bundestag die 
vorgelegten Gesetzesänderungen der Koalition nicht 
verabschieden möchte, muß ein übergeordneter Ge-
sichtspunkt entgegenstehen: diese Gesetze zwar 
nicht zu wünschen, aber andererseits nicht zu wol-
len, nicht wollen zu dürfen, daß sie scheitern — im 
Blick auf die nicht nur möglichen, sondern wahr-
scheinlichen Folgen. 

Indem meine Freunde und ich so handeln, tragen 
wir dazu bei — meinen wir —, daß Schaden von un-
serem Volke abgehalten wird. Welchen Schaden? — 
Den Schaden, den die Deminuierung des freiheitlich

-

rechtsstaatlichen Bestands unserer Republik dar-
stellt. 

Sie, meine Damen und Herren von der CDU/CSU-
Fraktion, würden, wenn unsere Gesetze scheiterten, 
mit Ihren Gesetzentwürfen soviel Schaden über un-
ser Volk bringen, einen Schaden, der mit Sicherheit 
in der Verstümmelung unserer parlamentarischen 
Demokratie liegen würde. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben dies mit der brunnenvergiftenden Wahl-
kampfparole „Freiheit oder Sozialismus" begonnen 
und dabei häufig die „Solidarität der Demokraten" 
beschworen, aber doch wohl nicht gemeint. Damit 
haben sie sich • — ungewollt — zu Sympathisanten 
derer gemacht, die wir doch gemeinsam bekämpfen 
wollen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Pfui Teufel! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ihre „Freiheit" ist nicht unsere, und Sie hätten diese 
reduzierte Freiheit durch Ihre Gesetze allen Bürgern 
und Bürgerinnen dieses Landes zugeordnet. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das ist so ein 
Jugendverderber! — Frau Pack [CDU/CSU) : 

Und das ist ein Theologe!) 
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Hieße das nicht, sich zum Wegbereiter von politi-
schen Bewegungen zu machen, die Sie nicht wollen 
in Ihrer Mehrheit, die aber ante portas stehen? 
Würde die wachsende Angst, die in diesem Lande 
viele Väter hat, die innere Sicherheit dieses Staates 
letztlich nicht mehr gefährden als die Terroristen? 

Ich ziehe nicht — das ist im strengen Sinne nicht 
logisch — die Konsequenz, indem ich mein Bundes-
tagsmandat zurückgebe. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie sind 
ein schöner Christ! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Ich will es noch intensiver als bisher nutzen, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Trotz 
Gewissen?) 

mit Leidenschaft, Verantwortung und auch mit dem 
Versuch von Augenmaß. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Und 
wo haben Sie das Gewissen abgegeben?) 

Denn die terroristischen Verbrecher zu bekämpfen, 
darf nicht auf Kosten der Liberalität aller Bürger 
gehen. Der beste Schutz der Republik ist nicht 
weniger, sondern mehr Liberalität. 

Im Blick auf das, was Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU-Fraktion, diesem Lande 
mit Ihrem Strafverschärfungspaket zumuten, stimme 
ich dem vorliegenden Gesetzespaket zu. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Gegen Ihr Ge-
wissen!) 

Unsere demokratische Tradition, die wir gemeinsam 
haben und die den Namen „Grundgesetz" trägt, gilt 
es zu schützen. 

Unsere politische Arbeit, dieses Grundgesetz zur 
gesellschaftlichen Wirklichkeit zu machen, ist „eine 
schwere, kühne und langwierige Arbeit. Sie ist 
Kampf gegen die Hysterie, die einspurt auf Kristall-
nacht-Mentalität. Sie ist Kampf für mehr Demo-
kratie." 

Mit diesen Worten, meine Damen und Herren, hat 
Max Frisch vor dem Hamburger Parteitag der SPD 
im November 1977 das gesagt, was auch ich in die-
sem Augenblick empfinde. Lassen Sie mich damit 
meine persönliche Erklärung abschließen. 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Das wird Zeit! — 
Seiters [CDU/CSU] : Vergessen Sie Ihr Ge-
wissen nicht! — Zurufe von der CDU/CSU: 
Kein Beifall! — Es klatscht nicht mal einer 
von Ihrer Fraktion! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Diese heutige 
Debatte um die sogenannten Terrorismusvorlagen 
ist der vorläufige Höhepunkt — so dachten zumin-
dest viele — in einem Ringen um die Verteidigung 
unserer rechtsstaatlichen Ordnung. — Es ist schon 
bemerkenswert, daß das deutsche Parlament über 

diese — wie jeder hier spürt — uns alle bewegende 
und tief anrührende Frage debattiert und über weite 
Teile dieser Debatte der amtierende Bundeskanzler 
von dieser Debatte überhaupt keine Kenntnis nimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Pack 
CDU/CSU]: Der macht Papierflugzeuge!) 

Daß er jetzt bei der Schlußabstimmung statt auf der 
Regierungsbank inmitten seiner Fraktion Platz ge-
nommen hat, verstehe ich nach den Ergebnissen der 
letzten Tage. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist seine 
Sache!) 

Herr Bundeskanzler, wie können Sie — dies ist 
eine Frage, die ich Ihnen zuerst stellen muß — ein 
solches Verhalten unseren Mitbürgern erklären, die 
doch gerade von dieser Debatte Aufschluß über 
Meinung und Denken der führenden politischen 
Kräfte unserer Bundesrepublik erwarten? Wie kön-
nen eigentlich der demokratische Staat und seine 
Repräsentanten — etwa der Bundeskanzler — Kraft 
und Autorität des Amtes in Anspruch nehmen, 
wenn der Bundeskanzler — und das ist mehr als 
eine Stilfrage — sich hier in dieser Form demon-
strativ verhält? Es kann sein, Herr Bundeskanzler, 
daß Sie an dieser Debatte nicht teilgenommen ha-
ben, weil Sie sich vielleicht schämen, die Vorlage 
öffentlich mit zu vertreten, die hier zur Abstimmung 
ansteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach all dem, was wir — damit sind wir nicht in-
diskret — über Ihr Denken wissen, können wir uns 
vorstellen, wie Sie nach den Redeauftritten, die wir 
gerade erlebt haben, innerlich reagieren. 

Am 13. April 1977, in jenen bewegenden Stunden 
beim Staatsakt für den ermordeten Generalbundes-
anwalt Siegfried Buback in Karlsruhe sagten Sie 
wörtlich: 

Nach dem Stockholmer Attentat habe ich dem 
Bundestag gesagt — und ich möchte das wieder-
holen —: Wer den Rechtsstaat zuverlässig 
schützen will, der muß innerlich auch bereit 
sein, bis an die Grenzen dessen zu gehen, was 
vom Rechtsstaat erlaubt und geboten ist. 
. . . Folglich kann für die Bekämpfung von 
Terroristen nur der Grundgedanke der Siche-
rung  bestimmend sein. Und das heißt: Wir müs-
sen sie hinter Schloß und Riegel bringen. 

Herr Bundeskanzler, glaube Sie und die Mitglieder 
Ihres Kabinetts, die eben abgestimmt haben und 
gleich anschließend wieder abstimmen werden, im 
Ernst, daß dieses Zitat, gesprochen am Sarge Sieg-
fried Bubacks und seiner Begleiter, mit Ihrem Ver-
halten, das wir soeben hier erlebt haben, zu messen 
ist? Ich glaube dies nicht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer diese Debatte erlebt hat und wer die Pro-
tokolle einmal nachliest — in Worten wird vieles 
noch deutlicher werden —, wird mir sicher zustim-
men, daß diese Debatte auch ein vorläufiger Höhe-
punkt jenes seit Monaten laufenden Versuchs der 
sozialdemokratischen Parteiführung ist, die öffent-
liche Debatte in der Bundesrepublik zum Thema der 
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Verteidigung des freiheitlichen Rechtsstaates oder 
der Verteidigung gegen die Angriffe des Terroris-
mus in eine Debatte in der Form umzufunktionieren, 
daß jene, die auch — wie Sie — den Rechtsstaat ver-
teidigen wollen, auf die Anklagebank gedrängt wer-
den. Derjenige, der sich ohne jede Einschränkung 
zum Rechtsstaat bekennt, soll nach Ihrem Konzept 
schuld sein. Sie reden aber kaum von denen, die uns 
diese Heimsuchung in den letzten Jahren gebracht 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie reden nicht — ein besonderes Beispiel intellek-
tueller Unredlichkeit haben wir in den Ausführun-
gen des Abgeordneten Lattmann gerade erlebt — 
von den wirklichen geistigen Ursachen, und Sie stel-
len sich ja auch nicht der Diskussion an den deut-
schen Universitäten, weil Sie das Werk, das Sie mit 
heraufbeschworen haben, jetzt aus der Nähe gar 
nicht mehr anschauen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer diese Debatte und Ihre flankierende Ver-
leumdungsaktion draußen im Lande verfolgt hat, der 
weiß, daß Sie erreichen wollen, daß unsere Mitbür-
ger das Bild gewinnen: Es geht doch gar nicht um 
den Terrorismus, sondern hier sind finstere Kräfte 
am Werk, die diesen Rechtsstaat umbringen wollen. 

Ich habe mir einige dieser Zitate aufgeschrieben. 
Sprache ist verdächtig. Herr Lattmann, vor allem Sie

-

sollten das wissen. Sie gebrauchen hier wieder das 
Wort von An-den-Pranger-Stellen. Sie sagen „prah-
lerisch von Freiheit reden" . Glauben Sie denn im 
Ernst, daß im Zusammenhang mit Fragen des Terro-
rismus das Wort „prahlerisch" das richtige Wort  ist, 

 wo wir doch alle verspüren, welches Gewicht diese 
Entscheidung auch angesichts der Toten, angesichts 
ihrer Angehörigen und angesichts auch der Notwen-
digkeit, freiheitliche Ordnung garantieren zu können, 
für uns alle verbindlich besitzt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was ist das für ein für freiheitliche Demokratie 
tödlicher Geist, der da durchs Land zieht und ver-
leumdet und verteufelt, der davon schwätzt, in die-
sem Lande gehe der Gedanke um, daß alle zu bewa-
chen sind, daß die Zukunft in diesem Lande — ich 
zitiere wörtlich Herrn Lattmann — der Angst gehört 
und nicht der Hoffnung? Herr Lattmann, wenn dies 
Ihre Meinung ist, kann ich nur sagen: In welcher 
Bundesrepublik Deutschland leben Sie überhaupt? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus Ihren Worten und den Worten Ihrer Freunde 
spricht doch in der Tat dieser Haß, der in Ihrem La-
ger gezüchtet wird. Was ist das für eine Sprache im 
Deutschen Bundestag, wenn hier einer formuliert: 
Es gibt eine typographische Nähe zur CDU/CSU! 
Das ist das Freund-Feind-Verhältnis, das die Weima-
rer Republik zerstört hat. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Und Sie sind dabei, diese Republik wieder zu zer-
stören, wenn Sie so fortfahren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Emmerlich [SPD]: „Wieder" ist ja toll! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Da kommt ein anderer. Ich will seinen Namen gar 
nicht nennen. Aber hier muß ich die Weitsicht der 
personalpolitischen Einsicht des Herrn Bundeskanz-
lers im Blick auf die denkbare Berufung als Parla-
mentarischer Staatssekretär bewundern. Da war 
eben ein Redner, der sagte, es werde rücksichtslos 
aus dem Lager der CDU/CSU rechtsstaatlichen Po-
sitionen zu Leibe gerückt, und die Koalition müsse 
bleiben, weil — überlegen Sie, was das heißt! — die 
Koalition zur Erhaltung des Rechtsstaates notwendig 
sei. 

(Zuruf der Abg. Frau Pack [CDU/CSU]) 

Und Sie haben dafür Beifall bekommen. Wenn dies 
die Meinung der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands ist, tut sich hier ein Graben auf, der 
sich für lange Zeit nicht mehr schließt. Denn dies 
zeigt doch, daß Sie eine andere Vorstellung von Re-
publik haben als diese Bundesrepublik Deutschland. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Emmerlich [SPD] : „Freiheit oder Sozialis-

mus", Herr Kohl!) 

Und das müssen wir uns von Leuten sagen lassen, 
die Lauschangriffe 

(Haase [Kasse] [CDU/CSU]: So ist es!) 

in private Bereiche von Mitbürgern in einer Zahl 
geführt haben, wie sie in der Zeit der Geltung des 
Grundgesetzes noch niemals vorgekommen waren. 

(Lebhafter, anhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Das müssen wir uns von Leuten sagen lassen, die 
hier von Demokratie — man kann es nicht anders 
formulieren — schwätzen — und in Nordrhein-West-
falen sind es Ihre politischen Freunde, die ein uner-
wünschtes Volksbegehren mit den billigsten Metho-
den abqualifizieren und sperren wollen. 

(Lebhafter, anhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU — Dr. Emmerlich [SPD] : Billigste 

Hetze! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Brandt, Sie sagten: Wir wollen mehr De-
mokratie wagen. Hier steht die Elternschaft eines 
Landes gegen eine unsinnige Schulpolitik auf, 

(Widerspruch bei der SPD) 

und dann geben Sie für 400 000, 500 000 stimmberech

-

tigte Einwohnern acht oder neun Abstimmungs-
stellen. Wenn das keine Manipulation ist, dann weiß 
ich überhaupt nicht, was Manipulation ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts solcher Vorkommnisse reden Sie von 
Demokratie, von Angriffen auf Demokratie! Verehr-
ter Herr Conradi, Demokratie ist für Sie das, was 
der Sozialdemokratischen Partei dient und sonst gar 
nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einen Mann, der hierher kommt und erklärt, -junge 
Menschen seien in der Bundesrepublik dem Kalten 
Krieg ausgesetzt, den kann ich nur fragen: Wo 
leben denn diese jungen Menschen, die dem Kalten 
Krieg ausgesetzt sind? 

(Zurufe) 
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— Herr Abgeordneter aus Mainz, ich möchte Ihnen 
auf Grund unserer gemeinsamen Wegstrecke raten, 
dazu keinen Zwischenruf zu machen. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Mit Drohungen an-
deren Leuten den Mund zu verbieten, das 

ist Ihre Demokratie!) 

Zuletzt haben wir von einem dritten Redner aus 
dem Lager der SPD eine erstaunliche theologische 
Umformulierung des Gewissensbegriffes erlebt. Ich 
hätte Ihnen nicht übel genommen, wenn Sie ans 
Pult gegangen wären und gesagt hätten: Ich war 
bei Willy Brandt eingeladen — das ist sein Ge-
schäft als Parteivorsitzender, das ist in Ordnung —, 
der mir die Gefahren für die Koalition vor Augen 
gestellt hat, und zähneknirschend stimme ich zu. 
Das wäre die Begründung eines Mannes gewesen. 
Aber hören Sie mit diesem läppischen Geschwätz 
von Gewissen auf, wenn Sie gleichzeitig sagen: Es 
geht um den Machterhalt der Koalition! Wenn es 
eine Gewissensentscheidung ist, müssen Sie die 
Konsequenzen entsprechend ziehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Emmerlich [SPD]: Haben Sie auch noch 
etwas zur Sache zu sagen, Herr Dr. Kohl? 

— Weitere Zurufe von der SPD) 

Aber das ist jene intellektuell-moralische Hoffart, 
die Sie seit Jahren durchs Land ziehen läßt und die 
zu so makabren Formulierungen führt: Ihre Freiheit 
ist nicht unsere. Ich antworte Ihnen gern darauf: 
Ihre Republik ist nicht unsere, und darüber werden 
wir uns auseinandersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Emmer-
lich [SPD] : Herr Kohl, Sie sollten sich schä-
men, so etwas im Deutschen Bundestag 
auszusprechen! Eine unerhörte Beleidi-

gung! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Wer so wie Sie den politisch Andersdenkenden in 
seiner moralischen Grundlage angreift, der muß die 
Antwort bekommen, die er allein versteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[SPD] : „National-Zeitung" ! — Weitere Zu-

rufe von der SPD) 

— Herr Kollege Ehmke, wenn wir beide uns über 
die „National-Zeitung" unterhalten, läßt sich unser 
beider Lebensweg in diesem Zusammenhang sehr 
wohl miteinander vergleichen. 

(Dr. Ehmke [SPD] : Sehr gern!) 

Bringen Sie mich bitte nicht in die Lage, über Ge-
schichte der NS-Zeit mit Ihnen debattieren zu müs-
sen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu-
rufe von der SPD) 

Ich werfe niemandem einen politischen Fehler, 
einen Irrweg oder einen Irrtum in jungen Lebens-
jahren vor. Ich bin dafür, daß das Recht auf politi-
schen Irrtum für jedermann gilt - ich sage be-
wußt: für jedermann auch für jedermann im 
Deutschen Bundestag. Aber Herr Ehmke, es ist 
unerträglich, daß von Ihrer Seite derartige Töne 
des Rechtsradikalismus immer wieder hereinge-
tragen werden. 

Soeben hat einer Ihrer Redner im Hinblick auf 
ein Zitat eines bekannten deutschen Richters auch 
wieder so eine spezielle Formulierung hier einge-
führt. Damit dies klar ist: Auch wenn es sich um 
den Vizepräsidenten des Bundesverfassungsgerichts 
handelt, so muß er sich selbst fragen — ich beziehe 
mich auf das Zitat —, wie er mit diesem Zitat leben 
kann. Ich gehe davon aus, daß die Bundesrepublik 
Deutschland von allen ihren Bürgern in allen demo-
kratischen Lagern aufgebaut wurde, und ich billige 
jenen, die früher bei der NSDAP waren und beim 
Wiederaufbau mitgeholfen haben, einen beacht-
lichen  Respekt zu, wenn sie dazugelernt haben, 
wenn sie bereit waren umzulernen. Es hat niemand 
das Recht, in diesem Zusammenhang die Liberalität 
der Bundesrepublik in Frage zu stellen. Und kom-
men Sie von der SPD dann bitte nicht und jammern 
über Stimmen im Ausland, über „faschistoide 
Grundlagen der Bundesrepublik", wenn Sie im 
Deutschen Bundestag in dieser Form zu diesem 
Thema diskutieren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kohl, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte, Herr 
Abgeordneter Ehmke. 

Dr. Ehmke (SPD) : Herr Kollege Kohl, würden Sie 
so gut sein, sich gelegentlich davon zu überzeugen, 
daß Sie bei der Unterstellung, die Sie hier eben mir 
gegenüber zum Ausdruck gebracht haben, selbst ein 
Opfer der Rechtspresse sind? Und zweitens, würden 
Sie zur Kenntnis nehmen, Herr Kollege Kohl, daß 
sich meine Bemerkung „National-Zeitung" darauf 
bezog, daß Sie hier eben die schlimme Behauptung 
aufgestellt haben, unsere Republik sei nicht Ihre 
Republik? Dies ist allerdings eine Sentenz, die ich 
in diesem Hause noch nicht gehört, wohl aber in 
der „National-Zeitung" gelesen habe. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Herr Abgeordneter Ehmke, 
ich habe auf zwei Zitate geantwortet, die ich wie-
derhole. Ich hätte es begrüßt, wenn Sie im Rah-
men Ihrer Zwischenfrage diesen Hintergrund noch 
einmal herausgestellt hätten. Ich habe zu zwei Red-
nern Ihrer Fraktion gesagt, daß es unerträglich ist, 
die Behauptung aufzustellen, junge Menschen in der 
Bundesrepublik seien dem Kalten Krieg ausgesetzt, 
und zu einem anderen, daß Ihre Freiheit nicht un-
sere ist. „Ihre", das ist CDU/CSU. Wollen Sie mir 
widersprechen, daß diese Unterstellung und Thèse 
eine völlig andere Auffassung vom inneren Gehalt 
unserer Republik beinhaltet? Wären Sie bereit, mir 
deutlich zu machen, was dann an meiner Entgeg-
nung falsch ist? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD]: Alles!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kohl, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Gansel? — Herr Abgeordneter Gansel, bitte. 
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Gansel (SPD) : Herr Kollege Kohl — ich sage aus-
drücklich: Herr Kollege Kohl —, wären Sie bereit, 
bei allen Meinungsunterschieden, die wir haben, 
Ihren Satz: „Ihre Republik ist nicht unsere Repu-
blik" zu korrigieren, wenn der Abgeordnete 
Schwencke hier klarstellt, daß das, was er gemeint 
hat, war: Ihr Verständnis von Freiheit ist nicht 
unser Verständnis von Freiheit? 

(Lachen beider CDU/CSU) 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Herr Abgeordneter, wir 
brauchen hier keine Emissäre, um Verständigungs-
verhandlungen einzuleiten. Wenn der Sprecher 
Ihrer Fraktion, der hier auftrat, und Ihr Fraktions-
vorsitzender das, was dazu zu sagen ist, klarstellt, 
bin ich der allerletzte, der nicht sofort in dem glei-
chen Moment hier ans Pult tritt und das Notwen-
dige auch von meiner Seite sagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Hauptthema, das uns heute hier bewegt, die 
Terrorismusgesetzgebung, ist ein Thema, das nicht 
losgelöst von den Schicksalen der unmittelbar be-
troffenen Menschen gesehen werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Nein, danke schön. Ich 
möchte mich jetzt dem Thema zuwenden. — Wäh-
rend der Entführung Hanns Martin Schleyers hat 
sich sein Sohn an das Bundesverfassungsgericht mit 
dem Ersuchen gewandt, eine gerichtliche Anord-
nung zu erlassen, daß den Forderungen der Entfüh-
rer nachgegeben wird. Das Bundesverfassungsge -
richt hat seinerzeit diesen Antrag zurückgewiesen. 
Es ist kein Geheimnis, daß die allermeisten von uns 
diese Entscheidung nicht nur innerlich getragen 
und unterstützt haben. In seinem Urteil stellte das 
höchste deutsche Gericht damals fest, das Grund-
gesetz begründe eine Schutzpflicht nicht nur gegen-
über dem einzelnen, sondern auch gegenüber der 
Gesamtheit aller Bürger. Der Staat sei verpflichtet, 
jedes Leben zu schützen, d. h. es vor allem auch vor 
rechtswidrigen Angriffen anderer zu bewahren. Da 
das menschliche Leben einen Höchstwert darstelle, 
müsse diese Schutzpflicht besonders ernst genom-
men werden. 

Meine Damen und Herren und vor allem verehr-
ter Herr Bundeskanzler, gemessen am Ernst dieser 
Feststellung unseres höchsten deutschen Gerichtes 
mutet es meine Freunde und mich wie Hohn an, 
wenn bei Beratung des Minimalkatalogs der Bundes-
regierung zur Beruhigung der linken Gruppe Ihrer 
eigenen Partei darum gefeilscht wurde, ob künftig 
Wohnungen in einem Gebäude oder auch ein ganzer 
Gebäudekomplex durchsucht werden dürfen. Herr 
Bundeskanzler, ich frage Sie, was Sie wohl in jener 
Nacht gesagt hätten, als wir beisammen saßen, als 
es darum ging, auf Grund bestimmter Ermittlungen 
der Polizei das sogenannte Uni-Center in Köln zu 
durchsuchen. Sie hätten es angesichts der Bedro-
hung, in der wir alle unmittelbar standen und die 
wir empfanden, mit dem Ihnen eigenen Tempera-
ment sicherlich in kräftigster Form weit von sich 

gewiesen, darüber zu reden, ob Wohnungen in 
einem Gebäude oder ein ganzer Gebäudekomplex 
künftig durchsucht werden dürfen. 

(Conradi [SPD] : Da lag Gefahr im Verzug 
vor! Sie haben keine Ahnung!) 

Herr Bundeskanzler, wir haben in dem Ver-
trauen darauf, daß wir bei allem Streit im Detail 
doch letztendlich zu einer gemeinsamen Entschei-
dung kommen, diese Verantwortung gemeinsam 
getragen. Wir — und vor allem auch Sie — wissen, 
wie erfolgreich sich skrupellose Terroristen zu tar-
nen verstehen. Weil dies so ist, wissen wir, daß 
eine Regelung — gerade wegen ihrer scheinbaren 
Liberalität — nichts anderes ist als eine ineffiziente, 
obrigkeitsstaatliche Belästigung. Maßnahmen dieser 
Art — Sie wissen das genau — sind kein Beitrag 
zum Schutze des Lebens als verfassungsrechtlichem 
Höchstwert. Maßnahmen dieser Art verschaffen dem 
Staat nicht die Legitimation, seinen Bürgern in einer 
extremen Situation unserer Republik Opfer an Leib 
und Leben zuzumuten. Alle Bürger unseres Landes 
wissen um diese Problematik. Wir wissen aus jüng-
sten Befragungen, daß eine riesige Mehrheit unse-
rer Mitbürger, rechtsstaatlich gesinnte Demokra-
ten, durchaus bereit ist, politische Entscheidungen 
dieser Art mitzutragen. 

Aber, meine Damen und Herren, es geht ja leider 
gar nicht mehr darum. Denn daß alle Vorlagen auf 
dem Boden des Rechtsstaats erwachsen sind — ob 
von FDP, SPD oder CDU/CSU vorgelegt — steht 
außer Frage. Es gibt keinen geringeren Zeugen als 
den Herrn Bundespräsidenten, der das sehr demon-
strativ und — aus gutem Grunde — mehrmals 
öffentlich bekundet hat. 120 Tage nach dem Tod von 
Hanns Martin Schleyer müssen wir doch fragen: 
Hat die Erfahrung, die wir in diesen letzten Jahren 
sammeln mußten, wirklich ihren Niederschlag in 
den heute hier zur Abstimmung stehenden Vor-
lagen gefunden? Meine Damen und Herren, Sie 
können doch nicht im Ernst glauben, daß irgend-
ein Brüger unseres Landes, der sich mit diesem 
Thema beschäftigt, Ihnen das abnimmt. 

Wer die Reden der drei Kollegen von der SPD 
gerade gehört hat, weiß doch, wie es in Wahrheit 
ist. Hier geht es doch nicht um die umstrittene Li-
beralität, daß in einer Fraktion auch kontrovers 
abgestimmt werden kann. Das Grundgesetz kennt 
— aus gutem geschichtlichen Grund — ganz klar 
die Freiheit des Abgeordneten bei seiner Gewis-
sensentscheidung. Hier aber geht es doch um den 
Machterhalt. Ich habe allen Respekt vor jedem, 
der mit guten Gründen begründet, warum er einen 
anderen Weg gehen muß. Wir alle haben in unserer 
Parteigeschichte solche Fälle gekannt, Fälle, die 
einzelne Persönlichkeiten zutiefst berührt und auf-
gerüttelt haben. Das aber ist gar nicht unsere Fra-
ge. Es geht doch darum, daß Sie aus Gründen des 
nackten Machterhalts — das gilt vor allem für Sie 
ganz persönlich, Herr Bundeskanzler — jetzt nicht 
das Richtige tun, weil Sie nicht den Mut gefunden 
haben, mit allen Demokraten in diesem Lande recht-
zeitig ein offenes, verbindliches Gespräch zu füh-
ren, um zur Gemeinsamkeit zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Kohl 
Wir verlangten in der Vergangenheit Opfer von 

Mitbürgern. Ich befürchte, wir müssen das in Zu-
kunft wieder verlangen. Ist diese Vorlage, die Sie 
jetzt mit einer Minimehrheit beschließen werden, 
darauf die würdige, die glaubwürdige, die über-
zeugende Antwort? Ich glaube dies nicht. Ist sie 
eine Antwort auf die moralische Anfrage, die der 
Sohn von Hanns Martin Schleyer am heutigen Tage 
in der „Bild"-Zeitung in einem dramatischen Auf-
ruf gestellt hat? Er schreibt dort: 

Dieser Staat hat für die Freiheit aller Bürger 
Menschenleben geopfert. Mit Erbitterung und 
Empörung muß ich nunmehr feststellen, daß 
diese Opfer sinnlos zu werden drohen. Wenn 
schon Menschen für die Allgemeinheit sterben 
mußten, dann müssen auch notwendige Ein-
schränkungen persönlicher Freiheiten geduldet 
werden, die im Interesse der Sicherheit aller 
Bürger erforderlich sind. 

Er schreibt zum Schluß: 
Der Bundeskanzler ist nunmehr in die Pflicht 
genommen. 

Wir haben dieses Angebot der Zusammenarbeit 
immer wieder gemacht. Sie haben es aus taktischen 
Erwägungen zurückgestoßen. Sie wußten wohl, daß 
es hier weit über die Frage des Zusammenhalts der 
Koalition hinaus um eine Frage der moralischen 
Statur, der Autorität, der Verteidigungskraft des 
freiheitlichen Rechtsstaats der Bundesrepublik 
Deutschland ging und geht. Sie haben dennoch den 
kleinmütigen, den bescheidenen Weg gewählt, näm-
lich den Weg, sich mit einer winzig knappen Mehr-
heit und mit dem Schaudern im Rücken, ob es 
diesmal noch einmal langt und ob der Rotstift Her-
bert Wehners es noch einmal geschafft hat, über 
die Runden zu bringen. Dazu kann Ihnen niemand 
Glück wünschen. Dies ist keine glückliche Stunde 
der Bundesregierung, dies ist keine glückliche 
Stunde des Bundeskanzlers, und die ist ganz gewiß 
— und das ist das Wichtigere — keine glückliche 
Stunde für die Bundesrepublik Deutschland. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schwencke. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte folgende per-
sönliche Erklärung abgeben. Mir ging es in meiner 
Rede darum, deutlich zu machen, daß Ihr Verständ-
nis von Freiheit sich von unserem Freiheitsverständ-
nis unterscheidet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ist „uns"?) 

Wir haben sicher einen unterschiedlichen Freiheits-
begriff. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für wen sprechen 
Sie?) 

Ihren sehe ich — wie ich meiner Rede ausgeführt — 
in  dem Scheingegensatz von „Freiheit statt Sozialis-
mus", meiner ist gerade der von Rosa Luxemburg: 
„Freiheit" 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— ein Zitat, meine Damen und Herren! — „ist im-
mer die Freiheit des anderen." 

Ich bedauere, mich offenbar mißverständlich aus-
gedrückt zu haben. Es wäre gut, wenn Sie, Herr 
Kohl, als Mißverständnis eingestehen würden, daß 
das ebenso auf Ihr Zitat zutrifft: „Ihre Republik 
ist nicht unsere Republik". 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bei aller Härte dieser Debatte und 
der Schärfe der Gegensätze wollen meine Freunde 
und vor allem auch ich selbst zu keiner Minute ver-
gessen, was der Gegenstand dieser Debatte ist. Uns 
trennt ganz gewiß vieles von dem Kollegen, der vor 
mir sprach. Ich habe seine Erklärung gehört. Ich 
akzeptiere sie und sage selbstverständlich in diesem 
Sinne, daß ich meine Bemerkung „Unsere Republik 
ist offensichtlich nicht Ihre Republik" so interpre-
tiere, daß ich bei allen Gegensätzen davon ausgehe, 
daß wir gemeinsam den freiheitlichen Rechtsstaat 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es fällt mir nicht leicht, nach dieser eigen-
tümlichen Debatte, die keine Debatte war, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum denn 
nicht?) 

das Wort zu nehmen. Eben hat der Oppositionsfüh-
rer das, was in seiner Rede besonders schlimm ge-
klungen hat, modifiziert. Das ist wohl ein Aus-
druck dafür, daß das, was er mit dem Satz gesagt 
hat: „Ihre Republik ist nicht unsere", auch bei 
Ihnen nicht festgegossen werden kann. Denn sonst 
gibt es, Herr Kohl, keine Republik; sonst gibt es 
keine Republik. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU}: Daran sollten aber auch Sie denken!) 

— Hören Sie mal, ich streite heute mit Ihnen nicht. 
Sie sind nicht in einer Verfassung, in der es Ihnen 
ansteht, mir hier jetzt zu sagen, was ich heute den-
ken sollte. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Oho

-

Rufe und weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Sie haben hier z. B. gesagt, Herr Kohl, das, was 
hier gesagt worden sei, müßten Sie sich von Leuten 
sagen lassen, die Lauschangriffe in einer Zahl zu 
verantworten haben, wie sie noch nie in der Zeit 
der Bundesrepublik Deutschland gewesen seien. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Warten Sie mal bitte ab, Herr Kohl! 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Werden es noch 
mehr?) 
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Wehner 
— Nein, nein. Es kann ja sein; denn die Bundes-
republik ist ja nun schon einige Jahrzehnte alt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich gehöre nicht zu denen, die die Bundesrepublik 
ruinieren wollen. Ich hoffe, Sie machen noch halt, 
Herr Kohl, ehe Sie unwissentlich vieles dazu tun, 
daß sie ruiniert wird. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Meine Herren, solche Werturteile, wie Sie sie mir 
entgegenschreien, machen auf mich nur den weh

-

mütigen Eindruck, daß vieles von dem, wofür viele 
— und ich zusammen mit ihnen — von Anfang an 
eingetreten sind, umsonst gewesen ist. Das beweist 
Ihre Art; 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

das beweist auch — ich bin da selbstkritisch — 
manches von dem, was ich im eigenen Lager erlebe. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Weh-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Mertes? 

Wehner (SPD) : Nein. — Sie haben hier gesagt, 
Herr Kohl, wir seien dabei, wir, die Sozialdemokra-
ten, diese Republik „wieder zu zerstören". Ich halte 
mich hier an ein eindeutiges Wort Kurt Schuma-
chers, meines Lehrers: Die Sozialdemokratische Par-
tei Deutschlands ist nach dem Zweiten Weltkrieg 
von der Idee ausgegangen, ein Deutschland zu schaf-
fen, das die Wiederholung der Schrecken der Ver-
gangenheit ausschließt. Und dabei bleiben wir. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß das, meine Damen und Herren, sehr schwer 
wird, je länger der Weg dauert und je weniger von 
denen noch etwas mitwirken dürfen, die das von 
Anfang an begriffen haben, daß wir vieles gutzu-
machen haben, was früher war und woran wir man-
ches falsch gemacht haben, und daß wir das nicht 
wiederkommen lassen dürfen, ist mir klar; denn 
dumm bin ich nicht. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Sie haben, Herr Oppositionsführer, hier gesagt, 
aus den Worten z. B. des Herrn Lattmann spreche 
der Haß. Sehen Sie mal, die Worte des Herrn Latt-
mann sind nicht meine, und wir haben über Fragen, 
wie sie hier — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das gibt es ja doch wohl, Sie, sehr geehrter Herr, 
der Sie sich da besonders darüber mokieren. Das 
gibt es, das leugnen wir auch gar nicht, das verbrä-
men wir auch gar nicht. Wir brauchen keine „Strate-
giekommission" — haben wir nicht, haben wir nicht. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Nur, Herr Kohl, Sie irren. Ich will Sie nicht zu Wer-
tungen verführen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Kontrollkommissionen 
haben Sie!) 

— Da bin ich gerne bereit, Sie aufzuklären. Sie 
müssen nicht Namen nehmen und etwas Falsches 
hineinlegen. Das hat keinen Zweck, in dieser Stunde, 
wo soeben der Oppositionsführer mit großer Rüh-
rung davon gesprochen hat, was für eine schwere 
Stunde das für die Bundesrepublik Deutschland sei, 
solche Kinkerlitzchen zu machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, ich bin gerade dabei, ich bin nur ein wenig 
abgelenkt durch gewisse Fragen, auf die ich Ant-
worten gebe, verehrte Herren; aber Sie machen mich 
doch nicht verrückt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich weiß, daß ich zu denen gehöre, die weniger wer-
den; ist auch ganz in Ordnung. Nur, solange ich 
kann, werde ich für das eintreten, wofür ich nach 
dem Zweiten Weltkrieg eingetreten bin. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich war dabei, Ihnen, Herr Kohl, zu sagen, Sie 
irren sich — sagen wir besser, Sie täuschen sich —, 
wenn Sie annehmen, aus den Worten Lattmanns, 
die ich nicht teile — das weiß er, aber er hatte hier 
wohl das Recht, sie auszusprechen, und ich habe 
auch das Recht, sie mir nicht zu eigen zu machen —, 
spreche Haß. Daraus spricht nicht Haß. Wissen Sie, 
was daraus spricht? Er wird mir das wohl — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dummheit spricht 
daraus! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Nein, nein, Furcht spricht daraus, Befürchtun-
gen sprechen daraus, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr richtig!) 

die ich nicht teile. Und wenn wir hier ein Parla-
ment wären, in dem diskutiert werden könnte, in 
dem auch Zweifel gelöst werden könnten, würden 
wir bald merken, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, haben wir 
das denn nicht?) 

wo der Grund für solche Befürchtungen liegt, und 
dann könnten wir manches davon überwinden. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU] : 
Haben wir nicht so ein Parlament?) 

— Formell ja. 
(Seiters [CDU/CSU] : Haben wir nicht so 
ein Parlament, wo Zweifel geäußert wer

-

den können?) 

Herr Kohl, Sie sind nicht die Persönlichkeit, die 
mit Behauptungen, wie Sie sie hier uns gegenüber 
geschleudert haben, tiefen Eindruck machen 
könnte: denn es ist erst zwei Wochen her, da ha-
ben Sie von unserer Bundesrepublik als von einer 
„Bananenrepublik" gesprochen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Auch das ist un

-

wahr! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 
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Wehner 
— Wenn Sie das jetzt für unwahr erklären, nehme 
ich das gerne entgegen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Lesen Sie doch den 
Text!) 

aber das Protokoll — Sie werden es wohl nicht 
noch nachträglich haben retuschieren lassen — 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

zeigt es ja, und die, die dabei waren, wissen noch 
ganz genau, wie es wirklich war. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Aber es war wohl sehr unangenehm, und es ist 
Ihnen nachträglich von einigen gesagt worden, daß 
das sehr unangenehm und auch politisch schäd-
lich war. Gehen Sie herunter von solchen Vorstel-
lungen, die nicht in unsere Landschaft passen! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU] : Das hat er doch nie gesagt! Sagen 

Sie doch die Wahrheit, Herr Wehner!) 

— Das müssen Sie mir sagen! 

(Dr. Jenniger [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Ich sage die Wahrheit, und wenn ich mich irre, 
sage ich das auch. Aber Sie sind Leute, 

(Dr. Jenniger [CDU/CSU] : Sie sollen hier 
die Wahrheit sagen!) 

die können nur andere mit Füßen treten. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das kriegen Sie nicht fertig! 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Sie sagen die 
Wahrheit nicht!) 

— Mann, hampeln Sie doch nicht so herum, Sie 
sind doch Geschäftsführer und nicht Geschwätz

-

führer! 
(Heiterkeit bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Weh-
ner, der Ausdruck „Geschwätzführer" ist nicht par-
lamentarisch. 

(Lachen bei der SPD) 

Wehner (SPD) : Sie haben gesprochen von einer 
Debatte, wie sie hier geführt würde, und von „den 
sie flankierenden Verleumdungsaktionen draußen". 
War das parlamentarisch? 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

War es parlamentarisch, einer Partei von dieser 
Tradition vorzuwerfen, sie flankiere die hiesigen 
Debatten mit „Verleumdungsaktionen" und -kam-
pagnen draußen? 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das stimmt doch!) 

Nein, nein, das ist nicht in Ordnung; bei uns ist 
manches nicht in Ordnung. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

Und weil Sie von den Lauschangriffen und ihrer 
Zahl gesprochen haben: Warten Sie bitte das  Er

-

gebnis der Untersuchungsausschüsse ab! Warten wir 
es allseitig ab, statt vorher einmal einen Unter-
suchungsausschuß zu sprengen, herauszugehen und 
dann Behauptungen aufzustellen, ehe überhaupt ge-
prüft worden ist. Das mag Ihre Art sein. Unsere Art 
ist das nicht. Wir gehen allen diesen Dingen auf 
den Grund. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Wie immer!) 

Meine Herren, für den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung ist die Mehr-
heit hier bei den Abstimmungen in der zweiten 
Lesung unbestreitbar — knapp, aber unbestreit-
bar — gewesen, und die Minderheit gegen den 
Entwurf war es auch. CDU und CSU haben es ver-
schmäht, der Mehrheit zu folgen. Sie wollten SPD 
und FDP scheitern machen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU) 

— Ja, das weiß ich! Daß Sie das noch beklatschen, 
werden Sie noch einmal sehr kritisch betrachten; 
denn wenn es so ist, daß wir in schweren Zeiten 
leben, ist, diejenigen — auch wenn man sie nicht 
mag oder nicht liebt — an einem Punkt scheitern 
zu lassen oder scheitern lassen zu wollen, von dem 
Sie dann bei ihrer Art zu dramatisieren, wissen 
müssen, daß es uns alle zum Scheitern bringen 
würde, 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

eine Philosophie von unserem Staat, die ich mir 
nicht zu eigen machen werde. 

Sie haben es verschmäht, Sie wollten SPD und 
FDP scheitern machen, Sie haben abgelehnt, was 
nach Auffassung der Mehrheit zu einer wirksameren 
Bekämpfung des Terrorismus getan werden kann 
und soll bei gleichzeitiger Bewahrung dessen, was 
in unserem Staat rechtsstaatlich und freiheitlich ist. 

Bei uns hat sich eine Minderheit der Fraktion eine 
separate Stellungnahme zur Vorlage vorbehalten. 
Die Fraktion der SPD hat sich in langen Diskus-
sionen bemüht, zu klären, worum es insgesamt geht. 
Sie respektiert es, daß einige ihrer Mitglieder nicht 
mit der Fraktion stimmen, obwohl keines dieser 
Mitglieder Terrorismus unterstützen oder verharm-
losen will. Sie bedauert, daß einige — aus Motiven, 
die ganz anders sind als die Motive, aus denen her-
aus die CDU/CSU die Vorlagen ablehnt — durch 
ihre Stimmen Gelegenheit geben, an ihren Motiven 
herumzudeuteln — das müssen sie mit sich selbst 
abmachen — und damit die Haltung der Sozial-
demokraten als Partei in Deutschland und hier im 
Deutschen Bundestag in ein falsches Licht zu brin-
gen. Das haben wir zu tragen. 

Die Koalition der SPD und der FDP ist sich ihrer 
Verantwortung bewußt. Sie wird nichts versäumen, 
die Bundesrepublik Deutschland fähig zu erhalten, 
dem Terrorismus zu widerstehen. Die Opposition 
hat versucht, sich die . Schwierigkeiten zunutze zu 
machen und die Regierung der sozialliberalen Koali-
tion zum Scheitern zu bringen. Die Opposition hat 
die Änderung der Strafprozeßordnung abgelehnt, 
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Wehner 
statt sich dazu durchzuringen, über eigene konstruk-
tive Beiträge selbst etwas dazu zu tun. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU — Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Sie hat 

einen eigenen Gesetzentwurf!) 

— Sicher, Sie haben alles immer nur abgelehnt. Sie 
waren nicht bereit — — 

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU/CSU 
— Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU] zeigt 
auf den Gesetzentwurf der CDU/CSU — 

Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, das haben wir abgelehnt. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber Sie haben selbst da, wo es auch nach Ihrer 
Philosophie einen Schritt zu tun gäbe, abgelehnt. 
Es gab bei Ihnen nur nein. Ich will Sie mit keiner 
anderen Partei vergleichen, die sich ganz entspre-
chend verhält. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie ha-
ben alle unsere Vorschläge abgelehnt!) 

— Ja, das haben wir ja vorher gesagt. Aber was hat 
das denn damit zu tun, daß Sie Schritte zur Verbes-
serung der Bekämpfung des Terrorismus ablehnen, 
bloß weil sie nicht Ihre großen Stiefel anhaben? 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Stunde ist vorge

-

rückt. Ich hatte hier keine Rede halten wollen, die 
die klassische Rede zur dritten Lesung hätte sein 
sollen. Ich habe mich hier gegen Beschuldigungen 
gewandt, die der SPD angehängt werden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Von Coppik?) 

— Sie werden das bald noch im Traume sagen, und 
dann denkt vielleicht jemand bei Ihnen im Hause, 
es sei ein Papagei, wenn Sie dauernd diesen Namen 
vor sich hin plappern. 

(Seiters [CDU/CSU] : Wen meinen Sie?) 

— Ich sage ihn nicht. 

Ich weiß, womit zu ringen ist, verehrte Herren, 
und ich weiß, daß man das mit gutem Gewissen tun 
kann, wenn man zugleich zu verstehen versucht, was 
die, mit denen man ringen muß, eigentlich bewegt 
und in manchen Beziehungen lähmt. Das gehört zu 
meinem Handwerk. Mehr bin ich zur Zeit nicht mehr 
zu tun imstande. Aber der Republik wegen, die 
heute in ein seltsames Wortspiel hineingeraten ist, 
und der Partei wegen, die nach dem Zweiten Welt-
krieg angetreten ist, ein Deutschland zu schaffen, 
das die Wiederholung der Schrecken der Vergan-
genheit ausschließt, tue ich das. 

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Innen-
minister des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitte um 

Nachsicht dafür, daß ich Ihre Zeit wegen einer Be-
merkung des Abgeordneten Kohl in Anspruch 
nehme. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Abgeordnete Kohl hat mir als dem für die 
Durchführung des Volksbegehrens in Nordrhein-
Westfalen verfassungsrechtlich verantwortlichen 
Minister den Vorwurf der Manipulation gemacht. 

(Demonstrativer Beifall von der CDU/CSU 
— Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Schlimm ge

-

nug!) 

Diesen Vorwurf muß ich — auch im Interesse meiner 
Mitarbeiter im Hause und in den Kommunen, meiner 
Mitarbeiter, die übrigens, Herr Abgeordneter, selbst-
verständlich Mitglieder aller drei demokratischen 
Parteien sind — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

mit aller Entschiedenheit zurückweisen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich bin Ihnen zunächst einmal dankbar dafür, daß 
Sie hier dem nordrhein-westfälischen Grundrecht 
des Volksbegehrens einen hohen Rang einräumen. 
Bei der Verfassungsgesetzgebung waren Ihre Freun-
de anderer Meinung. Sie haben kein Volksbegehren 
vorgesehen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Sie haben mit aller Entschiedenheit dafür gekämpft 
— und es erreicht —, daß das Quorum damals von 
10 auf 20 °/o erhöht wurde, ein Umstand, den Sie 
heute anscheinend bedauern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der SPD) 

Es ist hier auch nicht der Ort, Herr Abgeordneter 
Kohl, über die Schulgesetzgebung des Landes Nord-
rhein-Westfalen zu sprechen. 

(Frau Pack [CDU/CSU] : Dann setzen Sie 
sich doch hin!) 

Ich bin ein Anhänger dieses Gesetzes. Aber gerade 
weil ich für dieses Gesetz bin — und aus Achtung 
vor der Verfassung meines Landes —, habe ich 
alles getan und werde ich alles dafür tun, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wird aber Zeit!) 

damit dieses Volksbegehren in verfassungsmäßiger 
Form und ohne jede Beeinträchtigung stattfindet, 
so, wie das Gesetz es vorsieht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich werde das schon deswegen tun, um jedem 
Versuch, vorbeugend eine Dolchstoßlegende aufzu-
bauen, mit Erfolg entgegentreten zu können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich habe alle Erlasse zur Durchführung dieses 
Volksbegehrens offen herausgegeben. Der Bund 
Freiheit der Wissenschaft, der mir vorgeworfen hat, 
ich hätte Geheimerlasse dazu herausgegeben — ich 
habe das im Landtag ohne Schutz der Immunität als 
Verleumdung bezeichnet —, hat diesen Vorwurf 
zurückgenommen. 

Wir haben den Eintragungszeitraum für das Volks-
begehren so günstig gelegt wie nur irgend denkbar. 
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Die Aktion Volksbegehren hat mir dafür ausdrück-
lich gedankt. 

Wir haben in den Kommunen zehnmal mehr Ein-
tragungsstellen eingerichtet als bei den vorherge-
henden Volksbegehren. Die Eintragungsstellen sind, 
wie Sie wissen, 14 Tage lang offen. Sie sind nicht 
nur außerhalb der Dienststunden offen; sie sind 
auch am Samstag und am Sonntag offen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Jeder eine Minute!) 

— Das ist einfach nicht zutreffend, Herr Abgeord-
neter. Sie verkennen und wissen offenbar nicht, daß 
es nicht allein auf die Zahl der Eintragungsstellen 
ankommt, sondern auf die innere Organisation die-
ser Eintragungsstellen, darauf, daß sie groß genug 
eingerichtet sind, damit sich jeder in vernünftiger 
Zeit eintragen kann, der das will. Dafür ist Sorge 
getragen. 

Es sind seit heute — Beginn des Volksbegehrens 
— Mitarbeiter meines Hauses unterwegs, die die 
Ordnungsmäßigkeit der Durchführung kontrollieren, 
um bei Beschwerden sofort aus eigener Sachkennt-
nis Entscheidungsgrundlagen liefern zu können. 

Ich wehre mich allerdings auch mit aller Ent-
schiedenheit gegen den Versuch der Betreiber die-
ses Volksbegehrens, das Ergebnis zu manipulieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dazu gehört z. B., Herr Abgeordneter Kohl, daß Ein-
tragungskarten versendet werden, die dem äußeren 
Anschein nach einen amtlichen Eindruck machen 
und dem Empfänger den Eindruck suggerieren, er 
habe, wie bei einer Wahl, die Pflicht, eine solche 
Eintragungsstelle aufzusuchen, während es doch 
richtig ist, daß nur derjenige zur Eintragungsstelle 
zu gehen hat, der das Volksbegehren unterstützen 
will. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zu-
rufe von der CDU/CSU) 

— Sie können so laut schreien, wie Sie wollen; es 
ist die nackte Wahrheit. 

(Katzer [CDU/CSU]: Wovon reden Sie 
denn?) 

Ich wehre mich auch dagegen, daß ein Unterneh-
mer seine Arbeitnehmer mit einem Rücklaufschein 
anschreibt, sie darin auffordert, das Volksbegehren 
zu unterstützen, und sie durch eine Rücklaufkarte 
mitteilen läßt, ob sie dazu bereit sind, ob sie nur 
teilweise bereit sind oder ob sie die Mitarbeit bei 
der Unterstützung des Volksbegehrens ablehnen. 
Ist das die Manipulation oder die Freiheit, die Ihnen 
vorschwebt, Herr Abgeordneter Kohl? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nach dem in Nordrhein-Westfalen geltenden 
Recht ist es die Pflicht der Verwaltung, das Volks-
begehren weder zu begünstigen noch zu behindern. 
Ich sage Ihnen, daß das Volksbegehren so durchge-
führt werden wird, wie es die Verfassung und das 
Gesetz vorschreiben. Ich wäre Ihnen dankbar, Herr 
Abgeordneter Kohl, wenn Sie Ihre Interventionen 
auf Gebiete konzentrieren würden, für die Ihnen 
Sachkenntnis zugerechnet werden könnte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Biedenkopf. 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der nord-
rhein-westfälische Innenminister hat einige Bemer-
kungen des Fraktionsvorsitzenden zum Anlaß ge-
nommen ;  um zu seiner, wie er sagt, verfassungs-
rechtlichen Verpflichtung Stellung zu nehmen, Hin-
dernisse, die sich möglicherweise der Ausübung des 
Verfassungsrechtes eines Volksbegehrens entgegen-
setzen, auszuräumen. Ich möchte als Antwort darauf 
nur einige Zahlen nennen. 

(Dr. Ehmke [SPD] : Alles zum Thema Terro-
rismus?) 

— Ich beantworte eine Intervention, Herr Ehmke, 
wenn Sie nichts dagegen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[SPD] : Ich habe etwas dagegen!) 

— Wenn Sie etwas dagegen haben, spielt das kaum 
eine große Rolle. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Stadt Essen sind bei 700 000 Einwohnern 
14 Einschreibestellen geöffnet. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das bedeutet, es ist fast unmöglich — selbst wenn 
die Einwohner bereit sind, sich längere Zeit anzu-
stellen —, daß sich die notwendige Zahl von 20 % 
der Einwohner überhaupt eintragen kann. In Dort-
mund sind für 500 000 Einwohner 14 Stellen vorge-
sehen, dagegen in dem Ort Warstein mit 30 000 Ein-
wohnern auch 14 Stellen. In Warstein mit 30 000 Ein-
wohnern hat die CDU darauf hingewirkt, daß eine 
ausreichende Zahl von Stellen eingerichtet wird; wie 
im übrigen dann in anderen Städten unter dem 
Druck des Spruchs des nordrhein-westfälischen Ver-
fassungsgerichts auch eine genügend große Zahl von 
Eintragestellen eingerichtet worden ist, etwa in Köln 
über 50. Aber vor allen Dingen im Ruhrgebiet, wo 
die Sozialdemokraten die Verantwortung für die 
Kommunalpolitik tragen, ist das Mehr-Demokratie-
Wagen des Herrn Parteivorsitzenden der SPD um-
gesetzt worden in eine systematische Obstruktion zu 
Lasten des Volksbegehrens. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Frau Hu- 
ber [SPD] meldet sich zu einer Zwischen- 

frage) 

— Nein, ich gestatte jetzt keine Zwischenfrage. 

Der Herr Innenminister — das ist meine abschlie-
ßende Bemerkung —, der eben von seinem Verfas-
sungsauftrag gesprochen hat, hat per Erlaß verbo-
ten, daß die Zwischenergebnisse der Eintragung be-
kanntgemacht werden, damit sich die Bürger nicht 
orientieren können, wie sich das Volksbegehren ent-
wickelt, damit sie sich nicht gegenseitig ermutigen 
können, zu den Eintragungsstellen zu gehen. Mehr 
habe ich nicht zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, diese Debatte entwickelt sich weg 
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vom Tagesordnungspunkt, der jetzt zur Diskussion 
steht. Da aber ein Mitglied des Bundesrats ebenso 
wie ein Mitglied der Bundesregierung immer das 
Recht hat, das Wort zu ergreifen, 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Leider!) 

gebe ich das Wort dem Innenminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen.  

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde 
mich auf wenige Sätze beschränken. Herr Abge-
ordneter Kohl, ich hätte es dankbar begrüßt, wenn 
Sie geantwortet hätten und in der Lage gewesen 
wären, das zu tun, ohne einen Nothelfer dazu in 
Anspruch nehmen zu müssen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ablen-
kungsmanöver! — Frau Pack [CDU/CSU] : 
Er ist kein Nothelfer, sondern ein wichti-
ger Mann! — Zuruf von der CDU/CSU: 
So was Läppisches! Jeder blamiert sich, 

so gut er kann!) 

Herr Abgeordneter Biedenkopf, wenn Sie das 
Urteil des Verfassungsgerichtshofs in der Sache 
Wattenscheid lesen würden, würden Sie feststellen, 
daß die Dichte der Eintragungsstellen differieren 
muß — nach dem Urteil — in Ballungsgebieten und 
Randgebieten, und zwar je nach der Erreichbarkeit. 
Diese Voraussetzung ist in allen Städten, die Sie 
genannt haben, erfüllt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die innere Organisation auch der Eintragungsstellen 
in Essen reicht aus, um jedem Bürger die Möglichkeit 
zu geben, sich einzutragen. 

Sie werden ja das Erlebnis haben, nach dem Schei-
tern des Volksbegehrens die schon angekündigte 
verfassungsgerichtliche Nachprüfung zu erleben. Ihre 
Aufgeregtheit in diesem Punkt spricht nicht für sehr 
viel Zuversicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ich hoffe, daß wir uns jetzt wieder 
voll auf den Tagesordnungspunkt konzentieren. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir. stehen am Ende einer De-
batte, die heute morgen aufgelockert, ja in man-
chen Passagen anscheinend — oder soll ich sagen 
„scheinbar"? — heiter verlief. Ich habe mich heute 
morgen gefragt, ob sie eigentlich dem Ernst des 
Gegenstands gerecht wird, um den es heute geht. 

Heute nachmittag verlief sie erregt.• 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Herr Kohl war er-
regt!) 

Es sind auf allen Seiten des Hauses Formulierungen 
gebraucht worden, von denen ich sagen möchte, 
daß sie nicht sehr überlegt waren. Ich will sie auch 
nicht bewerten, und ich will auch nicht alle unge- 

rechtfertigten Angriffe zurückweisen, die insbeson-
dere der Fraktionsvorsitzende der SPD, Herr Weh-
ner, gegen uns — aber nicht nur gegen uns — ge-
richtet hat. 

Ich möchte nur eine Aussage aufgreifen, die ich 
für schlimm halte, weil sie dieses Parlament, den 
Deutschen Bundestag, betrifft. Herr Wehner hat 
ausgeführt — ich nehme an: unüberlegt —, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU: Wie immer!) 

hier in diesem Hause sei es nicht möglich, Zweifel 
zu äußern. Auf einen Zwischenruf hin hat er be-
merkt: ja, formell gehe es. 

Herr Wehner, ich glaube nicht, daß Sie die Ab-
sicht hatten, dieses freie deutsche Parlament in die-
ser Weise zu diffamieren. Ich würde es außerordent-
lich begrüßen, wenn Sie anschließend an dieses 
Pult gehen würden, um Ihre Aussage zu interpretie-
ren. Würden Sie es nicht tun, möchte ich als freier 
deutscher Parlamentarier diese Ihre Aussage auf 
das schärfste zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, um was geht es eigent-
lich in dieser Debatte? Nach der eindrucksvollen 
Mordserie, 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Grauenvoll, nicht 
eindrucksvoll!) 

— so ist es —, nach der grauenvollen Mordserie, 
die unser Land erschüttert hat, standen dieses deut-
sche Parlament und mit ihm die deutsche Regierung 
in der Gesetzgebung — es gibt noch andere Aufga-
ben im Bereich der Sicherheitsdienste und im Be-
reich der geistig-politischen Auseinandersetzung — 
vor zwei Aufgaben, die es gleichzeitig zu erfüllen 
galt, nämlich erstens wirksame Vorkehrungen zu 
treffen, um im Interesse aller der Gewalt weniger 
zu begegnen, und zweitens gleichzeitig zu verhin-
dern, daß wegen der Gefährlichkeit weniger die 
Gesetze für alle verschärft werden. 

In meiner Rede vom 28. Oktober habe ich beide 
Felder, um die es hier geht, behandelt. Bei meinen 
Aussagen zu der zweiten Aufgabe, nämlich zu ver-
hindern, daß wegen der Gefährlichkeit weniger die 
Gesetze für alle verschärft werden, habe ich auch 
von einigen Abgeordneten der Koalition Beifall 
bekommen. 

Heute, am Ende monatelanger öffentlicher und 
interner Diskussionen und Beratungen geht es nicht 
mehr darum, Absichten auszutauschen und Gemein

-

samkeiten zu beschwören. Heute gilt es, Entschei-
dungen zu treffen und Ergebnisse zu bewerten. Es 
geht nicht darum, Motive Andersmeinender zu be-
werten, sie moralisch zu bewerten oder sie abzu-
werten. Es geht vielmehr darum, Ergebnisse poli-
tisch zu bewerten. Wir sind schließlich das deut-
sche Parlament, das zur Bekämpfung des Terroris-
mus einen politischen Beitrag zu leisten hat, den 
die Öffentlichkeit von uns mit Recht erwartet. 

Ich muß noch auf die Ausführungen eines Kolle-
gen zurückkommen. Der Kollege Conradi hat, wenn 
ich ihn richtig verstanden habe, schwere Angriffe 
gegen das Bundeskriminalamt im Zusammenhang 
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mit dessen Verhalten in einer Vormundschaftssache 
in Stuttgart gerichtet. Herr Conradi, ich fände es 
sehr gut, wenn der Herr Bundesinnenminister, der 
hier anwesend ist, als der Dienstherr des Bundes-
kriminalamtes diese Frage klärte, um das Bundes-
kriminalamt dem Verdacht zu entziehen, in das es 
durch Herrn Conradi gebracht worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dregger (CDU/CSU) : Bitte. 

Conradi (SPD) : Herr Kollege, würden Sie 
bitte zur Kenntnis nehmen, daß ich gesagt habe, 
wenn ein solcher Verdacht öffentlich geäußert wer-
de, dürfe er nicht wochenlang unwidersprochen ste-
henbleiben, d. h., daß ich mir den Verdacht nicht zu 
eigen gemacht habe, sondern die Aufforderung an 
die Bundesregierung gerichtet habe, rasch eine 
Klarstellung vorzunehmen? 

Dr. Dregger (CDU/CSU) : Herr Conradi, wenn 
Sie diesen Verdacht wochenlang gehegt haben, fra-
ge ich Sie: Warum wenden Sie sich nicht an den 
Bundesinnenminister, der ja Ihrer Koalition ange-
hört, und klären die Sache intern, statt das Bundes-
kriminalamt öffentlich in Mißkredit zu bringen? 
Dies ist die Frage, die ich an Sie richten muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, heute gilt es also, Er-
gebnisse politisch zu bewerten. Fachlich sind sie 
heute morgen bewertet worden. Ich glaube, nie-
mand wird sagen können, daß die Bilanz unserer 
Beratungen und Entscheidungen heute abend posi-
tiv aussehen wird. Man kann dieser Koalition und 
dieser Regierung nicht den Vorwurf ersparen, daß 
sie diese Doppelaufgabe, von der ich gesprochen 
habe, nicht zu erfüllen in der Lage gewesen sind. 
Dafür mag es viele Ursachen geben. Ich glaube, 
eine Ursache war die Tatsache, daß Sie in den letz-
ten Wochen ganz andere Sorgen hatten. Ihre Bemü-
hungen in der Koalition richteten sich ja nicht dar-
auf, wirksame Gesetze gegen den Terrorismus zu 
schaffen, sondern Ihre Sorge war doch, den Zusam-
menhalt innerhalb der SPD wiederherzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Sie verwechseln Ursache 

und Wirkung!) 

Mit der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
nach der Verabschiedung des Kontaktsperregeset-
zes, daß er keine Gesetze mehr wünsche, die nicht 
allein durch die Koalition eine Mehrheit im deut-
schen Parlament fänden, war das Schicksal einer 
wirksamen Terrorismusgesetzgebung in diesem 
Hause besiegelt. Denn die Verabschiedung des 
Kontaktsperregesetzes hat gezeigt, daß es in dieser 
Koalition Abgeordnete gibt, die, aus welchen Moti-
ven auch immer — die ich hier nicht bewerten 

will —, fest entschlossen sind, eine wirksame Ter. 
rorismus-Gesetzgebung zu verhindern. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das ist 
falsch!) 

Bei dieser Koalition, die sich in die Abhängigkeit 
von einigen wenigen Abgeordneten begibt, ent-
scheidet nicht die Mehrheit. Es entscheidet nicht die 
stärkste Fraktion dieses Hauses, die sich in der 
Opposition befindet. Es entscheidet auch nicht die 
Mehrheit der Koalition. Es entscheiden einige we-
nige Abgeordnete, die sich am linkesten Rand des 
deutschen Parlaments aufhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist die Herrschaft einer Minderheit über die 
Mehrheit auf einem Feld, auf dem das besonders 
unerträglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man fragt sich, warum sich die Koalition in die 
Abhängigkeit dieser wenigen Abgeordneten bege-
ben hat. Auch dafür mag es mehrere Gründe geben. 
Ein Grund ist sicher die Tatsache, daß diese Abge-
ordneten der SPD in ihrer Partei einen starken 
Rückhalt haben. Auf dem Bundeskongreß der Jung-
sozialisten, der in dieser Woche in Hofheim in Hes-
sen stattfand, wurden diese Abgeordneten als Hel-
den gefeiert. Sie waren die Helden der Antirevisio-
nisten, die Helden des Stamokap-Flügels, die den 
Sozialismus verherrlichen und dafür die deutsche 
Demokratie verleumden. Das ist eine Tatsache. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit einer Partei, die sich dieser Kräfte nicht 
erwehren kann, mit einer Regierungsfraktion, die 
sich in ihre Abhängigkeit begeben hat, mit einer 
Koalition, die deshalb auf dem Feld der Terroris-
musgesetzgebung handlungsunfähig geworden ist, 
mit einem Bundeskanzler, einem Bundesjustizmini-
ster und einem Bundesinnenminister, die in ihrer 
Koalition in dieser Frage über weniger Einfluß als 
die Herren Coppik und Genossen verfügen, kann 
die Terrorismusgesetzgebung nicht wirksam ge-
staltet und die innere Sicherheit unseres Landes 
nicht wiederhergestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Innere Sicherheit und soziale Sicherheit haben 
unterschiedliche Gegenstände zum Inhalt. Aber 
beide — innere Sicherheit und soziale Sicherheit — 
betreffen Grundbedürfnisse des Menschen und 
Grundelemente des sozialen Rechtsstaats. Beide 
— die innere Sicherheit und die soziale Sicher-
heit — sind durch gefährliche Fehlentwicklungen 
in Gefahr geraten. 

Wir müssen diesen Gefahren begegnen. Dazu 
sind Eingriffe notwendig, Eingriffe, die leider nicht 
immer der Härte entbehren können. Aber es ist 
doch die Frage, wo wir hart sind, gegenüber wem, 
an welcher Stelle und in welcher Weise. 

Meine Damen und Herren auf der Linken, viele 
von Ihnen waren nicht bereit, Terroristen gegen-
über Härte zu zeigen. 

(Pfui-Rufe von der SPD — Conradi [SPD] : 
Das ist doch gar nicht wahr!) 
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Dafür haben Sie in diesen Tagen um so mehr Härte 
den Rentnern gegenüber gezeigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Während Sie dabei sind, die Rentenentwicklung 
von der Lohnentwicklung abzukoppeln und damit 
die größte Sozialreform dieses Jahrhunderts zu zer-
stören, 

(Widerspruch bei der SPD — Katzer [CDU/ 
CSU] : Leider wahr!) 

während Sie für die Belastung der Rentner den 
unsozialsten Weg wählen, den es gibt, nämlich 
den der gleichmäßigen Kürzung für. alle und damit 
eine extreme Belastung der Kleinrentner, 

(Katzer [CDU/CSU] : Leider wahr! — Dr. 
Emmerlich [SPD] : Was schlagen Sie denn 

vor?) 

sind Sie nicht bereit, mit Entschiedenheit und Ent-
schlossenheit denen zu begegnen, die mit Waffen 
die deutsche Demokratie zerstören wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Pfui-Rufe 
von der SPD) 

Die Menschen draußen im Lande müssen wissen, 
daß es zu Ihrer Politik eine Alternative gibt. Wie 
es für die  Schließung des Lochs in der Rentenver-
sicherung einen sozialeren Weg gibt, den  Hans 
Katzer gewiesen hat, so gibt es zur Verteidigung 
unseres freiheitlichen Rechtsstaats einen Weg, der 
zugleich wirksam und liberal ist. Wir können die 
Terroristen auch in der Gesetzgebung treffen, ohne 
die Gesetze für alle zu verschärfen. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Wie denn?) 

Unsere Gesetzesvorschäge, die wir gemacht haben 
und die heute auch zur Abstimmung anstehen, ha-
ben alle zur tatbestandlichen Voraussetzung, daß es 
sich um Mitglieder terroristisch-krimineller Vereini-
gungen handelt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD] : Das ist 
nicht wahr! Das stimmt doch nicht!) 

Diese Gesetze treffen nicht einmal den normalen 
Ganoven, sondern nur diese Leute, gegen die wir 
uns zur Wehr setzen müssen. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Sie kennen nicht 
einmal die Voraussetzungen und reden hier 
dummes Zeug! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Ich habe in meiner Rede vom 28. Oktober 1977 
darüber hinaus zu erwägen gegeben, wenn sich 
weitere gesetzliche Eingriffe als erforderlich er-
weisen, ein Sonderrecht zu schaffen, das verfas-
sungsrechtlich abgesichert ist und das auch auf 
Zeit zur Abwehr einer solchen Gefahr in Kraft ge-
setzt werden kann. Es gibt Gesetze, die nur die-
jenigen treffen, die getroffen werden müssen, aber 
die Liberalität unserer freiheitlichen Ordnung 
überhaupt nicht in Frage stellen. Das ist die ent-
scheidende Erkenntnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Das ist aber eine Patent-
lösung! — Dr. Emmerlich [SPD]: Sie wollen 

die Ermächtigung für tiefgreifende Grund

-

rechtseingriffe haben! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Sie sind auf all  das  nicht eingegangen. Was Sie 
vorgelegt haben und was heute entschieden wer-
den soll, ist eine Schimäre. Es handelt sich um 
Vorschläge, die entweder überflüssig sind, wie es 
heute unser Kollege Hartmann im Hinblick auf die 
Verwendung der Trennscheibe dargelegt hat, die 
bereits heute dem geltenden Recht entspricht, 

(Conradi [SPD]: Warum hat sie Filbinger 
nicht eingebaut? — Dr. Emmerlich [SPD] : 
Das hätten Sie Herrn Filbinger sagen sol

-

len! — Weitere Zurufe von der SPD) 

oder um Vorschriften, die im Ergebnis wirkungs-
los sind. Deswegen werden wir uns an der Ver-
abschiedung dieser Gesetze nicht beteiligen. 

Wenn man zusammenfaßt, wie sich auswirkt, was 
sie für die Lösung der aktuellen Probleme der in-
neren Sicherheit und der sozialen Sicherheit anzu-
bieten haben, dann kann man nur bestürzt feststel-
len: Die Terroristen werden geschont, und die Rent-
ner werden geschröpft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Pfui! Pfui! Pfui! sage ich Ihnen! Schämen 
Sie sich! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Wehner, auch wenn Sie „Pfui" rufen, müs-
sen Sie es entgegennehmen, wenn ich hier meine 
Überzeugungen darlege, sie begründe und die 
Wahrheit sage. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Das ist eine schlimme Überzeugung! 
— Dr. Emmerlich [SPD] : Das ist pure 

Hetze! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich kann hier nur eines sagen: Gegen diese Ge-
fährdungen der inneren und sozialen Sicherheit 
unseres Landes werden wir Front machen: heute 
in der Opposition und morgen in der Regierung! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn Sie, Herr Kol-
lege Dregger, sich heute in dieser Debatte als der 
bessere Kollege Kohl darstellen wollten, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

dann haben Sie sich mit dem Bereich, den Sie nicht 
kennen, nämlich mit sozialpolitischen Fragen, völ-
lig disqualifiziert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn Sie hir aber außerdem noch zu sagen wagen, 
die Terroristen werden geschont, die Rentner wer-
den geschröpft, dann ist das genau die Methode, die 
Ihr Vorsitzender vorher für diese Debatte angepran-
gert hat. Er hat zu Recht Sie und niemand anders 
damit angeprangert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Mischnick 
Wenn Sie beklagt haben, heute früh sei die Debatte 
vielleicht nicht dem Gegenstand angepaßt gewesen, 
weil sie manchmal etwas ruhiger war und erst wäh-
rend des Nachmittags erregter gewesen ist, so ge-
stehe ich Ihnen ganz offen: Wir sollten uns be-
mühen, gerade diese Fragen so leidenschaftslos wie 
möglich, aber so nüchtern und sachlich-konsequent 
wie nötig und nicht in Emotionen zu diskutieren. 
Ich kann nur hoffen, daß die Formulierung „ein-
drucksvolle Mordserie" ein Ausrutscher gewesen 
ist. Es ist für mich eine bittere Mordserie, aber keine 
eindrucksvolle Mordserie, die wir erlebt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie, Herr Kollege Dregger, haben davon gespro-
chen, daß wir die politische Wertung richtig vorneh-
men müssen, und Sie haben behauptet, wir hätten 
die Doppelaufgabe, die uns gestellt ist, nicht erfüllt. 
Das, was wir heute verabschieden, ist natürlich, das 
wissen wir doch alle, ein weiterer Versuch, die Frei-
heitsrechte der großen Mehrheit dieses Volkes ge-
gen den Mißbrauch der Freiheit durch wenige zu 
schützen, ohne die Freiheit der großen Mehrheit die-
ses Volkes unnötig einzuschränken. Darum geht es 
uns. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Ich erhebe nicht den Vorwurf, daß das, was die 
Union vorgeschlagen hat, nicht mit dem Rechtsstaat 
vereinbar sei. Aber die Konsequenz ist doch, daß 
Sie dann denjenigen, die das nicht beschließen wol-
len, was Sie vorgeschlagen haben, nicht vorwerfen 
dürfen, daß sie den Rechtsstaat nicht entsprechend 
verteidigen. Das bedingt doch beides, das gilt doch 
nach beiden Richtungen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie haben davon gesprochen, daß innere Sicher-
heit und soziale Sicherheit notwendig seien und daß 
beides gefährdet sei, Herr Kollege Dregger. Dann 
haben Sie einiges zur Rentengesetzgebung gesagt. 
Ich möchte mich hier auch nur auf ganz wenige Be-
merkungen beschränken. Wenn Sie behaupten, diese 
Koalition zerstöre die größte Sozialreform dieses 
Jahrhunderts, dann haben Sie entweder die Vor-
schläge nicht gelesen oder Sie behaupten wider bes-
seres Wissen etwas, was Sie vor sich selbst nicht 
verantworten können. 

. (Beifall bei der FDP und der SPD) 

Gerade mit den Maßnahmen, die wir hier in extenso 
zu diskutieren haben werden, können wir auf Dauer 
das sichern, was bereits bei der Verabschiedung 1957 

(Katzer [CDU/CSU] : Nein, nein!) 

den Keim der Reformnotwendigkeit nach 20, 25 Jah-
ren in sich getragen hat. 

(Katzer [CDU/CSU] : Das ist ein großer Irr

-

tum!) 

Lesen Sie die Debatten von damals nach. Dann wer-
den Sie finden, daß all das, was wir in den nächsten 
Wochen zu diskutieren haben, insbesondere von un-
seren Freunden schon damals deutlich gemacht wor-
den ist. 

Im übrigen, Herr Kollege Dregger, wenn das der 
Versuch war, den neuen Dregger-Staatsmann deut

-

lich zu machen, der damit als der liberale Hesse auf-
treten will, dann muß ich sagen, es war ein Fehlstart 
par excellence, den Sie hier hingelegt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte mich nicht in die Auseinandersetzungen 
über Zahlen in Nordrhein-Westfalen einmischen, 
sondern Ihnen nur sagen, Herr Kollege Biedenkopf, 
als in Bayern die Freien Demokraten ein Volksbe-
gehren verlangt haben und es durchgeführt wurde, 
hat natürlich die Bayerische Staatsregierung zu kei-
nem Zeitpunkt daran gedacht, Zwischenergebnisse 
durch die Staatsregierung zu veröffentlichen. Sie 
sollten, wenn Sie eine solche Forderung aufstellen, 
schon so konsequent sein, überall nach den gleichen 
Maßstäben vorzugehen und dies nicht da, wo es Ih-
nen gerade paßt, zu verlangen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Misch-
nick, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Biedenkopf? — Bitte, Herr Abgeord-
neter Biedenkopf. 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU) : Herr Abgeordneter 
Mischnick, darf ich Sie fragen, ob die Bayerische 
Landesregierung in dem von Ihnen erwähnten Fall 
die Veröffentlichung von Zwischenergebnissen durch 
Dritte verboten hat? 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Biedenkopf, wir 
kommen gar nicht auf die Idee, so etwas, was mit 
dem Gesetz nicht vereinbar ist, zu verlangen. Sie 
scheinen hier Dinge zu verlangen, die gar nicht vor-
geschrieben sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Zweiter Punkt: Wir haben natürlich die eigene 
Möglichkeit, die eigene Kenntnis genutzt. 

Dritter Punkt: Wenn Sie Zwischenergebnisse fest-
stellen und diese Feststellung aus eigener Kenntnis 
treffen, ist das völlig Ihnen überlassen und nie-
mand anderem. Dies können Sie bei sich selber er

-

ledigen. 
(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Aber 

Herr Mischnick!) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage des Abgeordneten Vogel? 

Mischnick (FDP) : Bitte. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Mischnick, darf ich aus Ihrer Antwort auf die Frage 
des Kollegen Biedenkopf entnehmen, daß Sie als 
Liberaler von dem Grundsatz ausgehen, daß verbo-
ten alles das ist, was nicht ausdrücklich erlaubt ist? 

(Lachen) 

Mischnick (FDP) : Auf diese Idee bin ich noch nie 
gekommen. Auf eine solche Idee kann nur ein CDU-
Kollege kommen. Das ist der Unterschied. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. Jen-
ninger [CDU/CSU] : Das war ein Eigentor!) 
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Mischnick 
Meine Damen und Herren, ich bedaure sehr, daß 

der Kanzlerkandidat der CDU, Herr Kohl, gegen-
über einigen Andersdenkenden aus der SPD heute 
hier nicht souveräner reagiert hat. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Ich teile deren Meinung zwar nicht. Ich halte nichts 
von dem, was da zum Teil gesagt worden ist. Man-
ches davon halte ich für bedenklich; das sage ich in 
aller Offenheit. Aber dies zum Maßstab bei der Ge-
samtwertung der Debatte zu machen, zeugt wirklich 
von wenig Souveränität. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben uns das Ringen um diese Fragen nicht 
leicht gemacht. Wir haben in der eigenen Fraktion — 
der  Herr Kollege Engelhard hat es dargestellt — wo-
chenlang über das Für und Wider gestritten. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Monate-
lang, Herr Kollege Mischnick!) 

- Entschuldigen Sie! Da wir nicht an jedem Tag 
eines Monats diskutiert haben, kommen dabei eben 
Wochen heraus. Glauben Sie mir das! Denn als Frak-
tionsvorsitzender hat man sehr genau in Erinnerung, 
wie oft man diskutiert hat. — Dabei gab es Beden-
ken, die in verschiedene Richtungen gingen. Sie sind 
abgewogen worden, und wir haben uns zu einer ge-
meinsamen Haltung durchgerungen. Aber dieses 
Durchringen zu einer solchen gemeinsamen Haltung 
unter Abwägen aller Motive ist doch nichts Schlech-
tes, Verwerfliches, sondern es zeugt doch davon, daß 
der liberale Rechtsstaat von uns in jedem einzelnen 
Punkt ernst genommen wird und daß nicht Emotio-
nen dafür entscheidend sind, was wir mit der Ab-
stimmung durchführen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hier ist davon gesprochen worden, wir hätten zu-
wenig an das gedacht, was diese Heimsuchung, wie 
Sie es zu formulieren pflegen, über uns gebracht hat. 
Bei jedem einzelnen Punkt haben wir dies vor Au-
gen gehabt. Aber wir haben gleichzeitig vor Augen 
gehabt: Hilft das in der entsprechenden Weise, oder 
kann es dazu führen, daß das, was wir den Sympa-
thisantenkreis nennen, ungewollt erweitert wird? 
Deshalb mußte das Abgewogene immer wieder ge-
prüft werden, um den richtigen Weg für die Ent-
scheidung zu finden. 

Wer behauptet, das Ganze bringe nichts, den 
kann ich nur fragen, wieso dann auf der einen Seite 
z. B. argumentiert wird, wir bräuchten für die Trenn-
scheibe eigentlich gar keine Regelung, während auf 
der anderen Seite das Ganze als ein nicht besonders 
wichtiger Gegenstand bezeichnet wird. Wenn es 
wirklich so wäre, wie kann dann die Diskussion 
über die Frage der Herabsetzung der Möglichkeit 
des Verteidigerausschlusses zwischen den Betroffe-
nen — Rechtsanwälten, Richtern — überhaupt zu 
solchen Auseinandersetzungen führen? Das ist doch 
ein Beweis dafür, daß wir hier Entscheidungen tref-
fen, die nicht leichtfallen, die wirkungsvoll sind, 
die aber abgewogen werden müssen, Punkt für 
Punkt. Das ist geschehen. 

Wie richtig es ist, solche Fragen nüchtern zu ana-
lysieren und wirklich alle Gesichtspunkte abzu-
wägen, haben wir wenige Tage — ich weiß nicht, 
ob es 14 Tage waren — nach der Entscheidung über 
das Kontaktsperregesetz erlebt. Wir haben dieses 
Gesetz, nachdem ein Änderungsantrag von uns ge-
stellt und abgelehnt worden war, hier verabschiedet 
und dann kurz danach durch eine Gerichtsentschei-
dung erfahren müssen, daß Gedanken, die unser 
Antrag enthielt, durchaus erwägenswert sind und 
nicht im Widerspruch zu dem stehen, was wir unse-
ren freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat nennen. 
Dies hat gezeigt, wie schnell wir auch hier durch 
gerichtliche Entscheidungen — gerade Sie in der 
Union bringen doch, wenn es um Sachentscheidun-
gen geht, immer wieder den Hinweis auf solche 
Gerichtsentscheidungen — bei allem politisch rich-
tigen Wollen an Grenzen stoßen, wo unsere Ge-
richte uns bescheinigen: Hier muß neu nachgedacht 
werden. Auch das ist eine Konsequenz aus dem 
sorgfältigen Abwägen: daß wir hier prüfen müssen, 
wieweit diese Gerichtsentscheidung umgesetzt wer-
den muß. 

Dies alles sollte Sie von der Union doch zum 
Nachdenken darüber bringen, ob es wirklich richtig 
ist, das Ringen um diese Fragen nur als eine poli-
tische Machtfrage anzusehen. Denn Sie sehen es 
doch als politische Machtfrage an. Nur so ist es doch 
zu erklären, daß Sie im Endeffekt diesem Gesetz-
entwurf, so wie er zur Abstimmung steht, nicht zu-
stimmen. Sie sagen doch nur aus machtpolitischen 
Gründen nein. Sachlich könnten Sie dazu überhaupt 
nicht nein sagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD 	Katzer 
[CDU/CSU]: Schöner Liberaler!) 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der Union, ist doch der Bruch in Ihrer Logik, in der 
Logik, daß Sie uns vorwerfen, wir täten zu wenig, 
während Sie selber das, was Sie als zu wenig an-
sehen, ablehnen, weil Sie damit eine Machtprobe 
verbinden wollen. 

Wir werden beweisen, daß wir dafür eine, wenn 
auch knappe Mehrheit haben. Wir haben hier auch 
von 1969 bis 1972 entscheidende Abstimmungen mit 
knappen Mehrheiten durchführen müssen. Wir wer-
den an diesem Beispiel zeigen, daß diejenigen, die 
diese Koalition tragen, dem Gesetzentwurf nicht um 
der Machtpolitik willen zustimmen, sondern des-
halb, weil sie ihn für die sachlich richtige Lösung 
halten. 

In diesem Sinne wird meine Fraktion diesem 
Gesetzentwurf geschlossen zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Bun-
deskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zu einigen Bemer-
kungen etwas sagen, die in dieser Debatte an mich 
persönlich gerichtet worden sind. 
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Bundeskanzler Schmidt 
Herr Abgeordneter Kohl hat beanstandet, daß ich 

heute nachmittag und heute abend auf meinen Ab-
geordnetenplatz gesessen hätte. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das ist nicht wahr, 
Herr Bundeskanzler! Daß Sie nicht da wa-

ren, habe ich beanstandet!) 

Ich muß Ihnen sagen: Wir debattieren hier nicht 
über die Sitzordnung, sondern über die Rechtsord-
nung unseres Staates. 

(Franke [CDU/CSU]: Sie waren ja die 
meiste Zeit gar nicht im Plenarsaal! Sie ha-

ben auch hier nicht gessesen!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundeskanzler, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schmidt, Bundeskanzler: Aber gern. 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, wä-
ren Sie bereit, anzunehmen, daß ich in meinen Aus-
führungen gerügt habe, daß Sie — es ging nicht um 
den Sitzplatz — über den Lauf des Tages nicht an 
der Debatte teilgenommen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schmidt, Bundeskanzler: Sie haben beides ge-
rügt, Herr Abgeordneter Kohl. Auf das zweite gehe 
ich jetzt auch noch ein. Wenn, nachdem ich Ihnen, 
als Bundeskanzler sprechend, im Laufe der letzten 
Monate zweimal im Bundestag dargetan habe, war-
um ich große Zweifel habe, mich Ihrem Antrag anzu-
schließen, jemanden, der wegen einer Straftat nach 
§ 129 a zum erstenmal zu wenigstens drei Jahren 
verurteilt wird, mit Sicherungsverwahrung zu be-
legen, daraufhin zur Sache aber überhaupt nichts 
Neues vorgetragen wird, dann frage ich mich, ob 
ich, nachdem man schon am Nachmittag diese ganze 
Debatte gehört hat über Dinge, die nun wirklich 
mit Ihren Anträgen überhaupt nichts zu tun ha-
ben — von der Schulpolitik in einem Lande, über 
die Rentenpolitik und über die Nachrichtendienste 
woanders —, viel versäumt habe, wenn ich heute 
morgen genauso wenig wie der größere Teil Ihrer 
Fraktion Ihren Rednern zugehört habe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Leb-
hafte Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wissen Sie, die Sache, über die wir hier strei-
ten — — 

(Franke  [CDU/CSU] : Sicher ist, daß Sie die 
meiste Zeit nicht hier waren! — Seiters 
[CDU/CSU] : Herr Wehner nimmt das Par-
lament ernster! — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU] : So gehen Sie mit Ihren Kollegen um! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Es 

gibt eine Achtung vor dem Parlament!) 

— Herr Abgeordneter Jenninger, dies ist eine im 
Grunde ernst zu nehmende Debatte. Es wäre gut, 
wir würden uns dabei auf die Gegenstände konzen-
trieren, die mit dem Tagesordnungspunkt zusammen-
hängen. Da muß ich sagen, daß ich in diesem Punkt 
Verständnis für ein paar Bemerkungen gehabt habe, 
die sich der Oppositionsführer eingehandelt hat. 

Er hat an meine Adresse gesagt, ich müßte mich 
wohl schämen, die heutige Vorlage zu vertreten. 
Die Formulierung ist vom Präsidenten sicherlich 
noch nicht zu beanstanden. Aber ich finde, Herr 
Dr. Kohl, Sie sollten das noch einmal in Ruhe über-
denken. Nicht alle Ihre Formulierungen der letzten 
Wochen möchten Sie im Grunde gerne so wieder 
lesen, wie sie im Protokoll stehen. 

Ich jedenfalls erkläre Ihnen: Ich halte diese Vor-
lage für nützlich und in einem Punkt allerdings für 
unerläßlich notwendig; das ist der Punkt, der die 
Verteidiger angeht. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben aus einer Rede an der Bahre eines der 
Opfer des Terrorismus zitiert — und ich habe es ja 
nicht nur dort gesagt —, man müsse wegen des 
Rechtsstaates bereit sein, bis an die Grenzen dessen 
zu gehen, was der Rechtsstaat erlaubt und was er 
gebietet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dies war meine Meinung und ist meine Meinung 
und bleibt sie auch, Herr Abgeordneter Kohl. Aber 
außerdem muß doch das auch noch zweckmäßig 
sein, was Sie unter dem Motto einer solchen, wie ich 
denke, richtigen Staatsphilosophie vortragen. Es muß 
zweckmäßig sein, und außerdem kann ja doch nicht 
eine Maxime daraus gemacht werden, daß man ge-
zwungen sei, um des Prinzips willen überall bis an 
die Grenze zu gehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich gebe Ihnen drei oder vier Beispiele. 

Ich habe aus voller innerer Überzeugung Ihren 
heutigen Antrag zur Sicherungsverwahrung abge-
lehnt. Ich bin zu keinem Zeitpunkt dem ernsthaften 
Versuch der Opposition ausgesetzt gewesen, über-
zeugt zu werden, voll und innerlich überzeugt zu 
werden. Wenn jemand als Terrorist wegen einer 
schweren Straftat verurteilt worden ist, dann kommt 
er nicht mit drei Jahren davon; dann wird er lange 
sitzen müssen, und dann erledigt sich die Frage der 
Sicherungsverwahrung. Wenn einer aber nur zu 
drei Jahren verurteilt wird — das ist eine erhebliche 
Strafe, aber es ist offensichtlich dann doch kein 
Kapitalverbrechen gewesen, weswegen er bestraft 
wird — und dann schon nach dieser einzigen Ver-
urteilung in Sicherungsverwahrung genommen wer-
den soll, dann werden, das weiß ich, viele in Ihren 
eigenen Reihen in Wirklichkeit tiefe innere sittliche 
Zweifel daran haben, ob das eine vernünftige Ge-
setzgebung ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich bin überzeugt, daß es auf der anderen Seite auch 
viele bei Ihnen gibt, die das für notwendig und 
vertretbar halten. Aber daß Sie alle einer Meinung 
seien, z. B. nur in diesem einen Punkt, dafür habe 
ich zu viele persönliche Gespräche im Laufe der 
letzten Monate geführt, um das zu glauben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mit wem denn? 
— Mit Coppik?) 

Lassen Sie mich ein zweites Beispiel geben. Wir 
stimmen überein, daß man in bestimmten Lagen die 
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Bundeskanzler Schmidt 
rechtsstaatlichen Möglichkeiten ausschöpfen muß; 
so haben Sie mich zitiert. Sicher! Aber das heißt 
doch nicht: durch gesetzgeberische Massenproduk-
tion als ausschließliche Darstellung und ausschließ-
liche Handlungsmöglichkeit eines Staates, sondern 
vor allem doch durch das Ausschöpfen der Gesetze, 
so wie sie uns gegeben sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da sind z. B. im Stammheimer Gefängnis und an-
derswo, aber auch im Stammheimer Gericht Dinge 
vorgekommen, die bei voller Ausschöpfung der be-
stehenden gesetzlichen Möglichkeiten niemals hät-
ten vorkommen dürfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im Ernst ist nicht erst eine Gesetzgebung notwendig, 
um in Zukunft zu verhindern, daß Sprengstoff und 
Pistolen in Gefängniszellen verbracht werden kön-
nen. Das kann man auf Grund der bestehenden 
Gesetze verhindern, wenn man sie nur ausschöpft, 
wenn man nicht nur Reden in Parlamenten hält, son-
dern sich darum kümmert, mit Energie die Gesetze 
zu verwirklichen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ein drittes Beispiel. Es ist dies ja noch nicht das 
Ende aller Gesetzgebung. Da kommt demnächst eine 
Novelle zum Gesetz über das Bundeskriminalamt. 
Sie können bei dieser Gelegenheit zeigen, wieweit 
Sie im Gegensatz zu manchen Ihrer Freunde in 
Landtagen und Landesregierungen bereit sind, bis 
an die Grenzen zu gehen — nicht an die Grenzen 
des Rechtsstaates, sondern der Ausschöpfung der 
Möglichkeiten vernünftiger Zentralisation in der 
kriminalpolizeilichen Bekämpfung des Terrorismus. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich muß ein viertes Beispiel aufgreifen. Ich bin 
nicht sicher, ob ich Sie in diesem Punkt — ich 
möchte Ihnen kein Unrecht antun — recht verstan-
den habe. Mir schien es so, als ob Sie an eine in 
jenen Sitzungen während der Entführung von Dr. 
Schleyer gemeinsam erlebte Episode erinnerten, 
eine Durchsuchung betreffend. Vielleicht war der 
Wortlaut mißverständlich, den Sie gebraucht haben. 
Vielleicht war auch zuviel Unruhe im Saal. Ich 
möchte jedenfalls aus Anlaß dieser von Ihnen vor-
geführten Erinnerung oder dieses Hinweises eines 
sagen: Ich bin fest davon überzeugt, daß wir alle, 
die wir während der Entführung Dr. Schleyers oder 
früher schon während der Besetzung unserer Stock-
holmer Botschaft oder früher schon während der 
Entführung unseres Kollegen Lorenz oder während 
der Entführung der Passagiere und Besatzung jenes 
Flugzeuges, das dann schließlich in einem anderen 
Kontinent durch deutsche Beamte hat befreit werden 
können, Verantwortung getragen haben, daß wir 
nirgendwo das Gesetz und das Grundgesetz verletzt 
haben, jedenfalls nicht willentlich und auch nicht 
wissentlich. Da bin ich ganz sicher. 

Es war uns solches aber hier und da angesonnen 
worden, nicht in den internen Beratungen, jedenfalls 
nicht durch den Abgeordneten Kohl; das sage ich 
nur, um mich vor dem Mißverständnis zu schützen,  

als ob ich mich hier an seine persönliche Adresse 
wendete. Das ist nicht der Fall. Es ist uns solches 
aber damals empfohlen worden. Für mich ist das der 
Anlaß gewesen, während der Entführung Dr. 
Schleyers, am 15. September vorigen Jahres, hier im 
Deutschen Bundestag zu sagen, daß Drohungen mit 
Schritten, die unsere Verfassung brechen würden, 
deshalb untauglich sind, weil man nur das androhen 
kann, was man auch tatsächlich ausführen will und 
was man ausführen darf. Und ich habe hinzugefügt, 
daß wir — die Mitglieder der Bundesregierung wie 
auch ich selbst — vor dem Bundestag geschworen 
hätten, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes 
zu wahren und zu verteidigen; und ich hätte den 
festen Willen, diesem Eide zu gehorchen. 

Ich rufe das hier in Erinnerung, weil Ihr Wortlaut 
den Eindruck erweckte, als ob man es möglicher-
weise während jener Verbrechensabläufe mit Gesetz 
und Recht nicht so genau genommen hätte. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Nein, 
nein, nein, Herr Bundeskanzler!) 

— Möglicherweise! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Bundeskanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Graf Stauffenberg? 

Schmidt, Bundeskanzler: Nein, ich würde dann 
wieder eine Zwischenfrage gestatten, wenn der Ab-
geordnete Kohl, der sicherlich genau zuhört, meint, 
er möchte eine Zwischenfrage stellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Es hat doch keinen Zweck, daß dann, wenn der 
Oppositionsführer sehr deutliche Worte spricht und 
der Bundeskanzler ihm antwortet, Herr Biedenkopf 
oder ein anderer Kollege ihm zu Hilfe kommt, weil 
er meint, er hätte die Hilfe nötig. Das ist ja wohl 
nicht in Ordnung. 

(Beifall bei der SPD — Franke [CDU/CSU] : 
So sind Sie wirklich! — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU] : Ich habe den Eindruck, Sie haben 
Hilfe nötig! — Franke [CDU/CSU] : Das ist 
Ihre wahre Größe! — Seiters [CDU/CSU] : 

Das war nicht nötig!) 

Bei vielen Gesetzgebungen kann es gar nicht an-
ders sein — jedenfalls ist das in anderen Demokra-
tien genauso wie bei uns —: Es gibt erregende Aus-
einandersetzungen, und sie müssen besonders er-
regend sein, wenn es sich um Gesetzgebung im Span-
nungsfeld zwischen staatlicher Anordnung, staatli-
cher Eingriffsbefugnis auf der einen Seite und den 
Freiheitsrechten der Person andererseits handelt. Es 
gibt nur in andersartigen Regimen in solchen Fragen 
Einigkeit, oder jedenfalls werden andere Meinungen 
dort unterdrückt, so daß nur eine einzige Meinung 
dazu laut werden kann. Bei uns muß man darüber 
Auseinandersetzungen führen. 

Ich denke nur, daß bei solcher Abwägung niemand 
— und ich schaue nicht nur in Richtung CDU/CSU — 
von  sich selbst und von seiner Meinung glauben 
sollte, seine Vorstellungen seien die einzige Meß- 
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latte, nach der alle übrigen Demokraten sich zu rich-
ten hätten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer sich so verhält, daß er zu verstehen gibt, seine 
Vorstellungen und seine Vorschläge seien die ein-
zige Meßlatte, nach der alle Demokraten sich zu 
richten hätten, der verrät mehr, als er möchte, über 
seine eigene geistig-politische Haltung. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Abgeordneter Kohl hat einen Abgeordneten 
der sozialdemokratischen Fraktion kritisiert, weil 
der, wie er ausdrücklich sagte, die sozialliberale Koa-
lition und Bundesregierung erhalten wissen wollte. 

(Seiters [CDU/CSU]: Gegen sein Gewissen!) 

Und damit steht jener Kollege bestimmt nicht allein; 
ich z. B. bin auch seiner Meinung. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Aber gegen sein Gewissen!) 

Nun kann man gewiß die Formulierung, die da 
gebraucht worden war — sie ist ja inzwischen zu-
rechtgerückt worden — für unglücklich halten. Aber 
eines ist doch aus den Reden, die Sie selbst und 
insbesondere Herr Kollege Dregger gehalten haben, 
klargeworden: Sie haben viele Ihrer Sätze und viele 
der Themata, die Sie angeschnitten haben, nicht um 
der Bekämpfung des Terrorismus willen angeführt, 
sondern um des politischen Streites willen. Das ist 
ja auch Ihr gutes Recht. Dann tun Sie doch aber nicht 
so, als ob Sie hier den ganzen Abend um eine mög-
lichst effektive Bekämpfung des Terrorismus stritten. 
Sie kämpfen um die Macht — das ist Ihr Recht —, 
aber Sie kriegen sie nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie haben heute nachmittag und heute abend gehofft 
und Sie hoffen immer noch bis zur letzten Minute auf 
eine Negativkoalition, die jedwede Gesetzgebung 
verhindert. Gleichzeitig möchten Sie vor dem Volk 
den Eindruck erwecken, als ob es eigentlich noch 
möglich sei, mit Ihnen gemeinsam Gesetze zu ma-
chen, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr richtig!) 

allerdings nur nach dem Maßstab, den Sie selbst 
setzen und den Sie für ausschließlich richtig halten. 

(Zuruf des Abg. Strauß [CDU/CSU]) 

Sie haben darüber hinaus — das war wahrschein-
lich von dem Kollegen Dregger aus dem Gedächtnis 
zitiert und deswegen nicht ganz richtig — und nicht 
zum erstenmal heute den Eindruck erweckt, 

(Zuruf des Abg. Lemmrich [CDU/CSU]) 

als ob es in den vergangenen Monaten die Auffas-
sung der Bundesregierung oder meine Auffassung 
gewesen sei, man müsse auf diesem Feld eine ge-
meinsame Gesetzgebung ermöglichen. Ich lese Ihnen 
jetzt vor, was ich im letzten Herbst zweimal im 
Deutschen Bundestag gesagt habe, einmal während 
der noch andauernden Entführung Dr. Schleyers am 
15. September und das andere Mal fünf Wochen 
später am 20. Oktober nach den Vorkommnissen von 
Mogadischu. Ich habe während der Schleyer-Ent-

führung zu diesem Thema vor dem Deutschen Bun-
destag folgendes ausgeführt: 

. . . will ich . . . deutlich erklären, daß ich zur 
Erörterung jedes ernsthaften Rechtsgedankens, 
der uns in bezug auf zukünftige Gesetzgebung 
vorgetragen wird, bereit bin. Es ist klar, daß 
solche Erörterungen einerseits nur in Verant-
wortung für das Ganze und nur auf dem Funda-
ment der tragenden Eckpfeiler unseres Grund-
gesetzes möglich sind; es ist andererseits klar, 
daß sie auch streitig geführt werden können, 
wenn der Zeitpunkt für solche Erörterungen ge-
kommen sein wird. 

Der Zeitpunkt ist nun heute wirklich gegeben. 

Ich habe weiter ausgeführt und dachte — und 
glaube dies auch heute noch — damit gleichzeitig für 
Sie mitzusprechen: 

Wir alle werden dabei den Staat nicht auf den 
Weg zu jenem Ende drängen lassen, welches die 
Terroristen unserer freiheitlichen, demokrati-
tischen Grundordnung zugedacht haben. Der 
Staat, den sie für ohnmächtig halten, den sie zu 
unterminieren trachten, dieser Staat ist keines-
wegs ohnmächtig. 

Fünf Wochen später, zwei Tage nach Modadischu 
habe ich hier im Bundestag im Plenum ausgeführt: 

Wir haben ... nicht die Absicht, für die Zukunft 
auf allen Gebieten große Gesetzegebungskoali-
tionen zu verabreden. Im Gegenteil, Verantwor-
tungen dürfen nicht verwischt werden, und ohne 
parlamentarische Auseinandersetzung würden 
wir oft zu sachlich vernünftigen Lösungen nicht 
kommen. Die Bürger unseres Landes haben ver-
schiedene politische Auffassungen, und es bleibt 
die Führungsaufgabe des Parlaments, diese Un-
terschiedlichkeit der politischen Grundströmun-
gen vorzutragen und auszutragen. 

Dann habe ich einen Satz hinzugefügt, der in Ihrem 
Gedächtnis geblieben ist, allerdings nicht ganz in 
dem Zusammenhang, in dem er steht. Ich habe dann 
nämlich gesagt: 

Allerdings würde ich es begrüßen, wenn der 
schon eingeleitete Versuch, einzelne Vorschlä-
ge zur besseren Bekämpfung des Terrorismus 
nach sorgfältiger Prüfung in einer gemeinsamen 
Gesetzesinitiative der drei Fraktionen zusam-
menzufassen, fortgesetzt und zu einem kon-
struktiven Ende geführt würde. 

„Einzelne Vorschläge", aber doch nicht dieses dicke 
Paket, was Sie uns heute andienen. Das ist doch 
nur unter dem Aspekt zusammengestellt, möglichst 
viele Punkte zu haben, von denen man glauben 
machen möchte, die dienten in Wirklichkeit der Be-
kämpfung der Hintergründe, vor denen der Terro-
rismus möglich geworden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bundesregierung war genausowenig wie die 
beiden sozialliberalen Fraktionen um jeden Preis 
auf eine gemeinsame Gesetzgebung festgelegt. Das 
beweisen diese beiden Selbstzitate. Aber wir ha-
ben sie auch nicht ausgeschlossen. Wir würden 
sie auch heute nicht ausschließen. Herr Kollege 



5734 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 

Bundeskanzler Schmidt 
Mischnick hat jedoch vollständig recht gehabt, als 
er Ihnen soeben noch einmal vorhielt, daß Sie im 
Grunde das, was in unserem heutigen Gesetz steht, 
durchaus wollenn. Niemand hält das für falsch. Sie 
wollen nur mehr. Aber weil Sie nicht zugeben möch-
ten, daß hier etwas im Grunde Vernünftiges — 
wenn auch nach Ihrer Meinung nicht genug — ge-
tan wird, weil Sie insbesondere auf eine Negativ-
koalition hoffen, deswegen lehnen Sie etwas Ver-
nünftiges ab. Das ist der eigentliche Kern der heu-
tigen Auseinandersetzung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn Sie von Machtfragen oder von politischer 
Auseinandersetzung reden, was nur verschiedene 
Worte für dieselbe Sache sind, und meinen, es sei 
illegitim, eine Gesetzgebungs- und Regierungskoali-
tion zu erhalten, die nun schon im neunten Jahr für 
dieses Land eine sehr gute Arbeit geleistet hat, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU— Dr. Marx [CDU/CSU] : 
Großes Gelächter! — Seiters [CDU/CSU] : 
Was meinen Sie damit? — Franke [CDU/ 
CSU] : Siehe Rentner! Immer unterstellt, 
daß Sie mir zutrauen, daß ich volkswirt-
schaftliche Daten richtig zu deuten weiß! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

dann hätten Sie eigentlich gleichzeitig Selbstvor-
würfe dafür aussprechen müssen, daß das, was Sie 
den ganzen Nachmittag treiben, nichts anderes ist 
als der Versuch, die Hoffnung, eine Regierung stür-
zen zu helfen, ohne selber die Kraft zu haben, eine 
Regierung zu bilden. 

(Beifall bei der SPD und FDP — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen ganz offen sagen: Ich habe aller-
dings Sorgen, wenn ich gewisse Reden der letzten 
Plenardebatten im Ohr habe. Es hat noch keine Ent-
schuldigung für den Vorwurf des Eidesbruchs ge-
geben. Die ,,Bananen-Republik" ist noch nicht vom 
Tisch. Was Herr Dregger heute gesagt hat, war 
auch nicht gerade ein Ausweis von staatspolitischer 
Weisheit, Herr Kollege Dregger. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Franke 
[CDU/CSU]: Fragen Sie mal die Rentner, 

wie die das empfinden!) 

Die Art und Weise, wie die Führer der Oppo-
sition — das sind die Herren Strauß und Kohl und 
Dregger; wahrscheinlich ist das auch die richtige 
protokollarische Reihenfolge — hier gesprochen 
haben, muß einem in der Tat für den Fall Sorgen 
machen, daß Sie die zukünftige Regierung unseres 
Vaterlandes wären. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich bin ganz gewiß, daß viele Menschen in un-
serem Land — weit über die Wählerschaft und An-
hängerschaft der beiden Koalitionsparteien hin-
aus — erwarten, daß die Koalition und die von ihr 
getragene Regierung ihre Pflicht tun werden. Ich 
bedaure, daß einzelne Personen durch öffentliche 
Äußerungen den Eindruck ermöglicht haben, als sei 

an diesem Willen zu zweifeln. Ich bin ebenso ge-
wiß, daß die Bürger gut verstehen werden, wenn 
ich sage: Man darf es sich mit dem Gesetzemachen 
nie zu leicht machen, und schon gar nicht dann, 
wenn es um die Abwägung von Freiheitsrechten 
geht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich denke, wir finden im Lande viel Zustimmung, 
nach dem Miterleben all dieser Debatten, nicht nur 
im Bundestag, sondern auch in den Parlamenten 
von Ländern, wenn man hinzufügt: Man muß aber 
die Gesetze mit Genauigkeit und mit Energie dann 
auch anwenden und ausführen, als Verwaltung, als 
Gericht, als Gefängnisverwaltung, als Landesregie-
rung, auch als Bundesregierung. Es hat sich bisher 
niemand hierher gestellt und gezweifelt oder Zweifel 
ausgesät an unserer Entschlossenheit und Energie, 
die Gesetze, die uns gegeben worden sind, auch 
tatsächlich auszuüben, auszuführen und auszu-
schöpfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Eine letzte Bemerkung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo! — Dr. 
Emmerlich [SPD] : Das ist typisch für die 

Haltung dieser Freiheitskämpfer!) 

Der Kollege Dregger hat in einer sicherlich nicht 
ordnungsrufbedürftigen Weise polemisiert gegen 
den — — 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Seit 
wann stellen Sie das eigentlich fest? — 
Strauß [CDU/CSU] : Der Feldwebel ist schon 
wieder am Werk! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Was heißt Ihr Zwischenruf „Feldwebel" ? Ich 
würde es wirklich begrüßen, wenn sich einige in 
diesem Hause zusammensetzten, um herauszufin-
den, ob der bisher im Raum stehende und nicht 
zurückgenommene Vorwurf des Eidesbruchs gegen-
über dem Bundeskanzler, im Verfassungsorgan Bun-
destag erhoben, nicht aus der Welt geschafft wer-
den sollte. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ich habe mich in dieser Sache sehr zurückhaltend 
bis zu dem Augenblick verhalten, wo eben dieser 
Zwischenruf kam. 

(Strauß [CDU/CSU] : Sie verletzen doch 
Ihre Amtspflichten!) 

Ich habe nach jener Sitzung den Bundestagsprä-
sidenten aufgesucht, nachdem sie vorbei war, und 
habe ihm meine Vorstellungen mündlich dargetan. 
Der Bundestagspräsident hat darüber, wie ich weiß, 
mit einigen gesprochen. Er hat mich über den Gang 
seiner Gespräche unterrichtet. Es tut mir leid, 
daß ich das jetzt ausbreiten muß. 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Sie breiten doch al-
les aus! Tun Sie doch nicht so! — Strauß 
[CDU/CSU] : Reden Sie doch nicht so ge-
schwollen daher! Hören Sie doch auf mit 
dem scheinheiligen Getue! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 
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— Ich glaube, daß es mehrere in diesem Hause gibt 
— auch auf seiten der Christlich Demokratischen 
Union —, die bedauern, daß in einem Verfassungs-
organ eine solche Sprache gegen ein anderes Ver-
fassungsorgan geführt werden darf. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Strauß 
[CDU/CSU]: Die Wahrheit ist entschei-

dend!) 

Zurückkommend auf die Bemerkung des Kolle-
gen Dregger gegenüber dem Fraktionsvorsitzenden 
der Sozialdemokratischen Partei: 

(Strauß [CDU/CSU] : Aus Ihnen spricht doch 
das schlechte Gewissen!) 

Ich nehme an, Sie haben ihn nicht recht verstanden. 

(Seiters [CDU/CSU] : Er bricht schon wieder 
die Vertraulichkeit! — Strauß [CDU/CSU] : 
Wer hat denn von Judenverbrennungen ge-

redet?) 

Aber wenn Sie jetzt einen Augenblick darüber 
nachdenken, muß Ihnen klar sein, was Herr Weh-
ner gemeint hat. Dies ist dann ein Parlament, Herr 
Dregger, wenn jeder das sagt, was er denkt, und 
seine Polemik gegen den Gegner nicht schriftlich 
vorbereitet, um sie dann ablesen zu können. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in dritter Bera-
tung. Ich gehe davon aus, daß Antrag auf nament-
liche Abstimmung gestellt ist. Wir treten in die 
namentliche Abstimmung ein. 

Meine Damen und Herren, vielleicht muntert es 
uns in dieser Stunde etwas auf, wenn ich Ihnen mit-
teile, daß der Kollege Gärtner während der Debatte 
Vater einer gesunden Tochter geworden ist. Wir 
gratulieren ihm und seiner Gattin sehr herzlich. 

(Beifall) 

Ich schließe die Abstimmung. Ich bitte mit der 
Auszählung zu beginnen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie Platz nehmen würden, da-
mit ich das Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
in dritter Beratung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung bekanntge-
ben kann. 

An der namentlichen Abstimmung haben sich 489 
uneingeschränkt stimmberechtigte und 22 Berliner 
Abgeordnete beteiligt. Mit Ja haben 245, mit Nein 
244 uneingeschränkt stimmberechtigte Mitglieder 
des Hauses gestimmt. Je 11 Kollegen aus Berlin ha-
ben mit Ja und Nein gestimmt. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 489 und 22 Berliner Abgeordnete; 

davon 

ja: 245 und 11 Berliner Abgeordnete, 

nein: 244 und 11 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Dr. Apel 
Arendt 
Augstein 
Baack 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayer! 
Becker (Nienberge) 
Biermann 
Bindig 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Glombig 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Heyenn 
Höhmann 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Hofmann (Kronach) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 

Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens (Voerde) 
Junghans 
Jungmann 
Junker 
Kaffka 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lange 
Dr. Lauritzen 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meininghaus 
Menzel 
Möhring 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Paterna 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 
Roth 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwencke (Nienburg) 
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Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Sieler 
Frau Simonis 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Staudt 
Dr. Steger 
Frau Steinhauer 
Stockleben 
Stöckl 
Sybertz 
Thüsing 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Topmann 
Frau Traupe 
Ueberhorst 
Urbaniak 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Weißkirchen (Wiesloch) 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Manning 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Dr. Bangemann 
Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gartner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 

Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Peters (Poppenbüll) 
Schäfer (Mainz) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. van Aerssen 
Dr. Aigner 
Alber 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Barzel 
Bayha 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger (Herne) 
Berger (Lahnstein) 
Biechele 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
Blumenfeld 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Braun 
Breidbach 
Broll 
Bühler (Bruchsal) 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Carstens (Fehmarn) 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Damm 
Daweke 
Dr. Dollinger 
Dr. Dregger 
Dreyer 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Eymer (Lübeck) 
Dr. Eyrich 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Dr. Früh 

Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Glos 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Handlos 
Hanz 
Hartmann 
Hasinger 
von Hassel 
Hauser (Bonn- 

Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 

von Massenbach 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Hoya) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Josten 
Frau Karwatzki 
Katzer 
Kiechle . 

Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Dr. Klepsch 
Klinker 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Kolb 
Krampe 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Landré 
Dr. Langguth 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Lintner 
Löher 
Dr. Luda 
Lücker 
Dr. Marx 
Dr. Mende 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 

Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Reimers 
Frau Dr. Riede 

(Oeffingen) 
Dr.Rical (München) 
Dr. Riesenhuber 
Dr. Ritz 
Röhner 
Dr. Rose 
Rühe 
Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-

Wittgenstein-Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schedl 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 

Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Sick 
Dr. Freiherr Spies von 

Büllesheim 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Starke (Franken) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Strauß 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
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Vogt (Duren) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Frau Dr. Walz 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Dr. von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer (Mönchengladbach) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissebach 
Wissmann 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Würzbach 
Dr. Wulff 

Dr. Zeitel 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 
Luster 
Müller (Berlin) 
Dr. Pfennig 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

SPD 

Coppik 
Hansen 
Lattmann 
Meinike (Oberhausen) 

Damit ist das Gesetz in dritter Beratung angenom-
men. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP — Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aufstehen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Ausschuß schlägt vor, die Gesetzentwürfe 
auf den Drucksachen 8/322, 8/976 und 8/996 sowie 
den unter Tagesordnungspunkt 3 b) aufgeführten 
Gesetzentwurf Drucksache 8/1283 insgesamt für er-
ledigt zu erklären. — Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch; es ist so beschlossen. 

Ferner wird vorgeschlagen, die zu dem Gesetzent-
wurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu er-
klären. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und 
der FDP auf Drucksache 8/1510: Die Bundesregie-
rung wird aufgefordert, bis zum 31. Dezember 1979 
einen Bericht über die Erfahrungen beim Vollzug 
des Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßordnung 
vorzulegen. — Das Wort wird dazu nicht gewünscht. 
Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir haben heute morgen beschlossen, den Punkt 4 
der Tagesordnung abzusetzen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 5 auf: 

5. Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zu den Koopera-
tionsabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den Mitglied-
staaten dieser Gemeinschaft einerseits, der 
Tunesischen Republik, der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien und dem Königreich 
Marokko andererseits sowie zu den Abkom-
men zwischen den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und diesen Staaten 
— Drucksache 8/1036 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/1515 —

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Sperling 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1432 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Angermeyer 

(Erste Beratung 52. Sitzung) 

Ich frage die Herren Berichterstatter, ob eine 
Ergänzung der Berichte gewünscht wird. — Das ist 
nicht der Fall. Ich danke den Herren Berichterstat-
tern. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. 

Ich verbinde die zweite Beratung mit der Schluß-
abstimmung. Wer dem Gesetz in der zweiten Bera-
tung und der Schlußabstimmung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Damit 
ist der Entwurf einstimmig gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 6 bis 8 auf: 

6. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Zusatzprotokoll vom 15. Dezember 1975 
zum Protokoll vom 13. April 1962 über die 
Gründung Europäischer Schulen 
— Drucksache 8/1399 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

7. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
den Vertrieb von Anteilen an Vermögens-
anlagen 

Drucksache 8/1405 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
— Drucksache 8/1440 — 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Von der Bundesregierung wird das Wort zur Be-
gründung nicht gewünscht. Ich frage, ob in der Aus-
sprache das Wort verlangt wird. — Auch das ist 
nicht der Fall. 

Die Überweisungsvorschläge des Ältestenrates 
finden Sie in der Tagesordnung. Ergänzende An-
träge sind nicht gestellt worden. Wir stimmen über 
die Überweisungsvorschläge ab. — Ich sehe und 
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höre keinen Widerspruch. Dann ist beschlossen, daß 
die Vorlagen entsprechend überwiesen werden. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Dollinger, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), 
Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 
Fernmeldesonderbauprogramm und früherer 
Beginn des „Mondscheintarifs" 
— Drucksache 8/1345 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Ich schlage Ihnen vor, daß wir 30 Minuten für 
die Aussprache vorsehen. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Das Wort zur Begründung des Antrags hat der 
Abgeordnete Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit dem aufgerufenen Antrag for-
dert die CDU/CSU-Fraktion die Bundesregierung er-
stens auf, unverzüglich ein Sonderbauprogramm zu 
beginnen, mit dem die Behinderung des Telefonie-
rens durch zunehmend auftretende Blockaden der 
Fernmeldeleitungen beseitigt wird, und zweitens, 
den Beginn des verbilligten Tarifs, des sogenann-
ten Mondscheintarifs, wochentags statt um 22 Uhr 
bereits um 20 Uhr und samstags statt um 22 Uhr 
bereits um 14 Uhr anzusetzen. 

Wir haben den Antrag am 15. Dezember 1977 ein-
gebracht. Unmittelbar danach hat Herr Bundesmini-
ster Gscheidle in einer ersten Stellungnahme zuge-
standen, daß die zunehmende Überlastung des Fern-
sprechnetzes zu bestimmten Tageszeiten, insbeson-
dere zu Beginn des sogenannten Mondscheintarifs, 
auch von der Bundesregierung nunmehr nicht be-
stritten wird. Die Bundesregierung stimmt mit uns 
darin überein, daß dagegen endlich etwas getan 
werden muß. 

Heute, rechtzeitig zur Debatte, hat Bundesminister 
Gscheidle im Postverwaltungsrat Maßnahmen ange-
kündigt, die unseren Vorstellungen wenigstens teil-
weise entsprechen. Die Vorverlegung des Beginns 
des Mondscheintarifs an Samstagen auf 14 Uhr und 
die Ausdehnung auf den 24. und 31. Dezember sind 
ein Schritt in die richtige Richtung. Daran gibt es 
nichts zu kritteln, wir freuen uns. Was für den Dia-
log innerhalb der Parteien gilt, gilt auch für den 
Dialog zwischen Regierung und Opposition nach 
dem Grundsatz: Wer Anträge stellt, muß damit 
rechnen, daß sie angenommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir bleiben aber bei unserem Antrag vollinhalt-
lich, weil die weiteren Maßnahmen, die die Bundes-
regierung angekündigt hat, von unserer Warte her 
gesehen unzureichend sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich bei aller Wertschätzung hier ein 
paar Worte in bezug auf die Strickart Ihrer politi-
schen Taktik, Herr Minister, sagen. Da paart sich 

eine gewisse Einfallslosigkeit mit einem hohen Maß 
an Dreistigkeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Leider! — So ist 
es!) 

In regelmäßiger Schönheit behauptet die Koalition, 
die Union verfüge über keine Alternativen. Haben 
wir die Alternativen, sagt die Regierung, das geht 
nicht, das geht finanziell nicht, das geht technisch 
nicht, die Opposition ist unrealistisch. Bricht Ihre 
Argumentationskette unter dem Zwang der Ereig-
nisse zusammen, dann allerdings springen Sie auf 
den fahrenden Zug auf und lassen durch Ihre Kolle-
gen im Parlament erklären — so nach der Methode 
Igel-Hase —: Das haben wir ja doch schon lange 
vor euch gewollt, das ist längst in Arbeit und 
kommt auch bald. An vielen Stellen warten wir bis 
heute vergeblich darauf. Das haben Sie mit uns so 
gemacht beim Mehrfachtäter-Punktsystem, beim Ver-
kehrssicherheitsbericht über die Zweiradfahrer und 
bei vielen anderen Punkten mehr. Ich warte darauf, 
daß heute der Sprecher der Koalition denselben 
Singsang wieder anstimmen wird. Nur, meine 
Damen und Herren, das glaubt Ihnen nun langsam 
niemand mehr in unserem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundesminister Gscheidle behauptet sogar, 
daß er bereits im September ein Zusatzinvestitions-
programm zur ausreichenden Kapazität, insbeson-
dere für den Mondscheintarif, veranlaßt hat, das 
sich auf 500 Millionen DM belaufen und sich auf 
die Jahre 1978 bis 1980 erstrecken soll. Dieses Zu-
satzinvestitionsprogramm sucht man allerdings ver-
geblich im Haushaltsvoranschlag. Ich wäre der  Re-
gierung dankbar, wenn sie hier und heute erläutern 
würde, wo sie die finanzielle und haushaltsmäßige 
Absicherung vorgenommen hat. Früher war es 
jedenfalls so, daß Sonderbauprogramme im Haus-
halt der Bundespost auch gesondert ausgewiesen 
worden sind. Sie werden vielleicht sagen, daß sei 
nicht so. Aber es ist bisher so gewesen. 

Auf der anderen Seite wissen wir sehr genau, 
daß die Bundespost bereits für 270 Millionen DM 
einen Auftrag zur Beschaffung von Einrichtungen im 
Zusammenhang mit der Einführung des Nandienstes 
und des Zeittaktes vergeben will. Keine Angst, 
meine sehr verehrten Herren Kollegen, heute reden 
wir hier nicht über den Zeittakt, 

(Zuruf von der SPD: Na so was!) 

aber über die Dienstaufsichtsbeschwerde der Aktion 
„Billiges Telefon", die beim Bundeskanzler über 
den Herrn Bundesminister Gscheidle vorliegt, wer-
den wir uns sicherlich noch einmal parlamentarisch 
auseinandersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung will 50 Millionen DM auf-
bringen, um die Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit dem Nachttarif II — allerdings nur schritt-
weise — beseitigen zu können. Das wären nach 
unserer Rechnung — und die war, glaube ich, exakt 
— ganze 10 % des behaupteten Investitionspro-
gramms. Wie gesagt, hier ist die Gelegenheit, den 
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Straßmeir 
Nachweis über die finanzielle Absicherung zu brin-
gen. Solange das nicht geschehen ist, Herr Bundes-
minister, bleiben wir bei unserer Feststellung, daß 
in diesem Zusammenhang nicht nur in den vergan-
genen Jahren zu wenig investiert wurde, sondern 
daß man auch bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
keine durchgreifenden Maßnahmen in Angriff ge-
nommen hat. 

Die zunehmend auftretenden Blockaden beim Tele-
fon sind ja nichts anderes als die Folge des in den 
Jahren seit 1974 vernachlässigten Ausbaus des Fern-
meldenetzes. Seit 1973 sind die Investitionen bis zu 
2 Milliarden DM — das ist annähernd ein Drittel 
des Volumens — zurückgegangen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: 
Unerhört!) 

Das hat beispielsweise dazu geführt, daß 1977 sogar 
nominal weniger als 1971 — und das heißt natür-
lich, real in noch viel stärker abfallendem Umfang — 
investiert worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr bedauer

-

lich!) 

Dem Herrn Bundeskanzler beliebt es, private Unter-
nehmen als Unterlasser zu schelten, weil sie nicht in 
hinreichendem Umfange investieren. Ihn interessiert 
es in diesem Zusammenhang überhaupt nicht, daß 
ein Teil der Unternehmen im Hinblick auf die ver-
fehlte Wirtschafts- und Finanzpolitik und im Hin-
blick auf eine ungewisse Ertragserwartung lediglich 
vorsichtig investiert. 

Die Bundespost befindet sich, zumindest im Be-
reich des Fernmeldewesens, in krassem Gegensatz 
dazu. Sie hat eine günstige Entwicklungsphase. Bei-
spielsweise hat die Zahl der Telefonanschlüsse 
allein im Jahre 1977 um rund 1,5 Millionen zu-
genommen. Aus diesem Grunde und wegen der 
gepfefferten Preise gibt es dort auch eine zuneh-
mende Kostenüberdeckung, d. h. einen Gewinn. 1976 
waren das runde 3,6 Milliarden DM. Berücksichtigt 
man die in Ansatz gebrachten kalkulatorischen Zin-
sen, so wächst der Gewinn um weitere Milliarden. 
Die Deutsche Bundespost rechnet trotz des defizitä-
ren Postdienstes beispielsweise 1977 mit einem Ge-
winn von insgesamt 3,2 Milliarden DM. Für 1978 
wird der Überschuß einschließlich der Rücklagen 
und des Abbaus der Verschuldung auf 4 Milliarden 
DM veranschlagt. Die Zahlen sind eindeutig; die 
notwendigen Mittel für die von uns geforderten 
Maßnahmen sind vorhanden. 

Sie haben die notwendigen Investitionen unter-
lassen. Der vernachlässigte Ausbau des Fernmelde-
netzes führt zu den angesprochenen Netzblockaden. 
Die Telefonkunden ärgern sich; sie können nicht 
verstehen, warum die gewünschten Telefonverbin-
dungen nicht zustande kommen. Ich meine, sie 
ärgern sich zu Recht. Auf der einen Seite stehen 
genügend Mittel zur Verfügung; andererseits klagt 
die Fernmeldeindustrie über unausgelastete Kapa-
zitäten. Sie war überdies zu Kurzarbeit und Entlas-
sungen gezwungen. Der Werbeslogan der Post „Ruf 
doch mal an" wird hier ad absurdum geführt. Tele-
fonieren kann man in Deutschland zu bestimmten 

Tageszeiten nur noch, wenn man viel Glück, viel 
Zeit und sehr gute Nerven hat. 

Minister Gscheidle hat mehrfach gesagt, der Zeit-
takt müsse her, damit die Telefonleitungen nicht 
durch Dauergespräche blockiert werden; dadurch 
gingen der Post viele Gespräche und damit Einnah-
men verloren. Wir, meine Damen und Herren, müs-
sen feststellen, daß heute schon ohne die Nahbe-
reiche die Netzblockade eintritt und der Post Ein-
nahmen verlorengehen. Aber vielleicht ist das der 
gewünschte Effekt, damit man nicht noch höhere 
Gewinne ausweisen muß. Im Sinne der Postkunden 
ist es nicht. 

Die Bundesregierung negiert nicht nur konjunk-
turelle Erfordernisse, sondern ist zugleich auch 
ihrem eigenen Postverwaltungsgesetz nicht treu, 
denn sie soll die Anlagen nicht nur erhalten, son-
dern auch technisch und betrieblich den Anforde-
rungen des Verkehrs entsprechend weiterentwik-
keln und vervollkommnen. 

In bezug auf den Mondscheintarif an den Sams-
tagen ist uns die Bundesregierung gefolgt. Wir bit-
ten Sie, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, sich zu entschließen und sich unseren übrigen 
Forderungen anzuschließen, denn die Forderungen 
sind gerechtfertigt und die Maßnahmen der Bundes-
regierung halbherzig. Die im Vergleich zum Mond-
scheintarif geringfügige Herabsetzung des Nacht-
tarifs I — und das auch nur in den Zonen III und 
IV — ist sicherlich ungeeignet, eine Entzerrung zu 
bewirken. Sie bringt den Telefonkunden keinen mo-
tivierenden Anreiz, um die Gespräche zu anderer 
Zeit zu führen. Nach unserer Meinung führt nur 
die generelle Vorverlegung des sogenannten Mond-
scheintarifs an allen Werktagen auf 20 Uhr zu der 
gewünschten Entzerrung, weil sich auf diese Weise 
die Gesprächswünsche auf einen längeren Zeitraum 
zu einem akzeptablen Preis verteilen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Angebot, meine Damen und Herren, ist selbst 
nach den Reduzierungsplänen der Bundesregierung 
noch immer für den Postkunden um das Dreifache 
teurer als unser Vorschlag. Im Gegensatz zu den 
Vorschlägen der Bundesregierung enthält unser 
Vorschlag die motivierenden Anreize, um den ge-
wünschten Effekt zu bewirken. Die Regierung sollte 
sich auch in diesem Fall nicht immer Schritt für 
Schritt in die richtige Richtung schubsen lassen, sie 
sollte sich einmal überwinden und gleich sagen: 
Weil es von der Opposition ist, kann es auch gut 
sein; wir folgen dem Vorschlag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, unser Antrag dient 
den Postkunden. Er ist für die Post technisch wie 
finanziell bekömmlich. Er ist ein Beitrag zur Kon-
junkturpolitik und sichert Arbeitsplätze. Wir for-
dern Sie auf, unserem Antrag beizutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Paterna. 
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Paterna (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion trägt 
einerseits Eulen nach Athen — Sie sehen, Herr 
Straßmeir, es kommt genau das, was Sie erwartet 
haben, aber ich werde es Ihnen auch noch nachwei-
sen —, andererseits, um im Bilde zu bleiben, ist er 
nicht einmal vom Mondschein, geschweige denn von 
der Sonne der Sachkenntnis erleuchtet. Da ich nun 
die Herren Antragsteller für so uninformiert nicht 
halte, wie sie in diesem Antrag tun, kann nur irgend 
etwas anderes dahinterstecken. Bei näherer Prüfung 
kommt dann genau das heraus, was sich bei vielen 
anderen Anträgen der Opposition auch abspielt: 
Hier wird das Parlament als Vehikel für Presse-
erklärungen mißbraucht, die Aktivitäten vortäu-
schen sollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das geht dann so: Man nehme ein paar interne In-
formationen aus dem Ministerium, wenn über Pläne 
nachgedacht wird, oder man macht das noch ein 
bißchen dreister und verkauft bereits öffentlich an-
gekündigte Maßnahmen als eigene, rührt dann noch 
ein bißchen dazu, was sich zwar populär anhört, 
aber aus fachlicher Sicht nicht sinnvoll ist, garniert 
das Ganze noch mit einer sogenannten Begründung, 
die im Grunde nur aus Polemik besteht, und dann 
hat man das, was von mir eine Scheininitiative ge-
nannt wird. 

Ich gebe Ihnen also die Bewertung vorweg und 
komme nun zur Sache. Wir wollen uns das einmal 
im einzelnen ansehen. 

(Zuruf des Abg. Lemmrich [CDU/CSU]) 

— Herr Vorsitzender, Sie haben das nicht so gerne, 
wenn ich während der von Ihnen geleiteten Sitzun-
gen rede. Es steht mir nicht zu, aber vielleicht hören 
Sie doch einmal zu. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Lemmrich [CDU/ 
CSU]) 

Erstens. Die CDU/CSU fordert ein Sonderbaupro-
gramm. Dabei gibt es bereits zwei Sonderbaupro-
gramme, eines davon zur Einführung der Nahbe-
reiche. Ich muß hier noch einmal wiederholen: ein 
Viertel dieses Programms geht in die Zeitzählungen, 
Dreiviertel gehen in die Netzverstärkung. Dieses ist 
hier schon ein paarmal erläutert worden. Es ist da-
mals von Ihnen kritisiert worden, obwohl wir Ihnen 
die Dringlichkeit und das Vorziehen des Programms 
mit eben dem Arbeitsplatzargument erläutert haben, 
das Sie uns jetzt in Ihrer Begründung wieder „unter-
jubeln", als sei das Ihre eigene Erfindung. Das Pro-
gramm kostet zirka 1,6 Milliarden DM. Das wissen 
Sie längst. 

Das zweite Programm über 1,4 Milliarden DM 
— ebenfalls schon im vergangenen Jahr begonnen 
— wird speziell zur Erweiterung der Kapazität des 
privaten Fernsprechbereichs in den nächsten vier 
Jahren durchgeführt. Nun sagt der Kollege Straß-
meir: „Ja, woher sollen wir denn das alles wissen? 
Der Minister — flink wie er ist — hat also einen 
Tag, nachdem wir unseren Antrag eingebracht ha-
ben, endlich zugegeben, . . ." — Okay. 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Zwei Tage, Herr 
Kollege!) 

Dann wollten Sie auch noch wissen, wo das Geld 
herkommt. Dann will ich Ihnen einmal empfehlen, 
das Protokoll des Deutschen Bundestages vom 
20. Oktober 1977 nachzulesen. Ich sage Ihnen auch 
noch die Seitenzahl: 3810 und folgende. Da hat 
Ihnen nämlich der Herr Kollege Wuttke mal erklärt, 
wie das eigentlich zustande kommt, was der Post-
verwaltungsrat ist und was der zu sagen hat und 
daß dort Vorausermächtigungen in Höhe von 3 Mil-
liarden DM beschlossen worden sind und was damit 
alles so zu tun ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl, Herr 
Oberlehrer!) 

Das ist hier von diesem Pult aus im einzelnen er-
läutert worden. Ich brauche Ihnen das nicht näher 
vorzulesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Seien Sie doch nicht so aufgeregt. 

Davon, was der Minister angeblich „zugegeben" 
hat, nachdem Sie Ihren Antrag gestellt haben, war 
schon ein Jahr vorher die Rede. Ich könnte Ihnen 
hier z. B. als Quelle das Interview im „Deutschland-
funk" vom 3. Juli 1977 empfehlen. Das hat zu dieser 
Zeit auch in leichter zugänglichen Quellen wie z. B. 
der „Bild" -Zeitung gestanden. Auch diese Quelle 
könnte ich Ihnen noch genau nennen. Da wird von 
Blockierungen geredet und dann heißt es — ich 
zitiere —: 

Das heißt, hier wird man zum einen mit zusätz-
lichen Investitionen, zum anderen aber sicher 
mit dem Gedanken arbeiten müssen, ob man 
durch die zeitliche Verschiebung des Sonntags-
tarifs . . . 

Genau da haben Sie diese Punkte, nur ein halbes 
Jahr vor Ihrem Antrag und nicht einen Tag nach 
Ihrem Antrag. Das ist der kleine, aber entscheidende 
Unterschied, auf den es manchmal ankommt. Nur, 
wenn man sich an die Tatsachen und an die Wahr-
heit hält, dann hört sich das alles nicht mehr so gut 
an wie das, was Sie hier verbraten haben. 

(Sick [CDU/CSU]: Zur Sache!) 

— Ja, ich bin immer bei Ihrem Antrag. 

(Sick [CDU/CSU] : Nein!) 
— Aber sicher. 

Dann kommt der zweite Punkt. Es ist richtig, daß 
es zu Beginn der Geltungszeiten des verbilligten 
Tarifs zu Engpässen kommt. Nur, meine Damen und 
Herren, dies ist völlig klar. Das wird immer so sein. 
Da können Sie den Tarif hinlegen, wo Sie wollen, 
am Anfang werden Sie immer Spitzen kriegen. Wenn 
Sie das so machten, wie Sie das vorschlagen, wer-
den Sie zu erheblich größeren Blockaden kommen. 
Wenn Sie sich die Mühe machten, einmal die Ver-
teilungskurve der Fernsprechbenutzungsfrequenzen 
anzuschauen, dann würden Sie feststellen, daß Sie 
natürlich einen Teil der nach 22 Uhr Telefonierenden 
auf die Zeit nach 20 Uhr vorzögen, aber natürlich 
auch einen Teil derjenigen — und das haben Sie 
vergessen zu überlegen —, die vor 18 Uhr telefonie-
ren, dazu bewegen, bis 20 Uhr zu warten. Damit 
würden Sie von beiden Seiten auf einen Sockel 
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Paterna 
draufsatteln, der sowieso schon höher ist. Wir brau-
chen das hier, glaube ich, im technischen Detail 
nicht zu erörtern. Dazu ist im Ausschuß noch Zeit 
genug. So einleuchtend wie das, was Sie hier er-
zählen, ist es in der Praxis in der Tat nicht. Im 
Gegenteil, Sie kämen, wenn wir das so machten, wie 
Sie es vorschlagen — und dies wäre dann im Aus-
schuß mit den Fachleuten zu diskutieren —, zum 
genauen Gegenteil von dem, was Sie wollen. 

(Zuruf des Abg. Straßmeir [CDU/CSU]) 

— Da kommen wir noch hin. Nur mal langsam. 

Außerdem, Herr Kollege Straßmeir, sind Sie im-
mer dafür, daß der Staat wirtschaftlich arbeitet. Nun 
muß ich Ihnen einmal in allem Ernst etwas sagen. 
Sie sagen in der Begründung Ihres Antrags, hier 
gäbe es an fünf Tagen Engpässe zwischen 22 Uhr 
und 22.30 Uhr. Das sind insgesamt zweieinhalb Stun-
den. Angesichts dieses, gemessen an der Zahl von 
fünfmal vierundzwanzig Stunden, kleinen Zeitraums 
wollen Sie mir, dem Deutschen Bundestag und dem 
deutschen Steuerzahler vor allen Dingen doch nicht 
im Ernst sagen, daß die Netzkapazität auf die Spit-
zenbelastung dieser jeweils halben Stunde von vier-
undzwanzig Stunden ausgelegt werden sollte. Das 
können Sie dem deutschen Steuerzahler doch nicht 
im Ernst zumuten wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Daß es aber sehr vernünftig ist — und da liegen 
Sie dann wieder richtig; da kommt dann wieder die 
Oppositionseule —, den Nachttarif II in die hellen 
Stunden des Tages Sonnabend— in die Stunden ab 
14 Uhr — vorzuverlegen, darin sind wir uns einig. 
Da laufen Sie aber wieder der Entwicklung hinter-
her; denn auch dieses ist eine längst öffentlich ge-
handelte Maßnahme. 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Was zahlt denn da 
der Steuerzahler? Würden Sie das mal er

-

läutern, Herr Kollege?) 

— Wenn Sie eine Netzkapazität auf den allerhöch-
sten Spitzenbedarf des privaten Fernsprechverkehrs 
im Fernbereich auslegen — darauf heben Sie ab —, 
dann ist doch völlig klar, daß Sie damit in dieser 
halben Stunde zwar bedarfsgerecht ausbauen, aber 
für den Rest, nämlich für 23 1/2 Stunden des Tages 
entsprechende Oberkapazitäten haben. Da wird es 
dann wohl doch ein bißchen zu üppig. 

Fazit: Der CDU/CSU-Antrag ist eine publizistische 
Seifenblase. Damit Sie sich aber wirklich ernst ge-
nommen fühlen 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— im Augenblik rede ich immer noch im` Zeittakt, 
nicht ganz acht Minuten; Sie sehen, in dieser Zeit 
kann man eine ganze Menge darlegen —, will ich 
mich die letzten zwei Minuten Ihrer Begründung 
widmen, damit Sie nicht meinen, idh hätte etwas 
ausgelassen. 

Erstens. Die dramatisierten Blockaden im Selbst-
wählferndienst — damit argumentieren Sie ja — lie-
gen weit unter den international empfohlenen Wer-
ten. 

Zweiter Punkt. Die Investitionen — da haben Sie 
recht — waren in den letzten Jahren tatsächlich ge-
ringer. Aber sie waren immer noch erheblich höher, 
als aus betriebswirtschaftlichen Gründen eigentlich 
notwendig gewesen wäre. Die Post hat also über 
den kurzfristig betrieblichen Bedarf hinaus inve-
stiert. Nur so ist es zu erklären, daß der erhebliche 
Zuwachs an Kunden so schnell und reibungslos ver-
kraftet werden konnte. 

Dritte Bemerkung zu Ihrer Begründung. Die Post 
macht tatsächlich Gewinne. Aber da frage ich: 
Warum nicht? Der Postminister kriegt keine Gewinn-
beteiligung. Das, was er als Gewinn einfährt, 
kommt den Postkunden zugute, den Fernsprechkun-
den im übrigen auch. Das wird nicht nur alles trans-
feriert, wie Sie gelegentlich behaupten. Da gibt es 
konkrete Vorschläge. Da Sie die inzwischen kennen, 
empfehle ich Ihnen: Machen Sie daraus wieder einen 
Antrag; dann können Sie wieder so tun, als wären 
das Ihre eigenen Ideen. 

Zum Schluß zu den Arbeitsplätzen, wozu ich schon 
etwas gesagt habe. Ich habe insbesondere das In-
vestitionsprogramm genannt. Rechnen Sie pro 100 
Millionen DM etwa 800 Arbeitsplätze pro Jahr. 
Dann können Sie sich bei dem Gesamtvolumen von 
3 Milliarden DM ausrechnen, was möglich ist. 

Letzte Bemerkung, meine Damen und Herren von 
der Opposition: Wir bedanken uns, daß Sie durch 
einen an sich überflüssigen Antrag Gelegenheit ge-
geben haben, die Leistungen des Postministers noch 
einmal entsprechend zu würdigen, und das — um in 
einem letzten Schlenker auf Ihre Begründung zu 
kommen — auch ohne PR-Anzeige, somit im Zeitakt 
zum Normaltarif. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das 
Wort hat der Abgeordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die .Überschrift des Antrages der Opposi-
tion, nämlich „Fernmeldesonderbauprogramm und 
früherer Beginn des ,Mondscheintarifs' ", können wir 
voll und ganz unterschreiben, Ihre in zwei Punkte 
aufgegliederten Forderungen jedoch nur noch teil-
weise und die Begründung schließlich fast überhaupt 
nicht mehr. 

Die wichtigsten sachlichen Bedenken gegen Ihren 
Vorstoß, der hinsichtlich der sinnvollen und allge-
mein wünschenswerten Komponenten weitgehend 
das wiederholt, was schon seit längerem von der 
FDP gefordert und vom Bundespostminister nicht 
erst auf Grund Ihres Antrages, sondern bereits in 
der Mitte des vergangenen Jahres angekündigt wor-
den ist, hat der Kollege Paterna in seiner Jungfern-
rede, zu der ich ihm gratulieren darf, soeben dezi-
diert ausgeführt, so daß ich Ihnen und mir Wieder-
holungen ersparen kann. Nunmehr wird es an Ihnen, 
meine Damen und Herren von der Opposition, sein, 
in den Ausschußberatungen sowie möglicherweise 
auch im Postverwaltungsrat unsere begründeten 
Zweifel an der Zweckmäßigkeit Ihres Antrages zu 
entkräften. 
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Hof fie 
Selbst bei betriebswirtschaftlich vernünftigem 

Ausbau des bisherigen Netzes — das muß ja wohl 
der Maßstab bei Investitionsvorhaben immer noch 
sein und bleiben — können wir schon heute ziemlich 
gewiß sein, daß bei einem Beginn des Nachttarifs II 
um 20 Uhr an Wochentagen außer samstags das Ver-
kehrsaufkommen in der Zeit von 20 bis 22 Uhr so 
sprunghaft ansteigt, daß Verhältnisse entstünden, die 
adäquat nur noch mit „chaotisch" umschrieben wer-
den könnten. Das, Herr Kollege Straßmeir, ist eben 
nicht ein Schritt in die richtige, sondern in die fal-
sche Richtung. 

Wir können uns demgegenüber eine allen Beteilig-
ten gegenüber gerecht werdende und das Verkehrs-
aufkommen auch nachhaltig entzerrende Lösung ei-
nerseits insoweit vorstellen, als der bisherige Nacht-
tarif I — also von montags bis freitags von 18 bis 
22 Uhr und samstags von 14 bis 22 Uhr — durch eine 
spürbare Verbilligung insbesondere für den privaten 
Verbraucher so attraktiv wird, daß er sein Kommu-
nikationsbedürfnis nicht mehr bis 22 Uhr und später 
hinauszögert. Andererseits sollte der Nachttarif II an 
Samstagen sowie am 24. und 31. Dezember — davon 
war bereits die Rede — schon ab 14 Uhr gelten. Eine 
derartige Maßnahme wäre gerade für den privaten 
Verbraucher geeignet. Diese Verbilligung würde 
durch die vorgesehene Einführung der zeitabhängi-
gen Telefonnahbereiche noch verstärkt. 

Verbilligung und Investitionskosten für ein Fern-
meldesonderbauprogramm und für die Einrichtung 
der Nahbereiche erscheinen prima vista angesichts 
der ausgezeichneten Finanzlage im Fernmeldebereich 
machbar, wenn sich die Kostenstruktur im Postwe-
sen in gewisser Weise verbessern läßt, was wir an-
streben müssen. Über all diese Fragen werden wir 
in den nächsten Wochen mit dem Postminister inten-
siv zu diskutieren haben. 

Eines verdient aber an dieser Stelle nochmals mit 
aller Deutlichkeit festgehalten zu werden: Betriebs-
wirtschaftlich unvernünftig wäre es, das Netz so aus-
zubauen, daß sämtliche Wünsche aus dem Billigst

-

tarif erfüllt werden können; denn der Billigsttarif ist 
ein Sonderangebot, und an Sonderangeboten kön-
nen Sie Ihr Geschäftsgebaren nicht ausrichten. Be-
kannterweise haben ja auch die „billigen Jakobs" 
nichts zu verschenken. Wir rufen aber die Post auf, 
sich darum zu bemühen, daß in zumutbarer Zeit je-
mand, der zum Billigsttarif telefonieren will, dann 
auch sprechen kann. 

Heftig widersprechen muß ich dem Schwerpunkt 
Ihrer Begründung, mit dem Sie die mangelhaften Ka-
pazitäten im Fernmeldebereich auf eine verfehlte, 
weil drastisch gekürzte und falsche Investitionspoli-
tik unter der sozialliberalen Regierung zurückführen 
wollen. Das ist ein pauschaler Vorwurf, den man in 
dieser Pauschalität auch nur widerlegen kann. Die 
Post hat nicht nur kontinuierlich und bedarfsgerecht 
investiert, sondern sogar noch mehr als dies. 

Wie anders ist denn sonst der rapide Abbau der 
Wartelisten bei Telefonanschlüssen, Herr Straßmeir, 
in den letzten Jahren zu erklären? Nein, die Deut-
sche Bundespost hat stets über das betriebswirt-
schaftlich Optimale hinaus investiert und hat gerade 

Rücksicht auf die Arbeit in der Fernmeldeindustrie 
genommen. 

Nehmen Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, auch einmal zur Kenntnis, daß im Fern-
meldebereich im Moment alljährlich Zuwächse von 
mehr als 1 Million Hauptanschlüsse verkraftet wer-
den. Das ist eben nur möglich wegen der Reserven, 
die die Post in den Jahren angesammelt hat, in de-
nen sie mehr investierte, als eigentlich nach dem Be-
darf notwendig war. Was sollen also die schrillen 
Töne, wo doch moderate Töne viel mehr angebracht 
wären? . 

Bleibt festzustellen, daß Sie in der Opposition Wie-
ner einmal in dem Moment aus dem Tritt und ins 
Stolpern geraten sind, in dem Sie von Ihrer ipsisti-
schen Haltung abgehen und es bei der grundsätzli-
chen Kritik an der Regierung und eher vagen An-
gaben über Ihre eigenen Pläne belassen. So zahlt 
sich für Sie beides nicht aus: weder die häufig emp-
fohlene Regel, sich in der Opposition nicht über kon-
krete politische Ziele zu äußern und die Regierenden 
anzugreifen, ohne Ansatzflächen der Gegenkritik zu 
liefern, noch Ihr Versuch einer Auseinandersetzung 
im mittleren Feld pragmatischer und konkreter Po-
litik. Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wir werden sehen, ob Sie bei den Ausschußberatun-
gen mehr zu bieten haben als das, was heute hier 
zu hören war. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das 
Wort hat Herr Bundesminister Gscheidle. 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Straßmeir, einige 
schwerwiegende Fehler, die in Ihren Ausführungen 
deutlich wurden, veranlassen mich doch, den Ver-
such zu unternehmen, an Hand von drei Beispielen 
abschließend einen Rat zu begründen. 

Erstens. Ihre Vorstellung, daß ein Sonderpro-
gramm in einem Haushalt der Bundespost erscheint, 
läßt die Kenntnis wesentlicher Zusammenhänge ver-
missen, die ich an und für sich bei Ihnen vermutet 
hätte. Ich möchte dies begründen. Wenn Sie zum 
Zweck der Beseitigung einer Hemmnisschwelle 
technische Investitionen vornehmen, so dienen die 
technischen Einrichtungen, die Sie investieren, kei-
nesfalls nur dem Zweck, beispielsweise die Hemm-
nisse während einer bestimmten Tarifzeit zu besei-
tigen. Sie können die einzelnen technischen Einrich-
tungen überhaupt nicht differenzieren, sondern Sie 
schaffen einen Haushaltsansatz für Leitungen, Ka-
belarten, Übertragungen, Wähleinrichtungen etc. 
Man kann natürlich — dies haben Sie, wie ich be-
fürchte, verwechselt — sozusagen von der Unter-
nehmensentscheidung her sagen: Zu dem, was ich 
allgemein an Investitionen vorgesehen habe, gebe 
ich nun ein Sonderprogramm z. B. in der Größenord-
nung von 500 Millionen DM hinzu. Das haben wir 
gesagt. Im Haushalt kann dieser Betrag allerdings 
nicht erscheinen, sondern er erscheint als Mehraus-
gabe unter zahlreichen Titeln. 
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Bundesminister Gscheidle 
Eine zweite Bemerkung. Mich hat überrascht, daß 

Sie sagten: Warum hat die Bundespost dies eigent-
lich erst entstehen lassen? Wenn man mit den Inve-
stitionen zurückfährt, ist doch klar, daß man solche 
Schwierigkeiten bekommt. — Herr Straßmeir, dann 
hätten Sie vorausgesetzt, daß wir zu einem Zeit-
punkt investiert hätten, zu dem wir den Nacht-
tarif II noch gar nicht eingeführt hatten. Der Nacht-
tarif II wurde 1974 beschlossen. Die ersten Auswir-
kungen waren für alle Verkehrstheoretiker über-
raschend, weil die Nachfrageelastizität des Marktes 
bei einem Dienstleistungsangebot, das Sie noch nie 
hatten — internationale Erfahrungen gab es auch 
nicht —, mindestens ein Jahr Betrieb, ein halbes 
Jahr Auswertung und danach ein halbes Jahr an 
planerischen Entscheidungen benötigt. 

Nehmen Sie es mir nicht übel, Herr Straßmeir: 
Ich habe bei Ihren Ausführungen den Eindruck ge-
habt, daß Sie sich die Bundespost ungefähr wie 
einen Bauchladen vorstellen, der leicht übersehbar 
it. Alle fehlenden Zigaretten, Streichhölzer oder 
Schuhnestel können leicht ersetzt werden. — So 
leicht ist die Bundespost nun aber nicht zu führen. 
Deshalb hat sie auch einen Postverwaltungsrat. 

Damit komme ich zu meiner dritten Bemerkung. 
Ich bin über Ihre Vorstellungen manchmal einfach 
deswegen überrascht, weil Sie in diesem Verwal-
tungsrat als Opposition wirklich gut vertreten sind. 
In ihm ist Herr Stücklen als langjähriger Postmini-
ster vertreten. Herr Leicht als Vorsitzender des 
Haushaltsausschusses ist nach seinem Ausscheiden 
jetzt durch Herrn Windelen ersetzt worden. Sie wer-
den bei Ihrer Kritik gegenüber der Bundespost, die 
auch den Verwaltungsrat einschließt, doch wohl 
nicht im Ernst davon ausgehen, daß die Herren 
nicht in der Lage wären, uns entsprechend ihrem 
Amt im Verwaltungsrat zu kontrollieren. Es tut mir 
auch etwas leid für die vielen tausend Führungs-
kräfte der Bundespost, die sich alle Mühe geben, 
die Sache richtig zu machen. Es steht ihnen frei, 
den Postminister als Trottel hinzustellen. Ich unter-
stelle einmal, er wäre einer. Glauben Sie im Ernst, 
daß ein Postminister in der Lage wäre, bei einem 
solchen Unternehmen gegen den Sachverstand von 
18 000 Ingenieuren Mist zu bauen? Haben Sie wirk-
lich eine solche kleinliche Vorstellung über das, 
was die Bundespost ist? 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Wir haben ja nichts dagegen, daß Sie uns Anre-
gungen geben. Es ist auch nicht so, daß wir nicht 
sagen: Viele Ihrer Anregungen gehen mit in unsere 
Unternehmensentscheidungen ein. Warum packen 
Sie dies alles aber in so eine allfällige Polemik? 
Wenn es um Unternehmenspolitik geht, können Sie 
in der Regel alle Entscheidungen — von den Anfän-
gen an — auf dem Wege über die Tätigkeit des Ver-
waltungsrates nachkontrollieren. Herr Straßmeir, 
warum gehen Sie bei der Vorbereitung Ihrer Bei-
träge um Himmels willen nicht dazu über, den 
Sachverstand Ihrer Kollegen zu nutzen, die Sie in 
diesem Verwaltungsrat vertreten? Im übrigen ver-
rate ich Ihnen kein Geheimnis, wenn ich sage, daß 
die Personalpolitik bei der Bundespost in den Jah-
ren ab 1949 das Ihre getan hat. Sie finden genügend 

sachverständige Beamte, die Ihnen politisch naheste-
hen. Sie erhalten von mir jederzeit die Erlaubnis, 
Ihnen auf sachliche Fragen eine sachliche Auskunft 
zu geben. Aber warum wollen Sie die Bundespost 
hier als eine Organisation, ein Unternehmen dar-
stellen, das nicht genau weiß, was es tun soll? 

Die letzte Bemerkung. Sie kommen bezüglich 
Ihrer Kritik zu einer ganz einfachen Erkenntnis der 
Zusammenhänge bei Innovationsentscheidungen 
hinsichtlich Erweiterungsinvestitionen. Innova-
tionen werden in einem solchen Unternehmen durch 
die Nachfrage oder durch die Erweiterungsinvesti-
tionen ausgelöst, die wir im voraus als Reserven 
für mutmaßliche Entwicklungen planen. Sehen Sie 
sich hinsichtlich des Zugangs an Hauptanschlüssen 
und hinsichtlich der technologischen Umrüstung die 
Statistik an, und Sie können unschwer davon ab-
lesen, was an Investitionen notwendig war, und er-
kennen, was der Rechnungsprüfungsausschuß und 
der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in vie-
len Dokumenten bestätigen: Es handelt sich bei der 
Bundespost um eine hervorragende Unternehmens-
politik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, die Vorlage an den Aus-
schuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde-
wesen zu überweisen. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Klein (Göttingen), Frau Dr. Waltz, Benz, Blu-
menfeld, Eymer (Lübeck), Dr. von Geldern, 
Dr. Hupka, Klein (München), Kroll-Schlüter, 
Metz, Dr. Narjes, Dr. Probst, Dr. Schäuble, 
Schmidhuber, Dr. Schwarz-Schilling, Dr. Ster-
cken, Weiskirch (Olpe), Frau Dr. Wilms, 
Wohlrabe und der Fraktion der CDU/CSU 

Informations- und Dokumentationsprogramm 
der Bundesregierung und Zeitschriften sowie 
Fachpresse 
— Drucksache 8/1339 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Forschung und Technologie (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Herren! Der Antrag betreffend IuD-Programm 
der Bundesregierung und Zeitschriften sowie  Fach-
presse, der Ihnen heute zur ersten Beratung vor-
gelegt wird, fordert die Bundesregierung auf, bis 
zum Ende dieses Jahres — dabei kommt es uns 
auf einige Wochen oder Monate nicht an — einen 
Bericht zu erarbeiten und dem Deutschen Bundestag 
vorzulegen, der in der gebotenen Sachlichkeit aus-
führlich und systematisch alle verfassungsrecht-
lichen, wirtschaftlichen und organisatorischen Fra-
gen, Probleme und Folgen behandelt und darstellt, 
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Dr. Klein (Göttingen) 
die sich für das Publikum, für die Zeitschriften, für 
die Fachpresse, nicht zuletzt aber auch für die Auto-
ren aus dem Regierungsprogramm zur Förderung 
der Information und Dokumentation und den ge-
planten 16 sogenannten Fachinformationszentren er-
geben. 

Dieser Antrag, der, soweit ich sehe, ja weniger 
von parteipolitischer Brisanz als vielmehr von gro-
ßem sachlichen Interesse für die Betroffenen — und 
das sind wir letztlich alle — ist, geht auf eine Kleine 
Anfrage meiner Fraktion zurück, die von der Bun-
desregierung inzwischen beantwortet ist, wobei 
diese Antwort aber eine ganze Reihe von Dingen 
zu wünschen übrigläßt. 

Meine Fraktion geht deshalb von der Überzeu-
gung aus, daß es nicht nur im Interesse aller im 
Deutschen Bundestag vertretenen Parteien, sondern 
auch im Interesse einer sachorientierten Politik lie-
gen muß, diese politischen Planungs- und Entschei-
dungshilfen unverzüglich in Auftrag zu geben und 
dem Deutschen Bundestag zu gegebener Zeit über 
die Ergebnisse ausführlich und systematisch Bericht 
zu erstatten. 

Die in unserem Antrag ebenfalls genannten und 
für einen solchen Bericht an gesprochenen Fragen, die 
sich für das Urheberrecht aus der sprunghaften Ent-
wicklung von Technik und Ausmaß des Fotokopie-
rens inzwischen ergeben haben und noch verstärkt 
ergeben werden, hängen ursächlich mit den eben 
nur skizzierten Problemen zusammen. Eine gleich-
zeitige gründliche Behandlung dieser Problematik 
im Rahmen des von uns erbetenen Berichts der 
Bundesregierung bietet sich an. 

Die tiefgreifenden Veränderungen und Entwick-
lungen im Bereich der Massenmedien und die sich 
rasch und grundlegend verändernden inneren und 
äußeren Strukturen in diesem Bereich machen den 
Hinweis auf die verfassungsrechtlichen Grundlagen 
und das verfassungsrechtlich garantierte Informa-
tionsrecht und die Informationsfreiheit des Bürgers 
nur noch dringlicher. Diese für die Presse insgesamt 
maßgebenden und richtungweisenden Grundsätze 
gelten selbstverständlich auch für die Fachpresse 
und die Zeitschriften. 

Wir sind mit der Bundesregierung der Auffas-
sung, daß angesichts der ständig steigenden Informa-
tionsflut insbesondere im Bereich der Fachliteratur 
das Angebot an Fachliteratur, vor allem an Fach-
zeitschriften, besser erfaßt werden muß, damit es 
vielfach erst einmal erschlossen und dann dem inter-
essierten Leser und Spezialisten rascher, umfassen-
der und gründlicher zugänglich gemacht werden 
kann. Dabei geht die Union davon aus, daß, so 
wünschenswert verbesserter Zugang und optimale 
Verfügbarkeit auch sind, zunächst einmal alle recht-
lichen und insbesondere alle verfassungsrechtlichen 
Fragen eindeutig geklärt und die wesentlichen Kon-
sequenzen für die Fachpresse erfaßt und dargestellt 
werden müssen, bevor man dieses Programm in die 
Tat umzusetzen beginnt. 

Unter dem Einfluß der Entwicklung neuer Kom-
munikationstechnologien werden sich die Fachzeit

-

schrift selbst und das Bild des Verlegers sicherlich 
allmählich verändern. Zur Verarbeitung des Infor-
mationsangebots werden sich neue spezielle Dienst-
leistungssektoren und neue Verlagsserviceleistun-
gen entwickeln und mittelfristig durchsetzen. Auf 
der .  anderen Seite könnte die voreilige Einrichtung 
und Förderung von Fachinformationszentren nicht 
nur zu einer ersten Gefährdung für die Zeitschriften 
und Fachpresseverlage, sondern auch zu einem un

-

kalkulierbaren und gefährlichen Risiko für die In-
formationsquelle Fachpresse werden. 

Um das Ausmaß dieser Gefährdungen in über-
schaubaren Größen zu halten, wird es darauf an-
kommen, wie diese Fachinformationssysteme aus-
gestaltet werden sollen und können. Hier gibt es 
zur Zeit noch zu viele ungelöste Probleme, als daß 
man bereits jetzt zu politischen Entscheidungen kom-
men dürfte. So sind z. B. die wichtigen Fragen der 
Trägerschaft, des Zugangs, von Umfang und Art der 
gespeicherten Informationen, d. h. die Fragen: nur 
Fundstellennachweise oder Volltextdokumentation, 
nur bereits veröffentlichte Literatur oder auch so-
genannte Primärdokumentation, und andere, mehr 
weiter offen und dies stiftet angesichts einiger 
übereilter Entscheidungen ständig neue Unruhe und 
Verwirrung. 

Wir halten es für wichtig, daß die Bundesregie-
rung und vor allen Dingen das Bundesministerium 
für Forschung und Technologie in diesem Zusam-
menhang in der Öffentlichkeit mehrfach verlauten 
ließ und versichert hat, daß für die vorhandenen 
oder einzurichtenden IuD-Einrichtungen die soge-
nannte Volltextspeicherung und damit eine Belie-
ferung mit Originalliteratur und kopierten sowie 
ausgedruckten Volltexten nicht beabsichtigt sei. Man 
muß sich freilich- fragen, was von solchen Versiche-
rungen zu halten ist, wenn gleichzeitig die Tat-
sache bekannt wird, daß die mit dem BMFT koope-
rierenden, von ihm finanziell geförderten und für die 
Integration in IuD-Einrichtungen vorgesehenen 
Doma-Informgesellschaft zur Literaturinformation 
des Maschinenbaus mbH in Frankfurt und die Zen-
tralstelle Dokumentation Elektrotechnik e. V. beim 
VDE in Offenbach am Main ihren Benutzern den 
Bezug von fotokopierter Originalliteratur anbieten. 
Am Beispiel dieser beiden Einrichtungen, die beide 
mit der Technischen Informationsbibliothek in Han-
nover zusammenarbeiten, werden die rechtlichen 
Fragen und ungelösten Probleme deutlich. 

Ich meine, hier ist das Parlament aufgefordert, 
im Interesse seiner Glaubwürdigkeit geschlossen 
und einmütig von der Regierung Aufklärung und 
Auskunft zu erbitten. Der in dem Ihnen hier vor-
liegenden Antrag von uns geforderte Bericht könnte 
diese umfassende und systematische Aufklärung lie-
fern. Ich bitte Sie nachdrücklich um Ihre Unterstüt-
zung für unseren Antrag. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich mich jetzt 
unmittelbar in den parallel tagenden Unterausschuß 
für die parlamentarische Kontrolle der Nachrichten-
dienste zurückziehe, wo ich Berichterstatterpflichten 
zu erfüllen habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Stockleben. 

Stockleben (SPD): Herr Präsident! Meine Herren! 
Für die SPD/FDP-Bundestagsfraktionen stelle ich 
zum Inhalt des Antrages der  Opposition folgendes 
fest. Das Informations- und Dokumentationspro-
gramm der Bundesregierung ist eine gute Chance, 
Fachinformationen dem Leser rascher zugänglich 
zu machen, den Umgang mit der Fachliteratur zu 
erleichtern und deren Nutzung zu intensivieren. 
Der positive Aspekt, den das Informations- und 
Dokumentationsprogramm schon bisher für unsere 
Volkswirtschaft insgesamt beinhaltet, wird sicher-
lich von niemand in diesem Hohen Hause bestrit-
ten. Denn die ökonomischen Vorteile, die die Ab-
nehmer von Informationen, insbesondere auch 
Klein- und Mittelbetriebe, hierdurch als Angebot 
erhalten, sind von großer Bedeutung für die Wei-
terentwicklung des sich rasch verändernden Wis-
sensstandes sowie für die Strukturveränderung in 
einer sich rasch verändernden Produktionstechnik. 
Es ist daher wichtig und richtig, durch Erweiterung 
und Verbesserung der Informationsdienstleistungen 
die Effekttivität der Forschungs- und Entwicklungs-
arbeit in unserem Lande zu erhöhen, um somit In-
novationsvorgänge im Wirtschaftsbereich zu be-
schleunigen. Die wirtschaftliche Weiterentwick-
lung und die Sicherung der Arbeitsplätze der Zu-
kunft in unserem hochindustrialisierten Staat ist 
weitgehend mit der qualitativen Verbesserung der 
Produkte verbunden. Dies setzt künftig stärker als 
bisher eine rasche Umsetzung der Forschungs- und 
Entwicklungsergebnisse voraus. Die vorhandenen 
Fachinformationszentren sollen und werden in ver-
stärktem Maße branchenspezifisch sowie regional 
gezielt zwischen Forschung und Industrie  den  In-
formationsfluß verbessern. 

Die Bundesregierung hat deshalb bereits in ihrer 
Antwort auf die Anfrage der Opposition gut ver-
deutlicht, daß durch die verbesserte Nutzung der 
Erkenntnisse aus der Fachliteratur künftig nach 
den bisherigen Erfahrungen noch eine verstärkte 
Nachfrage zu erwarten ist. Als positives Zeichen 
dieser Entwicklung ist die im Jahre 1977 gegenüber 
1976 um 27 % gestiegene Anforderung der Literatur 
bei den Zentralbibliotheken der Medizin anzusehen. 
Die Inanspruchnahme dieses Angebots zeigt uns in 
der bisherigen Praxis sehr deutlich, welches Inter-
esse die Fachinformationszentren bereits heute im 
Bereich der Medizin haben. Die angeblich negati-
ven Folgen des Informations- und Dokumentations-
programms' für die Zeitschriften- und die Fach-
presse, wie von der CDU behauptet, aber nicht be-
legt, sollten von Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Opposition, durch konkrete Sachverhalte 
bzw. Fakten belegt werden. 

Was die verfassungsrechtlichen und organisato-
rischen Fragen angeht, so sind wir der Meinung, 
daß es gut und notwendig ist, daß zunächst einmal 
das Max-Planck-Institut zu 'den urheberrechtlichen 
Fragen eine entsprechende Untersuchung durch-
führt, damit es gleichzeitig zu dem Patent-, dem 
Urheber- sowie dem Wettbewerbsrecht eine ent-

sprechende Begutachtung vornimmt. Dieser Auftrag 
ist seit längerer Zeit vergeben. Wenn diese Ergeb-
nisse 1978 vorliegen und der Börsenverein des 
Deutschen Buchhandels seine ebenfalls in Vorberei-
tung befindliche Materialsammlung abgeschlossen 
hat, werden wir prüfen, welcher Fragenkomplex 
des Urheberrechts zu novellieren ist. 

Die sozialliberale Koalition ist bereit, die Regie-
rung in ihrem, wie ich meine, positiven Vorhaben 
zu unterstützen. Ihr Vorwurf, meine Damen und 
Herren von  der  Opposition, in dem Fachinfor-
mationszentrum „Juris" seien längst solche Voll-
texte gespeichert, ist nicht haltbar. Richtig ist, 
daß die Volltextspeicherung auf Gesetzestexte und 
Gerichtsentscheidungen beschränkt ist. Da dieser 
Bereich urheberrechtlich jedoch nicht geschützt ist, 
ist auch dieser Punkt Ihrer Begründung gegen-
standslos. 

Die Träger der Fachinformationszentren sind als 
GmbH gegründet, also auf privatwirtschaftlicher 
Grundlage. Dem Verlangen, der Bundesregierung 
eine Beteiligung anzubieten, wird gefolgt Sie sehen, 
daß wir auch hier dem privaten Interesse entgegen-
kommen. Wo allerdings das öffentliche Interesse 
überwiegt, wie im Bereich der Bildung bzw. der 
Medizin, sollten öffentlich-rechtliche Gesellschafts-
formen möglich sein. Dies ist für uns keine Doktrin, 
sondern ausschließlich eine Frage der Zweckmäßig-
keit. 

Meine Damen und Herren der Opposition, Ihr 
Antrag geht auf die Beantwortung der Kleinen An-
frage zurück. Sie sollten bei aufmerksamem Lesen 
der Beantwortung bereits festgestellt haben, daß 
sich keine negativen verfassungsrechtlichen, wirt-
schaftlichen sowie organisatorischen Folgen für die 
Fachpresse aus dem I-und-D-Programm der Bundes-
regierung ergeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, die Opposition, müssen daher erst einmal deut-
lich machen, welche negativen Konsequenzen Sie 
tatsächlich sehen. 

 
Noch einige Sätze zur augenblicklichen Handha-

bung des Kopierwesens. Hier wird vom BMFT im 
Sachverständigenkreis „Fachkommunikation" be-
reits ein vorliegendes Projekt „Zentraler Kopier-
dienst" vorbereitet, das auf die Anregung des Bör-
senvereins des Deutschen Buchhandels zurückgeht. 
Meine Damen und Herren, Material über Nachteile 
des Kopierens für Urheber wird nach Aussage des 
Bundesministers der Justiz inzwischen auch vom 
Börsenverein zusammengetragen. Damit soll das 
Begehren zur Änderung des Urheberrechts unter-
mauert werden. Da dieses Material zur Zeit jedoch 
noch nicht vorliegt, ist der Zeitpunkt für eine 
Novellierung, obwohl in dem Gesetzgebungspro-
gramm dieser Legislaturperiode enthalten, noch of-
fen. Deshalb schlagen wir vor, den Antrag der 
Opposition zur weiteren Behandlung und zur Präzi-
sierung an die zuständigen Ausschüsse zu überwei-
sen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, den Antrag an den Aus-
schuß für Forschung und Technologie — federfüh-
rend — und an den Innen- und Rechtsausschuß —

mitberatend — zu überweisen. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Antarktis-Vertrag 
— Drucksache 8/1427 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Zur Begründung des Antrags hat der Herr Ab-
geordnete von Geldern das Wort. 

Dr. von Geldern (CDU/CSU) : Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist bei wichtigen zukunftsorientierten inter-
nationalen Konferenzen in den letzten Jahren auf 
der Straße der Verlierer gewesen. Ich nenne hier 
nur die Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Na-
tionen, die in wenigen Wochen in die 7. Session 
geht und uns bisher nur Unerfreuliches beschert hat. 
Die CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages 
beantragt nun heute den Beitritt der Bundesrepublik 
als Vollmitglied zum Antarktis-Vertrag, damit wir 
nicht auch den Wettlauf um den sechsten Kontinent 
verlieren. 

Nach dem Antarktis-Vertrag vom 1. Dezember 
1959 soll die Antarktis ausschließlich friedlichen 
Zwecken dienen und nicht zum internationalen 
Streitobjekt werden. Die Freiheit und internationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaft-
lichen Forschung in der Antarktis sollen erhalten 
bleiben und gefördert werden. Den zwölf Vertrags-
partnern — unter ihnen die USA, die UdSSR, Groß-
britannien, Frankreich und Japan — hat sich im 
vergangenen Jahr Polen angeschlossen. Sechs Nicht-
konsultativ-, Nichtvollmitglieder kamen hinzu, dar-
unter am 19. November 1974 die DDR. Nach diesem 
Vertrag stellt sich die Antarktis als ein internatio-
naler Gemeinschaftsraum dar, in dem eine Staaten-
gruppe vertraglich zu internationaler Zusammen-
arbeit auf einem Spezialgebiet verpflichtet ist. 

In der Antarktis ist inzwischen eine neue Zeit 
angebrochen. Die romantische und heroische Ära . 

der antarktischen Entdeckungen ist weitgehend vor-
bei. Die Nachfolger von Scott und Amundsen sind 
hochspezialisierte, scharf planende Wissenschaft-
ler. Schon längst ist ein mit großer Härte, zuweilen 
sogar mit Verbitterung geführter Verteilungskampf 
um Nutzungsrechte an den letzten großen Reserven 
der Menschheit entbrannt. 

Das Thema „Bodenschätze der Antarktis" soll das 
zentrale Thema der 10. Tagung der Vertragsstaaten, 
die in wenigen Tagen in Canberra beginnt, sein. Öl, 

Gas und Krill sind drei der Rohstoffe, um die es da-
bei geht. Aber auch Uran sowie Platin, Chrom, Nik-
kel, Kupfer, Blei, Zink, Vanadium, Eisen, Kobalt, 
Zinn und Gold gibt es in der Antarktis. Selbst die 
wirtschaftliche Nutzung der Eisberge zur Wasser-
versorgung trockener Gebiete der Erde ist in den 
Bereich ernsthafter Betrachtung gerückt. Die Antark-
tis umfaßt fast 90 % der Süßwasserreserven der 
Erde. Die Antarktis ist daher ein Kontinent der Zu-
kunft, der einmal Nahrung, Energie und Rohstoffe 
liefern kann. 

Die Bundesrepublik ist als ein Handels-, Schiff-
fahrts- und Fernfischereistaat, als ein extrem roh-
stoffabhängiges, hochindustrialisiertes und welt-
marktbezogenes Land mit der höchsten Exportabhän-
gigkeit unter den großen Industriestaaten von der 
Neugestaltung der Rechte am, im und unter dem 
Meer und von der Ausschöpfung der Möglichkeiten 
der Hohen See und der Antarktis abhängig. Es ist 
das vitale Interesse der Bundesrepublik, bisher un-
genutzte Rohstoffquellen zu erschließen. Das erfor-
dert zwar hohe Investitionskosten. Da aber nur auf 
diese Weise zugleich Abhängigkeiten gemindert und 
ein Stück zusätzlicher Sicherheit für unsere Volks-
wirtschaft und für die Arbeitsplätze in unserem Land 
gewonnen werden können, sind diese Investitionen 
notwendig und in der Verantwortung für die Zu-
kunft unausweichlich. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 
3. Februar 1978 ist insoweit unzureichend. Es heißt 
darin: Bund, Länder und Gemeinden werden durch 
diesen Gesetzentwurf nicht unmittelbar mit Kosten 
belastet. Vage heißt es bei der Bewertung des Inter-
esses der Bundesrepublik Deutschland am Vertrag, 
die Bundesrepublik werde sich zu gegebener Zeit 
auch für die Teilnahme an den Konsultationstreffen 
qualifizieren können. 

Bis heute verantwortlich für diesen Bereich war 
Herr Matthöfer. Herr Matthöfer äußerte noch vor 
wenigen Wochen, am 8. Dezember 1977, er sei nicht 
der Auffassung, daß die Nutzung der antarktischen 
Rohstoffvorkommen nur denjenigen Staaten vorbe-
halten bleiben werde, die Mitglieder der sogenann-
ten Konsultationstreffen des Antarktis-Vertrages 
sind und das dafür geforderte Eintrittsgeld entrichtet 
haben. Er gab sich auch noch der Illusion hin, daß 
die Bundesrepublik bereits von Anfang an an den 
Verhandlungen über den Abschluß einer internatio-
nalen Konvention über Fischerei in der Antarktis 
beteiligt werde. 

Herr Matthöfer hielt ausdrücklich für unvertret-
bar, was jetzt eingetreten ist: daß nämlich andere 
Staaten ohne Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland beschließen, in welchen Gebieten der 
antarktischen Gewässer und in welchem Umfang 
deutsche Trawler Krill fangen bzw. deutsche For-
schungsschiffe wissenschaftliche Untersuchungen 
durchführen können. 

Ganz anders Herr Matthöfer am 30. Januar 1978. 
Jetzt, als feststand, daß er als Bundesminister für 
Forschung und Technologie von dem Teilzusammen-
bruch der Bundesregierung mitgerissen würde, jetzt, 
nachdem sich zwei Kabinettssitzungen, nämlich am 
30. November 1977 und am 18. Januar 1978, mit dem 
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Dr. von Geldern 
Thema Antarktis-Vertrag noch auf dem alten Kennt-
nis- und Meinungsstand von Herrn Matthöfer be-
faßt hatten, teilte er plötzlich dem Bundeskanzler mit 
— nachzulesen in der „Süddeutschen Zeitung" vom 
13. Februar 1978 —, er sei nun für einen Beitritt der 
Bundesrepublik zum Antarktis-Vertrag als Vollmit-
glied. Eine späte Erkenntnis. Herr Matthöfer schließt 
daran die Mitteilung an, daß das natürlich auch 
Haushaltskonsequenzen haben werde. Ich kann dazu 
nur sagen -- auch wenn er heute abend nicht hier 
ist —: Herr Finanzminister Matthöfer, hier sind Sie 
von sich selber angesprochen. Wir müssen eine ei-
gene landgelegene Forschungsstation einrichten. 

Aber wie einheitlich ist eigentlich in dieser Frage 
die Haltung der SPD-Fraktion? Vor drei Tagen er-
klärte im Pressedienst der SPD die Kollegin Frau Er-
ler hinsichtlich der künftigen Nutzung des Meeresbo-
dens, es dürfe kein Klub der Superreichen und Super

-

technologiebesitzenden gebildet werden. Gegen den 
erklärten Widerstand der Entwicklungsländer dürf-
ten Gebiete, die uns nicht gehören, nicht erschlossen 
und nicht ausgebeutet werden. Es dürften keine un-
gerechtfertigten Privilegien verteidigt werden, son-
dern es müsse eine sichere Rohstoffversorgung aus 
den Entwicklungsländern angestrebt werden. Wie 
paßt das zu den neueren Erkenntnissen von Herrn 
Minister Matthöfer? 

Wir jedenfalls erklären: Der volle Schritt muß nun 
getan werden, und zwar sofort. Das deutsche Inter-
esse an der Erforschung der Antarktis und die Not-
wendigkeit einer aktiven Beteiligung an allen inter-
nationalen Gremien im Rohstoffbereich sind nicht 
erst seit Tagen, sondern seit Jahren von Vertretern 
von Forschung und Wirtschaft vorgetragen worden. 
Eine Entschlußlosigkeit auf Raten können wir uns 
nicht länger leisten. Wirtschaftswachstum, technolo-
gische Entwicklung, Exportfähigkeit und Wettbe-
werbsfähigkeit, die Arbeitsplatzsicherung in der 
Bundesrepublik Deutschland und gerade auch die 
Unterstützung der Entwicklungsländer wären sonst 
gefährdet. 

Es waren rasche Schritte von der Entdeckungsge-
schichte und Eroberungsgeschichte der Antarktis in 
unserem Jahrhundert bis in die Politik von heute. 
Es werden rasche Schritte folgen von der Forschung 
und Wissenschaft von heute in die Wirtschaft der 
Zukunft. 

Es reicht nicht, daß der Bundeskanzler seine see-
fahrende Weltoffenheit mit der Mütze dokumentiert 

(Zurufe von der SPD) 

und zugleich die notwendige politische Führung un-
terläßt, die die Chancen für die Forschung und Tech-
nologie wahrnimmt, für die lebenswichtige Rohstoff-
zufuhr unserer Wirtschaft, für die Wahrung deut-
scher Interessen, wo immer diese im friedlichen Zu-
sammenwirken mit den Völkern genutzt werden 
können. Noch längeres Zögern auf diesem Gebiet 
wäre unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Damit 
ist der Antrag begründet. 

Wir treten in die Aussprache ein. Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der CDU/CSU scheint eine 
Art Bewältigung der Versäumnisse vergangener 
CDU/CSU-Regierungstätigkeit zu sein. 

(Dr. Narjes [CDU/CSU]: Sie hatten aber 
zehn Jahre Zeit!) 

Schließlich war schon 1959 die Möglichkeit gegeben, 
dem Antarktis-Pakt als Signatarstaat beizutreten. 
Das können Sie wohl nicht bestreiten. 

Außerdem ist es politischer Theaterdonner, einen 
derartigen Antrag zu stellen, zumal der Opposition 
spätestens seit November vorigen Jahres bekannt 
ist, daß die Bundesregierung intensiv einen Ge-
setzentwurf zum Beitritt zum Antarkis-Vertrag vor-
bereitet. 

Der Gesetzentwurf wurde am 18. Januar 1978 
vom Kabinett verabschiedet und den Gesetzge-
bungsorganen der Bundesrepublik überwiesen. Die 
Forderung im Oppositionsantrag, rohstoffbezogene 
Forschung als Begründung für den Vertragsbeitritt 
in den Vordergrund zu stellen, würde dem Sinn 
und Gehalt des Vertrags völlig widersprechen und 
der Absicht, Konsultativmitglied zu werden, gerade-
zu einen Riegel vorschieben. 

Ausschließlich friedliche Nutzung der Antarktis 
und internationale Zusammenarbeit auf der Grund-
lage von Forschungsfreiheit im Interesse der Wis-
senschaft und des Fortschritts der gesamten Mensch-
heit im Sinne der Charta der Vereinten Nationen 
und wie sie während des internationalen geophysi-
kalischen Jahres gehandhabt wurden, müssen vor-
rangiges Ziel unseres Beitritts sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Prinzipien des Vertrags müssen für uns ein 
wichtiges Anliegen sein. Das Verbot jeglicher mili-
tärischer Nutzung, das Verbot jeglicher Nuklearex-
plosionen, das Verbot der Ablagerung radioaktiven 
Mülls — im Gegensatz zu der Auffassung des der-
zeitigen niedersächsischen Ministerpräsidenten bin 
ich der Meinung, daß das auch für Grönland gelten 
sollte —, die Forschungsfreiheit auf dem Land, im, 
auf und über dem Meer sowie auf und unter dem 
Meeresboden südlich des 60. Grades südlicher Breite, 
die Zugangs- und Bewegungsfreiheit, die Inspek-
tionsfreiheit, das Konsultations- und Einmütigkeits-
prinzip und die Streitbeilegung sind die wichtigsten 
Prinzipien. 

Wir Sozialdemokraten streben schon lange die 
Konsultativmitgliedschaft an. Bereits im Jahre 1974 
wurde von uns im Ernährungsausschuß des Bundes-
tages nicht ohne Widerspruch der Opposition die 
Bereitstellung von Mitteln für die antarktischen 
Krill-Expeditionen beantragt. Die konzeptionellen 
Lösungsvorschläge der Seerechtsexperten der SPD-
Fraktion haben die Bundesregierung schon Anfang 
1977 bewogen, dem Forschungsschiff „Explorer" die 
Teilnahme an einem geophysikalischen Forschungs-
programm mit anderen Staaten in der Antarktis zu 
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Grunenberg 
ermöglichen. Das Schiff ist übrigens vor wenigen 
Tagen wieder in Kapstadt eingelaufen. 

Das Beispiel der Volksrepublik Polen, die im letz-
ten Jahr einziges Konsultativmitglied geworden ist, 
lehrt uns aber, daß der Weg zur Konsultativmitglied-
schaft über die einfache Mitgliedschaft und über die 
abgeschlossene Errichtung einer Forschungsstation 
auf dem antarktischen Festland erfolgen muß. Es ist 
daher völliger Unsinn, von der Bundesregierung zu 
verlangen, den zweiten Schritt vor dem ersten zu 
tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Man muß erst 
einmal anfangen!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion ermutigt die Bundes-
regierung, den eingeschlagenen Weg weiter zu ver-
folgen und schnellstmöglich die Voraussetzung für 
die Aufnahme als Konsultativmitglied des Antarktis

- 

Vertrags zu schaffen, und zwar durch Errichtung ei-
ner landgelegenen Forschungsstation, Erstellung des 
dazu erforderlichen Logistiksystems und Einrichtung 
eines Polarforschungsinstituts, eventuell in Verbin-
dung mit einer Bundesforschungsanstalt, an dem sich 
die Länder beteiligen können. Erste Mittel sollten, 
soweit haushaltsrechtlich möglich, bereits in diesem 
Jahr zur Verfügung gestellt werden. 

Es liegt jetzt am Bundesrat, den ihm vorliegenden 
Gesetzentwurf schleunigst zu behandeln, damit der 
Bundestag das Gesetz über den Beitritt zum Antark-
tis-Vertrag verabschieden kann. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion Drucksache 
8/1427 sollte als Diskussionsmaterial für die zustän-
digen Ausschüsse betrachtet werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Jung. 

Jung (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die etwas polemischen Be-
merkungen des Herrn Kollegen von Geldern sind 
mir nicht ganz verständlich, weil eine Prämisse des 
Antrags der CDU/CSU nämlich, daß man der UNO 
angehört denn nur den Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen steht der Beitritt zum Antarktis

-

Vertrag offen — erst zu schaffen war, und da darf 
ich Sie, Herrn von Geldern, an die Haltung Ihrer 
Fraktion erinnern. Dieser Vorwurf gegenüber der 
Bundesregierung oder den Koalitionsfraktionen geht 
also ins Leere. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Aber ich sehe Ihnen nach, daß Sie dies offensicht-
lich übersehen haben, weil Sie zu dem betreffenden 
Zeitpunkt nicht dem Deutschen Bundestag angehör-
ten. 

Ich möchte hier aber doch mehr die Gemeinsam-
keiten der drei Fraktionen und das gemeinsame 
Interesse dieses Hauses am Beitritt zum Antarktis

-

Vertrag unterstreichen; denn die Grundzüge des 
Antarktisi-Vertrages entsprechen den politischen 
Forderungen insbesondere auch meiner Fraktion. 
Auf die Details brauche ich deswegen nicht so sehr 

einzugehen, weil beide Vorredner hier den Inhalt 
beleuchtet haben. 

Wir meinen, daß die Vereinbarung, den Raum 
der Antarktis von militärischen Einrichtungen frei-
zuhalten, in diesem Raum vertrauensbildende Maß-
nahmen praktisch zu erproben und die vertraglich 
fixierte Sicherung ungestörter wissenschaftlicher 
Forschung und Kooperation auszubauen, allein 
schon die Notwendigkeit unterstreicht, diesem Ant-
arktis-Vertrag beizutreten. 

Wir begrüßen den Beitrittantrag darüber hinaus 
deshalb, weil er die Grundzüge der von uns getra-
gnen Außenpolitik verdeutlicht. Hier kann ein wei-
teres Mal nachgewiesen werden, daß die Bundes-
republik bereit ist, mitgestaltend Verantwortung 
zu übernehmen, Partnerschaft im Rahmen des Prin-
zips der Unabhängigkeit und Selbstbestimmung zu 
praktizieren. 

Wir gehen davon aus, daß die Bundesrepublik in 
alle Pflichten und Rechte eintritt, also auch die 
Aufnahme in die sogenannte Konsultationsrunde 
anstrebt. Es erscheint uns unumgänglich, uns die 
damit verbundenen wissenschaftlichen Möglichkei-
ten, die Herr Kollege von Geldern hier verdeut-
licht hat, zu erschließen. Auf die Notwendigkeit 
gerade der Möglichkeiten der globalen meteorologi-
schen Forschung sei hier ebenso am Rande verwie-
sen wie darauf, die Erforschung lebender Nahrungs-
reserven zu intensivieren. Erste Erfolge außerhalb 
dieses Vertrages — es wurde schon gesagt — hat 
bereits die Krill-Expedition 1975/76 erbracht. 

Uns liegt ferner daran, deutlich zu machen, daß 
der Antarktis-Vertrag besondere Bedeutung da-
durch erhält, daß er zum einen der erste Nicht-
rüstungsvertrag nach 1945 war und daß zum ande-
ren hier das Prinzip der kernwaffenfreien Region 
einvernehmlich vertraglich geregelt wurde. Wir tre-
ten dafür ein, diese beiden Sonderbedeutungen des 
Vertrages beispielhaft auszugestalten. 

Die Vollmitgliedschaft erscheint uns auch nötig, 
um in voller Verantwortung an dem möglichen 
wirtschaftlichen Ausbau des Vertrags teilzuhaben. 
Der Bundesrepublik kann dabei daraus, daß sie ter-
ritoriale Ansprüche nicht vertreten muß, eine be-
sondere Rolle zuwachsen, die dazu beitragen kann, 
die genannten außenpolitischen Prinzipien glaubhaft 
zu machen. — Deswegen darf ich hier für die Frak-
tion der Freien Demokraten betonen, daß wir den 
Antrag unterstützen und ihm zustimmen. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das 
Wort hat der Staatsminister im Auswärtigen Amt, 
Herr Dr. von Dohnanyi. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst, Herr Kollege von 
Geldern, eine Bemerkung zu einem Satz machen, den 
ich möglicherweise nicht richtig verstanden habe, 
der mir aber, wenn er so mißverständlich stehen-
bliebe, bedenklich erschiene. Sie haben sich etwa 
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Staatsminister Dr. von Dohnanyi 
so geäußert, daß es wichtig sei, daß die Bundes-
republik nicht auch den Wettlauf um den sechsten 
Kontinent verliere. — Ich kann nicht sehen, wo wir 
den Wettlauf um einen Kontinent verloren hätten. 
Dies ist auch eine Sprache, die eher aus den Jahren 
vor 1914 zu stammen scheint 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und die ja nun wirklich auch für die Bundesrepublik 
in keiner Weise gilt. Wir haben in den Jahren der 
Bundesrepublik Deutschland dafür gesorgt, alle ge-
meinsam, Sie und wir in Regierungsverantwortung 
und im Parlament, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land ihre Position politisch und ökonomisch ausbaut 
und sichert. Mir würde ein solcher Satz als ein Miß-
verständnis unangenehm sein. — Bitte, Herr Kol-
lege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, gestatten Sie die Zwischenfrage? — 
Bitte ! 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Herr Kollege von Doh-
nanyi, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
diese gängige Formulierung der Beurteilung des 
Kampfes um den Weltraum, die Tiefsee und jetzt 
auch die  Antarktis entspricht? Dies sind die drei 
Bereiche, in denen Naturforschung, Wissenschaft 
und technischer Wagemut und politische Entschei-
dungen zusammen etwas erreichen können. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Narjes, die Formulierung von 
dem Wettlauf um die Kontinente stammt wirklich 
— nehmen Sie mir das nicht übel — aus den Jahren 
vor 1914. Ich möchte hoffen, daß wir diese Formu-
lierung zumindest auf Kontinente nicht mehr anwen-
den. Wenn es um den Weltraum einen Wettlauf 
geben muß, dann ist das eine andere Sache, aber 
bitte nicht in der Form, in der das hier genannt 
worden ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU) 

Wenn das Mißverständnis damit aufgeklärt ist, um 
so besser. 

Die Bundesregierung begrüßt im übrigen die Tat-
sache, daß auf das Datum genau zu dem Zeitpunkt, 
zu dem ein Beschluß im Kabinett gefällt wurde, die 
Opposition einen Antrag eingebracht hat, der im 
Kern die Ziele der Bundesregierung unterstützt. Der 
Entwurf des Zustimmungsgesetzes auf der Bundes-
ratsdrucksache 79/78 vom 3. Februar 1978 wird im 
Bundesrat am 17. März behandelt und anschließend 
dem Bundestag zur ersten Lesung zugeleitet werden. 
In der genannten Bundesratsdrucksache werden fol-
gende Gründe genannt, die die Bundesregierung 
bestimmen, dem Vertrag beizutreten: 

1. Aktive Fortsetzung unserer Beteiligung an der 
internationalen Zusammenarbeit bei der Erfor-
schung der Ressourcen dieser Region, 

2. Sicherung unseres Anspruchs auf Teilnahme an 
der freien wissenschaftlichen Forschung in der 
Antarktis, 

3. Erleichterung des Informationsaustausches mit 
anderen Ländern, die bereits heute oder später über 
Erfahrungen in der Antarktisforschung verfügen. 

Die Bundesregierung unterstützt ausdrücklich die 
politische Zielsetzung des Antarktis-Vertrages hin-
sichtlich der Rüstungsbeschränkung und der Frei-
haltung der Region von Kernexplosionen. Die Bun-
desregierung erkennt auch die zunehmende Bedeu-
tung, die der Gesichtspunkt der wirtschaftlichen 
Nutzung der Antarktis in letzter Zeit gewonnen hat. 
Die hiermit zusammenhängende Fortentwicklung 
des Vertrages ist Gegenstand der Beratungen der 
Konsultativrunde, der heute 13 Staaten angehören. 
An .der Teilnahme in der Konsultativrunde sind wir 
ebenfalls interessiert, um auch ein Mitspracherecht 
bei der Festlegung der Nutzungsregionen zu haben. 
Die erste Voraussetzung für die Aufnahme in die 
Konsultativrunde ist aber der Beitritt zum Vertrag. 
Die Voraussetzungen hierfür sind von der Bundes-
regierung geschaffen worden. Die zweite Voraus-
setzung sind Ausführung und Nachweis erheblicher 
wissenschaftlicher Forschungsarbeiten. Mein Kol-
lege Grunenberg hat auf den Zusammenhang hinge-
wiesen, der hier hinsichtlich des Grundlagencharak-
ters der Forschungsarbeiten zu beachten ist. Die 
Signatarstaaten des Antarktis-Vertrages verstehen 
hierunter in erster Linie die Einrichtung und den 
Betrieb landgelegener Forschungsstationen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
teilt also auch die Auffassung der Antragsteller in-
sofern, daß es im Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland liegt, Zugang zu der Konsultativrunde 
zu gewinnen. Ich will aber im Gegensatz zu dem, 
was Herr von Geldern hier gesagt hat, unterstrei-
chen, daß der Kollege Matthöfer nicht bestritten hat, 
daß dies im Interesse der Bundesrepublik liegen 
könne. Er hat lediglich darauf hingewiesen, daß die 
Verteilung von Rohstoffen nicht allein den Mitglie-
dern des Antarktis-Paktes zugute kommen werde. 
Ich glaube, Herr Kollege von Geldern, dies kann 
auch nicht bestritten werden. 

Die Fischereifrage, auf die Sie hingewiesen haben, 
ist noch nicht entschieden. 

Im übrigen geht es u. a. auch aus rohstoffpoliti-
schen Gründen um ein Vorantreiben der Forschung 
in diesem Bereich. Konkrete Einzelheiten über Aus-
maß und Zusammensetzung der Rohstoffvorkommen 
sind noch nicht vollständig bekannt. Das liegt zum 
Teil daran, daß sich einerseits die systematische 
Suche nach Rohstoffen noch im Anfangsstadium be-
findet, und zum anderen daran, daß nur ein kleiner 
Teil der bisherigen Forschungsergebnisse veröffent-
licht worden ist. 

Wenn wir an einem Zugang der deutschen Wirt-
schaft zu den antarktischen Zukunftsreserven inter-
essiert sind, so geht es hierbei neben einer Siche-
rung unserer Rohstoffversorgung auch um die Mit-
wirkung an der Entwicklung und Bereitstellung der 
für die Ausbeutung dieser Rohstoffe geeigneten 
Technologien. Auch in dieser Beziehung soll die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft er-
halten bleiben und gestärkt werden. 
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Die Bedeutung, die die Bundesregierung der Er-

schließung antarktischer Ressourcen beimißt, ist 
an den beiden Expeditionen — auf die hier bereits 
Bezug genommen wurde — zur Erforschung der 
Krillbestände abzulesen. Die für die Kriliforschung 
bislang aufgewandten Mittel betragen zwischen 35 
und 40 Millionen DM. Der scheidende Bundesfor-
schungsminister hat — darauf ist hingewiesen wor-
den — in einem öffentlich bekanntgewordenen 
Brief die Richtung angedeutet, in der ,die For-
schungspolitik auf diesem Sektor in Zukunft voran-
getrieben werden sollte. 

Meine Damen und Herren, wir werden — dessen 
bin ich sicher — Gelegenheit haben, diese Fragen 
im Zusammenhang mit dem Entwurf eines Gesetzes 
zum Antarktis-Vertrag, Bundesrats-Drucksache 
79/78, zu debattieren. Ich bin sicher, daß wir dann 
auch Gelegenheit haben werden, wenigstens in die-
ser Frage eine gemeinsame Zielsetzung deutlich zu 
machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich 
schließe die Aussprache und schlage vor, den An-
trag an den Auswärtigen Ausschuß — federfüh-
rend —, an den Ausschuß für Wirtschaft und den 
Ausschuß für Forschung und Technologie — mit

-

beratend — sowie an den Haushaltsausschuß ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung zu überweisen. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

Entlastung der Bundesregierung wegen der 
Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung 
des Bundes für das Haushaltsjahr 1976 (Jah-
resrechnung 1976) 
— Drucksache 8/1428 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort zur Begründung und zur Aussprache 
wird nicht gewünscht. Ich schlage Ihnen vor, die 
Vorlage an den Haushaltsausschuß zu überweisen. 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

Veräußerung des „General-von-Steuben-
Hotels" an die Stadt Wiesbaden 
— Drucksache 8/1442 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort zur Begründung und zur Aussprache 
wird nicht gewünscht. Ich schlage vor, die Vorlage 
an  den  Haushaltsausschuß zu überweisen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Nunmehr rufe ich Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen (14. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Lemmrich, Dr. Abelein, Spranger, Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd), Dr. Dollinger, Dr. Jen-
ninger, Dr. Bötsch, Dr. Miltner, Ziegler, 
Kiechle, Biehle, Dr. Stark (Nürtingen), Stück-
len, Susset, Dr. Rose, Höffkes, Feinendegen, 
Glos, Regenspurger, Dr. Voss, Kolb, Lintner 
und Genossen 
Autobahn Würzburg—Ulm 
— Drucksachen 8/1075, 8/1466 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Ollesch 

Eine Ergänzung der  Berichterstattung wird nicht 
gewünscht. Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Wir treten in die Aussprache ein. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Diesen Antrag 
haben wir bei der ersten Lesung hier im Bundes-
tag nicht behandelt. Aber die Sache hat, glaube ich, 
doch eine gewisse Bedeutung, so daß wir sie jetzt 
bei der Verabschiedung erörtern müssen. 

Eine bedeutende in Hamburg erscheinende Wo-
chenzeitung schrieb am 10. Februar dieses Jahres 
über die Nadelöhre im Fernstraßennetz des deut-
schen Südens wie folgt: 

Die Münchener und die Stuttgarter wären 
glücklich, wenn sie der Reisesaison ebenso 
freudig entgegenschauen könnten wie die 
Frankfurter. 

— Das Autobahnkreuz bei Frankfurt wird ausge-
baut. — 

So gewiß wie die Schulferientermine sind die 
Stauungen in den süddeutschen Flaschenhälsen, 
und deren Länge wird in realem Verhältnis 
zu den kräftig gestiegenen Autozulassungen 
stehen. 

Diese Stauungen führen nicht nur im gesamten 
Straßennetz der süddeutschen Bundesländer infolge 
der Rückstauungen zu starken Behinderungen, be-
troffen sind vor allem die Autofahrer aus Nord-
und aus Nordwestdeutschland, die stundenlang im 
Sommer in diesen Stauungen im süddeutschen 
Autobahnnetz stehen müssen. 

Eine Änderung dieses Zustandes liegt nicht nur 
im Interesse der Süddeutschen, sondern im Inter-
esse aller Bürger der Bundesrepublik. 

Bei der Überprüfung der Dringlichkeiten im Fern-
straßenbau im Jahre 1975 — wie sie das Ausbau-
plangesetz vorschreibt — wurden die Verkehrsda-
ten des Jahres 1973 zugrunde gelegt, die noch unter 
dem Eindruck des Mineralölschocks standen. Für 
1985 wurde dabei ein Pkw-Bestand von 21 Millio-
nen Fahrzeugen angenommen. Doch bereits 1977 
wurde die 20-Millionen-Grenze überschritten. Seit 
1974 nahm der Pkw-Bestand jährlich um eine Mil-
lion Fahrzeuge zu. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Februar 1978 	5751 

Lemmrich 
Das schlug sich besonders beim Ferienreisever-

kehr stark nieder. Für viele war die Fahrt in den 
Urlaub erst einmal eine Reise in das Chaos. Das 
veranlaßte den Herrn Bundesverkehrsminister im 
Herbst 1977, sich bei sachkundigen Verbänden Rat 
zu holen, wie das geändert werden könnte. 

Die Entwicklung des Ferienreiseverkehrs z. B. auf 
der Autobahn von Hamburg bis Würzburg im baye-
rischen Bereich verdeutlicht die Problematik. Wäh-
rend 1974 noch 24 200 Fahrzeuge gezählt wurden, 
waren es 1976 bereits 31 100, was einen Zuwachs 
von 28 % innerhalb von drei Jahren ausmacht. Eine 
andere Zahl demonstriert diesen Sachverhalt eben-
falls. 

Während der Verkehr auf den Autobahnen im 
Bundesdurchschnitt bei 9 % lag, waren es auf den 
süddeutschen Autobahnen 31 %. Die zunehmenden 
Verkehrsstaus im süddeutschen Raum während an-
nähernd 200 Tagen im Jahr müssen dringend abge-
baut werden. Auch die Erhöhung der Verkehrs-
sicherheit gebietet das. 

Einen entscheidenden Beitrag zur Lösung dieses 
Problems kann der durchgehende Bau der A 7, die 
von Flensburg über Hamburg, Hannover, Kassel, 
Würzburg, Ulm zur Bundesgrenze Süd bei Füssen 
bzw. Lindau führt, leisten. Dort wird die große 
internationale Verbindung in das österreichische 
und dann in das schweizerische Autobahnnetz einge-
führt. Durch diese Autobahn könnte eine Entla-
stung der überlasteten Autobahnen nach Süden 
erfolgen. Bis 1983 könnte diese 890 km lange Auto-
bahn durchgehend befahrbar sein, wenn nicht ein 
Reststück von 89 km von Gollhofen — das ist süd-
lich von Würzburg — bis Aalen in Württemberg 
fehlen würde. 

Dieses Problem war schon 1975 bei der Ü berprü-
fung der Dringlichkeiten des Fernstraßenbaues be-
kannt. Es wurde jedoch damals vom Bundesminister 
für Verkehr nicht anerkannt. Anstatt diese 89 km 
in die höchste Dringlichkeitsstufe einzureihen, wur-
de der in der höchsten Dringlichkeit befindliche 
Abschnitt von 20 km von Würzburg bis Gollhofen 
sogar abgestuft und unter den möglichen weiteren 
Bedarf nach 1995 eingereiht. Wie vorher Bayern so 
habe auch ich damals im Verkehrsausschuß die 
Zahlen des Bundesministers für Verkehr, die zu 
dieser Einstufung führten, als falsch bezeichnet. 
Aber er beharrte auf seiner Meinung. In einer Dar-
legung vom Februar 1976 stellte er fest: 

Die ungünstige Bewertung des Abschnittes 
Würzburg—Ulm ist seit einiger Zeit zum Anlaß 
genommen worden, 'die Richtigkeit der Daten-
grundlage des Bewertungsverfahrens in Zwei-
fel zu ziehen ... Die von Bayern und Baden-
Württemberg genannten Zahlen sind weit über-
setzt. Bei einer sinnvollen Reduzierung ergäben 
sich für die Strecke Würzburg—Ulm Belastungs-
werte, die in etwa denen der Bewertung des 
Bundesverkehrsministers entsprächen. 

Heute muß festgestellt werden, daß das ein Irrtum 
gewesen war. Der Verkehrsausschuß hat jedoch be-
reits damals die Bedeutung dieser Autobahn für den 
gesamten Verkehr in der Bundesrepublik richtig ein- 

geschätzt. Mit Zustimmung aller Fraktionen hat er 
beträchtliche Teile dieser Autobahn in der Dring-
lichkeit aufgestuft und dafür andere Maßnahmen in 
den süddeutschen Bundesländern abgestuft. Da diese 
Tauschmöglichkeiten jedoch begrenzt waren, blieb 
die Lücke von 89 km. 

Nachdem alle Gespräche mit dem Bundesminister 
für Verkehr wie auch Briefe an ihn bzw. seinen 
Parlamentarischen Staatssekretär ohne Erfolg blie-
ben, haben 49 Abgeordnete der CDU/CSU am 
24. Oktober 1977 einen entsprechenden Antrag im 
Bundestag eingebracht. 

(Reuschenbach [SPD]: 25!) 

— Wenn Sie nicht richtig zählen können, ist das 
Ihre Sache. — Auf Grund der wesentlich veränder-
ten Verkehrsdaten gegenüber den vom Bundesmini-
ster angegebenen wird der Bundesminister für Ver-
kehr ersucht, von § 6 des Fernstraßenausbauplan-
gesetzes Gebrauch zu machen. Dieser Paragraph 
sieht vor, daß bei wesentlichen Ä nderungen der 
Verkehrsdaten von den festgesetzten Dringlichkei-
ten abgewichen werden kann. 

Für eine solche Lösung spricht auch, daß die 
890 km lange A 7 ihre volle Verkehrswirksamkeit 
erst erhält, wenn auch das 89 km lange Reststück, 
um das es sich bei diesem Antrag handelt, fertig-
gestellt ist. Solche großen Verkehrsverbindungen 
sollten in einem Zuge gebaut werden, nicht — wie 
im Bedarfsplan beabsichtigt — mit einer Zeitlücke, 
die von 1983 bis 1995 reichen würde. 

Auch andere Strecken wie die linksrheinische 
Autobahn wurden zu Recht in einem Zuge durch

-

gebaut. Bayern und Baden-Württemberg haben dazu 
durch eine beträchtliche Reduzierung der auf sie 
entfallenden Straßenbaumittel damals in den Jah-
ren 1971 bis 1975 beigetragen. 

Allerdings hat es auch nach Einreichung dieses 
Antrags noch einige Zeit gebraucht, bis der Bundes-
minister für Verkehr die Bedeutung der Schließung 
dieser Autobahnlücke erkannte. Noch am 7. De-
zember 1977 hat sein Parlamentarischer Staatssekre-
tär im Verkehrsausschuß bei der Beratung über den 
Ferienreiseverkehr diesen Antrag abgelehnt. Doch 
am selben Tag hat der Bundestagsausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau einstimmig, 
d. h. mit den Stimmen von CDU, CSU, SPD und FDP, 
diesen Antrag befürwortet. 

Dies hat augenscheinlich dem Bundesminister für 
Verkehr neue Denkanstöße gegeben, was nach Jah-
ren der Ablehnung zur Änderung seiner Haltung 
führte. Wir freuen uns, daß er sich den stichhaltigen 
Argumenten nicht mehr verschloß. 

Eigenartig war allerdings eine Pressemeldung des 
Bundesverkehrsministeriums in der „Süddeutschen 
Zeitung" vom 15. Dezember 1977, wonach der Bun-
desminister für Verkehr mitteilte, daß auch das 
Reststück der A 7 in Bau gehen soll und daß dieser 
Entscheidung ein Gespräch mit seinem SPD-Kolle-
gen, nämlich meinem Stellvertreter im Vorsitz des 
Verkehrsausschusses, vorangegangen sei. Dadurch 
wird der Eindruck erweckt, als sei erst dadurch die 
Erkenntnisfähigkeit des Herrn Ministers hergestellt 
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worden — ein etwas eigenartiges Verhalten im 
Blick auf einen im Bundestag zur Beratung anstehen-
den Antrag. Es mag sein, wie es will: Entscheidend 
ist, daß durch diesen Antrag das Nachdenken des 
Bundesministers für Verkehr neue Impulse erhielt. 

Als schwäbischer Abgeordneter war ich vorher 
etwas traurig, daß ausgerechnet die beiden Schwa-
ben im Bundesverkehrsministerium — Herr Minister 
Gscheidle und Herr Staatssekretär Haar — sich an-
schicken, gleich den sieben Schwaben einen Schwa

-

benstreich zu spielen. Niemand hätte verstanden, 
wenn bei einer 890 km langen Autobahn 89 km 
nicht fertiggestellt würden. An dem Tag, an dem 
der Verkehrsausschuß den Antrag beriet — es war 
dies am 18. Januar 1978 —, 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

ordnete der Bundesminister für Verkehr gegenüber 
den zuständigen Landesbehörden an, daß gemäß § 6 
des Ausbauplangesetzes, wie es in unserem Antrag 
gefordert wird, der Bau auch dieses Reststückes 
umgehend in Angriff zu nehmen ist. 

Der Bundesminister für Verkehr hat Einsicht ge-
zeigt, wofür ihm Dank gebührt. 

(Zuruf von der SPD) 

— Für diejenigen, die so ihre Bemerkungen machen 
wollen, ist vielleicht der Kindergarten ein günstiger 
Aufenthaltsort! 

Die Abgeordneten des Bundestages sind ihrer 
Kontrollfunktion gerecht geworden; denn alle Welt 
hätte 1983 schallend über uns gelacht, wenn der 
großen internationalen Verbindung von Flensburg 
bis Füssen oder Lindau mit ihrer Länge von 890 km 
ganze 89 km gefehlt hätten. Das zu verhindern, ist, 
glaube ich, ein Anliegen aller gewesen. 

Ich bedanke mich bei allen Kollegen von CDU/ 
CSU, SPD und FDP, die an dieser positiven Ent-
scheidung beteiligt sind. Viele haben sich seit Jah-
ren gemüht. Es ist eine Entscheidung nicht zuerst 
für eine Region, sondern für alle Bürger unseres 
Landes, die auf unseren Autobahnen fahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Gewaltig! Der Bundestag erhebt sich und 
singt eine Hymne! - Heiterkeit bei der 

SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Kollege Batz. 

Batz (SPD) : Herr Präsident! Meine lieben Kolle-
gen! Wenn ich ein Redemanuskript hätte, hätte ich 
es aus Gründen einer rationellen Beratung gerne 
dem Herrn Präsidenten zu Protokoll gegeben. Weil 
mir das nicht möglich ist, muß ich mir einige Berner-
kungen erlauben dürfen. 

Lieber Herr Kollege Lemmrich, wenn ich mir den 
Punkt 14 ansehe, dann muß ich feststellen, daß 
22 Antragsteller mit ihrem Namen für diesen An-
trag zeichnen. Ich möchte jetzt nicht schelten, wo 
die meisten sitzen; aber von den 22 Antragstellern 
sind nur drei hier, die sich diesem Antrag ange-
schlossen haben. 

Nun weiß ich eigentlich nicht, was wir heute hier 
diskutieren sollen. Geht es wirklich — ich habe 
versucht, das im Ausschuß deutlich zu machen — 
um  das Erstgeburtsrecht, wem es am schnellsten 
eingefallen ist, daß der Computer bei der Regie-
rung einen Fehler gemacht hat und daß wir die A 7 
eigentlich früher gebraucht hätten, oder wäre es 
nicht fair, zuzugeben, daß auch die Bayerische 
Staatsregierung damals, als wir uns alle damit be-
schäftigten, noch keinen Lösungsvorschlag machen 
konnte? Im Gegenteil. Wir befürchteten alle — ich 
sage das hier in aller Offenheit —, daß man unter 
Umständen sogar die Maintal-Autobahn angeboten 
hätte. Unsere Kollegen aus den Zonenrandgebieten 
haben uns alle sehr deutlich wissen lassen, daß sie 
damit nicht einverstanden sein könnten und auch 
nicht einverstanden sein wollten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage zu? 

Batz (SPD) : Natürlich, gern. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Kollege Batz, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß bei den Vorschlägen des Frei-
staates Bayern zur Fortschreibung der Dringlich-
keiten die gesamte Strecke im bayerischen Ge-
biet die höchste Dringlichkeitsstufe erhalten sollte? 

Batz (SPD) : Ich weiß das wohl. Mir geht es aber 
schließlich auch darum, daß man ein gewisses 
Quorum hat, auch wenn niemand das anerkennen 
will. Die Bayerische Staatsregierung muß von sich 
auch aus klarmachen, inwieweit sie überhaupt die 
finanziellen Möglichkeiten sieht, das Problem so 
zu lösen, wie wir es uns vorgestellt haben. Ich sage 
es noch einmal: Ich streite darum nicht. Jeder von 
uns ist froh, daß wir jetzt die A 7 ausbauen kön-
nen. Jedem wird dieser Ausbau nützen, vor allen 
Dingen wenn es darum geht, die Reise in den Ur-
laub statt die Reise in das Chaos anzutreten. Das 
Wort „Chaos" wird von diesem Podium aus ja oft 
in anderen Zusammenhängen gebraucht. Ich möchte 
mich jetzt nicht unbedingt anschließen. 

Sehr geehrter Herr Minister, mir geht es dar-
um, Ihnen zu sagen, daß meine Fraktion es sehr 
wohl anerkennt, daß wir rechtzeitig eine Situation 
geschaffen haben, die dem Raum dort nicht nur von 
der Verkehrsstruktur, sondern auch von . der wirt

-

schaftlichen Struktur entgegenkommt. 

Der Berichterstatter zu diesem Antrag hat im 
Ausschuß damals die Auffassung vertreten, daß 
man diesen Antrag nicht als erledigt zu betrachten 
habe, sondern ihn als voll erfüllt ansehen könne. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im Ausschuß hat es niemanden gegeben, der dem 
widersprochen hätte, auch nicht der Vorsitzende. 
Daher sollten wir hier im Plenum wirklich die Zeit 
sparen. Wir sollten nicht unbedingt so tun, als 
habe der eine in dieser Sache mehr Erfolg als der 
andere. Ich freue mich für meine bayerischen 
Landsleute, daß es klappt. Ich freue mich auch für 
die sogenannten Nordlichter, die nun in einigen 
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Jahren vielleicht etwas zügiger bei mir in Nürn-
berg vorbeifahren können. Ich hoffe, daß dann zu-
mindest der Streit ausgestanden ist, wer der erste 
war, wer die meisten Erfahrungen in dieser Sache 
hat und wer die meisten Erfolge in dieser Situation 
verzeichnen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffie. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Er war es!) 

.Hoffie (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu Ihrem Zwischenruf, Herr Kollege, 
möchte ich sagen: Nein, ich selbst war es sicher-
lich nicht. Die FDP-Bundestagsfraktion begrüßt die 
neuerliche Entwicklung hinsichtlich des Ausbaus 
der A 7 Würzburg—Ulm. Sie tut das insbesondere 
deshalb, weil es in der Tat die Freien Demokraten 
— insbesondere mein Kollege Alfred Ollesch — wa-
ren, die sich seit den Beratungen im März 1976 über 
den Ausbauplan für Bundesfernstraßen für den be-
schleunigten Ausbau dieser Autobahn eingesetzt ha-
ben. Sie bestätigen das, Herr Lemmrich. Von daher 
sind wir schon sehr dankbar dafür, daß Sie sich ge-
nötigt sahen, dieses Thema hier heute abend noch 
einmal anzusprechen. Damit habe ich zugleich auch 
die Streitfrage beantwortet, wer welche Verdienste 
hat. 

(Wehner [SPD] : Sonst will immer keiner 
Vater sein! Hier wollen viele Vater sein! 

— Heiterkeit) 

— Wie bei so manchen rätselhaften Vaterschaften, 
Herr Kollege Wehner, ist es auch hier so, daß es 
letztlich doch nur einer gewesen ist und daß am 
Schluß auch immer nur einer zahlt, wenn man es 
einmal richtig überprüft. 

Die Verkehrsentwicklung, wie sie im Antrag 
einer Gruppe von Abgeordneten der Opposition 
richtig dargestellt worden ist, hat die Planungen 
von damals überrollt. Dies hat der Verkehrsmini-
ster erkannt und im Herbst letzten Jahres den Auf-
trag erteit, die Fortschreibung des Bedarfsplanes für 
die Bundesfernstraßen beschleunigt durchzuführen 
und neue Daten im Hinblick auf die Festlegung von 
Dringlichkeitsstufen zu erarbeiten. Nachdem in Ge-
sprächen mit den zuständigen Ländern die finan-
zielle Absicherung des Ausbaus der A 7 hatte ge-
klärt werden können und die Fertigstellung bis 
1983 vorgesehen worden war, konnte — wie hier 
schon festgestellt wurde — der Antrag als tatsäch-
lich voll erfüllt angesehen werden. 

Die FDP befürwortet ganz grundsätzlich, daß, falls 
es erforderlich ist, die festgelegten Daten des Be-
darfsplans für Bundesfernstraßen gegebenenfalls 
entsprechend der Verkehrsentwicklung geändert 
werden, selbst wenn dies kurzfristig zu Verschie-
bungen der Länderquoten führt. Es hat sich gezeigt, 
daß die zur Verfügung gestellten Mittel in einigen 
Ländern nicht verbaut werden konnten, so daß 
es möglich ist, diese Gelder an anderer Stelle zu 
verwenden, wo eine besondere Dringlichkeit besteht 
und die Planungen abgeschlossen sind. 

Die FDP-Bundestagsfraktion stimmt der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen zu. Sie dankt dem 
Bundesminister für Verkehr besonders im Namen 
der Bevölkerung des süddeutschen Raums, vor 
allem aber aller Autofahrer, die die südlichen Auto-
bahnen befahren werden oder müssen, für diese 
rasche Initiative. — Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit zu so später Stunde. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
schließe die Aussprache. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses, den Antrag als erfüllt anzusehen, zustimmt, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Der Be-
schlußempfehlung ist einstimmig zugestimmt. 

Ich rufe die Punkte 15 und 16 gemeinsam auf: 

15. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu den Verordnun-
gen der Bundesregierung Aufhebbare Vier-
unddreißigste Verordnung zur Änderung der 
Ausfuhrliste — Anlage AL zur Außenwirt-
schaftsverordnung — 
Aufhebbare Achtunddreißigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverord-
nung 
— Drucksachen 8/1071, 8/1225, 8/1433 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schachtschabel 

16. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu den Verordnun-
gen der Bundesregierung Aufhebbare Verord-
nung zur Änderung des Deutschen Teil-Zoll-
tarifs (Nr. 12/77 — Erhöhung des Zollkontin-
gents 1977 für Bananen) 
Aufhebbare Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 13/77 — Zweite 
Erhöhung des Zollkontingents 1977 für Ba-
nanen) 
Aufhebbare Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 2/78 — Zollkon-
tingent 1978 für Bananen) 

— Drucksachen 8/1028, 8/1395, 8/1396, 8/1443 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schachtschabel 

Von diesen Berichten braucht das Haus, wenn 
nicht Anträge aus der Mitte des Hauses vorliegen, 
nur Kenntnis zu nehmen. Weder zu Punkt 15 noch 
zu Punkt 16 liegen Anträge vor. Das Haus hat von 
den beiden Berichten Kenntnis genommen. 

Ich rufe Punkt 17 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Gewährung finanzieller Beihilfen für 
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Demonstrationsvorhaben zur Energie-Ein-
sparung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Gewährung einer finanziellen Unter-
stützung für Vorhaben zur Nutzung alter-
nativer Energiequellen 
— Drucksachen 8/637, 8/1431 - 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Haussmann 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Das' Wort 
wird weder zur Ergänzung des Berichts noch zur 
Aussprache gewünscht. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses in 
den Nummern 1 und 2 der Drucksache 8/1431 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mig so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Beratungen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Freitag, den 17. Februar, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.08 Uhr) 
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